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Artikel 3 
Aufhebung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 

Artikel 3 
Aufhebung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 

 § 33. Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. 12. 2019 außer Kraft. 

Artikel 4 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Artikel 4 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Anwendungsbereich des Gesetzes Anwendungsbereich des Gesetzes 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

 (3) Unter Erhebung im Sinn dieses Bundesgesetzes sind alle der 
Durchführung der Abgabenvorschriften dienenden abgabenbehördlichen 
Maßnahmen zu verstehen. 

2. ABSCHNITT. 2. ABSCHNITT. 

Abgabenbehörden und Parteien. Abgabenbehörden und Parteien. 

A. Abgabenbehörden. A. Abgabenbehörden. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 1. Allgemeine Bestimmungen. 

 Bundesfinanzverwaltung 

§ 49.  § 49. Die Bundesfinanzverwaltung besteht aus 

  1. den Abgabenbehörden des Bundes, nämlich: 

  a) dem Bundesminister für Finanzen 

  b) den Finanzämtern, und zwar 

  – dem Finanzamt Österreich und 

  – dem Finanzamt für Großbetriebe und 

  c) dem Zollamt Österreich; 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  2. dem Amt für Betrugsbekämpfung und 

(1) Abgabenbehörden sind die mit der Erhebung der im § 1 bezeichneten 
öffentlichen Abgaben und Beiträge betrauten Behörden der 
Abgabenverwaltung des Bundes (§ 52), der Länder und Gemeinden. 

 3. dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge. 

(2) Unter Erhebung im Sinn dieses Bundesgesetzes sind alle der 
Durchführung der Abgabenvorschriften dienenden abgabenbehördlichen 
Maßnahmen zu verstehen. 

 

 Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden 

§ 50. Die Abgabenbehörden haben ihre sachliche und örtliche Zuständigkeit 
von Amts wegen wahrzunehmen. Langen bei ihnen Anbringen ein, zu deren 
Behandlung sie nicht zuständig sind, so haben sie diese ohne unnötigen Aufschub 
auf Gefahr des Einschreiters an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder den 
Einschreiter an diese zu weisen. 

§ 50. Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden sind die mit der 
Erhebung der in § 1 bezeichneten öffentlichen Abgaben und Beiträge betrauten 
Behörden der Länder und Gemeinden. 

 Zuständigkeit 

 § 51. Die Zuständigkeit einer Abgabenbehörde ergibt sich aus dem jeweils 
durch Bundes- oder Landesgesetz für sie festgelegten Aufgabenbereich. 

2. Zuständigkeit der Abgabenbehörden des Bundes Zuständigkeitsstreit 

§ 52.  § 52. (1) Über einen Zuständigkeitsstreit zwischen Abgabenbehörden des 
Bundes entscheidet der Bundesminister für Finanzen. 

Soweit nicht anderes bestimmt wird, sind für die Zuständigkeit der 
Abgabenbehörden des Bundes die Vorschriften des 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 – AVOG 2010 maßgeblich. 

(2) Bei Gefahr im Verzug hat jede Abgabenbehörde des Bundes in ihrem 
Amtsbereich die notwendigen Amtshandlungen unter gleichzeitiger 
Verständigung der anderen Behörde vorzunehmen. 

 Vorgehen bei Unzuständigkeit 

 § 53. Die Abgabenbehörden haben ihre Zuständigkeit von Amts wegen 
wahrzunehmen. Langen bei ihnen Anbringen ein, für deren Behandlung sie nicht 
zuständig sind, haben sie diese ohne unnötigen Aufschub auf Gefahr des 
Einschreiters an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder den Einschreiter an 
diese zu verweisen. 

 Befugnisse der Abgabenbehörden 

 § 54. (1) Organe jeder Abgabenbehörde des Bundes können zur Gewinnung 
von für die Erhebung von Abgaben maßgebenden Daten 

    1. allgemeine Aufsichtsmaßnahmen (§ 143 und § 144), 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
    2. Ersuchen um Beistand (§§ 158 bis 160) sowie 
    3. die notwendigen Aufsichts-, Kontroll- und 

Beweissicherungsmaßnahmen gemäß § 147a und § 147b 

  vornehmen. 

 (2) Bei Gefahr im Verzug können Organe jeder Abgabenbehörde des Bundes 
auch 

    1. Sicherstellungsaufträge (§ 232) erlassen sowie 
    2. Vollstreckungshandlungen (§§ 31, 65 ff und 75 der 

Abgabenexekutionsordnung – AbgEO, BGBl. 
Nr. 104/1949) und 

    3. Sicherungsmaßnahmen (§ 78 AbgEO) 

 vornehmen. 

 (3) Bei der Durchführung von Amtshandlungen im Sinn des Abs. 1 oder 2 
werden die Organe als Organe der jeweils zuständigen Abgabenbehörde tätig. 

 (4) Sonstige Befugnisse, die sich aus anderen rechtlichen Bestimmungen 
ergeben, bleiben unberührt. 

 2. Bundesminister für Finanzen 

 Zuständigkeit 

 § 55. Die Zuständigkeit des Bundesministers für Finanzen als 
Abgabenbehörde wird durch Bundesgesetz geregelt. 

 Zuständigkeit für Vergütungen 

 § 56. Dem Bundesminister für Finanzen obliegt die Vergütung der 
Umsatzsteuer, der Elektrizitäts- und der Erdgasabgabe an internationale 
Organisationen und deren Vergütungsberechtigte. 

 3. Finanzämter 

 Organisation 

 § 57. (1) Der Wirkungsbereich der Finanzämter erstreckt sich auf das 
gesamte Bundesgebiet. Für jedes der beiden Finanzämter kann der 
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung den Sitz festlegen. 

 (2) Die Leitung der Finanzämter erfolgt jeweils durch einen Vorstand. Ihm 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
obliegt insbesondere die organisatorische, personelle, wirtschaftliche und 
finanzielle Leitung. 

 (3) Dem Vorstand des Finanzamtes Österreich können für die 
organisatorische, personelle, wirtschaftliche und finanzielle Leitung 
Bereichsleiter und für die fachliche Leitung Fachbereichsleiter zur Seite gestellt 
werden. 

 (4) Dem Vorstand des Finanzamtes für Großbetriebe kann für die fachliche 
Leitung ein Fachbereichsleiter zur Seite gestellt werden. 

 Übertragung der Zuständigkeit 

 § 58. (1) Ein Finanzamt kann aus Gründen der Zweckmäßigkeit, 
insbesondere zur Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens, die 
Erhebung einer Abgabe auf das andere Finanzamt mit Bescheid befristet oder 
unbefristet übertragen, sofern nicht überwiegende Interessen der Partei 
entgegenstehen. 

 (2) Der Abgabepflichtige kann einen Antrag auf Übertragung der 
Zuständigkeit auf das andere Finanzamt stellen, wenn wahrscheinlich ist, dass das 
andere Finanzamt zu einem späteren Zeitpunkt zuständig werden wird. 

 (3) Die Zuständigkeit geht im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides auf 
das andere Finanzamt über. 

 Übergang der Zuständigkeit 

 § 59. Die Zuständigkeit des einen Finanzamtes endet in dem Zeitpunkt, in 
dem das andere Finanzamt von den seine Zuständigkeit begründenden 
Voraussetzungen Kenntnis erlangt. Vom Übergang der Zuständigkeit ist der 
Abgabepflichtige zu verständigen. Solange er nicht verständigt worden ist, kann 
er Anbringen an jedes Finanzamt richten. 

 Beschwerdeverfahren 

 § 60. Die Übertragung oder der Übergang der Zuständigkeit von einem 
Finanzamt auf ein anderes berührt nicht die Zuständigkeit des bisher zuständig 
gewesenen Finanzamtes im Beschwerdeverfahren betreffend der von diesem 
erlassenen Bescheide. 

 Zuständigkeit des Finanzamtes Österreich 

 § 61. (1) Das Finanzamt Österreich ist zuständig für 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
    1. die Wahrnehmung einer Aufgabe, die einer 

Abgabenbehörde übertragen ist, wenn weder die 
Voraussetzungen für die Zuständigkeit des Bundesministers 
für Finanzen, noch für die Zuständigkeit des Finanzamtes 
für Großbetriebe noch jene für die Zuständigkeit des 
Zollamtes Österreich vorliegen, 

    2. die Wahrnehmung einer Aufgabe, die einem Finanzamt 
übertragen ist, wenn die Voraussetzungen für die 
Zuständigkeit des Finanzamtes für Großbetriebe nicht 
vorliegen. 

 (2) Das Finanzamt Österreich ist jedenfalls zuständig für 
    1. in Bezug auf Anträge auf Vorsteuererstattung für im Inland 

ansässige Unternehmer in Anwendung von Art. 18 der 
Richtlinie 2008/9/EG zur Regelung der Erstattung der 
Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht 
im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen 
Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige, ABl. Nr. L 44 vom 
20.02.2008 S. 23, 

    a) die Prüfung der Vollständigkeit und Zulässigkeit, 

    b) die Weiterleitung und 

    c) die Zustellung von Erledigungen der Abgabenbehörden der anderen 
Mitgliedstaaten; 

    2. die Erhebung der Umsatzsteuer von Unternehmern, die ihr 
Unternehmen vom Ausland aus betreiben und im Inland 
weder eine Betriebsstätte haben noch Umsätze aus der 
Nutzung eines im Inlande gelegenen Grundbesitzes 
erzielen; 

    3. die Rückerstattung der Kühlgeräteentsorgungsbeiträge im 
Sinn des Bundesgesetzes über die Ermächtigung zur 
Übernahme der Rückerstattung der 
Kühlgeräteentsorgungsbeiträge, BGBl. I Nr. 63/2011. 

 Zuständigkeit des Finanzamtes für Großbetriebe 

 § 62. (1) Das Finanzamt für Großbetriebe ist in Bezug auf die in Abs. 2 und 
3 genannten Angelegenheiten zuständig für 

    1. Abgabepflichtige, die einen Gewerbebetrieb, eine Betriebsstätte oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten, wenn entweder die 
beiden zuletzt gemäß Abs. 5 bekannt gegebenen Umsatzerlöse (§ 189a 
Z 5 des Unternehmensgesetzbuches – UGB, dRGBl. S. 219/1897) oder 
die in den beiden zuletzt abgegebenen Steuererklärungen gemäß § 21 
Abs. 4 UStG 1994 erklärten Umsätze gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 
jeweils mehr als 10 Millionen Euro überschritten haben; 

    2. Betriebe gewerblicher Art einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
(§ 2 KStG 1988), wenn für mindestens einen Betrieb gewerblicher Art 
dieser Körperschaft des öffentlichen Rechts die Voraussetzungen der Z 1 
erfüllt sind; 

    3. Abgabepflichtige, die in einem länderbezogenen Bericht gemäß § 2 Z 6 
des Verrechnungspreisdokumentationsgesetzes – VPDG, BGBl. I 
Nr. 77/2016, der für das zweitvorangegangene Wirtschaftsjahr 
übermittelt worden (§ 8 VPDG) oder eingegangen ist (§ 12 VPDG) 
angeführt werden; 

    4. die Oesterreichische Nationalbank; 

    5. alle Unternehmen, die der Aufsicht aufgrund eines der in § 2 des 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes – FMABG, BGBl. I Nr. 97/2001, 
genannten Bundesgesetze unterliegen; 

    6. Privatstiftungen im Sinn des Bundesgesetzes über Privatstiftungen, 
BGBl. Nr. 694/1993 und vergleichbare ausländische Einrichtungen; 

    7. Stiftungen oder Fonds im Sinn des Bundes-Stiftungs- und 
Fondsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. 160/2015, oder im Sinn einer diesem 
Bundesgesetz entsprechenden landesgesetzlichen Regelung 
einschließlich entsprechender Gebilde im Gründungsstadium; 

    8. Bauvereinigungen, die nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBl. Nr. 139/1979, als gemeinnützig anerkannt sind; 

    9. Abgabepflichtige, die Teil einer Unternehmensgruppe gemäß § 9 
KStG 1988 sind – einschließlich der die finanzielle Verbindung 
vermittelnden Personengesellschaften, wenn der Gruppenträger oder 
zumindest ein Gruppenmitglied 

    a) gemäß Z 1 bis 3 oder 5 bis 8 in die Zuständigkeit des Finanzamtes für 
Großbetriebe fällt oder 

    b) seinen Sitz nicht in Österreich hat; 

    10. Abgabepflichtige, für die der Wechsel in die begleitende Kontrolle 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
rechtskräftig festgestellt worden ist. 

 (2) Das Finanzamt für Großbetriebe ist für die in Abs. 1 angeführten 
Abgabepflichtigen zuständig für die Erhebung sämtlicher bundesgesetzlich 
geregelter Abgaben. Ausgenommen davon sind 

    1. die Abgaben, die durch das Zollamt Österreich zu erheben sind (§ 64), 

    2. die Gebühren im Sinn des Gebührengesetzes, BGBl. Nr. 267/1957, 

    3. die Gebühren im Sinn des Konsulargebührengesetzes, BGBl. 
Nr. 100/1992, 

    4. die Grunderwerbsteuer, 

    5. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 

    6. die Bodenwertabgabe, 

    7. die Versicherungssteuer, 

    8. die Feuerschutzsteuer, 

    9. die Flugabgabe, 

    10. der Finanzierungsbeitrag gemäß § 1 Abs. 4 des Glücksspielgesetzes – 
GSpG, BGBl. Nr. 620/1989, 

    11. die Konzessionsabgabe gemäß § 17 GSpG, 

    12. die Spielbankenabgabe gemäß § 28 und § 29 GSpG, 

    13. die Glücksspielabgaben gemäß § 57 bis § 59 GSpG, 

    14. die Gebühren gemäß § 59a GSpG. 

 Nicht in die Zuständigkeit des Finanzamtes für Großbetriebe fallen jene 
Aufgaben, die gemäß § 61 Abs. 2 dem Finanzamt Österreich obliegen. 

 (3) Das Finanzamt für Großbetriebe ist für die in Abs. 1 angeführten 
Abgabepflichtigen weiters zuständig für die Wahrnehmung der Angelegenheiten 

    1. der Abzugsteuern einschließlich der Vorschreibung der 
Kapitalertragsteuer gemäß § 95 Abs. 4 EStG 1988, 

    2. der Beihilfe gemäß Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetz, 
BGBl. I Nr. 40/2014. 

 (4) Das Finanzamt für Großbetriebe ist jedenfalls zuständig für 

    1. die auf Grund völkerrechtlicher Verträge vorgesehene Rückzahlung von 
Abgaben; 

    2. die Rückzahlung oder Erstattung der Kapitalertragsteuer gemäß § 94 Z 2 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
EStG 1988, § 99a Abs. 8 EStG 1988, § 21 Abs. 1 Z 1a KStG 1988 oder 
mangels Erfüllung der Voraussetzungen des § 98 Abs. 1 Z 5 EStG 1988; 

    3. die Rückzahlung der Körperschaftsteuer an ausländische Einrichtungen 
im Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes, BGBl. Nr. 281/1990, 
wegen Vorliegens der Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6 
Abs. 1 KStG 1988; 

    4. die Erhebung der Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn für 
Bezüge und Vorteile von ausländischen Einrichtungen im Sinn des § 5 
Z 4 PKG, die im Inland über keine Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988) 
verfügen; 

    5. Angelegenheiten betreffend Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften im 
Sinn des § 6b KStG 1988; 

    6. Angelegenheiten betreffend die pauschale Erstattung von 
Einkommensteuer gemäß § 108 Abs. 5 EStG 1988, § 108a Abs. 4 und 
Abs. 5 letzter Satz EStG 1988 sowie § 108g Abs. 4 und Abs. 5 letzter 
Satz EStG 1988. 

 (5) Für die Wahrnehmung der Zuständigkeit sind die Umsatzerlöse gemäß 
Abs. 1 Z 1 oder 2 in der Steuererklärung gemäß §§ 42, 43 EStG 1988 oder § 24 
Abs. 3 Z 1 KStG 1988 bekannt zu geben. 

 (6) Für die Wahrnehmung der Zuständigkeit gemäß Abs. 1 Z 5 hat die 
Finanzmarktaufsichtsbehörde dem Finanzamt für Großbetriebe Informationen 
über sämtliche im Sinne des § 2 FMABG vorliegenden Genehmigungen 
elektronisch zu übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, 
den Inhalt und das Verfahren der elektronischen Übermittlung mit Verordnung 
festzulegen. 

 (7) Die dem Bundesminister für Finanzen gemäß § 2 Abs. 2 Z 6 FOnV 2006 
übermittelten Daten, können auch für die Wahrnehmung der Zuständigkeit gemäß 
Abs. 1 Z 8 verarbeitet werden. 

 4. Zollamt Österreich 

 Organisation 

 § 63. (1) Der Wirkungsbereich des Zollamtes Österreich erstreckt sich auf 
das gesamte Bundesgebiet. Der Bundesminister für Finanzen kann mit 
Verordnung den Sitz des Zollamtes Österreich festlegen. 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

8 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  9 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (2) Die Leitung des Zollamtes Österreich erfolgt durch den Vorstand. Ihm 
obliegt insbesondere die organisatorische, personelle, wirtschaftliche und 
finanzielle Leitung. 

 (3) Dem Vorstand können für die organisatorische, personelle, 
wirtschaftliche und finanzielle Leitung Bereichsleiter und für die fachliche 
Leitung Fachbereichsleiter zur Seite gestellt werden. 

 (4) Der Vorstand des Zollamtes Österreich kann Zollstellen einrichten. Die 
Einrichtung oder Schließung einer Zollstelle sowie ihr örtlicher und sachlicher 
Wirkungsbereich sind kundzumachen. 

 Zuständigkeit 

 § 64. (1) Das Zollamt Österreich ist – unbeschadet der Zuständigkeit anderer 
Behörden und der dem Zollamt Österreich durch sonstige Rechtsvorschriften 
übertragenen Aufgaben – zuständig für: 

    1. die Vollziehung des Zollrechts (§§ 1 und 2 des Zollrechts-
Durchführungsgesetzes – ZollR-DG, BGBl. Nr. 659/1994), 

    2. die Vollziehung der Gemeinsamen Marktordnungsorganisation, soweit 
nicht eine andere Behörde zuständig ist, 

    3. die Erhebung der Verbrauchsteuern, 

    4. die Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer nach Maßgabe des § 26 Abs. 3 
UStG 1994, 

    5. die Vollziehung der Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 über die 
Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft oder aus der 
Gemeinschaft verbracht werden, ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2005 S. 9, 

    6. die Erhebung der Punzierungskontrollgebühr gemäß § 20 des 
Punzierungsgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 24/2001, 

    7. die Vollziehung des § 2a des Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. 
Nichtraucherschutzgesetz – TNRSG, BGBl. Nr. 431/1995, 

    8. die Vollziehung des Tabakmonopolgesetzes 1996 – TabMG 1996, BGBl. 
Nr. 830/1995, 

    9. die Erhebung des Altlastenbeitrages im Sinn des 
Altlastensanierungsgesetzes, BGBl. Nr. 299/1989. 

 (2) Die Ortsgemeinden Jungholz (Tirol) und Mittelberg (Vorarlberg) fallen 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des Zollamtes Österreich. Das gilt nicht für die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erhebung des Altlastenbeitrages. 

3. Subsidiarzuständigkeit  

§ 70. Soweit über die örtliche Zuständigkeit der Abgabenbehörden nicht 
anderes bestimmt wird, richtet sich diese 

 

 1. in Sachen, die sich auf ein unbewegliches Gut beziehen: nach der Lage 
des Gutes; 

 

 2. in Sachen, die sich auf den Betrieb eines Unternehmens oder einer 
sonstigen dauernden Tätigkeit beziehen: nach dem Ort, von dem aus das 
Unternehmen betrieben oder die Tätigkeit ausgeübt wird, worden ist oder 
werden soll; 

 

 3. in sonstigen Sachen: zunächst nach dem Wohnsitz (Sitz) des 
Abgabepflichtigen, dann nach seinem Aufenthalt, schließlich nach 
seinem letzten Wohnsitz (Sitz) im Inland, wenn aber keiner dieser 
Zuständigkeitsgründe in Betracht kommen kann oder Gefahr im Verzug 
ist, nach dem Anlaß zum Einschreiten. 

 

§ 95. Sonstige Erledigungen einer Abgabenbehörde können mündlich 
ergehen, soweit nicht die Partei eine schriftliche Erledigung verlangt. Der Inhalt 
mündlicher Erledigungen - mit Ausnahme solcher der Zollämter im Reiseverkehr 
und kleinen Grenzverkehr - ist in Aktenvermerken festzuhalten. 

§ 95. Sonstige Erledigungen einer Abgabenbehörde können mündlich 
ergehen, soweit nicht die Partei eine schriftliche Erledigung verlangt. Der Inhalt 
mündlicher Erledigungen - mit Ausnahme solcher des Zollamtes Österreich im 
Reiseverkehr und kleinen Grenzverkehr - ist in Aktenvermerken festzuhalten. 

§ 121a. (1) Schenkungen unter Lebenden (§ 3 Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetz 1955) sowie Zweckzuwendungen unter Lebenden (§ 4 
Z 2 Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) sind nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen dem Finanzamt (Abs. 7) anzuzeigen, 

§ 121a. (1) Schenkungen unter Lebenden (§ 3 Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetz 1955) sowie Zweckzuwendungen unter Lebenden (§ 4 
Z 2 Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) sind nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen dem Finanzamt Österreich anzuzeigen, 

  1. und 2. …   1. und 2. … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

(7) Die Anzeige ist an ein Finanzamt mit allgemeinem Aufgabenkreis zu 
übermitteln. 

 

(8) und (9) … (8) und (9) … 

 1a. besondere Befugnisse 

 Betretungsrecht 

 § 146a. Die Organe der Abgabenbehörden der Bundes sind für Zwecke der 
Abgabenerhebung und zur Wahrnehmung anderer durch unmittelbar 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anwendbares Recht der Europäischen Union oder Bundesgesetz übertragener 
Aufgaben berechtigt, Grundstücke und Baulichkeiten, Betriebsstätten, 
Betriebsräume und Arbeitsstätten zu betreten und Wege zu befahren, auch wenn 
dies sonst der Allgemeinheit untersagt ist, wenn Grund zur Annahme besteht, 
dass dort Zuwiderhandlungen gegen die von den Abgabenbehörden zu 
vollziehenden Rechtsvorschriften begangen werden. 

 Identitätsfeststellungsrecht 

 § 146b. (1) Die Organe der Abgabenbehörden des Bundes sind im Rahmen 
ihrer Aufsichts- und Kontrolltätigkeit befugt, die Identität von Personen 
festzustellen, bei denen Grund zur Annahme besteht, dass sie Zuwiderhandlungen 
gegen die von den Abgabenbehörden zu vollziehenden Rechtsvorschriften 
begehen, sowie Fahrzeuge und sonstige Beförderungsmittel anzuhalten und diese 
einschließlich der mitgeführten Güter zu überprüfen und berechtigt, von 
jedermann Auskunft über alle für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben 
maßgebenden Tatsachen zu verlangen. 

 (2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des 
Geburtsdatums und der Wohnanschrift eines Menschen in dessen Anwesenheit. 
Sie hat mit der vom Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen. Menschen, 
deren Identität festgestellt werden soll, sind hievon in Kenntnis zu setzen. Jeder 
Betroffene ist verpflichtet, an der Feststellung seiner Identität mitzuwirken und 
die unmittelbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden. 

Merkmale der begleitenden Kontrolle Merkmale der begleitenden Kontrolle 

§ 153a. Anstelle einer Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 1 ist auf Antrag eine 
begleitende Kontrolle durchzuführen. Die begleitende Kontrolle kann einen 
einzelnen Unternehmer oder einen Kontrollverbund umfassen. Während der 
begleitenden Kontrolle besteht eine erhöhte Offenlegungspflicht nach Maßgabe 
des § 153f Abs. 1 und ein laufender Kontakt zwischen den Unternehmern und den 
Organen des Finanzamtes nach Maßgabe des § 153f Abs. 4. Das für die 
begleitende Kontrolle zuständige Finanzamt hat dem einzelnen Unternehmer oder 
den Unternehmern des Kontrollverbunds Auskünfte über bereits verwirklichte 
oder noch nicht verwirklichte Sachverhalte zu erteilen. 

§ 153a. Anstelle einer Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 1 ist auf Antrag eine 
begleitende Kontrolle durchzuführen. Die begleitende Kontrolle kann einen 
einzelnen Unternehmer oder einen Kontrollverbund umfassen. Während der 
begleitenden Kontrolle besteht eine erhöhte Offenlegungspflicht nach Maßgabe 
des § 153f Abs. 1 und ein laufender Kontakt zwischen den Unternehmern und den 
Organen des Finanzamtes für Großbetriebe nach Maßgabe des § 153f Abs. 4. Das 
Finanzamt für Großbetriebe hat dem einzelnen Unternehmer oder den 
Unternehmern des Kontrollverbunds Auskünfte über bereits verwirklichte oder 
noch nicht verwirklichte Sachverhalte zu erteilen. 

Antrag auf begleitende Kontrolle Antrag auf begleitende Kontrolle 

§ 153b. (1) und (2) … § 153b. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag ist vom obersten Unternehmer der Beteiligungskette bzw. (3) Der Antrag ist vom obersten Unternehmer der Beteiligungskette bzw. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vom Einfluss ausübenden Unternehmer oder von der Privatstiftung gemäß § 22 
Abs. 1 Z 2 PSG im Verfahren FinanzOnline zu stellen. Er ist von den 
gesetzlichen Vertretern aller im Antrag angeführten Unternehmer im Verfahren 
FinanzOnline zu bestätigen. Die letzte Bestätigung bestimmt den Zeitpunkt der 
Antragstellung. 

vom Einfluss ausübenden Unternehmer oder von der Privatstiftung gemäß § 22 
Abs. 1 Z 2 PSG im Verfahren FinanzOnline beim Finanzamt für Großbetriebe zu 
stellen. Er ist von den gesetzlichen Vertretern aller im Antrag angeführten 
Unternehmer im Verfahren FinanzOnline zu bestätigen. Die letzte Bestätigung 
bestimmt den Zeitpunkt der Antragstellung. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

Prüfung des Antrags auf begleitende Kontrolle Prüfung des Antrags auf begleitende Kontrolle 

§ 153c. (1) Das für den Antragsteller zuständige Finanzamt hat das 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 153b (ausgenommen § 153b Abs. 4 Z 1 und 
2) zu prüfen. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, ist der Antrag unverzüglich an 
alle Finanzämter weiterzuleiten, die für die Erhebung der Einkommensteuer oder 
der Körperschaftsteuer oder die Feststellung von Einkünften (§ 188) eines 
Unternehmers des Kontrollverbunds zuständig sind. Ist eine dieser 
Voraussetzungen nicht erfüllt, hat das Finanzamt mit Bescheid den Antrag 
abzuweisen. 

§ 153c. (1) Das Finanzamt für Großbetriebe hat das Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 153b bei dem in Antrag angeführten Unternehmer bzw. 
bei den im Antrag angeführten Unternehmern zu prüfen. Liegen diese 
Voraussetzungen vor, ist eine Außenprüfung (§ 147) des Unternehmers bzw. der 
Unternehmer betreffend die von § 153e Abs. 1 umfassten Abgabenarten 
durchzuführen, wenn für die letzten fünf Jahre vor der Antragstellung nicht 
bereits eine Außenprüfung stattgefunden hat. Ist das Finanzamt Österreich für 
einen im Antrag angeführten Unternehmer zuständig, kann ein Organ des 
Finanzamtes für Großbetriebe die Außenprüfung im Auftrag des Finanzamtes 
Österreich durchführen. 

(2)  (2) Nach Abschluss der Außenprüfung bzw. der Außenprüfungen hat das 
Finanzamt für Großbetriebe zu beurteilen, ob sich der im Antrag angeführte 
Unternehmer bzw. die im Antrag angeführten Unternehmer als steuerlich 
zuverlässig erwiesen haben. Bei der Beurteilung der steuerlichen Zuverlässigkeit 
sind insbesondere zu berücksichtigen: 

  1. das Verhalten während der Außenprüfung gemäß Abs. 1 und die 
Feststellungen dieser Außenprüfung; 

  2. die Feststellungen der in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung 
durchgeführten Außenprüfungen; 

  3. das steuerliche Verhalten in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung, 
insbesondere: 

  a) die bisherige Befolgung der Offenlegungs-, Wahrheits- und 
Anzeigepflichten, 

  b) die Anzahl der verspätet abgegebenen Abgabenerklärungen, 

  c) die Anzahl der vorgenommenen Schätzung(en) gemäß § 184, 

  d) die Häufigkeit des Umstandes, dass Abgaben nicht am Fälligkeitstag 
entrichtetet worden sind, deren Betrag und die Dauer der Säumnis, 
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  e) die Anzahl der Ansuchen um Stundung oder Ratenzahlung, 

  f) anhängige und noch nicht rechtskräftig abgeschlossene 
Finanzstrafverfahren, 

  g) eine Mitteilung eines Verdachts auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens gemäß § 8 des 
Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes, BGBl. I Nr. 113/2015, 

  Das für die Erhebung der Einkommensteuer oder der 
Körperschaftsteuer oder die Feststellung von Einkünften (§ 188) eines 
Unternehmers des Kontrollverbunds jeweils zuständige Finanzamt hat 
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 153b Abs. 4 Z 1 und 2 zu 
prüfen. Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, hat das 
Finanzamt das Nichtvorliegen der Voraussetzung bzw. der 
Voraussetzungen mit Bescheid festzustellen. 

 h) eine deutliche Verbesserung der Selbstkontrolle aus Anlass einer 
strafrechtlichen Verfolgung. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 vor, ist eine Außenprüfung 
(§ 147) des Unternehmers betreffend die in § 153e Abs. 1 aufgezählten 
Abgabenarten durchzuführen, wenn für die letzten fünf Jahre vor der 
Antragstellung nicht bereits eine Außenprüfung stattgefunden hat. 

 

(4) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des Abs. 2 hat das Finanzamt nach 
Abschluss der Außenprüfung (Abs. 3) das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
begleitende Kontrolle mit Bescheid festzustellen, wenn sich der Unternehmer als 
steuerlich zuverlässig erwiesen hat, andernfalls hat das Finanzamt das 
Nichtvorliegen der Voraussetzung bzw. der Voraussetzungen mit Bescheid 
festzustellen. Bei der Prüfung der steuerlichen Zuverlässigkeit sind insbesondere 
zu berücksichtigen: 

 

 1. das Verhalten während der Außenprüfung gemäß Abs. 3 und die 
Feststellungen dieser Außenprüfung; 

 

 2. die Feststellungen der in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung 
durchgeführten Außenprüfungen; 

 

 3. das steuerliche Verhalten in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung, 
insbesondere: 

 

 a) die bisherige Befolgung der Offenlegungs-, Wahrheits- und 
Anzeigepflichten, 

 

 b) die Anzahl der verspätet abgegebenen Abgabenerklärungen,  

 c) die Anzahl der vorgenommenen Schätzung(en) gemäß § 184,  
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 d) die Häufigkeit des Umstandes, dass Abgaben nicht am Fälligkeitstag 
entrichtetet worden sind, deren Betrag und die Dauer der Säumnis, 

 

 e) die Anzahl der Ansuchen um Stundung oder Ratenzahlung,  

 f) anhängige und noch nicht rechtskräftig abgeschlossene 
Finanzstrafverfahren, 

 

 g) eine Mitteilung eines Verdachts auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens gemäß § 8 des 
Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes, BGBl. I Nr. 113/2015, 

 

 h) eine deutliche Verbesserung der Selbstkontrolle aus Anlass einer 
strafrechtlichen Verfolgung. 

 

Der Bescheid tritt mit der Rechtskraft des Bescheides gemäß § 153d Abs. 1 außer 
Kraft. 

 

Wechsel in die begleitende Kontrolle Wechsel in die begleitende Kontrolle 

§ 153d. (1) Das für die begleitende Kontrolle zuständige Finanzamt hat 
unverzüglich nach dem Eintritt der Rechtskraft aller Bescheide gemäß § 153c 
Abs. 4 den Wechsel jener Unternehmer des Kontrollverbunds, für die das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die begleitende Kontrolle rechtskräftig 
festgestellt worden ist, in die begleitende Kontrolle zu verfügen. Dieser Bescheid 
hat den Zeitpunkt zu enthalten, ab dem eine begleitende Kontrolle stattfindet: Das 
ist bei zu veranlagenden Abgaben der Beginn des der Bescheiderlassung 
folgenden Veranlagungsjahres, bei allen anderen Abgaben der Beginn des der 
Bescheiderlassung folgenden Kalenderjahres. 

§ 153d. (1) Nach Abschluss der Prüfung des Antrags auf begleitende 
Kontrolle für alle im Antrag angeführten Unternehmer hat das Finanzamt für 
Großbetriebe mit Bescheid den Wechsel in die begleitende Kontrolle für jene 
Unternehmer zu verfügen, die sich als steuerlich zuverlässig erwiesen haben. Für 
die übrigen im Antrag angeführten Unternehmer ist der Antrag mit Bescheid 
abzuweisen. Dieser Bescheid hat den Zeitpunkt zu enthalten, ab dem eine 
begleitende Kontrolle stattfindet: Das ist bei zu veranlagenden Abgaben der 
Beginn des der Bescheiderlassung folgenden Veranlagungsjahres, bei allen 
anderen Abgaben der Beginn des der Bescheiderlassung folgenden 
Kalenderjahres. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Umfang der begleitenden Kontrolle Umfang der begleitenden Kontrolle 

 § 153e. (1) Die begleitende Kontrolle umfasst folgende Abgabenarten:  § 153e. (1) Die begleitende Kontrolle umfasst alle in die Zuständigkeit 
des Finanzamtes für Großbetriebe fallenden abgabenrechtlichen Pflichten der 
Unternehmer, ausgenommen jene, die von der Lohnsteuerprüfung gemäß § 86 
EStG 1988 umfasst sind. 

 1. die Einkommensteuer, ausgenommen jene Bereiche, die von der 
Lohnsteuerprüfung gemäß § 86 EStG 1988 erfasst sind, 

 

 2. die Körperschaftsteuer,  

 3. die Umsatzsteuer,  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 4. die Kraftfahrzeugsteuer,  

 5. die Elektrizitätsabgabe,  

 6. die Erdgasabgabe,  

 7. die Kohleabgabe,  

 8. die Energieabgabenvergütung,  

 9. die Normverbrauchsabgabe,  

 10. die Werbeabgabe,  

 11. die Kammerumlage gemäß § 122 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes über 
die Kammern der gewerblichen Wirtschaft, BGBl. I Nr. 103/1998 und 

 

 12. die Stabilitätsabgabe sowie  

 13. die Forschungsprämien gemäß § 108c EStG 1988.  

(2) Im Rahmen der begleitenden Kontrolle kann das Finanzamt jederzeit die 
von der begleitenden Kontrolle umfassten Abgabenarten hinsichtlich der 
tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse prüfen, die für ihre Erhebung 
bedeutsam sind. 

(2) Im Rahmen der begleitenden Kontrolle kann das Finanzamt für 
Großbetriebe jederzeit die von der begleitenden Kontrolle umfassten 
Abgabenarten hinsichtlich der tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse prüfen, 
die für ihre Erhebung bedeutsam sind. 

Rechte und Pflichten während der begleitenden Kontrolle Rechte und Pflichten während der begleitenden Kontrolle 

§ 153f. (1) Ab der Rechtskraft des Bescheides gemäß § 153d Abs. 1 haben 
die Unternehmer des Kontrollverbunds unbeschadet anderer abgabenrechtlicher 
Offenlegungspflichten jene Umstände unaufgefordert vor Abgabe der 
Abgabenerklärungen offenzulegen, hinsichtlich derer ein ernsthaftes Risiko einer 
abweichenden Beurteilung durch das Finanzamt besteht, wenn sie nicht 
unwesentliche Auswirkungen auf das steuerliche Ergebnis haben können. 

§ 153f. (1) Ab der Rechtskraft des Bescheides gemäß § 153d Abs. 1 haben 
die Unternehmer des Kontrollverbunds unbeschadet anderer abgabenrechtlicher 
Offenlegungspflichten jene Umstände unaufgefordert vor Abgabe der 
Abgabenerklärungen offenzulegen, hinsichtlich derer ein ernsthaftes Risiko einer 
abweichenden Beurteilung durch das Finanzamt für Großbetriebe besteht, wenn 
sie nicht unwesentliche Auswirkungen auf das steuerliche Ergebnis haben 
können. 

(2) … (2) … 

(3) Das Finanzamt hat einheitlich für alle Unternehmer des 
Kontrollverbunds die mit der Vornahme der begleitenden Kontrolle beauftragten 
Organe und die den Gegenstand der begleitenden Kontrolle bildenden 
Abgabenarten (Auftrag zur begleitenden Kontrolle) elektronisch im Verfahren 
FinanzOnline bekannt zu geben. Der Antragsteller hat den Auftrag zur 
begleitenden Kontrolle im Namen aller Unternehmer des Kontrollverbunds im 
Verfahren FinanzOnline zu bestätigen. Gegen den Auftrag zur begleitenden 
Kontrolle ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Das Finanzamt für Großbetriebe hat einheitlich für alle Unternehmer des 
Kontrollverbunds die mit der Vornahme der begleitenden Kontrolle beauftragten 
Organe und die den Gegenstand der begleitenden Kontrolle bildenden 
Abgabenarten (Auftrag zur begleitenden Kontrolle) elektronisch im Verfahren 
FinanzOnline bekannt zu geben. Der Antragsteller hat den Auftrag zur 
begleitenden Kontrolle im Namen aller Unternehmer des Kontrollverbunds im 
Verfahren FinanzOnline zu bestätigen. Gegen den Auftrag zur begleitenden 
Kontrolle ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

(4) Während der begleitenden Kontrolle haben zumindest vier Mal pro (4) Während der begleitenden Kontrolle haben zumindest vier Mal pro 
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Kalenderjahr Besprechungen zwischen Vertretern der Unternehmer des 
Kontrollverbunds sowie Organen des zuständigen Finanzamtes stattzufinden. 
Über diese Besprechungen sind Niederschriften gemäß § 87 zu erstellen. 

Kalenderjahr Besprechungen zwischen Vertretern der Unternehmer des 
Kontrollverbunds sowie Organen des Finanzamtes für Großbetriebe stattzufinden. 
Über diese Besprechungen sind Niederschriften gemäß § 87 zu erstellen. 

(5) Der Antragsteller hat dafür zu sorgen, dass rechtzeitig vor Ablauf der 
Frist gemäß § 153b Abs. 7 oder im Fall von wesentlichen Veränderungen des 
Steuerkontrollsystems das Gutachten des Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters 
über die Einrichtung erneuert wird und die bzw. das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel des 
Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters versehene Gutachten im Verfahren 
FinanzOnline zu übermitteln. Das neue Gutachten und alle weiteren müssen 
Aussagen über die Wirksamkeit des Steuerkontrollsystems enthalten. Das 
Finanzamt hat das Vorliegen und die Plausibilität des Gutachtens regelmäßig zu 
überprüfen. 

(5) Der Antragsteller hat dafür zu sorgen, dass rechtzeitig vor Ablauf der 
Frist gemäß § 153b Abs. 7 oder im Fall von wesentlichen Veränderungen des 
Steuerkontrollsystems das Gutachten des Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters 
über die Einrichtung erneuert wird und die bzw. das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel des 
Wirtschaftsprüfers oder Steuerberaters versehene Gutachten im Verfahren 
FinanzOnline zu übermitteln. Das neue Gutachten und alle weiteren müssen 
Aussagen über die Wirksamkeit des Steuerkontrollsystems enthalten. Das 
Finanzamt für Großbetriebe hat das Vorliegen und die Plausibilität des 
Gutachtens regelmäßig zu überprüfen. 

Beendigung der begleitenden Kontrolle Beendigung der begleitenden Kontrolle 

§ 153g. (1) Stellen sämtliche Unternehmer des Kontrollverbunds den 
Antrag, die begleitende Kontrolle zu beenden, hat das Finanzamt einen Bescheid 
zu erlassen, der die Geltungsdauer des Bescheides gemäß § 153d Abs. 1 

§ 153g. (1) Stellen sämtliche Unternehmer des Kontrollverbunds den 
Antrag, die begleitende Kontrolle zu beenden, hat das Finanzamt für 
Großbetriebe einen Bescheid zu erlassen, der die Geltungsdauer des Bescheides 
gemäß § 153d Abs. 1 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

beendet. beendet. 

(2) Stellt ein einzelner Unternehmer des Kontrollverbunds den Antrag, die 
begleitende Kontrolle zu beenden, hat das Finanzamt den Bescheid gemäß § 153d 
Abs. 1 insoweit abzuändern, als die begleitende Kontrolle für den 
antragstellenden Unternehmer 

(2) Stellt ein einzelner Unternehmer des Kontrollverbunds den Antrag, die 
begleitende Kontrolle zu beenden, hat das Finanzamt für Großbetriebe den 
Bescheid gemäß § 153d Abs. 1 insoweit abzuändern, als die begleitende 
Kontrolle für den antragstellenden Unternehmer 

  1.bund 2. …   1.bund 2. … 

 geendet hat.  geendet hat. 

(3) Wenn eines der Erfordernisse des § 153b oder § 153c nicht mehr erfüllt 
wird oder wenn ein Unternehmer des Kontrollverbundes gegen die Pflichten des 
§ 153f verstoßen hat oder wenn das Gutachten gemäß § 153b Abs. 4 Z 4 nicht 
(mehr) plausibel ist, kann das Finanzamt den Bescheid gemäß § 153d Abs. 1 
insoweit abändern, als die begleitende Kontrolle für den betroffenen Unternehmer 

(3) Wenn eines der Erfordernisse des § 153b oder § 153c nicht mehr erfüllt 
wird oder wenn ein Unternehmer des Kontrollverbundes gegen die Pflichten des 
§ 153f verstoßen hat oder wenn das Gutachten gemäß § 153b Abs. 4 Z 4 nicht 
(mehr) plausibel ist, kann das Finanzamt für Großbetriebe den Bescheid gemäß 
§ 153d Abs. 1 insoweit abändern, als die begleitende Kontrolle für den 
betroffenen Unternehmer 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

geendet hat. geendet hat. 
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(4) … (4) … 

§ 240. (1) und (2) … § 240. (1) und (2) … 

(3) Auf Antrag des Abgabepflichtigen (Abs. 1) hat die Rückzahlung des zu 
Unrecht einbehaltenen Betrages insoweit zu erfolgen, als nicht 

(3) Auf Antrag des Abgabepflichtigen (Abs. 1) hat die Rückzahlung des zu 
Unrecht einbehaltenen Betrages insoweit zu erfolgen, als nicht 

 a) bis c) …   a) bis c) …  

Der Antrag kann bis zum Ablauf des fünften Kalenderjahres, das auf 
das Jahr der Einbehaltung folgt, gestellt werden. Für das Verfahren 
über die Rückzahlung ist die Abgabenbehörde zuständig, der die 
Erhebung der betroffenen Abgabe obliegt. Betrifft der Antrag im 
Einkommensteuerrecht geregelte Abzugsteuern, so ist das 
Finanzamt für das Verfahren über die Rückzahlung örtlich 
zuständig, dem die Erhebung der Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer des Antragstellers obliegt. 

Der Antrag kann bis zum Ablauf des fünften Kalenderjahres, das auf 
das Jahr der Einbehaltung folgt, gestellt werden. Für das Verfahren 
über die Rückzahlung ist die Abgabenbehörde zuständig, der die 
Erhebung der betroffenen Abgabe obliegt. 

§ 323. (1) bis (64) … § 323. (1) bis (64) … 

 (65) § 1 Abs. 3, §§ 49 bis 64, § 70, § 95, § 121a Abs. 1 und 7, §§ 146a und 
146b, §§ 153a bis 153g sowie § 240 Abs. 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. In 
Bezug auf die erstmalige Wahrnehmung der Zuständigkeit gemäß § 62 Abs. 1 Z 1 
gilt, dass vor dem 1. 1. 2020 liegende Veranlagungszeiträume maßgeblich sind. 

 (66) Das Finanzamt Österreich und das Finanzamt für Großbetriebe treten 
für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich am 1. Jänner 2020 an die Stelle des am 
31. Dezember 2019 zuständig gewesenen Finanzamtes. Das Zollamt Österreich 
tritt an die Stelle der am 31. Dezember 2019 zuständig gewesenen Zollämter. Die 
am 31. Dezember 2019 bei einem Finanzamt oder Zollamt anhängigen Verfahren 
werden von der jeweils am 1. Jänner 2020 zuständigen Abgabenbehörde in dem 
zu diesem Zeitpunkt befindlichen Verfahrensstand fortgeführt. Alle gemäß § 71 
in der Fassung vor dem BGBl. I Nr. 9/2010 oder gemäß § 3 AVOG 2010 
erlassenen Delegierungsbescheide sind mit Ablauf des 30. Dezember 2019 
aufgehoben. 
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Artikel 5 
Änderung der Abgabenexekutionsordnung 

Artikel 5 
Änderung der Abgabenexekutionsordnung 

Kurztitel Kurztitel 

Abgabenexekutionsordnung – Abg. E. O.) Abgabenexekutionsordnung – AbgEO) 

I. HAUPTSTÜCK. I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Grundsätze. Allgemeine Grundsätze 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 

(2) … (2) … 

a) und b) … a) und b) … 

c) Die in lit. b bezeichneten Behörden haben die Aufgaben zu besorgen, die nach 
diesem Bundesgesetz den Finanzämtern obliegen. 

c) Die in lit. b bezeichneten Behörden haben die Aufgaben zu besorgen, die nach 
diesem Bundesgesetz den Abgabenbehörden obliegen. 

d) und e) … d) und e) … 

§ 3. (1) Die von den Abgabenbehörden des Bundes, der Länder, der 
Gemeindeverbände und der Gemeinden zu erhebenden öffentlichen Abgaben, 
Beiträge und Nebenansprüche werden nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 im 
finanzbehördlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren eingebracht. 

§ 3. (1) Die von den Abgabenbehörden des Bundes, der Länder, der 
Gemeindeverbände und der Gemeinden zu erhebenden öffentlichen Abgaben, 
Beiträge und Nebenansprüche werden nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 im 
abgabenbehördlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren eingebracht. 

(2) Eine Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen, auf 
grundbücherlich nicht sichergestellte Geldforderungen und auf Ansprüche auf 
Herausgabe und Leistung beweglicher körperlicher Sachen kann im 
finanzbehördlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren durchgeführt 
werden. 

(2) Eine Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen, auf 
grundbücherlich nicht sichergestellte Geldforderungen und auf Ansprüche auf 
Herausgabe und Leistung beweglicher körperlicher Sachen kann im 
abgabenbehördlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren durchgeführt 
werden. 

(3) Bei allen übrigen Vollstreckungsarten ist nur ein gerichtliches 
Vollstreckungsverfahren zulässig. Die Durchführung eines solchen Verfahrens 
schließt die gleichzeitige Durchführung eines finanzbehördlichen oder 
gerichtlichen Vollstreckungsverfahrens gemäß Abs. 2 nicht aus. Das Verfahren 
zur Erlangung eines Vermögensverzeichnisses ist, wenn der Abgabenschuldner 
der Aufforderung nach § 31a nicht entspricht, nach den Bestimmungen der §§ 47 
bis 49 EO abzuführen. 

(3) Bei allen übrigen Vollstreckungsarten ist nur ein gerichtliches 
Vollstreckungsverfahren zulässig. Die Durchführung eines solchen Verfahrens 
schließt die gleichzeitige Durchführung eines abgabenbehördlichen oder 
gerichtlichen Vollstreckungsverfahrens gemäß Abs. 2 nicht aus. Das Verfahren 
zur Erlangung eines Vermögensverzeichnisses ist, wenn der Abgabenschuldner 
der Aufforderung nach § 31a nicht entspricht, nach den Bestimmungen der §§ 47 
bis 49 EO abzuführen. 
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(4) Finanzbehördliche Vollstreckungsverfahren im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind jene Verfahren, die die Abgabenbehörden (Abs. 1) zur 
Einbringung und Sicherung öffentlicher Abgaben selbst durchzuführen haben. 

(4) Abgabenbehördliche Vollstreckungsverfahren im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind jene Verfahren, die die Abgabenbehörden (Abs. 1) zur 
Einbringung und Sicherung öffentlicher Abgaben selbst durchzuführen haben. 

II. HAUPTSTüCK. II. HAUPTSTüCK 

Finanzbehördliches Vollstreckungs- und Sicherungsverfahren. Abgabenbehördliches Vollstreckungs- und Sicherungsverfahren 

I. TEIL. I. TEIL 

Vollstreckung. Vollstreckung 

I. Abschnitt. I. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen. Allgemeine Bestimmungen 

Exekutionstitel. Exekutionstitel 

§ 4. … § 4. … 

Durchführung der Vollstreckung. Durchführung der Vollstreckung 

§ 5. (1) Vollstreckungsbehörde ist das Finanzamt, dem die Einhebung der 
Abgabe obliegt. Sie kann jedoch, wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, der 
Kostenersparnis sowie der Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens 
gelegen ist, auch andere Finanzämter oder Zollämter, in deren Amtsbereich die 
Vollstreckungshandlung vorzunehmen ist, um Durchführung der Vollstreckung 
ersuchen. Die in diesem Bundesgesetz für Finanzämter vorgesehenen 
Vorschriften gelten sinngemäß auch für die Zollämter. 

§ 5. (1) Vollstreckungsbehörde ist jene Abgabenbehörde, der die Einhebung 
der Abgabe obliegt. Sie kann jedoch, wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
der Kostenersparnis sowie der Vereinfachung und Beschleunigung des 
Verfahrens gelegen ist, auch eine andere Abgabenbehörde um Durchführung der 
Vollstreckung ersuchen. 

(2) Das Finanzamt hat die Vollstreckung von Amts wegen einzuleiten und 
durchzuführen; es bedient sich hiebei der Vollstrecker. 

(2) Die Abgabenbehörde hat die Vollstreckung von Amts wegen einzuleiten 
und durchzuführen; sie bedient sich hiebei der Vollstrecker. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 7. (1) Soweit erforderlich, können im finanzbehördlichen 
Vollstreckungsverfahren mehrere der in § 3 Abs. 2, genannten 
Vollstreckungsarten gleichzeitig angewendet werden. 

§ 7. (1) Soweit erforderlich, können im abgabenbehördlichen 
Vollstreckungsverfahren mehrere der in § 3 Abs. 2 genannten 
Vollstreckungsarten gleichzeitig angewendet werden. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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§ 8. (1) Die gesetzlichen Vorschriften, zufolge deren gewisse Sachen dem 
Verkehr überhaupt entzogen oder in Ansehung der Veräußerung und des 
Eigentumserwerbs Beschränkungen unterworfen sind, behalten auch für das 
finanzbehördliche Vollstreckungsverfahren ihre Geltung. 

§ 8. (1) Die gesetzlichen Vorschriften, zufolge deren gewisse Sachen dem 
Verkehr überhaupt entzogen oder in Ansehung der Veräußerung und des 
Eigentumserwerbs Beschränkungen unterworfen sind, behalten auch für das 
abgabenbehördliche Vollstreckungsverfahren ihre Geltung. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

(6) Die von Lottokollektanten für Rechnung des Bundes eingehobenen 
Gelder können zugunsten von Ansprüchen, die wider den Lottokollektanten 
gerichtet sind, weder in Exekution gezogen noch durch Sicherungsmaßregeln 
getroffen werden. Die gesetzlichen Vorschriften über die Unzulässigkeit der 
Vollstreckung auf Lottogewinste und Gewinste der Klassenlotterie bleiben 
unberührt. 

(6) Die von Lottokollektanten für Rechnung des Bundes eingehobenen 
Gelder können zugunsten von Ansprüchen, die wider den Lottokollektanten 
gerichtet sind, weder in Exekution gezogen noch durch Sicherungsmaßregeln 
getroffen werden. 

§ 10. In der Wohnung einer die Exterritorialität in Österreich genießenden 
Person dürfen Vollstreckungshandlungen nur mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten vorgenommen werden. 

§ 10. In der Wohnung einer die Exterritorialität in Österreich genießenden 
Person dürfen Vollstreckungshandlungen nur mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres vorgenommen werden. 

Einwendungen gegen den Anspruch. Einwendungen gegen den Anspruch 

§ 12. (1) Gegen den Anspruch können im Zuge des finanzbehördlichen 
Vollstreckungsverfahrens nur insofern Einwendungen erhoben werden, als diese 
auf den Anspruch aufhebenden oder hemmenden Tatsachen beruhen, die erst 
nach Entstehung des diesem Verfahren zugrunde liegenden Exekutionstitels 
eingetreten sind. 

§ 12. (1) Gegen den Anspruch können im Zuge des abgabenbehördlichen 
Vollstreckungsverfahrens nur insofern Einwendungen erhoben werden, als diese 
auf den Anspruch aufhebenden oder hemmenden Tatsachen beruhen, die erst 
nach Entstehung des diesem Verfahren zugrunde liegenden Exekutionstitels 
eingetreten sind. 

(2) Die Einwendungen sind bei jenem Finanzamt anzubringen, von welchem 
der Exekutionstitel ausgegangen ist. 

(2) Die Einwendungen sind bei jener Abgabenbehörde anzubringen, von 
welcher der Exekutionstitel ausgegangen ist. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Einwendungen gegen die Durchführung der Vollstreckung. Einwendungen gegen die Durchführung der Vollstreckung 

§ 13. (1) Wenn der Abgabenschuldner bestreitet, daß die Vollstreckbarkeit 
eingetreten ist oder wenn er behauptet, daß das Finanzamt auf die Einleitung der 
Vollstreckung überhaupt oder für eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist 
verzichtet hat, so hat er seine bezüglichen Einwendungen beim Finanzamt (§ 12, 
Abs. (2)) geltend zu machen. 

§ 13. (1) Wenn der Abgabenschuldner bestreitet, dass die Vollstreckbarkeit 
eingetreten ist oder dass die Abgabenbehörde auf die Einleitung der 
Vollstreckung überhaupt oder für eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist 
verzichtet hat, so hat er seine bezüglichen Einwendungen bei der 
Abgabenbehörde (§ 12 Abs. 2) geltend zu machen. 

(2) Die Bestimmungen des § 12, Abs. (3) und (4), finden sinngemäß 
Anwendung. 

(2) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 3 und 4 finden sinngemäß Anwendung. 
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Widerspruch Dritter. Widerspruch Dritter 

§ 14. (1) … § 14. (1) … 

(2) Wird einem solchen Widerspruch nicht vom Finanzamt dadurch 
Rechnung getragen, daß es die Vollstreckung auf den vom Widerspruch 
betroffenen Gegenstand einstellt, so ist der Widerspruch bei Gericht mittels Klage 
geltend zu machen; die Klage kann zugleich gegen die Republik Österreich und 
gegen den Abgabenschuldner gerichtet werden, welche in diesem Falle als 
Streitgenossen zu behandeln sind. 

(2) Wird einem solchen Widerspruch nicht von der Abgabenbehörde 
dadurch Rechnung getragen, dass sie die Vollstreckung auf den vom Widerspruch 
betroffenen Gegenstand einstellt, so ist der Widerspruch bei Gericht mittels Klage 
geltend zu machen; die Klage kann zugleich gegen die Republik Österreich und 
gegen den Abgabenschuldner gerichtet werden, welche in diesem Falle als 
Streitgenossen zu behandeln sind. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Die Bewilligung der Aufschiebung obliegt diesfalls dem Gericht (§ 44 E. 
O.). 

(5) Die Bewilligung der Aufschiebung obliegt diesfalls dem Gericht (§ 44 
EO). 

Berichtigung des Exekutionstitels. Berichtigung des Exekutionstitels 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 

(2) Eine gesetzwidrig oder irrtümlich erteilte Bestätigung der 
Vollstreckbarkeit ist vom Finanzamt, das den Exekutionstitel ausgestellt hat, von 
Amts wegen oder auf Antrag des Abgabenschuldners aufzuheben. Mit diesem 
Antrag kann der Antrag auf Einstellung oder Aufschiebung der Vollstreckung 
verbunden werden. 

(2) Eine gesetzwidrig oder irrtümlich erteilte Bestätigung der 
Vollstreckbarkeit ist von der Abgabenbehörde, die den Exekutionstitel ausgestellt 
hat, von Amts wegen oder auf Antrag des Abgabenschuldners aufzuheben. Mit 
diesem Antrag kann der Antrag auf Einstellung oder Aufschiebung der 
Vollstreckung verbunden werden. 

Einstellung, Einschränkung und Aufschiebung der Vollstreckung. Einstellung, Einschränkung und Aufschiebung der Vollstreckung 

§ 16. (1) Außer in den in den §§ 12 bis 14 angeführten Fällen ist die 
Vollstreckung unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen 
Vollstreckungsakte auf Antrag oder von Amts wegen einzustellen 

§ 16. (1) Neben den in den §§ 12 bis 14 angeführten Fällen ist die 
Vollstreckung unter gleichzeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen 
Vollstreckungsakte auf Antrag oder von Amts wegen einzustellen 

1. und 2. … 1. und 2. … 

3. wenn die Vollstreckung gegen eine Gemeinde oder eine als öffentlich und 
gemeinnützig erklärte Anstalt gemäß § 8, Abs. (3), für unzulässig erklärt 
wurde; 

3. wenn die Vollstreckung gegen eine Gemeinde oder eine als öffentlich und 
gemeinnützig erklärte Anstalt gemäß § 8 Abs. 3 für unzulässig erklärt 
wurde; 

4. … 4. … 

5.wenn das Finanzamt auf den Vollzug der bewilligten Vollstreckung überhaupt 
oder für eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist verzichtet hat oder 
wenn es von der Fortsetzung des Vollstreckungsverfahrens abgestanden 
ist; 

5.wenn die Abgabenbehörde auf den Vollzug der bewilligten Vollstreckung 
überhaupt oder für eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist 
verzichtet hat oder wenn es von der Fortsetzung des 
Vollstreckungsverfahrens abgestanden ist; 

6. und 7. … 6. und 7. … 
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(2) Macht der Drittschuldner beim Finanzamt die Unzulässigkeit der 
Vollstreckung (§ 65 Abs. 4) geltend, gilt dies als Antrag auf Einstellung 
derselben. 

(2) Macht der Drittschuldner bei der Abgabenbehörde die Unzulässigkeit der 
Vollstreckung (§ 65 Abs. 4) geltend, gilt dies als Antrag auf Einstellung 
derselben. 

§ 19. (1) Bei Aufschiebung der Vollstreckung bleiben, sofern das Finanzamt 
nicht etwas anderes anordnet, alle Vollstreckungsakte einstweilen bestehen, 
welche zur Zeit des Ansuchens um Aufschiebung bereits in Vollzug gesetzt 
waren. 

§ 19. (1) Bei Aufschiebung der Vollstreckung bleiben, sofern die 
Abgabenbehörde nicht etwas anderes anordnet, alle Vollstreckungsakte 
einstweilen bestehen, welche zur Zeit des Ansuchens um Aufschiebung bereits in 
Vollzug gesetzt waren. 

(2) … (2) … 

(3) Bei Bewilligung der Aufschiebung hat das Finanzamt anzugeben, für wie 
lange die Vollstreckung aufgeschoben sein soll. 

(3) Bei Bewilligung der Aufschiebung hat die Abgabenbehörde anzugeben, 
für wie lange die Vollstreckung aufgeschoben sein soll. 

§ 20. Der Vollstrecker hat auch ohne vorgängige Weisung des Finanzamtes 
mit der Durchführung der Vollstreckung innezuhalten, wenn ihm dargetan wird, 
daß nach Entstehung des Exekutionstitels die Abgabenschuld befriedigt, 
Stundung bewilligt oder von der Fortsetzung des Vollstreckungsverfahrens 
abgestanden wurde. 

§ 20. Der Vollstrecker hat auch ohne vorgängige Weisung der 
Abgabenbehörde mit der Durchführung der Vollstreckung innezuhalten, wenn 
ihm dargetan wird, daß nach Entstehung des Exekutionstitels die Abgabenschuld 
befriedigt, Stundung bewilligt oder von der Fortsetzung des 
Vollstreckungsverfahrens abgestanden wurde. 

Verfahren. Verfahren 

§ 21. (1) und (2) … § 21. (1) und (2) … 

Bekanntmachung durch Edikt Bekanntmachung durch Edikt 

§ 23. (1) … § 23. (1) … 

(2) Nach Ermessen des Finanzamtes kann jedoch von Amts wegen oder auf 
Antrag verfügt werden, dass das Edikt auch in Zeitungen veröffentlicht oder sonst 
bekannt gemacht wird, wenn dadurch offenkundig mehr Kaufinteressenten 
angesprochen werden. Der Abgabenschuldner kann verlangen, dass mit der vom 
Finanzamt angeordneten Bekanntmachung auf seine Kosten weitere entgeltliche 
Bekanntmachungen verbunden werden. 

(2) Nach Ermessen der Abgabenbehörde kann jedoch von Amts wegen oder 
auf Antrag verfügt werden, dass das Edikt auch in Zeitungen veröffentlicht oder 
sonst bekannt gemacht wird, wenn dadurch offenkundig mehr Kaufinteressenten 
angesprochen werden. Der Abgabenschuldner kann verlangen, dass mit der von 
der Abgabenbehörde angeordneten Bekanntmachung auf seine Kosten weitere 
entgeltliche Bekanntmachungen verbunden werden. 

Aufforderungen und Mitteilungen bei einer Vollstreckungshandlung. Aufforderungen und Mitteilungen bei einer Vollstreckungshandlung 

§ 24. (1) und (2) … § 24. (1) und (2) … 

Akteneinsicht. Akteneinsicht 

§ 25. (1) Der Abgabenschuldner kann Einsicht in die das 
Vollstreckungsverfahren betreffenden Akten begehren und auf seine Kosten von 
einzelnen Aktenstücken Abschriften verlangen. Solche Einsicht- und 
Abschriftnahme kann auch dritten Personen vom Vorstand des Finanzamtes 

§ 25. (1) Der Abgabenschuldner kann Einsicht in die das 
Vollstreckungsverfahren betreffenden Akten begehren und auf seine Kosten von 
einzelnen Aktenstücken Abschriften verlangen. Solche Einsicht- und 
Abschriftnahme kann auch dritten Personen vom Vorstand der Abgabenbehörde 
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gestattet werden, insoweit sie ein rechtliches Interesse glaubhaft machen und 
keine zu beachtende Geheimhaltungspflicht entgegensteht. Durch die 
Abschriftnahme dürfen jedoch die gerade dringend benötigten Aktenstücke dem 
Vollstrecker nicht entzogen werden. 

gestattet werden, insoweit sie ein rechtliches Interesse glaubhaft machen und 
keine zu beachtende Geheimhaltungspflicht entgegensteht. Durch die 
Abschriftnahme dürfen jedoch die gerade dringend benötigten Aktenstücke dem 
Vollstrecker nicht entzogen werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Gebühren und Auslagenersätze. Gebühren und Auslagenersätze 

§ 26. (1) bis (8) … § 26. (1) bis (8) … 

II. Abschnitt. II. Abschnitt 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen. Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen 

Unpfändbare Sachen. Unpfändbare Sachen 

§ 28. Auf Gegenstände, welche zur Ausübung des Gottesdienstes einer 
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenossenschaft verwendet werden, 
sowie auf Kreuzpartikeln und Reliquien, mit Ausnahme ihrer Fassung, kann 
Vollstreckung nicht geführt werden. Bei einer Vollstreckung auf die Fassung von 
Kreuzpartikeln und Reliquien darf die Authentika nicht verletzt werden. 

§ 28. Auf Gegenstände, welche zur Ausübung des Gottesdienstes einer 
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaftverwendet werden, 
sowie auf Kreuzpartikeln und Reliquien, mit Ausnahme ihrer Fassung, kann 
Vollstreckung nicht geführt werden. Bei einer Vollstreckung auf die Fassung von 
Kreuzpartikeln und Reliquien darf die Authentika nicht verletzt werden. 

§ 30. (1) Das auf einer Liegenschaft befindliche Zubehör derselben (§§ 294 
bis 297 a.b.G.B.) darf nur mit dieser Liegenschaft selbst in Vollstreckung 
gezogen werden. 

§ 30. (1) Das auf einer Liegenschaft befindliche Zubehör derselben (§§ 294 
bis 297 ABGB) darf nur mit dieser Liegenschaft selbst in Vollstreckung gezogen 
werden. 

(2) … (2) … 

Pfändung. Pfändung 

§ 31. (1) bis (3) … § 31. (1) bis (3) … 

(4) Von dem Vollzuge der Pfändung ist der Abgabenschuldner in Kenntnis 
zu setzen, es sei denn, daß er bei der Pfändung anwesend oder vertreten war oder 
daß ihm eine Ausfertigung des Versteigerungsediktes unverweilt zugestellt wird 
(§ 42, Abs. (2)). 

(4) Von dem Vollzuge der Pfändung ist der Abgabenschuldner in Kenntnis 
zu setzen, es sei denn, daß er bei der Pfändung anwesend oder vertreten war oder 
daß ihm eine Ausfertigung des Versteigerungsediktes unverweilt zugestellt wird 
(§ 42 Abs. 2). 

(5) Das Pfändungsprotokoll ist dem Finanzamt vorzulegen. (5) Das Pfändungsprotokoll ist der Abgabenbehörde vorzulegen. 

Geltendmachung von Pfand- und Vorzugsrechten Dritter. Geltendmachung von Pfand- und Vorzugsrechten Dritter 

§ 33. (1) und (2)… § 33. (1) und (2)… 
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Verwahrung. Verwahrung 

§ 34. (1) Gepfändete leicht mitnehmbare Gegenstände sind vom Vollstrecker 
in Verwahrung zu nehmen und beim Finanzamt zu erlegen. Andere Gegenstände 
sind in der Gewahrsame des Abgabenschuldners zu belassen, wenn aber die 
Einbringung der Abgabe dadurch gefährdet erscheint, einem geeigneten 
Verwahrer zu übergeben. 

§ 34. (1) Gepfändete leicht mitnehmbare Gegenstände sind vom Vollstrecker 
in Verwahrung zu nehmen und bei der Abgabenbehörde zu erlegen. Andere 
Gegenstände sind in der Gewahrsame des Abgabenschuldners zu belassen, wenn 
aber die Einbringung der Abgabe dadurch gefährdet erscheint, einem geeigneten 
Verwahrer zu übergeben. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Einschränkung der Pfändung. Einschränkung der Pfändung 

§ 36. Hat die Republik Österreich eine bewegliche körperliche Sache des 
Abgabenschuldners in ihrer Gewahrsame, an der ihr ein Pfandrecht oder ein 
Zurückbehaltungsrecht für die zu vollstreckende Abgabenforderung zusteht, so 
kann der Abgabenschuldner, soweit diese Forderung durch die Sache gedeckt ist, 
beim Finanzamt die Einschränkung der Pfändung auf diese Sache beantragen. 
Besteht das Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht zugleich für eine andere 
Forderung, so ist dem Antrag nur stattzugeben, wenn auch diese Forderung durch 
die Sache gedeckt ist. 

§ 36. Hat die Republik Österreich eine bewegliche körperliche Sache des 
Abgabenschuldners in ihrer Gewahrsame, an der ihr ein Pfandrecht oder ein 
Zurückbehaltungsrecht für die zu vollstreckende Abgabenforderung zusteht, so 
kann der Abgabenschuldner, soweit diese Forderung durch die Sache gedeckt ist, 
bei der Abgabenbehörde die Einschränkung der Pfändung auf diese Sache 
beantragen. Besteht das Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht zugleich für eine 
andere Forderung, so ist dem Antrag nur stattzugeben, wenn auch diese 
Forderung durch die Sache gedeckt ist. 

Verkauf. Verkauf 

§ 37. (1) bis (5) … § 37. (1) bis (5) … 

§ 40. (1) Wenn sich jemand spätestens vierzehn Tage vor dem 
Versteigerungstermin unter gleichzeitiger Leistung einer Sicherheit in der Höhe 
von mindestens einem Viertel des Schätzungswertes bereit erklärt, die 
gepfändeten Sachen im ganzen oder größeren Partien derselben um einen Preis zu 
übernehmen, welcher ihren Schätzungswert um mindestens ein Viertel übersteigt, 
und nebst den etwaigen Schätzungskosten auch alle bisher aufgelaufenen, dem 
Abgabenschuldner zur Last fallenden Kosten des Vollstreckungsverfahrens (§ 26) 
ohne Anrechnung auf den Übernahmspreis zu tragen, so kann das Finanzamt 
diesem Antrage nach Einvernehmung des Abgabenschuldners stattgeben, wenn 
diejenigen Personen zustimmen, die ein Pfandrecht an den zu versteigernden 
Gegenständen erworben haben, deren Forderung aber durch den Übernahmspreis 
nicht unzweifelhaft vollständig gedeckt wird. 

§ 40. (1) Wenn sich jemand spätestens vierzehn Tage vor dem 
Versteigerungstermin unter gleichzeitiger Leistung einer Sicherheit in der Höhe 
von mindestens einem Viertel des Schätzungswertes bereit erklärt, die 
gepfändeten Sachen im ganzen oder größeren Partien derselben um einen Preis zu 
übernehmen, welcher ihren Schätzungswert um mindestens ein Viertel übersteigt, 
und nebst den etwaigen Schätzungskosten auch alle bisher aufgelaufenen, dem 
Abgabenschuldner zur Last fallenden Kosten des Vollstreckungsverfahrens (§ 26) 
ohne Anrechnung auf den Übernahmspreis zu tragen, so kann die 
Abgabenbehörde diesem Antrage nach Einvernehmung des Abgabenschuldners 
stattgeben, wenn diejenigen Personen zustimmen, die ein Pfandrecht an den zu 
versteigernden Gegenständen erworben haben, deren Forderung aber durch den 
Übernahmspreis nicht unzweifelhaft vollständig gedeckt wird. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Versteigerungstermin, Versteigerungsedikt Versteigerungstermin, Versteigerungsedikt 

§ 42. (1) Den Versteigerungstermin bestimmt, sofern nicht das Finanzamt § 42. (1) Den Versteigerungstermin bestimmt, sofern nicht die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
etwas anderes verfügt, der Vollstrecker oder der zur Durchführung einer 
Versteigerung bestellte Versteigerer. Die Bekanntmachung der Versteigerung hat 
mittels Ediktes zu geschehen. Im Edikt sind nebst der Angabe des Ortes und der 
Zeit der Versteigerung die zu versteigernden Sachen ihrer Gattung nach zu 
bezeichnen und zu bemerken, ob und wo dieselben vor der Versteigerung 
besichtigt werden können. Bei einer Versteigerung im Internet sind die 
Internetadresse, der Tag, an dem die Versteigerung beginnt, die Frist, innerhalb 
der Gebote zulässig sind und, bei Sachen mit Liebhaberwert, der allfällige 
Ausschluss eines Sofortkaufs anzugeben. Bei einer Versteigerung in einem 
Versteigerungshaus kann als Zeitpunkt des Beginns der Versteigerung auch ein 
solcher festgesetzt werden, ab dem die Versteigerung von Gegenständen mehrerer 
Verkaufsverfahren stattfinden wird. Der Versteigerer hat den Zeitpunkt des 
Beginns der Versteigerung dem Finanzamt mitzuteilen. 

Abgabenbehörde etwas anderes verfügt, der Vollstrecker oder der zur 
Durchführung einer Versteigerung bestellte Versteigerer. Die Bekanntmachung 
der Versteigerung hat mittels Ediktes zu geschehen. Im Edikt sind nebst der 
Angabe des Ortes und der Zeit der Versteigerung die zu versteigernden Sachen 
ihrer Gattung nach zu bezeichnen und zu bemerken, ob und wo dieselben vor der 
Versteigerung besichtigt werden können. Bei einer Versteigerung im Internet sind 
die Internetadresse, der Tag, an dem die Versteigerung beginnt, die Frist, 
innerhalb der Gebote zulässig sind und, bei Sachen mit Liebhaberwert, der 
allfällige Ausschluss eines Sofortkaufs anzugeben. Bei einer Versteigerung in 
einem Versteigerungshaus kann als Zeitpunkt des Beginns der Versteigerung 
auch ein solcher festgesetzt werden, ab dem die Versteigerung von Gegenständen 
mehrerer Verkaufsverfahren stattfinden wird. Der Versteigerer hat den Zeitpunkt 
des Beginns der Versteigerung der Abgabenbehörde mitzuteilen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Versteigerungsort Versteigerungsort 

§ 43. (1) … § 43. (1) … 

(2) Das Finanzamt bestimmt den Versteigerungsort. Hiebei ist zu 
berücksichtigen, wo voraussichtlich der höchste Erlös zu erzielen sein wird und 
welche Kosten auflaufen werden. Bei Gegenständen von großem Wert, bei Gold- 
und Silbersachen oder anderen Kostbarkeiten, bei Kunstobjekten, Briefmarken, 
Münzen, hochwertigen Möbelstücken, Sammlungen und dergleichen kommt 
insbesondere die Versteigerung in einem Versteigerungshaus oder im Internet in 
Betracht. Ist offenkundig, dass der Erlös der Gegenstände niedriger sein wird als 
die Kosten der Überstellung, der Verkaufsverwahrung und der Versteigerung, so 
dürfen die Gegenstände nicht zur Versteigerung überstellt werden. 

(2) Die Abgabenbehörde bestimmt den Versteigerungsort. Hiebei ist zu 
berücksichtigen, wo voraussichtlich der höchste Erlös zu erzielen sein wird und 
welche Kosten auflaufen werden. Bei Gegenständen von großem Wert, bei Gold- 
und Silbersachen oder anderen Kostbarkeiten, bei Kunstobjekten, Briefmarken, 
Münzen, hochwertigen Möbelstücken, Sammlungen und dergleichen kommt 
insbesondere die Versteigerung in einem Versteigerungshaus oder im Internet in 
Betracht. Ist offenkundig, dass der Erlös der Gegenstände niedriger sein wird als 
die Kosten der Überstellung, der Verkaufsverwahrung und der Versteigerung, so 
dürfen die Gegenstände nicht zur Versteigerung überstellt werden. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 

(5) Das Finanzamt darf nur solche Versteigerer heranziehen, die einer 
Versteigerung die Bestimmungen dieses Gesetzes zugrunde legen. 

(5) Die Abgabenbehörde darf nur solche Versteigerer heranziehen, die einer 
Versteigerung die Bestimmungen dieses Gesetzes zugrunde legen. 

Überstellung Überstellung 

§ 43a. Die Überstellung der Pfandgegenstände an den Versteigerer wird vom 
Finanzamt rechtzeitig veranlasst, um deren Ausstellung und Besichtigung zu 
ermöglichen. Bei einer Versteigerung im Internet kann die Ausstellung und 
Besichtigung entfallen. Der Termin der Überstellung ist dem Abgabenschuldner 
bekannt zu geben. 

§ 43a. Die Überstellung der Pfandgegenstände an den Versteigerer wird 
durch die Abgabenbehörde rechtzeitig veranlasst, um deren Ausstellung und 
Besichtigung zu ermöglichen. Bei einer Versteigerung im Internet kann die 
Ausstellung und Besichtigung entfallen. Der Termin der Überstellung ist dem 
Abgabenschuldner bekannt zu geben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Übernahme der Gegenstände Übernahme der Gegenstände 

§ 43c. (1) … § 43c. (1) … 

(2) Fehlen Gegenstände oder zeigen sich Fehler, Mängel oder 
Beschädigungen, so hat dies der Versteigerer dem Finanzamt unverzüglich 
mitzuteilen und die nötigen Schritte zur Erhebung des Schadens und des 
Schädigers einzuleiten. 

(2) Fehlen Gegenstände oder zeigen sich Fehler, Mängel oder 
Beschädigungen, so hat dies der Versteigerer der Abgabenbehörde unverzüglich 
mitzuteilen und die nötigen Schritte zur Erhebung des Schadens und des 
Schädigers einzuleiten. 

Schätzung Schätzung 

§ 44. (1) bis (4) … § 44. (1) bis (4) … 

(5) Die Person des Sachverständigen wird bestimmt (5) Die Person des Sachverständigen wird bestimmt 

 1. …  1. … 

 2. bei einer Versteigerung im Internet bis zur Überstellung der 
Pfandgegenstände vom Finanzamt, nach dieser vom Versteigerer, 

 2. bei einer Versteigerung im Internet bis zur Überstellung der 
Pfandgegenstände durch die Abgabenbehörde, nach dieser vom 
Versteigerer, 

 3. sonst vom Finanzamt.  3. sonst durch die Abgabenbehörde. 

(6) … (6) … 

Durchführung der Versteigerung Durchführung der Versteigerung 

§ 45. (1) Die gepfändeten Gegenstände werden durch den Vollstrecker, bei 
der Versteigerung im Versteigerungshaus durch einen Bediensteten des 
Versteigerungshauses und bei einer Versteigerung im Internet durch einen 
Versteigerer oder den Vollstrecker eines Finanzamtes, welches über eine 
geeignete Internetplattform verfügt, versteigert. Bei der Versteigerung sind die 
Pfandstücke einzeln oder, wenn größere Mengen gleichartiger Gegenstände zum 
Verkaufe gelangen, auch partienweise unter Angabe des Schätzwertes 
(Ausrufspreis) auszubieten. 

§ 45. (1) Die gepfändeten Gegenstände werden durch den Vollstrecker, bei 
der Versteigerung im Versteigerungshaus durch einen Bediensteten des 
Versteigerungshauses und bei einer Versteigerung im Internet durch einen 
Versteigerer oder den Vollstrecker einer Abgabenbehörde, die über eine 
geeignete Internetplattform verfügt, versteigert. Bei der Versteigerung sind die 
Pfandstücke einzeln oder, wenn größere Mengen gleichartiger Gegenstände zum 
Verkaufe gelangen, auch partienweise unter Angabe des Schätzwertes 
(Ausrufspreis) auszubieten. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

§ 46c. Bei einer Versteigerung im Internet hat der Versteigerer dem 
Ersuchen des Finanzamtes oder des Vollstreckers auf Abbruch der Versteigerung 
zu entsprechen, solange noch kein Gebot abgegeben wurde. Kommt es aufgrund 
eines Widerspruchs von dritter Seite zu einer Einstellung des 
Vollstreckungsverfahrens, ist dem Ersuchen des Finanzamtes oder des 
Vollstreckers auf Beendigung der Versteigerung auch dann zu entsprechen, wenn 
bereits ein Gebot abgegeben wurde. 

§ 46c. Bei einer Versteigerung im Internet hat der Versteigerer dem 
Ersuchen der Abgabenbehörde oder des Vollstreckers auf Abbruch der 
Versteigerung zu entsprechen, solange noch kein Gebot abgegeben wurde. 
Kommt es aufgrund eines Widerspruchs von dritter Seite zu einer Einstellung des 
Vollstreckungsverfahrens, ist dem Ersuchen des Finanzamtes oder des 
Vollstreckers auf Beendigung der Versteigerung auch dann zu entsprechen, wenn 
bereits ein Gebot abgegeben wurde. 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

26 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  27 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Erteilung des Zuschlags Erteilung des Zuschlags 

§ 48. (1) und (2) … § 48. (1) und (2) … 

(3) Dem Meistbietenden sind die Gegenstände erst nach Bezahlung zu 
übergeben. Er hat sie sofort danach oder bei der Versteigerung in einem 
Versteigerungshaus spätestens am folgenden Tag zu übernehmen und 
wegzubringen. Hat der Ersteher oder Käufer die Sachen nicht binnen drei 
Monaten weggebracht, so sind sie auf Anordnung des Finanzamtes zu verwerten. 
Mit dem dabei erzielten Erlös sind die aufgelaufenen Kosten zu decken. Ein 
Mehrerlös ist gerichtlich zu erlegen. 

(3) Dem Meistbietenden sind die Gegenstände erst nach Bezahlung zu 
übergeben. Er hat sie sofort danach oder bei der Versteigerung in einem 
Versteigerungshaus spätestens am folgenden Tag zu übernehmen und 
wegzubringen. Hat der Ersteher oder Käufer die Sachen nicht binnen drei 
Monaten weggebracht, so sind sie auf Anordnung der Abgabenbehörde zu 
verwerten. Mit dem dabei erzielten Erlös sind die aufgelaufenen Kosten zu 
decken. Ein Mehrerlös ist gerichtlich zu erlegen. 

(4) Hat der Meistbietende den in bar zu zahlenden Kaufpreis nicht über 
Aufforderung unverzüglich, sonst bis zum Schluss der Versteigerung erlegt, so 
kann die Versteigerung ausgehend von dem dem Gebot des Meistbietenden 
vorangehenden Gebot weitergeführt werden, wenn dies nach den Umständen 
tunlich ist; sonst ist die ihm zugeschlagene Sache bei einem neuen Termin 
neuerlich auszubieten. Der Meistbietende wird bei der neuerlichen Versteigerung 
zu einem Anbot nicht zugelassen; er haftet für einen etwaigen Ausfall, ohne den 
Mehrerlös beanspruchen zu können. Der Ausfall ist durch Bescheid des 
Finanzamtes festzusetzen. Dieser Bescheid kann nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes vollstreckt werden. 

(4) Hat der Meistbietende den in bar zu zahlenden Kaufpreis nicht über 
Aufforderung unverzüglich, sonst bis zum Schluss der Versteigerung erlegt, so 
kann die Versteigerung ausgehend von dem dem Gebot des Meistbietenden 
vorangehenden Gebot weitergeführt werden, wenn dies nach den Umständen 
tunlich ist; sonst ist die ihm zugeschlagene Sache bei einem neuen Termin 
neuerlich auszubieten. Der Meistbietende wird bei der neuerlichen Versteigerung 
zu einem Anbot nicht zugelassen; er haftet für einen etwaigen Ausfall, ohne den 
Mehrerlös beanspruchen zu können. Der Ausfall ist durch Bescheid der 
Abgabenbehörde festzusetzen. Dieser Bescheid kann nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes vollstreckt werden. 

(5) … (5) … 

§ 50. (1) Das Finanzamt kann, wenn dies allen Beteiligten offenbar zum 
Vorteile gereicht, auf Antrag des Abgabenschuldners oder von Amts wegen 
anordnen, daß die gepfändeten Sachen, die nicht zu den im § 38 bezeichneten 
Gegenständen gehören und hinsichtlich deren auch kein Übernahmsantrag nach 
§ 40 vorliegt, in anderer Weise als durch öffentliche Versteigerung verwertet 
werden; doch muß der Antrag spätestens vierzehn Tage vor dem 
Versteigerungstermin gestellt werden. Der Verkauf aus freier Hand darf überdies 
nur gegen entsprechende Sicherheitsleistung und bei Zusicherung des namhaft 
gemachten Käufers, den bestimmten Kaufpreis zu bezahlen, angeordnet werden. 
Wird die Sicherheit erlegt, so ist der Versteigerungstermin abzusetzen. 
Hinsichtlich der Sicherheitsleistung sind die Bestimmungen des § 40 sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 50. (1) Die Abgabenbehörde kann, wenn dies allen Beteiligten offenbar 
zum Vorteile gereicht, auf Antrag des Abgabenschuldners oder von Amts wegen 
anordnen, daß die gepfändeten Sachen, die nicht zu den im § 38 bezeichneten 
Gegenständen gehören und hinsichtlich deren auch kein Übernahmsantrag nach 
§ 40 vorliegt, in anderer Weise als durch öffentliche Versteigerung verwertet 
werden; doch muß der Antrag spätestens vierzehn Tage vor dem 
Versteigerungstermin gestellt werden. Der Verkauf aus freier Hand darf überdies 
nur gegen entsprechende Sicherheitsleistung und bei Zusicherung des namhaft 
gemachten Käufers, den bestimmten Kaufpreis zu bezahlen, angeordnet werden. 
Wird die Sicherheit erlegt, so ist der Versteigerungstermin abzusetzen. 
Hinsichtlich der Sicherheitsleistung sind die Bestimmungen des § 40 sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Das Finanzamt kann weiters von Amts wegen oder auf Antrag anordnen, 
daß Sachen, für die bei der Versteigerung das geringste Gebot nicht erreicht 

(2) Die Abgabenbehörde kann weiters von Amts wegen oder auf Antrag 
anordnen, daß Sachen, für die bei der Versteigerung das geringste Gebot nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wurde, in anderer Weise als durch öffentliche Versteigerung verwertet werden. 
Jedoch darf bei dieser Verwertung nicht unter die Hälfte des Schätzungswertes 
und bei Gold- und Silbersachen, falls der Metallwert höher ist, nicht unter diesen 
herabgegangen werden. 

erreicht wurde, in anderer Weise als durch öffentliche Versteigerung verwertet 
werden. Jedoch darf bei dieser Verwertung nicht unter die Hälfte des 
Schätzungswertes und bei Gold- und Silbersachen, falls der Metallwert höher ist, 
nicht unter diesen herabgegangen werden. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Das Finanzamt kann auf Antrag oder von Amts wegen verfügen, daß 
Pfandgegenstände geringeren Wertes ohne vorausgegangene besondere 
Bekanntmachung ihrer Versteigerung bei einer gegen einen anderen 
Abgabenschuldner anberaumten und bekanntgemachten Versteigerung versteigert 
werden. 

(5) Die Abgabenbehörde kann auf Antrag oder von Amts wegen verfügen, 
daß Pfandgegenstände geringeren Wertes ohne vorausgegangene besondere 
Bekanntmachung ihrer Versteigerung bei einer gegen einen anderen 
Abgabenschuldner anberaumten und bekanntgemachten Versteigerung versteigert 
werden. 

Verwendung des Verkaufserlöses Verwendung des Verkaufserlöses 

§ 51. (1) Aus dem bei der Versteigerung erzielten Erlöse, einschließlich der 
gemäß § 40 oder § 50 verfallenen Sicherheit, abzüglich der Versteigerungs- und 
Schätzungskosten hat das Finanzamt zunächst die Gebühren und Kosten des 
finanzbehördlichen Vollstreckungsverfahrens (§ 26) zu berichtigen und den Rest 
auf die Abgabenforderung zu verrechnen; hierüber ist dem Abgabenschuldner ein 
Bescheid zuzustellen. 

§ 51. (1) Aus dem bei der Versteigerung erzielten Erlöse, einschließlich der 
gemäß § 40 oder § 50 verfallenen Sicherheit, abzüglich der Versteigerungs- und 
Schätzungskosten hat die Abgabenbehörde zunächst die Gebühren und Kosten 
des abgabenbehördlichen Vollstreckungsverfahrens (§ 26) zu berichtigen und den 
Rest auf die Abgabenforderung zu verrechnen; hierüber ist dem 
Abgabenschuldner ein Bescheid zuzustellen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Erlös bei Versteigerung durch Versteigerer Erlös bei Versteigerung durch Versteigerer 

§ 51a. Der Versteigerer hat dem Finanzamt den Ausgang der Versteigerung 
schriftlich mitzuteilen. Diese Mitteilung hat insbesondere den Beginn und das 
Ende der Versteigerung, die geringsten Gebote, die erzielten Erlöse, die Käufer, 
eine Auflistung der nicht versteigerten Gegenstände und eine Aufstellung der 
Kosten des Versteigerers zu enthalten, im Falle der Versteigerung im Internet 
zudem die Frist gemäß § 46a Abs. 3 Z 4 sowie Angaben über eine etwaige 
technische Störung der Versteigerung. Er hat binnen vier Wochen nach 
Versteigerung oder Verkauf dem Finanzamt den Erlös abzüglich seiner Kosten zu 
überweisen. Für spätere Zahlungen sind die gesetzlichen Verzugszinsen zu 
entrichten. 

§ 51a. Der Versteigerer hat der Abgabenbehörde den Ausgang der 
Versteigerung schriftlich mitzuteilen. Diese Mitteilung hat insbesondere den 
Beginn und das Ende der Versteigerung, die geringsten Gebote, die erzielten 
Erlöse, die Käufer, eine Auflistung der nicht versteigerten Gegenstände und eine 
Aufstellung der Kosten des Versteigerers zu enthalten, im Falle der Versteigerung 
im Internet zudem die Frist gemäß § 46a Abs. 3 Z 4 sowie Angaben über eine 
etwaige technische Störung der Versteigerung. Er hat binnen vier Wochen nach 
Versteigerung oder Verkauf dem Finanzamt den Erlös abzüglich seiner Kosten zu 
überweisen. Für spätere Zahlungen sind die gesetzlichen Verzugszinsen zu 
entrichten. 

Ausschluß von Rechtsmitteln. Ausschluß von Rechtsmitteln 

§ 52.  … § 52.  … 
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III. Abschnitt. III. Abschnitt 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen. 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen 

Arbeitseinkommen. Arbeitseinkommen 

§ 53. … § 53. … 

Kontenschutz Kontenschutz 

§ 54. (1) Werden beschränkt pfändbare Geldforderungen auf ein Konto des 
Abgabenschuldners bei einem Kreditinstitut oder der Österreichischen 
Postsparkasse überwiesen, so ist eine Pfändung des Guthabens auf Antrag des 
Abgabenschuldners vom Finanzamt insoweit aufzuheben, als das Guthaben dem 
der Pfändung nicht unterworfenen Teil der Einkünfte für die Zeit von der 
Pfändung bis zum nächsten Zahlungstermin entspricht. 

§ 54. (1) Werden beschränkt pfändbare Geldforderungen auf ein Konto des 
Abgabenschuldners bei einem Kreditinstitut überwiesen, so ist eine Pfändung des 
Guthabens auf Antrag des Abgabenschuldners durch die Abgabenbehörde 
insoweit aufzuheben, als das Guthaben dem der Pfändung nicht unterworfenen 
Teil der Einkünfte für die Zeit von der Pfändung bis zum nächsten 
Zahlungstermin entspricht. 

(2) Wird ein bei einem Kreditinstitut oder der Österreichischen 
Postsparkasse gepfändetes Guthaben eines Abgabenschuldners, der eine 
natürliche Person ist, zur Einziehung überwiesen, so darf erst vierzehn Tage nach 
der Zustellung des Überweisungsbescheides an den Drittschuldner aus dem 
Guthaben geleistet oder der Betrag hinterlegt werden. 

(2) Wird ein bei einem Kreditinstitut gepfändetes Guthaben eines 
Abgabenschuldners, der eine natürliche Person ist, zur Einziehung überwiesen, so 
darf erst vierzehn Tage nach der Zustellung des Überweisungsbescheides an den 
Drittschuldner aus dem Guthaben geleistet oder der Betrag hinterlegt werden. 

(3) Das Finanzamt hat die Pfändung des Guthabens über Antrag des 
Abgabenschuldners für den Teil aufzuheben, dessen dieser bis zum nächsten 
Zahlungstermin dringend bedarf, um seinen notwendigen Unterhalt zu bestreiten 
und seine laufenden gesetzlichen Unterhaltspflichten zu erfüllen. Der 
freigegebene Teil des Guthabens darf den Betrag nicht übersteigen, der dem 
Abgabenschuldner voraussichtlich nach Abs. 1 zu belassen ist. Der 
Abgabenschuldner hat im Antrag wenigstens glaubhaft zu machen, daß 
beschränkt pfändbare Geldforderungen auf das Konto überwiesen worden sind 
und daß die Voraussetzungen des ersten Satzes vorliegen. 

(3) Die Abgabenbehörde hat die Pfändung des Guthabens über Antrag des 
Abgabenschuldners für den Teil aufzuheben, dessen dieser bis zum nächsten 
Zahlungstermin dringend bedarf, um seinen notwendigen Unterhalt zu bestreiten 
und seine laufenden gesetzlichen Unterhaltspflichten zu erfüllen. Der 
freigegebene Teil des Guthabens darf den Betrag nicht übersteigen, der dem 
Abgabenschuldner voraussichtlich nach Abs. 1 zu belassen ist. Der 
Abgabenschuldner hat im Antrag wenigstens glaubhaft zu machen, daß 
beschränkt pfändbare Geldforderungen auf das Konto überwiesen worden sind 
und daß die Voraussetzungen des ersten Satzes vorliegen. 

Pfändungsschutz in Ausnahmefällen. Pfändungsschutz in Ausnahmefällen 

§ 59. (1) Das Finanzamt kann auf Antrag des Abgabenschuldners den 
unpfändbaren Freibetrag (§ 291a EO) erhöhen, wenn dies mit Rücksicht 

§ 59. (1) Die Abgabenbehörde kann auf Antrag des Abgabenschuldners den 
unpfändbaren Freibetrag (§ 291a EO) erhöhen, wenn dies mit Rücksicht 

bis c) … bis c) … 

geboten ist. geboten ist. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) … (2) … 

Änderung der Unpfändbarkeitsvoraussetzungen. Änderung der Unpfändbarkeitsvoraussetzungen 

§ 60. Ändern sich die für die Berechnung des unpfändbaren Freibetrages 
maßgebenden Voraussetzungen, so hat das Finanzamt auf Antrag des 
Abgabenschuldners den Pfändungsbescheid entsprechend zu ändern. 
Antragsberechtigt ist auch ein Dritter, dem der Abgabenschuldner kraft Gesetzes 
Unterhalt zu gewähren hat. Der Drittschuldner kann nach dem Inhalt des früheren 
Pfändungsbescheides mit befreiender Wirkung leisten, bis ihm der 
Änderungsbescheid zugestellt wird.Zwingendes Recht. 

§ 60. Ändern sich die für die Berechnung des unpfändbaren Freibetrages 
maßgebenden Voraussetzungen, so hat die Abgabenbehörde auf Antrag des 
Abgabenschuldners den Pfändungsbescheid entsprechend zu ändern. 
Antragsberechtigt ist auch ein Dritter, dem der Abgabenschuldner kraft Gesetzes 
Unterhalt zu gewähren hat. Der Drittschuldner kann nach dem Inhalt des früheren 
Pfändungsbescheides mit befreiender Wirkung leisten, bis ihm der 
Änderungsbescheid zugestellt wird.Zwingendes Recht. 

Zwingendes Recht. Zwingendes Recht 

§ 64. (1) und (2) … § 64. (1) und (2) … 

(3) Die Aufrechnung gegen den der Vollstreckung entzogenen Teil der 
Forderung ist, abgesehen von den Fällen, wo nach bereits bestehenden 
Vorschriften Abzüge ohne Beschränkung auf den der Vollstreckung 
unterliegenden Teil gestattet sind, nur zulässig zur Einbringung eines 
Vorschusses, einer im rechtlichen Zusammenhang stehenden Gegenforderung 
oder einer Schadenersatzforderung, wenn der Schade vorsätzlich zugefügt wurde. 

(3) Die Aufrechnung gegen den der Vollstreckung entzogenen Teil der 
Forderung ist, abgesehen von den Fällen, wo nach bereits bestehenden 
Vorschriften Abzüge ohne Beschränkung auf den der Vollstreckung 
unterliegenden Teil gestattet sind, nur zulässig zur Einbringung eines 
Vorschusses, einer im rechtlichen Zusammenhang stehenden Gegenforderung 
oder einer Schadenersatzforderung, wenn der Schaden vorsätzlich zugefügt 
wurde. 

(4) … (4) … 

Pfändung. Pfändung 

§ 65. (1) Die Vollstreckung auf Geldforderungen des Abgabenschuldners 
erfolgt mittels Pfändung derselben. Im Pfändungsbescheid sind die Höhe der 
Abgabenschuld und der Gebühren und Auslagenersätze (§ 26) anzugeben. Sofern 
nicht die Bestimmung des § 67 zur Anwendung kommt, geschieht die Pfändung 
dadurch, daß das Finanzamt dem Drittschuldner verbietet, an den 
Abgabenschuldner zu bezahlen. Zugleich ist dem Abgabenschuldner selbst jede 
Verfügung über seine Forderung sowie über das für dieselbe etwa bestellte Pfand 
und insbesondere die Einziehung der Forderung zu untersagen. Ihm ist 
aufzutragen, bei beschränkt pfändbaren Geldforderungen unverzüglich dem 
Drittschuldner allfällige Unterhaltspflichten und das Einkommen der 
Unterhaltsberechtigten bekanntzugeben. 

§ 65. (1) Die Vollstreckung auf Geldforderungen des Abgabenschuldners 
erfolgt mittels Pfändung derselben. Im Pfändungsbescheid sind die Höhe der 
Abgabenschuld und der Gebühren und Auslagenersätze (§ 26) anzugeben. Sofern 
nicht die Bestimmung des § 67 zur Anwendung kommt, geschieht die Pfändung 
dadurch, daß die Abgabenbehörde dem Drittschuldner verbietet, an den 
Abgabenschuldner zu bezahlen. Zugleich ist dem Abgabenschuldner selbst jede 
Verfügung über seine Forderung sowie über das für dieselbe etwa bestellte Pfand 
und insbesondere die Einziehung der Forderung zu untersagen. Ihm ist 
aufzutragen, bei beschränkt pfändbaren Geldforderungen unverzüglich dem 
Drittschuldner allfällige Unterhaltspflichten und das Einkommen der 
Unterhaltsberechtigten bekanntzugeben. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsverbot anfechten oder beim (4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsverbot anfechten oder bei der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzamt die Unzulässigkeit der Vollstreckung nach den darüber bestehenden 
Vorschriften geltend machen. 

Abgabenbehörde die Unzulässigkeit der Vollstreckung nach den darüber 
bestehenden Vorschriften geltend machen. 

(5) … (5) … 

§ 67. (1) Die Pfändung von Forderungen aus indossablen Papieren, aus 
Sparurkunden sowie solchen, deren Geltendmachung sonst an den Besitz des über 
die Forderung errichteten Papieres gebunden ist, wird dadurch bewirkt, daß der 
Vollstrecker diese Papiere zufolge Auftrages des Finanzamts unter Aufnahme 
eines Pfändungsprotokolls (§ 31) an sich nimmt und beim Finanzamt erlegt. 

§ 67. (1) Die Pfändung von Forderungen aus indossablen Papieren, aus 
Sparurkunden sowie solchen, deren Geltendmachung sonst an den Besitz des über 
die Forderung errichteten Papieres gebunden ist, wird dadurch bewirkt, daß der 
Vollstrecker diese Papiere zufolge Auftrages der Abgabenbehörde unter 
Aufnahme eines Pfändungsprotokolls (§ 31) an sich nimmt und bei der 
Abgabenbehörde erlegt. 

(2) … (2) … 

(3) Präsentationen, Protesterhebungen, Notifikationen und sonstige 
Handlungen zur Erhaltung oder Ausübung der Rechte aus den in Abs. (1) 
bezeichneten Papieren sind, insolange das Papier beim Finanzamt erliegt, zufolge 
Ermächtigung des Finanzamtes durch den Vollstrecker an Stelle des 
Abgabenschuldners vorzunehmen. Die Ermächtigung, solche Handlungen mit 
Rechtswirksamkeit vorzunehmen, kann dem Vollstrecker von Amts wegen oder 
auf Antrag des Abgabenschuldners erteilt werden. 

(3) Präsentationen, Protesterhebungen, Notifikationen und sonstige 
Handlungen zur Erhaltung oder Ausübung der Rechte aus den in Abs. (1) 
bezeichneten Papieren sind, insolange das Papier bei der Abgabenbehörde erliegt, 
zufolge Ermächtigung der Abgabenbehörde durch den Vollstrecker an Stelle des 
Abgabenschuldners vorzunehmen. Die Ermächtigung, solche Handlungen mit 
Rechtswirksamkeit vorzunehmen, kann dem Vollstrecker von Amts wegen oder 
auf Antrag des Abgabenschuldners erteilt werden. 

(4) Insbesondere kann der Vollstrecker vom Finanzamt, falls Gefahr im 
Verzuge ist, ermächtigt werden, die fällige Forderung aus einem derartigen beim 
Finanzamt erliegenden Papier einzuziehen. Die eingehenden Beträge sind beim 
Finanzamt zu hinterlegen; das für die Republik Österreich an der Forderung 
begründete Pfandrecht erstreckt sich auf diese Forderungseingänge. 

(4) Insbesondere kann der Vollstrecker durch die Abgabenbehörde, falls 
Gefahr im Verzuge ist, ermächtigt werden, die fällige Forderung aus einem 
derartigen beim Finanzamt erliegenden Papier einzuziehen. Die eingehenden 
Beträge sind bei der Abgabenbehörde zu hinterlegen; das für die Republik 
Österreich an der Forderung begründete Pfandrecht erstreckt sich auf diese 
Forderungseingänge. 

(5) Wenn die Einklagung der Forderung zur Unterbrechung der Verjährung 
oder zur Vermeidung sonstiger Nachteile nötig erscheint, hat das Bezirksgericht, 
in dessen Sprengel das die Vollstreckung führende Finanzamt liegt, auf dessen 
Antrag zu diesem Zweck einen Kurator zu bestellen. 

(5) Wenn die Einklagung der Forderung zur Unterbrechung der Verjährung 
oder zur Vermeidung sonstiger Nachteile nötig erscheint, hat das Bezirksgericht, 
in dessen Sprengel der Abgabenschuldner seinen Wohnsitz oder Sitz (§§ 26 und 
27 BAO) hat, auf dessen Antrag zu diesem Zweck einen Kurator zu bestellen. 

§ 69. (1) bis (3) … § 69. (1) bis (3) … 

(4) Die Verpfändung einer Forderung steht der Begründung eines 
finanzbehördlichen Pfandrechtes nicht entgegen. Die Abs. 2 und 3 über die 
Rangordnung der Pfandrechte sind sinngemäß anzuwenden. Bei einer 
Gehaltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden Bezügen bestehenden 
Forderung erfasst das vertragliche Pfandrecht nur die Bezüge, die fällig werden, 
sobald der Anspruch gerichtlich geltend gemacht oder ein Anspruch auf 

(4) Die Verpfändung einer Forderung steht der Begründung eines 
abgabenbehördlichen Pfandrechtes nicht entgegen. Die Abs. 2 und 3 über die 
Rangordnung der Pfandrechte sind sinngemäß anzuwenden. Bei einer 
Gehaltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden Bezügen bestehenden 
Forderung erfasst das vertragliche Pfandrecht nur die Bezüge, die fällig werden, 
sobald der Anspruch gerichtlich geltend gemacht oder ein Anspruch auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verwertung besteht und die gerichtliche Geltendmachung bzw. der 
Verwertungsanspruch dem Drittschuldner angezeigt wurde. Der Drittschuldner 
hat Zahlungen auf Grund des vertraglichen Pfandrechts erst vorzunehmen, sobald 
dessen Gläubiger einen Anspruch auf Verwertung hat und dies dem 
Drittschuldner angezeigt wurde. Die Bestimmungen des § 72 gelten sinngemäß. 

Verwertung besteht und die gerichtliche Geltendmachung bzw. der 
Verwertungsanspruch dem Drittschuldner angezeigt wurde. Der Drittschuldner 
hat Zahlungen auf Grund des vertraglichen Pfandrechts erst vorzunehmen, sobald 
dessen Gläubiger einen Anspruch auf Verwertung hat und dies dem 
Drittschuldner angezeigt wurde. Die Bestimmungen des § 72 gelten sinngemäß. 

§ 70. (1) Das Finanzamt kann dem Drittschuldner auftragen, sich binnen vier 
Wochen darüber zu erklären 

§ 70. (1) Die Abgabenbehörde kann dem Drittschuldner auftragen, sich 
binnen vier Wochen darüber zu erklären 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 

(2) Hat der Drittschuldner seine Pflichten nach Abs. 1 schuldhaft nicht, 
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtig oder unvollständig erfüllt, so ist dem 
Drittschuldner trotz Obsiegens im Drittschuldnerprozeß (§ 308 EO) der Ersatz der 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. § 43 Abs. 2 ZPO gilt sinngemäß. Überdies 
haftet der Drittschuldner dem Finanzamt für den Schaden, der dadurch entsteht, 
daß er seine Pflichten schuldhaft überhaupt nicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig 
unrichtig oder unvollständig erfüllt hat. Diese Folgen sind dem Drittschuldner bei 
Zustellung des Auftrages bekanntzugeben. 

(2) Hat der Drittschuldner seine Pflichten nach Abs. 1 schuldhaft nicht, 
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtig oder unvollständig erfüllt, so ist dem 
Drittschuldner trotz Obsiegens im Drittschuldnerprozeß (§ 308 EO) der Ersatz der 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. § 43 Abs. 2 ZPO gilt sinngemäß. Überdies 
haftet der Drittschuldner der Abgabenbehörde für den Schaden, der dadurch 
entsteht, daß er seine Pflichten schuldhaft überhaupt nicht, vorsätzlich oder grob 
fahrlässig unrichtig oder unvollständig erfüllt hat. Diese Folgen sind dem 
Drittschuldner bei Zustellung des Auftrages bekanntzugeben. 

(3) Wurde eine wiederkehrende Forderung gepfändet, so hat der 
Drittschuldner das Finanzamt von der nach wie vor bestehenden Beendigung des 
der Forderung zugrunde liegenden Rechtsverhältnisses innerhalb einer Woche 
nach Ende des Monats, der dem Monat folgt, in dem das Rechtsverhältnis beendet 
wurde, zu verständigen. Abs. 2 ist anzuwenden, wobei die Haftung auf 
1 000 Euro je Bezugsende beschränkt ist. 

(3) Wurde eine wiederkehrende Forderung gepfändet, so hat der 
Drittschuldner die Abgabenbehörde von der nach wie vor bestehenden 
Beendigung des der Forderung zugrunde liegenden Rechtsverhältnisses innerhalb 
einer Woche nach Ende des Monats, der dem Monat folgt, in dem das 
Rechtsverhältnis beendet wurde, zu verständigen. Abs. 2 ist anzuwenden, wobei 
die Haftung auf 1 000 Euro je Bezugsende beschränkt ist. 

(4) … (4) … 

Überweisung. Überweisung 

§ 71. (1) und (2) … § 71. (1) und (2) … 

(3) Die Überweisung geschieht durch Zustellung des 
Überweisungsbescheides an den Drittschuldner, bei Forderungen aus indossablen 
Papieren aber, bei Forderungen aus einer Sparurkunde sowie bei Forderungen, 
deren Geltendmachung sonst an den Besitz des über die Forderung errichteten 
Papieres gebunden ist, durch Übergabe des mit der erforderlichen schriftlichen 
Übertragungserklärung versehenen Papiers. Diese Übertragungserklärung ist vom 
Finanzamt oder in dessen Auftrag vom Vollstrecker abzugeben. 

(3) Die Überweisung geschieht durch Zustellung des 
Überweisungsbescheides an den Drittschuldner, bei Forderungen aus indossablen 
Papieren aber, bei Forderungen aus einer Sparurkunde sowie bei Forderungen, 
deren Geltendmachung sonst an den Besitz des über die Forderung errichteten 
Papieres gebunden ist, durch Übergabe des mit der erforderlichen schriftlichen 
Übertragungserklärung versehenen Papiers. Diese Übertragungserklärung ist 
durch die Abgabenbehörde oder in ihrem Auftrag vom Vollstrecker abzugeben. 

(4) … (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

IV. Abschnitt. IV. Abschnitt 

Vollstreckung auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 
beweglicher körperlicher Sachen. 

Vollstreckung auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 
beweglicher körperlicher Sachen 

Pfändung. Pfändung 

§ 75. (1) und (2) … § 75. (1) und (2) … 

Beitreibung. Beitreibung 

§ 76. (1) bis (4) … § 76. (1) bis (4) … 

Ausschluß von Rechtsmitteln. Ausschluß von Rechtsmitteln 

§ 77. (1) und (2) … § 77. (1) und (2) … 

II. TEIL. II. TEIL 

Sicherung. Sicherung 

§ 78. (1) … § 78. (1) … 

(2) Zur Sicherung kann nur die Pfändung und Verwahrung beweglicher 
körperlicher Sachen und die Pfändung grundbücherlich nicht sichergestellter 
Geldforderungen und von Ansprüchen auf Herausgabe und Leistung beweglicher 
körperlicher Sachen vorgenommen werden. Wäre mit der Verzögerung der 
Geltendmachung der gepfändeten Forderung oder des gepfändeten Anspruches 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit oder der Verlust von Regressrechten gegen 
dritte Personen verbunden, so kann die Überweisung zur Einziehung 
ausgesprochen werden. Auf Grund der verfügten Einziehung eingehende Beträge 
oder herausgegebene oder geleistete Sachen sind vom Finanzamt in Verwahrung 
zu nehmen. Eine Verrechnung auf die Abgabenschulden und eine Verwertung der 
Sachen ist erst nach Eintritt der Vollstreckbarkeit und Wegfall von 
Einbringungshemmnissen (§ 230 BAO) zulässig. § 41a bleibt unberührt. 

(2) Zur Sicherung kann nur die Pfändung und Verwahrung beweglicher 
körperlicher Sachen und die Pfändung grundbücherlich nicht sichergestellter 
Geldforderungen und von Ansprüchen auf Herausgabe und Leistung beweglicher 
körperlicher Sachen vorgenommen werden. Wäre mit der Verzögerung der 
Geltendmachung der gepfändeten Forderung oder des gepfändeten Anspruches 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit oder der Verlust von Regressrechten gegen 
dritte Personen verbunden, so kann die Überweisung zur Einziehung 
ausgesprochen werden. Auf Grund der verfügten Einziehung eingehende Beträge 
oder herausgegebene oder geleistete Sachen sind von der Abgabenbehörde in 
Verwahrung zu nehmen. Eine Verrechnung auf die Abgabenschulden und eine 
Verwertung der Sachen ist erst nach Eintritt der Vollstreckbarkeit und Wegfall 
von Einbringungshemmnissen (§ 230 BAO) zulässig. § 41a bleibt unberührt. 

(3) … (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

III. TEIL. III. TEIL 

Zusammentreffen einer finanzbehördlichen mit einer 
gerichtlichenVollstreckung. 

Zusammentreffen einer abgabenbehördlichen mit einer gerichtlichen 
Vollstreckung 

I. Abschnitt. I. Abschnitt 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen. Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen 

§ 79. (1) Die Pfändung erfolgt durch das Finanzamt oder das Gericht 
getrennt nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

§ 79. (1) Die Pfändung erfolgt durch die Abgabenbehörde oder das Gericht 
getrennt nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

(2) Das Finanzamt hat von der Zustellung des gerichtlichen 
Versteigerungsediktes oder eines anderen, eine bestimmte Verwertungsart 
anordnenden gerichtlichen Beschlusses an das Verwertungsverfahren, soweit es 
die gleichen Sachen erfaßt, dem Gericht zu überlassen. 

(2) Die Abgabenbehörde hat von der Zustellung des gerichtlichen 
Versteigerungsediktes oder eines anderen, eine bestimmte Verwertungsart 
anordnenden gerichtlichen Beschlusses an das Verwertungsverfahren, soweit es 
die gleichen Sachen betrifft, abzubrechen und dessen weitere Durchführung dem 
Gericht zu überlassen. Der Abgabenschuldner ist hiervon zu verständigen. Im Fall 
der Ergebnislosigkeit des gerichtlichen Verwertungsverfahrens kann das 
Finanzamt sein Verfahren fortsetzen. 

(3) Finanzbehördliche Pfandrechte sind in dem im finanzbehördlichen 
Vollstreckungsverfahren begründeten Rang bei der Verwendung des 
Verkaufserlöses durch das Gericht auf Anmelden zu berücksichtigen. Das 
Finanzamt hat einen Verkaufserlös zu Gericht zu erlegen, wenn an dem 
verkauften Gegenstand ein gerichtliches Pfandrecht begründet war; die 
Verteilung obliegt dem Gerichte. 

(3) Die Berücksichtigung abgabenbehördlicher Pfandrechte im gerichtlichen 
Verwertungsverfahren und die Verwendung des Verkaufserlöses durch das 
Gericht erfolgt ebenso nach den Vorschriften des § 567 der Geschäftsordnung für 
die Gerichte I. und II. Instanz (Geo.), BGBl. Nr. 264/1951, wie der Erlag des 
Verkaufserlöses durch die Abgabenbehörden betreffend einen Gegenstand, an 
dem ein gerichtliches Pfandrecht begründet war.. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den Abs. (1) bis (3) werden durch 
Verordnung getroffen. 

 

II. Abschnitt. II. Abschnitt 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen und auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 

beweglicher körperlicher Sachen. 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen und auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 

beweglicher körperlicher Sachen 

§ 80. (1) Die Pfändung erfolgt durch das Finanzamt oder das Gericht 
getrennt nach den hiefür geltenden Vorschriften. 

§ 80. (1) Die Pfändung erfolgt durch die Abgabenbehörde oder das Gericht 
getrennt nach den hiefür geltenden Vorschriften. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Von Amts wegen oder auf Antrag kann zur Einziehung der Forderung 
ein Kurator vom Exekutionsgerichte bestellt werden, wenn dieselbe Forderung 
nach Teilbeträgen verschiedenen Gläubigern zur Einziehung überwiesen wird und 
sich diese über die Bestellung eines gemeinsamen Bevollmächtigten nicht 
einigen. Das weitere Verfahren bestimmt sich nach § 315 E.O. 

(5) Von Amts wegen oder auf Antrag kann zur Einziehung der Forderung 
ein Kurator vom Exekutionsgerichte bestellt werden, wenn dieselbe Forderung 
nach Teilbeträgen verschiedenen Gläubigern zur Einziehung überwiesen wird und 
sich diese über die Bestellung eines gemeinsamen Bevollmächtigten nicht 
einigen. Das weitere Verfahren bestimmt sich nach § 315 EO. 

(6) Erlegt der Drittschuldner den Betrag zu Gericht (§ 307 E.O.), so sind 
finanzbehördliche Pfandrechte in dem im finanzbehördlichen 
Vollstreckungsverfahren begründeten Rang bei der Verteilung durch das Gericht 
auf Anmelden zu berücksichtigen. 

(6) Erlegt der Drittschuldner den Betrag zu Gericht (§ 307 EO), so sind 
abgabenbehördliche Pfandrechte in dem im abgabenbehördlichen 
Vollstreckungsverfahren begründeten Rang bei der Verteilung durch das Gericht 
auf Anmelden zu berücksichtigen. 

§ 81. Wurde gemäß § 76 eine an den Vollstrecker herausgegebene 
bewegliche körperliche Sache verwertet, so findet § 79, Abs. (2) und (3), 
Anwendung. 

§ 81. Auf die Verwertung einer an den Vollstrecker herausgegebenen 
beweglichen körperlichen Sache gemäß § 76 findet § 79 Abs. 2 und 3 sinngemäß 
Anwendung. 

§ 82. Die näheren Bestimmungen zu den §§ 80 und 81 werden durch 
Verordnung getroffen. 

 

III. HAUPTSTÜCK. III. HAUPTSTÜCK 

Zusammentreffen mehrerer nichtgerichtlicher Vollstreckungen. Zusammentreffen mehrerer nichtgerichtlicher Vollstreckungen 

I. TEIL. I. TEIL 

Allgemeine Grundsätze. Allgemeine Grundsätze 

§ 84. Trifft eine finanzbehördliche Vollstreckung im Sinn des I. und II. 
Teiles des II. Hauptstückes mit einer anderen nichtgerichtlichen Vollstreckung 
zusammen, so gelten die folgenden Bestimmungen. 

§ 84. Trifft eine abgabenbehördliche Vollstreckung im Sinn des I. und II. 
Teiles des II. Hauptstückes mit einer anderen nichtgerichtlichen Vollstreckung 
zusammen, so gelten die folgenden Bestimmungen. 

II. TEIL. II. TEIL 

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen. Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen 

§ 85. (1) Die Pfändung erfolgt durch das Finanzamt oder die andere 
nichtgerichtliche Vollstreckungsbehörde getrennt nach den hiefür geltenden 
Vorschriften. 

§ 85. (1) Die Pfändung erfolgt durch die Abgabenbehörde oder die andere 
nichtgerichtliche Vollstreckungsbehörde getrennt nach den hiefür geltenden 
Vorschriften. 
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(2) Soweit das Finanzamt und die andere Vollstreckungsbehörde (Abs. (1)) 
nicht eine andere Vereinbarung treffen, führt jene Vollstreckungsbehörde die 
Verwertung durch, die das Verwertungsverfahren als erste angeordnet hat. 

(2) Soweit die Abgabenbehörde und die andere Vollstreckungsbehörde 
(Abs. 1) nicht eine andere Vereinbarung treffen, führt jene 
Vollstreckungsbehörde die Verwertung durch, die das Verwertungsverfahren als 
erste angeordnet hat. 

(3) Bei der Verwendung des Verkaufserlöses durch das Finanzamt (die 
andere Vollstreckungsbehörde, Abs. (1)) sind die Pfandrechte in dem im 
Vollstreckungsverfahren begründeten Rang zu berücksichtigen. 

(3) Bei der Verwendung des Verkaufserlöses durch die Abgabenbehörde 
oder die andere Vollstreckungsbehörde gemäß Abs. 1 sind die Pfandrechte in dem 
im Vollstreckungsverfahren begründeten Rang zu berücksichtigen. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den Abs. (1) bis (3) werden durch 
Verordnung getroffen. 

(4) Hat eine Vollstreckungsbehörde im Sinne des § 2 Abs. 2 lit. b 
bewegliche körperliche Sachen gepfändet, hat sie hiervon das Bezirksgericht, in 
dessen Sprengel die Pfändung vorgenommen wurde (§ 18 Z 4 EO) durch 
Übersendung des Pfändungsprotokolls oder eines kurzen Auszuges daraus zu 
verständigen. § 8 Abs. 1 und 3 sind auch von den Vollstreckungsbehörden gemäß 
§ 2 Abs. 2 lit. b zu beachten. 

 (5) Vor Einleitung eines Verwertungsverfahrens haben die in § 2 Abs. 2 
lit. b bezeichneten Vollstreckungsbehörden und das für den Abgabenschuldner 
zuständige Finanzamt einander zu verständigen, wobei die Verständigungspflicht 
jene Behörde trifft, die das Verwertungsverfahren einleiten will. Hat die jeweils 
andere Behörde an dem zu verwertenden Gegenstand ein Pfandrecht erworben, so 
haben beide Behörden hinsichtlich der Durchführung des Verwertungsverfahrens 
eine Vereinbarung zu treffen, die dem Abgabenschuldner zur Kenntnis zu bringen 
ist. 

 (6) Bei der Verwendung des Verwertungserlöses sind Pfandrechte der 
jeweils anderen Behörde nach ihrem Rang zu berücksichtigen. 

 (7) Im Fall der Ergebnislosigkeit des von einer Behörde eingeleiteten 
Verwertungsverfahrens kann die jeweils andere Behörde ihr 
Verwertungsverfahren fortsetzen. 

III. TEIL. III. TEIL 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen und auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 

beweglicher körperlicher Sachen. 

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sichergestellte 
Geldforderungen und auf Ansprüche auf Herausgabe und Leistung 

beweglicher körperlicher Sachen 

§ 86. (1) Die Pfändung erfolgt durch das Finanzamt oder die andere 
Vollstreckungsbehörde (§ 85, Abs. (1)) getrennt nach den hiefür geltenden 

§ 86. (1) Die Pfändung erfolgt durch die Abgabenbehörde oder die andere 
Vollstreckungsbehörde (§ 85 Abs. 1) getrennt nach den hiefür geltenden 
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Vorschriften. Vorschriften. 

(2) … (2) … 

(3) Die näheren Bestimmungen zu den Abs. (1) und (2) werden durch 
Verordnung getroffen. 

(3) § 85 ist sinngemäß anzuwenden. 

IV. HAUPTSTÜCK. IV. HAUPTSTÜCK 

Ersatzvornahme, unmittelbarer Zwang und Verwertung sonstiger 
Pfandrechte an beweglichen Sachen. 

Ersatzvornahme, unmittelbarer Zwang und Verwertung sonstiger 
Pfandrechte an beweglichen Sachen 

V. HAUPTSTÜCK. V. HAUPTSTÜCK 

Übergangs- und Schlußbestimmungen. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 89. (1) … § 89. … 

(2) Soweit die das Abgabenstrafverfahren regelnden Vorschriften der 
Abgabenordnung auf Bestimmungen Bezug nehmen, die gemäß Abs. (1), Z 1, 
aufgehoben werden, sind die an deren Stelle tretenden Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes künftig auch im Abgabenstrafverfahren anzuwenden. 

 

§ 90a. (1) bis (13) … § 90a. (1) bis (13) … 

 (14) § 2 Abs. 2 lit. c, § 3, § 5 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 und 6, 
§ 10, § 12 Abs. 1 und 2, § 13, § 14 Abs. 2 und 45, § 15 Abs. 2, § 16, § 19 Abs. 1 
und 3, § 20, § 23 Abs. 2, § 25 Abs. 1, § 28, § 30 Abs. 1, § 31 Abs. 4 und 5, § 34 
Abs. 1, § 36, § 40 Abs. 1, § 42 Abs. 1, § 43 Abs. 2 und 5, § 43a, § 43c Abs. 2, 44 
Abs. 5 Z 2 und 3, § 45 Abs. 1, § 46c, § 48 Abs. 3 und 4, 50 Abs. 1, 2 und 5, § 51 
Abs. 1, § 51a, § 54, § 59, § 60, § 64 Abs. 3, § 65 Abs. 1 und 4, § 67 Abs. 1, 3, 4 
und 5, § 69 Abs. 4, § 70 Abs. 1 bis 3, § 71 Abs. 3, § 78 Abs. 2, § 79 Abs. 1 bis 4, 
§ 80 Abs. 1, 5 und 6, § 81, § 82, § 85, § 86 Abs. 1 und 3, § 89 und 91, der 
Kurztitel, die Überschriften sämtlicher Hauptstücke, Teile und Abschnitte sowie 
die Überschriften der §§ 4, 5, 12, 13, 14, 15, 16, 21, 24, 25, 26, 27, 28, 31, 33, 34, 
36, 37, 53, 59, 60, 64, 65, 71, 75, 76, 77, 78, 79, 80, 84, 85, 86, 86a und 88, 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

§ 91. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das Bundesministerium § 91. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
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für Finanzen im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Inneres und Justiz 
betraut. 

Finanzen im Einvernehmen mit den Bundesministern für Inneres und für 
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz betraut. 

Artikel 6 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

Artikel 6 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

Elektronische Register Elektronische Register 

§ 22. (1) bis (5) … § 22. (1) bis (5) … 

(5a) Der Bundesminister für Finanzen und die Zollämter sind ermächtigt, im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit die zum Zweck der Einhebung der Altlastenbeiträge 
notwendigen Daten der Register in Abstimmung mit der Bundesministerin für 
Nachhaltigkeit und Tourismus zu verarbeiten. 

(5a) Der Bundesminister für Finanzen und das Zollamt Österreich sind 
ermächtigt, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die zum Zweck der Einhebung der 
Altlastenbeiträge notwendigen Daten der Register in Abstimmung mit der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus zu verarbeiten. 

(5b) bis (10) … (5b) bis (10) … 

Abfragerechte für die Register gemäß § 22 Abs. 1 Abfragerechte für die Register gemäß § 22 Abs. 1 

§ 87a. (1) bis (2) … § 87a. (1) bis (2) … 

(3) Die Zollorgane dürfen zum Zweck der Erfüllung ihrer Aufgaben im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit, soweit dies zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
und darauf beruhender Verordnungen sowie der EG-VerbringungsV erforderlich 
ist, auf Daten der Register zugreifen. 

(3) Die Organe der Zollbehörden dürfen zum Zweck der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Rahmen ihrer Zuständigkeit, soweit dies zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes und darauf beruhender Verordnungen sowie der EG-
VerbringungsV erforderlich ist, auf Daten der Register zugreifen. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 91. (1) bis (37) … § 91. (1) bis (37) … 

 (38) § 22 Abs. 5a und § 87a Abs. 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Artikel 7 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Sozialversicherungsprüfung Sozialversicherungsprüfung 

§ 41a. (1) Die Prüfung der Einhaltung aller für das Versicherungsverhältnis 
maßgebenden Tatsachen (Sozialversicherungsprüfung) obliegt dem Finanzamt 
der Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988). Es hat sich für die Durchführung der 
Prüfung des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge gemäß dem 
Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge zu 
bedienen. Zur Sozialversicherungsprüfung gehört insbesondere 

§ 41a. (1) Die Prüfung der Einhaltung aller für das Versicherungsverhältnis 
maßgebenden Tatsachen (Sozialversicherungsprüfung) obliegt dem Finanzamt, 
das für die Erhebung der Lohnsteuer zuständig ist. Es hat sich für die 
Durchführung der Prüfung des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und 
Beiträge gemäß dem Bundesgesetz über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben 
und Beiträge zu bedienen. Zur Sozialversicherungsprüfung gehört insbesondere 
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 – die Prüfung der Einhaltung der Meldeverpflichtungen in allen 
Versicherungs- und Beitragsangelegenheiten und der 
Beitragsabrechnung, 

 – die Prüfung der Einhaltung der Meldeverpflichtungen in allen 
Versicherungs- und Beitragsangelegenheiten und der 
Beitragsabrechnung, 

 – die Prüfung der Grundlagen von Geldleistungen (Krankengeld, 
Wochengeld, Arbeitslosengeld usw.), 

 – die Prüfung der Grundlagen von Geldleistungen (Krankengeld, 
Wochengeld, Arbeitslosengeld usw.), 

 – die Beratung in Fragen von Melde-, Versicherungs- und 
Beitragsangelegenheiten. 

 – die Beratung in Fragen von Melde-, Versicherungs- und 
Beitragsangelegenheiten. 

(2) Die Österreichische Gesundheitskasse hat den Finanzämtern der 
Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988) und den Gemeinden alle für das 
Versicherungsverhältnis und die Beitragsentrichtung bedeutsamen Daten zur 
Verfügung zu stellen. Diese Daten dürfen nur in der Art und dem Umfang 
verarbeitet werden, als dies zur Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen 
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung ist. Die Verarbeitung nicht 
notwendiger personenbezogener Daten (Ballastwissen, Überschusswissen) ist 
unzulässig. Personenbezogene Daten, die mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

(2) Die Österreichische Gesundheitskasse hat den Finanzämtern und den 
Gemeinden alle für das Versicherungsverhältnis und die Beitragsentrichtung 
bedeutsamen Daten zur Verfügung zu stellen. Diese Daten dürfen nur in der Art 
und dem Umfang verarbeitet werden, als dies zur Wahrnehmung der gesetzlich 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung ist. Die Verarbeitung 
nicht notwendiger personenbezogener Daten (Ballastwissen, Überschusswissen) 
ist unzulässig. Personenbezogene Daten, die mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

Haftung bei Beauftragung zur Erbringung von Bauleistungen Haftung bei Beauftragung zur Erbringung von Bauleistungen 

§ 67a. (1) bis (3) … § 67a. (1) bis (3) … 

(4) Die Überweisung nach Abs. 3 Z 2 wirkt gegenüber dem beauftragten 
Unternehmen schuldbefreiend; sie gilt als Drittleistung und unterliegt nicht dem 
Zweiten Abschnitt des Ersten Hauptstückes des Ersten Teiles der 
Insolvenzordnung. Der Überweisungsdatensatz bzw. die elektronische 
Überweisung ist mit dem Vermerk „AGH“ zu versehen und hat folgende Daten 
zu enthalten: 

(4) Die Überweisung nach Abs. 3 Z 2 wirkt gegenüber dem beauftragten 
Unternehmen schuldbefreiend; sie gilt als Drittleistung und unterliegt nicht dem 
Zweiten Abschnitt des Ersten Hauptstückes des Ersten Teiles der 
Insolvenzordnung. Der Überweisungsdatensatz bzw. die elektronische 
Überweisung ist mit dem Vermerk „AGH“ zu versehen und hat folgende Daten 
zu enthalten: 

 1. …  1. … 

 2. a) die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, wenn nicht vorhanden die 
Finanzamts- und Steuernummer sowie 

 2. a) die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, wenn nicht vorhanden die 
Steuernummer sowie 

 b) …  b) … 

des beauftragten Unternehmens und des beauftragten Unternehmens und 

 3. …  3. … 

(5) bis (13) … (5) bis (13) … 

Kostentragung im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Kostentragung im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 351j. (1) … § 351j. (1) … 
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(2) Der Bundeskanzler und der Bundesminister für Finanzen sind 
ermächtigt, den Kostenersatz durch Verordnung neu festzusetzen, sobald und 
soweit sich der von der Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2010 oder ein an dessen Stelle tretender Index gegenüber 
der für Jänner 2013 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten 
Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 10% geändert hat. Der 
neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten Betrag im Verhältnis der 
Veränderung der für Jänner 2013 verlautbarten Indexzahl zu der für die 
Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu berechnen, jedoch auf ganze zehn 
Euro kaufmännisch auf- oder abzurunden. Für die Erhebung des festgestellten 
Kostenersatzes ist das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 
zuständig. 

(2) Der Bundeskanzler und der Bundesminister für Finanzen sind 
ermächtigt, den Kostenersatz durch Verordnung neu festzusetzen, sobald und 
soweit sich der von der Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2010 oder ein an dessen Stelle tretender Index gegenüber 
der für Jänner 2013 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten 
Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 10% geändert hat. Der 
neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten Betrag im Verhältnis der 
Veränderung der für Jänner 2013 verlautbarten Indexzahl zu der für die 
Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu berechnen, jedoch auf ganze zehn 
Euro kaufmännisch auf- oder abzurunden. Für die Erhebung des festgestellten 
Kostenersatzes ist das Finanzamt Österreich zuständig. 

Rechts- und Verwaltungshilfe Rechts- und Verwaltungshilfe 

§ 360. (1) bis (6) … § 360. (1) bis (6) … 

(7) Die Abgabenbehörden und ihre Organe nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes - AVOG, BGBl. 
Nr. 18/1975, haben in ihrem Wirkungsbereich an der Vollziehung der 
sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen mitzuwirken. Soweit Organe der 
Abgabenbehörden nach Maßgabe der Bestimmungen des AVOG Maßnahmen im 
Sinne des ersten Satzes setzen, ist ihr Handeln dem zuständigen 
Krankenversicherungsträger zuzurechnen. 

(7) Die Abgabenbehörden und ihre Organe haben in ihrem Wirkungsbereich 
an der Vollziehung der sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen 
mitzuwirken. Soweit Organe der Abgabenbehörden Maßnahmen im Sinne des 
ersten Satzes setzen, ist ihr Handeln dem zuständigen 
Krankenversicherungsträger zuzurechnen. 

Bindungswirkung, Bescheidzustellung Bindungswirkung, Bescheidzustellung 

§ 412c. (1) bis (3) … § 412c. (1) bis (3) … 

(4) Bescheide des Krankenversicherungsträgers sind neben der versicherten 
Person und ihrem Dienstgeber auch der Sozialversicherungsanstalt der 
Selbständigen sowie dem sachlich und örtlich zuständigen Finanzamt zuzustellen. 

(4) Bescheide des Krankenversicherungsträgers sind neben der versicherten 
Person und ihrem Dienstgeber auch der Sozialversicherungsanstalt der 
Selbständigen sowie dem zuständigen Finanzamt zuzustellen. 

(5) … (5) … 

 Schlussbestimmung zu Art. X des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 

 § 725. § 41a Abs. 1 und 2, § 67a Abs. 4 Z 2 lit. a, § 351j Abs. 2, § 360 
Abs. 7 und § 412c Abs. 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Artikel 8 
Änderung des Altlastensanierungsgesetzes 

Artikel 8 
Änderung des Altlastensanierungsgesetzes 

Erhebung des Beitrags Erhebung des Beitrags 

§ 9. (1) Die Erhebung des Beitrages obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich 
der Beitragsschuldner seinen Sitz oder Wohnsitz hat. Hat der Beitragsschuldner 
seinen Sitz oder Wohnsitz im Ausland, so ist das Zollamt Innsbruck zuständig. 

§ 9. (1) Die Erhebung des Beitrages obliegt dem Zollamt Österreich. 

(1a) Ein Inhaber einer Anlage, in der eine beitragspflichtige Tätigkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 Z 1 bis 3a vorgenommen wird, hat dem zuständigen Zollamt seinen 
Namen und die Anschrift der Anlage zu melden, wenn 

(1a) Ein Inhaber einer Anlage, in der eine beitragspflichtige Tätigkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 Z 1 bis 3a vorgenommen wird, hat dem Zollamt Österreich seinen 
Namen und die Anschrift der Anlage zu melden, wenn 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Die Meldung ist im Fall der Z 1 bis spätestens 31. Jänner 2005, im Fall der Z 2 
innerhalb von einem Monat nach dem Inhaberwechsel und im Fall der Z 3 
innerhalb von einem Monat nach der erstmaligen Inbetriebnahme zu erstatten. 
Weiters ist die Einstellung, die Unterbrechung und die Wiederaufnahme des 
Betriebs dem zuständigen Zollamt unverzüglich zu melden. 

Die Meldung ist im Fall der Z 1 bis spätestens 31. Jänner 2005, im Fall der Z 2 
innerhalb von einem Monat nach dem Inhaberwechsel und im Fall der Z 3 
innerhalb von einem Monat nach der erstmaligen Inbetriebnahme zu erstatten. 
Weiters ist die Einstellung, die Unterbrechung und die Wiederaufnahme des 
Betriebs dem Zollamt Österreich unverzüglich zu melden. 

(2) Der Beitragschuldner hat spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf 
das Kalendervierteljahr (Anmeldungszeitraum) zweitfolgenden Kalendermonates 
eine Anmeldung bei dem für die Einhebung zuständigen Zollamt einzureichen, in 
der er den für den Anmeldungszeitraum zu entrichtenden Beitrag selbst zu 
berechnen hat. Die Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. Der Beitragschuldner 
hat den Beitrag spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. 

(2) Der Beitragschuldner hat spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf 
das Kalendervierteljahr (Anmeldungszeitraum) zweitfolgenden Kalendermonates 
eine Anmeldung beim Zollamt Österreich einzureichen, in der er den für den 
Anmeldungszeitraum zu entrichtenden Beitrag selbst zu berechnen hat. Die 
Anmeldung gilt als Abgabenerklärung. Der Beitragschuldner hat den Beitrag 
spätestens am Fälligkeitstag zu entrichten. 

(2a) bis (4) … (2a) bis (4) … 

Datenübermittlung Datenübermittlung 

§ 9a. (1) Wenn die übrigen mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
betrauten Behörden Verdachtsmomente betreffend die nicht ordnungsgemäße 
Abgabenführung wahrnehmen, haben sie diese Wahrnehmungen und nach 
Möglichkeit die entsprechenden Daten betreffend die beitragspflichtigen Mengen, 
aufgeschlüsselt nach den Beitragssätzen gemäß § 6 Abs. 1 bis 4b, und unter 
Angabe des Bemessungszeitraumes zum Zweck der Erhebung des 
Altlastenbeitrages an die zuständigen Zollämter zu übermitteln. 

§ 9a. (1) Wenn die übrigen mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
betrauten Behörden Verdachtsmomente betreffend die nicht ordnungsgemäße 
Abgabenführung wahrnehmen, haben sie diese Wahrnehmungen und nach 
Möglichkeit die entsprechenden Daten betreffend die beitragspflichtigen Mengen, 
aufgeschlüsselt nach den Beitragssätzen gemäß § 6 Abs. 1 bis 4b, und unter 
Angabe des Bemessungszeitraumes zum Zweck der Erhebung des 
Altlastenbeitrages an das Zollamt Österreich zu übermitteln. 

(2) Die Behörden, die eine Deponie, ein Lager für Abfälle, eine 
Verbrennungs- oder Mitverbrennungsanlage im Sinne der 
Abfallverbrennungsverordnung, BGBl. II Nr. 389/2002, in der Fassung der 

(2) Die Behörden, die eine Deponie, ein Lager für Abfälle, eine 
Verbrennungs- oder Mitverbrennungsanlage im Sinne der 
Abfallverbrennungsverordnung, BGBl. II Nr. 389/2002, in der Fassung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung BGBl. II Nr. 135/2013, eine Anlage zur Herstellung von 
Brennstoffprodukten aus Abfällen, einen Hochofen zur Herstellung von 
Roheisen, eine Anlage zur Herstellung von Produkten für das Einbringen in einen 
Hochofen zur Herstellung von Roheisen oder das Verfüllen von 
Geländeunebenheiten, das Vornehmen von Geländeanpassungen oder den 
Bergversatz mit Abfällen genehmigen, haben dem zuständigen Zollamt eine 
Kopie des Bewilligungsbescheides, im Fall der Deponie auch eine Kopie des 
Überprüfungsbescheides, zu übermitteln. 

Verordnung BGBl. II Nr. 135/2013, eine Anlage zur Herstellung von 
Brennstoffprodukten aus Abfällen, einen Hochofen zur Herstellung von 
Roheisen, eine Anlage zur Herstellung von Produkten für das Einbringen in einen 
Hochofen zur Herstellung von Roheisen oder das Verfüllen von 
Geländeunebenheiten, das Vornehmen von Geländeanpassungen oder den 
Bergversatz mit Abfällen genehmigen, haben dem Zollamt Österreich eine Kopie 
des Bewilligungsbescheides, im Fall der Deponie auch eine Kopie des 
Überprüfungsbescheides, zu übermitteln. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Artikel VII Artikel VII 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) bis (24) … (1) bis (24) … 

 (xx) § 9 Abs. 1, 1a und 2 sowie § 9a Abs. 1 und 2, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 9 
Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes 

Artikel 9 
Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes 

Überwachung und Auskunftspflicht Überwachung und Auskunftspflicht 

§ 20. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, 
die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung, die 
Abgabenbehörden und die Gewerbebehörden sowie hinsichtlich der dem 
Arbeitnehmerschutz dienenden Bestimmungen die Arbeitsinspektorate und die 
sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörden und 
hinsichtlich der sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen die Träger der 
Sozialversicherung sind zuständig, die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes zu überwachen. 

§ 20. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, 
die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung, 
das Amt für Betrugsbekämpfung und die Gewerbebehörden sowie hinsichtlich 
der dem Arbeitnehmerschutz dienenden Bestimmungen die Arbeitsinspektorate 
und die sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörden 
und hinsichtlich der sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen die Träger der 
Sozialversicherung sind zuständig, die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes zu überwachen. 

(2) … (2) … 

(3) Die Überlasser und die Beschäftiger haben den im Abs. 1 genannten 
zuständigen Behörden und Sozialversicherungsträgern Zutritt zum Betrieb und 
Einsicht in alle die Arbeitskräfteüberlassung betreffenden Unterlagen zu 
gewähren. 

(3) Die Überlasser und die Beschäftiger haben den Organen der im Abs. 1 
genannten zuständigen Behörden und Sozialversicherungsträgern Zutritt zum 
Betrieb und Einsicht in alle die Arbeitskräfteüberlassung betreffenden Unterlagen 
zu gewähren. 

(4) … (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

§ 22. (1) bis (4) … § 22. (1) bis (4) … 

(5) Die Abgabenbehörden und deren Prüforgane (Finanzpolizei) haben 
Parteistellung in Verwaltungsstrafverfahren nach Abs. 1 und können gegen den 
Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde beim Verwaltungsgericht und 
gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision 
beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(5) Das Amt für Betrugsbekämpfung und dessen Organe haben 
Parteistellung in Verwaltungsstrafverfahren nach Abs. 1 und können gegen den 
Bescheid einer Verwaltungsbehörde Beschwerde beim Verwaltungsgericht und 
gegen das Erkenntnis oder den Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision 
beim Verwaltungsgerichtshof erheben. 

Aufgaben Aufgaben 

§ 22c. (1) bis (7) … § 22c. (1) bis (7) … 

(8) Die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des Bundesministeriums für Finanzen 
hat dem Fonds oder einem von diesem beauftragten Dienstleister für die 
Einhebung von Beiträgen nach § 22d Abs. 2 und 4 und für die Erbringung von 
Leistungen für vom Ausland überlassene Arbeitnehmer die Daten gemäß § 17 
Abs. 3 zur Verfügung zu stellen. 

(8) Die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz des Amtes für Betrugsbekämpfung (Zentrale 
Koordinationsstelle) hat dem Fonds oder einem von diesem beauftragten 
Dienstleister für die Einhebung von Beiträgen nach § 22d Abs. 2 und 4 und für 
die Erbringung von Leistungen für vom Ausland überlassene Arbeitnehmer die 
Daten gemäß § 17 Abs. 3 zur Verfügung zu stellen. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 23. (1) bis (24) … § 23. (1) bis (24) … 

 (25) § 20 Abs. 1 und 3, § 22 Abs. 5 und § 22c Abs. 8, jeweils in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 10 
Änderung des Artenhandelsgesetzes 2009 

Artikel 10 
Änderung des Artenhandelsgesetzes 2009 

Vereinfachte Strafverfügung Vereinfachte Strafverfügung 

§ 9. (1) Mit vereinfachter Strafverfügung können die Zollämter nach 
Maßgabe des § 146 FinStrG über 

§ 9. (1) Mit vereinfachter Strafverfügung kann das Zollamt Österreich nach 
Maßgabe des § 146 FinStrG über 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

(2) … (2) … 

Behörden, Zuständigkeiten Behörden, Zuständigkeiten 

§ 13. (1) bis (4) … § 13. (1) bis (4) … 

(5) In den Fällen des Abs. 4 (5) In den Fällen des Abs. 4 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. haben die Zollämter und die Zollorgane das Zollrecht (§ 2 Abs. 1 ZollR-
DG) anzuwenden. 

 3. haben das Zollamt Österreich und die Zollorgane das Zollrecht (§ 2 
Abs. 1 ZollR-DG) anzuwenden. 

(6) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens für die in § 8 genannten 
Finanzvergehen und Finanzordnungswidrigkeiten sind die in § 58 Abs. 1 lit. a 
FinStrG genannten Zollämter zuständig, wenn diese Finanzvergehen in ihrem 
Bereich begangen oder entdeckt worden sind. 

(6) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens für die in § 8 genannten 
Finanzvergehen und Finanzordnungswidrigkeiten ist das Zollamt Österreich als 
Finanzstrafbehörde zuständig. 

(7) … (7) … 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 15. (1) und (1a) … § 15. (1) und (1a) … 

 (1b) § 9 Abs. 1, § 13 Abs. 5 Z 3 und § 13 Abs. 6, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Artikel 11 
Änderung des Arzneimittelgesetzes 

Artikel 11 
Änderung des Arzneimittelgesetzes 

Betriebsordnung Betriebsordnung 

§ 62. (1) bis (3) … § 62. (1) bis (3) … 

(3a) In der Verordnung gemäß Abs. 1 kann der Bundesminister für 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zur 
Umsetzung unionsrechtlicher Vorschriften zollamtliche 
Überwachungsmaßnahmen bei der Einfuhr und Ausfuhr von Wirkstoffen 
erlassen, um sicherzustellen, dass diese der Guten Herstellungs- und 
Vertriebspraxis für Wirkstoffe entsprechen. Dabei kann auch vorgesehen werden, 
welche Wirkstoffe im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 über die 
zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
ABl. Nr. L 256 vom 07. 09. 1987 S 1, zuletzt geändert durch die 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 155/2012, ABl. Nr. L 50 vom 23.02.2012 
S. 1, für die Überwachung durch die Zollämter in Frage kommen. 

(3a) In der Verordnung gemäß Abs. 1 kann der Bundesminister für 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zur 
Umsetzung unionsrechtlicher Vorschriften zollamtliche 
Überwachungsmaßnahmen bei der Einfuhr und Ausfuhr von Wirkstoffen 
erlassen, um sicherzustellen, dass diese der Guten Herstellungs- und 
Vertriebspraxis für Wirkstoffe entsprechen. Dabei kann auch vorgesehen werden, 
welche Wirkstoffe im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 über die 
zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, 
ABl. Nr. L 256 vom 07. 09. 1987 S 1, zuletzt geändert durch die 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 155/2012, ABl. Nr. L 50 vom 23.02.2012 
S. 1, für die Überwachung durch das Zollamt Österreich in Frage kommen. 

(4) … (4) … 

§ 95. (1) bis (17) … § 95. (1) bis (17) … 

 (18) § 62 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 12 
Änderung des ASOR-Durchführungsgesetzes 

Artikel 12 
Änderung des ASOR-Durchführungsgesetzes 

Abschnitt 4 Abschnitt 4 

Verfahren der Kontrolle Verfahren der Kontrolle 

§ 8. (1) Die Kontrolle kann auf dem Amtsplatz des Grenzzollamtes sowie im 
gesamten übrigen Bundesgebiet erfolgen. Die Kontrolle ist im Interesse der 
Fahrgäste möglichst rasch und ohne unnötige Verzögerungen durchzuführen. 

§ 8. (1) Die Kontrolle kann auf dem Amtsplatz der Grenzzollstelle sowie im 
gesamten übrigen Bundesgebiet erfolgen. Die Kontrolle ist im Interesse der 
Fahrgäste möglichst rasch und ohne unnötige Verzögerungen durchzuführen. 

(2) … (2) … 

(3) Zur statistischen Erfassung des unter dieses Bundesgesetz fallenden 
Gelegenheitsverkehrs österreichischer Verkehrsunternehmer haben diese oder 
deren Lenker bei der Ausreise den Zollorganen des Grenzzollamtes eine 
Durchschrift des Fahrtenblattes auszuhändigen. Sofern es die technischen 
Gegebenheiten sowie die Verkehrsverhältnisse erlauben, haben die Organe auch 
bei der statistischen Erfassung der Verkehrsunternehmer aus den übrigen 
Mitgliedsstaaten des Übereinkommens auf geeignete Weise mitzuwirken. Die 
Zollämter haben die Daten bis spätestens 15. des auf die Abgabe folgenden 
Monats gesammelt dem Österreichischen Statistischen Zentralamt, dem die 
weitere Aufbereitung obliegt, zu übersenden. 

(3) Zur statistischen Erfassung des unter dieses Bundesgesetz fallenden 
Gelegenheitsverkehrs österreichischer Verkehrsunternehmer haben diese oder 
deren Lenker bei der Ausreise den Zollorganen der Grenzzollstelle eine 
Durchschrift des Fahrtenblattes auszuhändigen. Sofern es die technischen 
Gegebenheiten sowie die Verkehrsverhältnisse erlauben, haben die Organe auch 
bei der statistischen Erfassung der Verkehrsunternehmer aus den übrigen 
Mitgliedsstaaten des Übereinkommens auf geeignete Weise mitzuwirken. Das 
Zollamt Österreich hat die Daten bis spätestens 15. des auf die Abgabe folgenden 
Monats gesammelt dem Österreichischen Statistischen Zentralamt, dem die 
weitere Aufbereitung obliegt, zu übersenden. 

Abschnitt 5 Abschnitt 5 

Kontrollberechtigte Kontrollberechtigte 

§ 9. Kontrollberechtigte sind die Organe der Zollämter und der Zollwache 
sowie die Organe der Straßenaufsicht (§ 97 Abs. 1 StVO). 

§ 9. Kontrollberechtigte sind die Organe des Zollamtes Österreich sowie die 
Organe der Straßenaufsicht (§ 97 Abs. 1 StVO). 

Abschnitt 8 Abschnitt 8 

Behördenzuständigkeit Behördenzuständigkeit 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 

(2) An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die 
Bezirksverwaltungsbehörde und den Landeshauptmann haben die Organe der 

(2) An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die 
Bezirksverwaltungsbehörde und den Landeshauptmann haben die Organe des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zollämter und der Zollwache sowie die Organe der Straßenaufsicht (§ 97 Abs. 1 
StVO 1960) mitzuwirken. Diese Organe haben 

Zollamtes Österreich sowie die Organe der Straßenaufsicht (§ 97 Abs. 1 
StVO 1960) mitzuwirken. Diese Organe haben 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

Abschnitt 9 Abschnitt 9 

Übergangs- und Schlußbestimmungen Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 14. (1) bis (4) … § 14. (1) bis (4) … 

 (5) § 8 Abs. 1 und 3, § 9 und § 13, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 13 
Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

Artikel 13 
Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

Voraussetzungen für die Beschäftigung von Ausländern Voraussetzungen für die Beschäftigung von Ausländern 

§ 3. (1) bis (4) … § 3. (1) bis (4) … 

(5) Ausländer, die als Volontäre (§ 2 Abs. 14), Ferial- oder 
Berufspraktikanten (§ 2 Abs. 15) oder Praktikanten (§ 2 Abs. 16) beschäftigt 
werden, bedürfen keiner Beschäftigungsbewilligung. Die Beschäftigung ist vom 
Inhaber des Betriebs, in dem der/die AusländerIn beschäftigt wird, spätestens drei 
Wochen vor Beginn der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice und der zuständigen Abgabenbehörde nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes – AVOG, BGBl. 
Nr. 18/1975, anzuzeigen. Die zuständige regionale Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice hat binnen zweier Wochen eine Anzeigebestätigung 
auszustellen. Nach Ablauf dieser Frist darf die Beschäftigung aber auch vor 
Ausstellung der Anzeigebestätigung aufgenommen werden. Bei einer allfälligen 
Ablehnung der Anzeigebestätigung nach Ablauf dieser Frist ist die bereits 
begonnene Beschäftigung umgehend, spätestens jedoch binnen einer Woche nach 
Zustellung der Ablehnung, zu beenden. Die Anzeigebestätigung ist nur 
auszustellen, wenn die Gewähr gegeben ist, dass der wahre wirtschaftliche Gehalt 
der beabsichtigten Beschäftigung dem eines Volontariates (§ 2 Abs. 14) oder 
eines Praktikums (§ 2 Abs. 15 oder 16) entspricht. 

(5) Ausländer, die als Volontäre (§ 2 Abs. 14), Ferial- oder 
Berufspraktikanten (§ 2 Abs. 15) oder Praktikanten (§ 2 Abs. 16) beschäftigt 
werden, bedürfen keiner Beschäftigungsbewilligung. Die Beschäftigung ist vom 
Inhaber des Betriebs, in dem der/die AusländerIn beschäftigt wird, spätestens drei 
Wochen vor Beginn der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice und der Zentralen Koordinationsstelle für die Kontrolle der 
illegalen Beschäftigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- 
und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz des Amtes für Betrugsbekämpfung 
anzuzeigen. Die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat 
binnen zweier Wochen eine Anzeigebestätigung auszustellen. Nach Ablauf dieser 
Frist darf die Beschäftigung aber auch vor Ausstellung der Anzeigebestätigung 
aufgenommen werden. Bei einer allfälligen Ablehnung der Anzeigebestätigung 
nach Ablauf dieser Frist ist die bereits begonnene Beschäftigung umgehend, 
spätestens jedoch binnen einer Woche nach Zustellung der Ablehnung, zu 
beenden. Die Anzeigebestätigung ist nur auszustellen, wenn die Gewähr gegeben 
ist, dass der wahre wirtschaftliche Gehalt der beabsichtigten Beschäftigung dem 
eines Volontariates (§ 2 Abs. 14) oder eines Praktikums (§ 2 Abs. 15 oder 16) 
entspricht. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Abschnitt IV Abschnitt IV 

Betriebsentsendung und grenzüberschreitende Arbeitskräfteüberlassung Betriebsentsendung und grenzüberschreitende Arbeitskräfteüberlassung 

§ 18. (1) bis (11) … § 18. (1) bis (11) … 

(12) Für Ausländer, die von einem Unternehmen mit Betriebssitz in einem 
anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes zur Erbringung einer 
vorübergehenden Arbeitsleistung nach Österreich entsandt oder überlassen 
werden, ist keine Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung 
erforderlich, wenn 

(12) Für Ausländer, die von einem Unternehmen mit Betriebssitz in einem 
anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes zur Erbringung einer 
vorübergehenden Arbeitsleistung nach Österreich entsandt oder überlassen 
werden, ist keine Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung 
erforderlich, wenn 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung 
nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz des Bundesministeriums für Finanzen (Zentrale 
Koordinationsstelle) hat die Meldung über die Beschäftigung betriebsentsandter 
oder überlassener Ausländer gemäß § 19 Abs. 2 bis 4 LSD-BG unverzüglich der 
zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu übermitteln. 
Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat binnen zwei Wochen 
ab Einlangen der Meldung dem Unternehmen und dem Auftraggeber oder 
Beschäftiger, der die Arbeitsleistungen in Anspruch nimmt, das Vorliegen der 
Voraussetzungen zu bestätigen (EU-Entsendebestätigung bzw. EU-
Überlassungsbestätigung) oder bei Nichtvorliegen die Entsendung oder 
Überlassung zu untersagen. Unbeschadet der Meldepflicht gemäß § 19 Abs. 2 
bis 4 LSD-BG sowie sonstiger Pflichten nach dem AÜG, darf die Beschäftigung 
bei Vorliegen der Voraussetzungen auch ohne EU-Entsendebestätigung bzw. EU-
Überlassungsbestätigung begonnen werden. 

Die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung 
nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz des Amtes für Betrugsbekämpfung (Zentrale 
Koordinationsstelle) hat die Meldung über die Beschäftigung betriebsentsandter 
oder überlassener Ausländer gemäß § 19 Abs. 2 bis 4 LSD-BG unverzüglich der 
zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu übermitteln. 
Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat binnen zwei Wochen 
ab Einlangen der Meldung dem Unternehmen und dem Auftraggeber oder 
Beschäftiger, der die Arbeitsleistungen in Anspruch nimmt, das Vorliegen der 
Voraussetzungen zu bestätigen (EU-Entsendebestätigung bzw. EU-
Überlassungsbestätigung) oder bei Nichtvorliegen die Entsendung oder 
Überlassung zu untersagen. Unbeschadet der Meldepflicht gemäß § 19 Abs. 2 
bis 4 LSD-BG sowie sonstiger Pflichten nach dem AÜG, darf die Beschäftigung 
bei Vorliegen der Voraussetzungen auch ohne EU-Entsendebestätigung bzw. EU-
Überlassungsbestätigung begonnen werden. 

(13) … (13) … 

Überwachung, Auskunfts- und Meldepflicht Überwachung, Auskunfts- und Meldepflicht 

§ 26. (1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den Landesgeschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice und den regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
sowie den Trägern der Krankenversicherung und den Abgabenbehörden auf deren 
Verlangen Anzahl und Namen der im Betrieb beschäftigten Ausländer 
bekanntzugeben. Die Arbeitgeber und Ausländer sind verpflichtet, den 
vorerwähnten Behörden und Trägern der Krankenversicherung sowie dem 
Bundesverwaltungsgericht die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 

§ 26. (1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den Landesgeschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice und den regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
sowie den Trägern der Krankenversicherung und dem Amt für 
Betrugsbekämpfung auf deren Verlangen Anzahl und Namen der im Betrieb 
beschäftigten Ausländer bekanntzugeben. Die Arbeitgeber und Ausländer sind 
verpflichtet, den vorerwähnten Behörden und Trägern der Krankenversicherung 
sowie dem Bundesverwaltungsgericht die zur Durchführung dieses 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und in die erforderlichen Unterlagen Einsicht 
zu gewähren. Die Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß bei ihrer Abwesenheit 
von der Betriebsstätte oder Arbeitsstelle eine dort anwesende Person den 
genannten Behörden und Rechtsträgern die erforderlichen Auskünfte erteilt und 
Einsicht in die erforderlichen Unterlagen gewährt. 

Bundesgesetzes notwendigen Auskünfte zu erteilen und in die erforderlichen 
Unterlagen Einsicht zu gewähren. Die Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß bei 
ihrer Abwesenheit von der Betriebsstätte oder Arbeitsstelle eine dort anwesende 
Person den genannten Behörden und Rechtsträgern die erforderlichen Auskünfte 
erteilt und Einsicht in die erforderlichen Unterlagen gewährt. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Behörden und Organe der Abgabenbehörden 
sowie die Organe der Träger der Krankenversicherung sind zur Durchführung 
ihrer Aufgaben berechtigt, die Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen 
Arbeitsstätten sowie die Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer zu betreten und 
Wege zu befahren, auch wenn dies sonst der Allgemeinheit untersagt ist. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Behörden und Organe des Amtes für 
Betrugsbekämpfung (Finanzpolizei) sowie die Organe der Träger der 
Krankenversicherung sind zur Durchführung ihrer Aufgaben berechtigt, die 
Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen Arbeitsstätten sowie die 
Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer zu betreten und Wege zu befahren, auch 
wenn dies sonst der Allgemeinheit untersagt ist. 

(3) Die im Abs. 1 genannten Behörden und Organe der Abgabenbehörden 
und die Träger der Krankenversicherung haben bei Betreten des Betriebes den 
Arbeitgeber, in jenen Fällen, in denen der Arbeitgeber Arbeitsleistungen bei 
einem Auftraggeber erbringen läßt, auch diesen, oder deren Bevollmächtigte und 
den Betriebsrat von ihrer Anwesenheit zu verständigen; hiedurch darf der Beginn 
der Betriebskontrolle nicht unnötig verzögert werden. Vor Beginn der 
Betriebskontrolle ist in Betrieben, die der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen, 
jedenfalls der Bergbauberechtigte oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter 
zu verständigen. Auf Verlangen haben sich die einschreitenden Organe durch 
einen Dienstausweis auszuweisen. Dem Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder 
deren Bevollmächtigen sowie dem Betriebsrat steht es frei, die einschreitenden 
Organe bei der Amtshandlung im Betrieb zu begleiten; auf Verlangen der 
einschreitenden Organe sind der Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder deren 
Bevollmächtigte hiezu verpflichtet. Die Betriebskontrolle hat tunlichst ohne 
Störung des Betriebsablaufes zu erfolgen. 

(3) Die Organe der in Abs. 1 genannten Behörden sowie der Träger der 
Krankenversicherung haben bei Betreten des Betriebes den Arbeitgeber, in jenen 
Fällen, in denen der Arbeitgeber Arbeitsleistungen bei einem Auftraggeber 
erbringen läßt, auch diesen, oder deren Bevollmächtigte und den Betriebsrat von 
ihrer Anwesenheit zu verständigen; hiedurch darf der Beginn der 
Betriebskontrolle nicht unnötig verzögert werden. Vor Beginn der 
Betriebskontrolle ist in Betrieben, die der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen, 
jedenfalls der Bergbauberechtigte oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter 
zu verständigen. Auf Verlangen haben sich die einschreitenden Organe durch 
einen Dienstausweis auszuweisen. Dem Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder 
deren Bevollmächtigen sowie dem Betriebsrat steht es frei, die einschreitenden 
Organe bei der Amtshandlung im Betrieb zu begleiten; auf Verlangen der 
einschreitenden Organe sind der Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder deren 
Bevollmächtigte hiezu verpflichtet. Die Betriebskontrolle hat tunlichst ohne 
Störung des Betriebsablaufes zu erfolgen. 

(4) Die Organe der Abgabenbehörden sind im Rahmen ihrer 
Kontrolltätigkeit nach diesem Bundesgesetz befugt, die Identität von Personen 
festzustellen sowie Fahrzeuge und sonstige Beförderungsmittel anzuhalten und zu 
überprüfen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass es sich bei diesen Personen 
um ausländische Arbeitskräfte handelt, die beschäftigt werden oder zu 
Arbeitsleistungen herangezogen werden. Die Organe der Abgabenbehörden sind, 
wenn wegen Gefahr im Verzug das Einschreiten von Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes nicht abgewartet werden kann, auch ermächtigt, Ausländer für 
die Fremdenpolizeibehörde festzunehmen, wenn Grund zur Annahme besteht, 
dass diese Ausländer im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit ausüben oder 

(4) Die Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung sind im Rahmen ihrer 
Kontrolltätigkeit nach diesem Bundesgesetz befugt, die Identität von Personen 
festzustellen sowie Fahrzeuge und sonstige Beförderungsmittel anzuhalten und zu 
überprüfen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass es sich bei diesen Personen 
um ausländische Arbeitskräfte handelt, die beschäftigt werden oder zu 
Arbeitsleistungen herangezogen werden. Die Organe des Amtes für 
Betrugsbekämpfung sind, wenn wegen Gefahr im Verzug das Einschreiten von 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes nicht abgewartet werden kann, auch 
ermächtigt, Ausländer für die Fremdenpolizeibehörde festzunehmen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, dass diese Ausländer im Bundesgebiet eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ausüben wollen, ohne dazu berechtigt zu sein, und sich nicht rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhalten. Den Organen der Abgabenbehörden kommen dabei die 
im § 35 VStG geregelten Befugnisse der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes zu. Die Ausländer sind in geeigneter Weise über ihre 
Ansprüche gemäß § 29 und die Möglichkeiten der Geltendmachung zu 
informieren und unverzüglich der Fremdenpolizeibehörde oder der 
nächstgelegenen Sicherheitsdienststelle zu übergeben. 

Erwerbstätigkeit ausüben oder ausüben wollen, ohne dazu berechtigt zu sein, und 
sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. Den Organen des Amtes für 
Betrugsbekämpfung kommen dabei die im § 35 VStG geregelten Befugnisse der 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu. Die Ausländer sind in geeigneter 
Weise über ihre Ansprüche gemäß § 29 und die Möglichkeiten der 
Geltendmachung zu informieren und unverzüglich der Fremdenpolizeibehörde 
oder der nächstgelegenen Sicherheitsdienststelle zu übergeben. 

(4a) und (5) … (4a) und (5) … 

(6) Ein Unternehmen, welches die Erbringung einer Leistung an ein anderes 
Unternehmen ganz oder teilweise weitergibt, hat das beauftragte Unternehmen 
vor Beginn der Beschäftigung aufzufordern, binnen einer Woche die nach diesem 
Bundesgesetz erforderlichen Berechtigungen für die beschäftigten Ausländer 
nachzuweisen. Kommt das beauftragte Unternehmen dieser Aufforderung nicht 
fristgerecht nach, hat das Auftrag gebende Unternehmen umgehend die Zentrale 
Koordinationsstelle für die illegale Beschäftigung des Bundesministeriums für 
Finanzen zu verständigen. 

(6) Ein Unternehmen, welches die Erbringung einer Leistung an ein anderes 
Unternehmen ganz oder teilweise weitergibt, hat das beauftragte Unternehmen 
vor Beginn der Beschäftigung aufzufordern, binnen einer Woche die nach diesem 
Bundesgesetz erforderlichen Berechtigungen für die beschäftigten Ausländer 
nachzuweisen. Kommt das beauftragte Unternehmen dieser Aufforderung nicht 
fristgerecht nach, hat das Auftrag gebende Unternehmen umgehend die Zentrale 
Koordinationsstelle zu verständigen. 

Rechtshilfe und Verständigungspflicht Rechtshilfe und Verständigungspflicht 

§ 27. (1) Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse, die Träger der Sozialversicherung und der Dachverband der 
Sozialversicherungsträger (Dachverband) haben im Rahmen ihres 
Wirkungsbereiches die Abgabenbehörden nach Maßgabe der Bestimmungen des 
AVOG, die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und das 
Bundesverwaltungsgericht bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Bundesgesetz zu unterstützen. Die Träger der Sozialversicherung und der 
Dachverband sind verpflichtet, gespeicherte Daten über die Versicherungszeiten 
auf automationsunterstütztem Weg der zentralen Koordinationsstelle für die 
Kontrolle der illegalen Beschäftigung nach diesem Bundesgesetz und dem 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des Bundesministeriums für Finanzen 
den Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und dem Bundesverwaltungsgericht 
zu übermitteln, die für diese Stellen eine wesentliche Voraussetzung zur 
Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz bilden. 

§ 27. (1) Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse, die Träger der Sozialversicherung und der Dachverband der 
Sozialversicherungsträger (Dachverband) haben im Rahmen ihres 
Wirkungsbereiches das Amt für Betrugsbekämpfung, die Geschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice und das Bundesverwaltungsgericht bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unterstützen. Die Träger der 
Sozialversicherung und der Dachverband sind verpflichtet, gespeicherte Daten 
über die Versicherungszeiten auf automationsunterstütztem Weg der zentralen 
Koordinationsstelle, den Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und dem 
Bundesverwaltungsgericht zu übermitteln, die für diese Stellen eine wesentliche 
Voraussetzung zur Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz 
bilden. 

(2) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und die Abgabenbehörden 
nach Maßgabe der Bestimmungen des AVOG haben die zuständigen Behörden zu 
verständigen, wenn sie im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht 
gelangen, dass eine Übertretung arbeitsrechtlicher, 

(2) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und das Amt für 
Betrugsbekämpfung haben die zuständigen Behörden zu verständigen, wenn sie 
im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht gelangen, dass eine 
Übertretung arbeitsrechtlicher, sozialversicherungsrechtlicher, gesundheits- und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sozialversicherungsrechtlicher, gesundheits- und umweltschutzrechtlicher, 
abgabenrechtlicher oder gewerberechtlicher Vorschriften vorliegt. 

umweltschutzrechtlicher, abgabenrechtlicher oder gewerberechtlicher 
Vorschriften vorliegt. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Gelangen Behörden, Träger der Sozialversicherung, der Dachverband 
oder Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem 
begründeten Verdacht, daß eine Übertretung nach diesem Bundesgesetz vorliegt, 
so sind sie verpflichtet, die zuständigen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
und die zuständige Abgabenbehörde nach Maßgabe der Bestimmungen des 
AVOG zu verständigen. 

(5) Gelangen Behörden, Träger der Sozialversicherung, der Dachverband 
oder Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem 
begründeten Verdacht, daß eine Übertretung nach diesem Bundesgesetz vorliegt, 
so sind sie verpflichtet, die zuständigen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
und das Amt für Betrugsbekämpfung zu verständigen. 

(6) … (6) … 

Datenübermittlung Datenübermittlung 

§ 27a. (1) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice sind verpflichtet, 
der zentralen Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung 
nach diesem Bundesgesetz und dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des 
Bundesministeriums für Finanzen und dem Bundesverwaltungsgericht alle zur 
Wahrnehmung der in den §§ 26, 27 und 28a AuslBG übertragenen Aufgaben 
notwendigen persönlichen, auf das Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis 
bezogenen Daten von ausländischen Arbeitnehmern und deren Arbeitgebern 
automationsunterstützt in einer für die zentrale Koordinationsstelle für die 
Kontrolle der illegalen Beschäftigung nach diesem Bundesgesetz und dem 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des Bundesministeriums für Finanzen 
und das Bundesverwaltungsgericht technisch geeigneten Form kostenlos zu 
übermitteln. 

§ 27a. (1) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice sind verpflichtet, 
der zentralen Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung 
nach diesem Bundesgesetz und dem Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des 
Bundesministeriums für Finanzen und dem Bundesverwaltungsgericht alle zur 
Wahrnehmung der in den §§ 26, 27 und 28a AuslBG übertragenen Aufgaben 
notwendigen persönlichen, auf das Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis 
bezogenen Daten von ausländischen Arbeitnehmern und deren Arbeitgebern 
automationsunterstützt in einer für die zentrale Koordinationsstelle und das 
Bundesverwaltungsgericht technisch geeigneten Form kostenlos zu übermitteln. 

(2) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung nach diesem Bundesgesetz und dem Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz des Bundesministeriums für Finanzen ist verpflichtet, den 
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und dem Bundesverwaltungsgericht alle 
zur Wahrnehmung der nach diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben 
notwendigen Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen oder bei der Führung der 
zentralen Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer für das 
Arbeitsmarktservice und das Bundesverwaltungsgericht technisch geeigneten 
Form zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die zentrale Koordinationsstelle ist verpflichtet, den Geschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice und dem Bundesverwaltungsgericht alle zur Wahrnehmung 
der nach diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die 
sie im Rahmen von Kontrollen oder bei der Führung der zentralen 
Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer für das Arbeitsmarktservice und 
das Bundesverwaltungsgericht technisch geeigneten Form zur Verfügung zu 
stellen. 

(3) … (3) … 
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Beteiligung am Verwaltungsstrafverfahren und Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten 

Beteiligung am Verwaltungsstrafverfahren und Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten 

§ 28a. (1) Die Abgabenbehörde hat in Verwaltungsstrafverfahren nach § 28 
Abs. 1 Z 1, 4 und 5, nach § 28 Abs. 1 Z 2 lit. c bis f dann, wenn die Übertretung 
die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durch 
die Abgabenbehörde betrifft, Parteistellung und ist berechtigt, Beschwerden 
gegen Bescheide sowie Einspruch gegen Strafverfügungen zu erheben. Der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und der 
Bundesminister für Finanzen sind berechtigt, gegen Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Die Verwaltungsgerichte der Länder haben Ausfertigungen solcher 
Entscheidungen unverzüglich dem Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu übermitteln. 

§ 28a. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat in 
Verwaltungsstrafverfahren nach § 28 Abs. 1 Z 1, 4 und 5, nach § 28 Abs. 1 Z 2 
lit. c bis f dann, wenn die Übertretung die Überwachung der Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durch das Amt für Betrugsbekämpfung 
betrifft, Parteistellung und ist berechtigt, Beschwerden gegen Bescheide sowie 
Einspruch gegen Strafverfügungen zu erheben. Der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz und der Bundesminister für Finanzen sind 
berechtigt, gegen Entscheidungen der Verwaltungsgerichte der Länder Revision 
an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Verwaltungsgerichte der Länder 
haben Ausfertigungen solcher Entscheidungen unverzüglich dem 
Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu übermitteln. 

(2) Stellt die Abgabenbehörde eine Übertretung fest, die nach (2) Stellt das Amt für Betrugsbekämpfung eine Übertretung fest, die nach 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

zu bestrafen ist, hat die Abgabenbehörde Strafanzeige an die zuständige 
Verwaltungsstrafbehörde zu erstatten, im Fall der Z 2 nur dann, wenn die 
Übertretung die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes durch die Abgabenbehörde betrifft. Mit der Anzeige ist ein 
bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. 

zu bestrafen ist, hat die Abgabenbehörde Strafanzeige an die zuständige 
Verwaltungsstrafbehörde zu erstatten, im Fall der Z 2 nur dann, wenn die 
Übertretung die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes durch die Abgabenbehörde betrifft. Mit der Anzeige ist ein 
bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. 

(3) Die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 und 
3 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG, BGBl. Nr. 52, in der jeweils 
geltenden Fassung, für die Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst 
rechtswirksam, nachdem bei der zuständigen Abgabenbehörde eine schriftliche 
Mitteilung über die Bestellung samt einem Nachweis der Zustimmung des 
Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von verantwortlichen 
Beauftragten auf Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG. 

(3) Die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 und 
3 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG, BGBl. Nr. 52, in der jeweils 
geltenden Fassung, für die Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst 
rechtswirksam, nachdem bei der Zentralen Koordinationsstelle eine schriftliche 
Mitteilung über die Bestellung samt einem Nachweis der Zustimmung des 
Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von verantwortlichen 
Beauftragten auf Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG. 

(4) Der Arbeitgeber hat den Widerruf der Bestellung und das Ausscheiden 
von verantwortlichen Beauftragten nach Abs. 3 der zuständigen Abgabenbehörde 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(4) Der Arbeitgeber hat den Widerruf der Bestellung und das Ausscheiden 
von verantwortlichen Beauftragten nach Abs. 3 dem Amt für Betrugsbekämpfung 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

Zentrale Verwaltungsstrafevidenz Zentrale Verwaltungsstrafevidenz 

§ 28b. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat öffentlichen Auftraggebern 
für die Zwecke der Auftragsvergabe auf Verlangen binnen zwei Wochen 
Auskunft darüber zu geben, ob dem im Auskunftsersuchen genannten 

§ 28b. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat öffentlichen Auftraggebern 
für die Zwecke der Auftragsvergabe auf Verlangen binnen zwei Wochen 
Auskunft darüber zu geben, ob dem im Auskunftsersuchen genannten 
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Unternehmen (Bewerber, Bieter, Subunternehmer) eine rechtskräftige Bestrafung 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen ist. In dieser Auskunft ist entweder die 
Anzahl der nach Abs. 2 zu berücksichtigenden Bestrafungen einschließlich der 
maßgeblichen Daten der Strafbescheide (Strafbehörde, Aktenzahl, 
Entscheidungs- und Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum des Bestraften, 
Tatzeit, Zahl der beschäftigten Ausländer, verhängte Geldstrafen) anzugeben oder 
festzustellen, daß keine zu berücksichtigende Bestrafung vorliegt. 

Unternehmen (Bewerber, Bieter, Subunternehmer) eine rechtskräftige Bestrafung 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen ist. In dieser Auskunft ist entweder die 
Anzahl der nach Abs. 2 zu berücksichtigenden Bestrafungen einschließlich der 
maßgeblichen Daten der Strafbescheide (Strafbehörde, Aktenzahl, 
Entscheidungs- und Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum des Bestraften, 
Tatzeit, Zahl der beschäftigten Ausländer, verhängte Geldstrafen) anzugeben oder 
festzustellen, daß keine zu berücksichtigende Bestrafung vorliegt. 

(2) … (2) … 

(3) Für Zwecke der Erteilung von Auskünften nach Abs. 1 und § 30 Abs. 3 
sowie für Zwecke der Beurteilung der Bewilligungsvoraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Z 4 und 5 hat das Bundesministerium für Finanzen eine zentrale Evidenz 
verwaltungsbehördlicher Strafverfahren gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zu führen. Diese 
kann automationsunterstützt geführt werden. 

(3) Für Zwecke der Erteilung von Auskünften nach Abs. 1 und § 30 Abs. 3 
sowie für Zwecke der Beurteilung der Bewilligungsvoraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Z 4 und 5 hat das Amt für Betrugsbekämpfung eine zentrale Evidenz 
verwaltungsbehördlicher Strafverfahren gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zu führen. Diese 
kann automationsunterstützt geführt werden. 

(4) Die Verwaltungsstrafbehörden und die Verwaltungsgerichte der Länder 
haben Ausfertigungen rechtskräftiger Entscheidungen, die sie in Strafverfahren 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 erlassen haben, unverzüglich dem Bundesministerium für 
Finanzen zu übermitteln. Desgleichen haben sie Ausfertigungen rechtskräftiger 
Entscheidungen, mit denen eine Strafe gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 gegen 
verantwortliche Beauftragte im Sinne des § 9 Abs. 2 letzter Satz und 3 VStG 
verhängt wurde, jenem Unternehmen zuzustellen, dem diese Bestrafung gemäß 
Abs. 2 zuzurechnen ist. In die Entscheidung ist ein Hinweis darauf aufzunehmen, 
dass mit der rechtskräftigen Bestrafung die Eintragung des Beschuldigten und 
jenes Unternehmens, dem die Bestrafung zuzurechnen ist, in die 
Verwaltungsstrafevidenz verbunden ist. 

(4) Die Verwaltungsstrafbehörden und die Verwaltungsgerichte der Länder 
haben Ausfertigungen rechtskräftiger Entscheidungen, die sie in Strafverfahren 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 erlassen haben, unverzüglich dem Amt für 
Betrugsbekämpfung zu übermitteln. Desgleichen haben sie Ausfertigungen 
rechtskräftiger Entscheidungen, mit denen eine Strafe gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
gegen verantwortliche Beauftragte im Sinne des § 9 Abs. 2 letzter Satz und 3 
VStG verhängt wurde, jenem Unternehmen zuzustellen, dem diese Bestrafung 
gemäß Abs. 2 zuzurechnen ist. In die Entscheidung ist ein Hinweis darauf 
aufzunehmen, dass mit der rechtskräftigen Bestrafung die Eintragung des 
Beschuldigten und jenes Unternehmens, dem die Bestrafung zuzurechnen ist, in 
die Verwaltungsstrafevidenz verbunden ist. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen hat Unternehmen, die sich um 
öffentliche Aufträge im Ausland bewerben, auf Antrag mitzuteilen, ob ihnen 
rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen sind. In der 
Auskunft gemäß § 30b Abs. 3 sind die Anzahl der rechtskräftigen Bestrafungen 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 und der jeweils betroffenen Ausländer anzugeben. Gemäß 
§ 55 Abs. 1 VStG getilgte Bestrafungen sind nicht mehr zu berücksichtigen. 

(5) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat Unternehmen, die sich um 
öffentliche Aufträge im Ausland bewerben, auf Antrag mitzuteilen, ob ihnen 
rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen sind. In der 
Auskunft gemäß § 30b Abs. 3 sind die Anzahl der rechtskräftigen Bestrafungen 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 und der jeweils betroffenen Ausländer anzugeben. Gemäß 
§ 55 Abs. 1 VStG getilgte Bestrafungen sind nicht mehr zu berücksichtigen. 

(6) … (6) … 

Untersagung der Beschäftigung Untersagung der Beschäftigung 

§ 30. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann dem Arbeitgeber auf Antrag 
der nach dem Betriebssitz zuständigen Landesgeschäftsstelle des 

§ 30. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann dem Arbeitgeber auf Antrag 
der nach dem Betriebssitz zuständigen Landesgeschäftsstelle des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Arbeitsmarktservice, der Abgabenbehörde oder der sonst zur Wahrnehmung des 
Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörde die Beschäftigung von Ausländern für 
die Dauer von längstens einem Jahr untersagen, wenn der Arbeitgeber innerhalb 
der letzten zwei Jahre vom Zeitpunkt der Antragstellung zurückgerechnet 
mindestens dreimal gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 rechtskräftig bestraft wurde. Vor der 
Untersagung sind die in Betracht kommenden gesetzlichen 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anzuhören. Im 
Untersagungsverfahren hat die Abgabenbehörde Parteistellung und ist berechtigt, 
Beschwerden gegen Bescheide zu erheben. Der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Die zuständigen Behörden haben Ausfertigungen solcher 
Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu übermitteln. 

Arbeitsmarktservice, dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der sonst zur 
Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörde die Beschäftigung 
von Ausländern für die Dauer von längstens einem Jahr untersagen, wenn der 
Arbeitgeber innerhalb der letzten zwei Jahre vom Zeitpunkt der Antragstellung 
zurückgerechnet mindestens dreimal gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 rechtskräftig bestraft 
wurde. Vor der Untersagung sind die in Betracht kommenden gesetzlichen 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anzuhören. Im 
Untersagungsverfahren hat das Amt für Betrugsbekämpfung Parteistellung und ist 
berechtigt, Beschwerden gegen Bescheide zu erheben. Der Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen Entscheidungen 
der Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Die zuständigen Behörden haben Ausfertigungen solcher 
Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu übermitteln. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Einleitung des Verfahrens zur Entziehung der Gewerbeberechtigung Einleitung des Verfahrens zur Entziehung der Gewerbeberechtigung 

§ 30a. Die Abgabenbehörde kann die Entziehung der Gewerbeberechtigung 
wegen wiederholter unerlaubter Beschäftigung von Ausländern beantragen. Die 
Abgabenbehörde hat im Verfahren Parteistellung und ist berechtigt, Beschwerden 
gegen Bescheide zu erheben. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. Die zuständigen Behörden haben Ausfertigungen solcher 
Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu übermitteln. 

§ 30a. Das Amt für Betrugsbekämpfung kann die Entziehung der 
Gewerbeberechtigung wegen wiederholter unerlaubter Beschäftigung von 
Ausländern beantragen. Das Amt für Betrugsbekämpfung hat im Verfahren 
Parteistellung und ist berechtigt, Beschwerden gegen Bescheide zu erheben. Der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen 
Entscheidungen der Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die zuständigen Behörden haben 
Ausfertigungen solcher Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu übermitteln. 

Abschnitt VIII Abschnitt VIII 

Übergangsbestimmungen zur EU-Erweiterung Übergangsbestimmungen zur EU-Erweiterung 

§ 32a. (1) bis (7) … § 32a. (1) bis (7) … 

(8) Die gesetzliche Vermutung und die Verpflichtung zur Einholung eines 
Feststellungsbescheides gemäß § 2 Abs. 4 gelten nicht für Gesellschafter, die 
Staatsangehörige der in Abs. 1 genannten Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind. Die Firmenbuchgerichte haben jedoch die Eintragung solcher 
Gesellschafter in das Firmenbuch der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 

(8) Die gesetzliche Vermutung und die Verpflichtung zur Einholung eines 
Feststellungsbescheides gemäß § 2 Abs. 4 gelten nicht für Gesellschafter, die 
Staatsangehörige der in Abs. 1 genannten Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind. Die Firmenbuchgerichte haben jedoch die Eintragung solcher 
Gesellschafter in das Firmenbuch der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Arbeitsmarktservice zu melden, sofern sie Grund zur Annahme haben, dass die 
Gesellschafter Arbeitsleistungen im Sinne des § 2 Abs. 4 für die Gesellschaft 
erbringen. Die regionale Geschäftsstelle hat die Tätigkeit des Gesellschafters 
nach ihrem wahren wirtschaftlichen Gehalt zu prüfen. Die Gesellschafter haben 
an der Ermittlung des Sachverhaltes mitzuwirken. Stellt die regionale 
Geschäftsstelle fest, dass die Tätigkeit der Bewilligungspflicht nach diesem 
Bundesgesetz unterliegt, oder wirkt der Gesellschafter trotz schriftlicher 
Aufforderung nicht binnen angemessener Frist an der Ermittlung des 
Sachverhaltes mit, hat sie – sofern keine entsprechende Bewilligung vorliegt – die 
Beschäftigung zu untersagen und die zuständige Abgabenbehörde zu 
verständigen. 

Arbeitsmarktservice zu melden, sofern sie Grund zur Annahme haben, dass die 
Gesellschafter Arbeitsleistungen im Sinne des § 2 Abs. 4 für die Gesellschaft 
erbringen. Die regionale Geschäftsstelle hat die Tätigkeit des Gesellschafters 
nach ihrem wahren wirtschaftlichen Gehalt zu prüfen. Die Gesellschafter haben 
an der Ermittlung des Sachverhaltes mitzuwirken. Stellt die regionale 
Geschäftsstelle fest, dass die Tätigkeit der Bewilligungspflicht nach diesem 
Bundesgesetz unterliegt, oder wirkt der Gesellschafter trotz schriftlicher 
Aufforderung nicht binnen angemessener Frist an der Ermittlung des 
Sachverhaltes mit, hat sie – sofern keine entsprechende Bewilligung vorliegt – die 
Beschäftigung zu untersagen und das Amt für Betrugsbekämpfung zu 
verständigen. 

(9) bis (12) … (9) bis (12) … 

Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 

§ 34. (1) bis (xx) … § 34. (1) bis (xx) … 

 (xx) § 3 Abs. 5, § 18 Abs. 12, § 26, § 27 Abs. 1 und 5, § 27a Abs. 1 und 2, 
§ 28a, § 28b, § 30 Abs. 1, § 30a, § 32a Abs. 8 und § 35 Z 3, jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in 
Kraft. 

(xx) … (xx) … 

Vollziehung Vollziehung 

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. hinsichtlich der §§ 3, 26, 27, 27a, 28a, 28b, 30, 30a und 30b, soweit die 
Abgabenbehörden oder deren Organe betroffen sind, der Bundesminister 
für Finanzen; 

 3. hinsichtlich der §§ 3, 26, 27, 27a, 28a, 28b, 30, 30a und 30b, soweit der 
Bundesminister für Finanzen als Abgabenbehörde, das Amt für 
Betrugsbekämpfung oder deren Organe betroffen sind, der 
Bundesminister für Finanzen; 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

Artikel 14 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 2011 

Artikel 14 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 2011 

Gemeinsame Bestimmungen Gemeinsame Bestimmungen 

§ 83. (1) bis (3) … § 83. (1) bis (3) … 

(4) Die Gerichte und die Staatsanwaltschaften können bei der Verfolgung (4) Die Gerichte und die Staatsanwaltschaften können bei der Verfolgung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
von Straftaten nach § 79 bis 82 die Hilfe der Finanzstrafbehörden, der Zollämter 
und ihrer Organe in Anspruch nehmen, wenn diese Straftaten im Verkehr mit 
Drittstaaten begangen wurden. Sofern die Begehung von Straftaten durch 
Finanzstrafbehörden, Zollämter und ihre Organe der Staatsanwaltschaft angezeigt 
wurde, dürfen sich die Gerichte und Staatsanwaltschaften der Hilfe der 
Sicherheitsbehörden und ihrer Organe nur bedienen, wenn die 
Finanzstrafbehörden, die Zollämter oder ihre Organe nicht rechtzeitig zu 
erreichen sind. 

von Straftaten nach § 79 bis 82 die Hilfe des Zollamtes Österreich in Anspruch 
nehmen, wenn diese Straftaten im Verkehr mit Drittstaaten begangen wurden. 
Sofern die Begehung von Straftaten durch das Zollamt Österreich der 
Staatsanwaltschaft angezeigt wurde, dürfen sich die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften der Hilfe der Sicherheitsbehörden und ihrer Organe nur 
bedienen, wenn ein Organ des Zollamtes Österreich nicht rechtzeitig zu erreichen 
ist. 

(5) Insoweit werden die Finanzstrafbehörden, Zollämter und ihre Organe im 
Dienste der Strafrechtspflege tätig und haben die in der Strafprozessordnung der 
Kriminalpolizei zukommenden Aufgaben und Befugnisse unter sinngemäßer 
Anwendung des § 196 Abs. 4 des Finanzstrafgesetzes (FinStrG), BGBl. 
Nr. 129/1958, wahrzunehmen. Die Finanzstrafbehörden, die Zollämter und ihre 
Organe haben zur Aufklärung dieser Straftaten nur im Umfang einer darauf 
gerichteten Anordnung der Staatsanwaltschaft tätig zu werden oder soweit im 
Rahmen einer Maßnahme nach § 64 oder einer zollamtlichen Abfertigung 
aufgrund bestimmter Maßnahmen anzunehmen ist, der Beschuldigte habe eine 
solche Straftat begangen. 

(5) Insoweit wird das Zollamt Österreich im Dienste der Strafrechtspflege 
tätig und hat die in der Strafprozessordnung der Kriminalpolizei zukommenden 
Aufgaben und Befugnisse unter sinngemäßer Anwendung des § 196 Abs. 4 des 
Finanzstrafgesetzes (FinStrG), BGBl. Nr. 129/1958, wahrzunehmen. Das Zollamt 
Österreich hat zur Aufklärung dieser Straftaten nur im Umfang einer darauf 
gerichteten Anordnung der Staatsanwaltschaft tätig zu werden oder soweit im 
Rahmen einer Maßnahme nach § 64 oder einer zollamtlichen Abfertigung 
aufgrund bestimmter Maßnahmen anzunehmen ist, der Beschuldigte habe eine 
solche Straftat begangen. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 93. (1) bis (12) … § 93. (1) bis (12) … 

 (13) § 83 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 15 
Änderung des Bauarbeiter–Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 

Artikel 15 
Änderung des Bauarbeiter–Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 

Urlaubsentgelt Urlaubsentgelt 

§ 8. (1) bis (7) … § 8. (1) bis (7) … 

(8) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann das Urlaubsentgelt dem 
Arbeitnehmer direkt auszahlen, wenn der Arbeitgeber die in Abs. 5 und 7 
vorgesehenen Bestimmungen nicht erfüllt hat, mit der Entrichtung fälliger 
Zuschläge für mehr als zwei Zuschlagszeiträume im Rückstand ist oder kein 
besonderes Konto für Urlaubsentgelte (Abs. 3 und 4) eingerichtet hat. Dabei hat 
die Urlaubs- und Abfertigungskasse dem Arbeitnehmer das Netto-Urlaubsentgelt 
auszuzahlen und die auf das Urlaubsentgelt entfallende Lohnsteuer an das für die 
Urlaubs- und Abfertigungskasse zuständige Finanzamt sowie die 

(8) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann das Urlaubsentgelt dem 
Arbeitnehmer direkt auszahlen, wenn der Arbeitgeber die in Abs. 5 und 7 
vorgesehenen Bestimmungen nicht erfüllt hat, mit der Entrichtung fälliger 
Zuschläge für mehr als zwei Zuschlagszeiträume im Rückstand ist oder kein 
besonderes Konto für Urlaubsentgelte (Abs. 3 und 4) eingerichtet hat. Dabei hat 
die Urlaubs- und Abfertigungskasse dem Arbeitnehmer das Netto-Urlaubsentgelt 
auszuzahlen und die auf das Urlaubsentgelt entfallende Lohnsteuer an das 
Finanzamt Österreich sowie die Dienstnehmerbeiträge und die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Dienstnehmerbeiträge und die Dienstgeberbeiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung und sonstige für andere Rechtsträger vom 
Krankenversicherungsträger einzuhebende Beiträge an den für das 
Beschäftigungsverhältnis zuständigen Krankenversicherungsträger und sonstige 
lohnabhängige gesetzliche Abgaben abzuführen. Soweit es sich um 
Dienstgeberbeiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung und vom Arbeitgeber zu 
leistende sonstige lohnabhängige gesetzliche Abgaben und Beiträge handelt, 
erfolgt die Abfuhr in dem Ausmaß, als damit der durch Verordnung nach § 26 
festgesetzte Gesamtbetrag an Nebenleistungen nicht überschritten wird. 

Dienstgeberbeiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung und sonstige für andere 
Rechtsträger vom Krankenversicherungsträger einzuhebende Beiträge an den für 
das Beschäftigungsverhältnis zuständigen Krankenversicherungsträger und 
sonstige lohnabhängige gesetzliche Abgaben abzuführen. Soweit es sich um 
Dienstgeberbeiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung und vom Arbeitgeber zu 
leistende sonstige lohnabhängige gesetzliche Abgaben und Beiträge handelt, 
erfolgt die Abfuhr in dem Ausmaß, als damit der durch Verordnung nach § 26 
festgesetzte Gesamtbetrag an Nebenleistungen nicht überschritten wird. 

Urlaubsersatzleistung Urlaubsersatzleistung 

§ 9. (1) bis (5) … § 9. (1) bis (5) … 

(6) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die auf die 
Urlaubsersatzleistung entfallenden lohnabhängigen gesetzlichen Abgaben zu 
entrichten, wobei die Lohnsteuer an das für die Urlaubs- und Abfertigungskasse 
zuständige Finanzamt abzuführen ist. 

(6) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die auf die 
Urlaubsersatzleistung entfallenden lohnabhängigen gesetzlichen Abgaben zu 
entrichten, wobei die Lohnsteuer an das Finanzamt Österreich abzuführen ist. 

Zusammenarbeit Zusammenarbeit 

§ 31. (1) bis (3) … § 31. (1) bis (3) … 

(4) Die Finanzstraf- und Abgabenbehörden sind für Zwecke der Erhebungen 
nach § 6 SBBG sowie nach § 7b AVRAG berechtigt, in die Arbeitnehmer- und 
Betriebsauskunft der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse Einsicht zu 
nehmen und dabei folgende Daten abzufragen: Betriebsdaten (Firmenname und –
adresse, Firmenbuchnummer) sowie die Daten der bei einem Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer über Beschäftigungsverhältnisse (Name, 
Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer, ausgeübte Tätigkeit, Entgelthöhe, 
Beschäftigungsdauer, Beschäftigungsort, Urlaubsansprüche und geleistetes 
Urlaubsentgelt), Entrichtung der Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungsgesetz. Diese Einsichts- und Abfrageberechtigung kommt auch der 
IEF-Service GmbH zum Zwecke der Beurteilung des Vorliegens eines 
gesicherten Anspruchs im Sinne des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes (IESG), 
BGBl. Nr. 324/1977 zu. Diese Einsichts- und Abfrageberechtigung kommt auch 
den zuständigen Krankenversicherungsträgern und dem Prüfdienst für 
lohnabhängige Abgaben und Beiträge nach den §§ 1 und 6 des Bundesgesetzes 
über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I 
Nr. 100/2018 (Anm.: richtig: BGBl. I Nr. 98/2018), zum Zweck der 
Beitragsprüfung sowie dem Arbeitsmarktservice zum Zweck der Beurteilung des 

(4) Das Amt für Betrugsbekämpfung ist für Zwecke der Erhebungen nach 
§ 6 SBBG sowie nach § 7b AVRAG berechtigt, in die Arbeitnehmer- und 
Betriebsauskunft der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse Einsicht zu 
nehmen und dabei folgende Daten abzufragen: Betriebsdaten (Firmenname und –
adresse, Firmenbuchnummer) sowie die Daten der bei einem Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer über Beschäftigungsverhältnisse (Name, 
Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer, ausgeübte Tätigkeit, Entgelthöhe, 
Beschäftigungsdauer, Beschäftigungsort, Urlaubsansprüche und geleistetes 
Urlaubsentgelt), Entrichtung der Zuschläge nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungsgesetz. Diese Einsichts- und Abfrageberechtigung kommt auch der 
IEF-Service GmbH zum Zwecke der Beurteilung des Vorliegens eines 
gesicherten Anspruchs im Sinne des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes (IESG), 
BGBl. Nr. 324/1977 zu. Diese Einsichts- und Abfrageberechtigung kommt auch 
den zuständigen Krankenversicherungsträgern und dem Prüfdienst für 
lohnabhängige Abgaben und Beiträge nach den §§ 1 und 6 des Bundesgesetzes 
über die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I 
Nr. 100/2018 (Anm.: richtig: BGBl. I Nr. 98/2018), zum Zweck der 
Beitragsprüfung sowie dem Arbeitsmarktservice zum Zweck der Beurteilung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorliegens von Ansprüchen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 – 
AlVG, BGBl Nr. 609/1977, zu. 

Vorliegens von Ansprüchen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 – 
AlVG, BGBl Nr. 609/1977, zu. 

Baustellendatenbank Baustellendatenbank 

§ 31a. (1) und (2) … § 31a. (1) und (2) … 

(3) Die Abgabenbehörden des Bundes, der Prüfdienst für lohnabhängige 
Abgaben und Beiträge nach den §§ 1 und 6 des Bundesgesetzes über die Prüfung 
lohnabhängiger Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I Nr. 98/2018, und die 
Krankenversicherungsträger sind berechtigt, zum Zweck der Kontrolle von 
Baustellen, insbesondere zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG), BGBl. I Nr. 44/2016 in die 
Baustellendatenbank auf automationsunterstütztem Weg Einsicht zu nehmen. 
Dieses Einsichtsrecht kommt auch der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt 
für die Daten nach Abs. 1 Z 1 zum Zwecke der Prävention von Arbeitsunfällen 
zu. 

(3) Das Amt für Betrugsbekämpfung, der Prüfdienst für lohnabhängige 
Abgaben und Beiträge nach den §§ 1 und 6 des Bundesgesetzes über die Prüfung 
lohnabhängiger Abgaben und Beiträge – PLABG, BGBl. I Nr. 98/2018, und die 
Krankenversicherungsträger sind berechtigt, zum Zweck der Kontrolle von 
Baustellen, insbesondere zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG), BGBl. I Nr. 44/2016 in die 
Baustellendatenbank auf automationsunterstütztem Weg Einsicht zu nehmen. 
Dieses Einsichtsrecht kommt auch der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt 
für die Daten nach Abs. 1 Z 1 zum Zwecke der Prävention von Arbeitsunfällen 
zu. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 

§ 40. (1)  bis (37) … § 40. (1)  bis (37) … 

 (38) § 8 Abs. 8, § 9 Abs. 6, § 13l Abs. 8, § 31 Abs. 4 sowie § 31a Abs. 3, 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

Anspruch auf Überbrückungsgeld Anspruch auf Überbrückungsgeld 

§ 13l. (1) bis (7) … § 13l. (1) bis (7) … 

(8) Das Überbrückungsgeld ist einem Entgelt aus einem Arbeitsverhältnis 
gleichzuhalten. Für Arbeitnehmer, auf die die Bestimmungen des Abschnittes III 
vor Bezug des Überbrückungsgeldes anzuwenden waren, sind diese 
Bestimmungen auch für die Dauer des Bezugs von Überbrückungsgeld mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass Zeiten des Überbrückungsgeldbezugs als 
Beschäftigungszeiten im Sinne des § 13b gelten und dass für die Berechnung der 
Monatsentgelte im Sinne des § 13d Abs. 2 kollektivvertragliche Lohnerhöhungen 
während des Bezugs von Überbrückungsgeld zu berücksichtigen sind. Für 
Arbeitnehmer, auf die die Bestimmungen des Abschnittes VIa vor Bezug des 
Überbrückungsgeldes anzuwenden waren, sind diese Bestimmungen für die 
Dauer des Bezugs von Überbrückungsgeld weiterhin anzuwenden. Während des 

(8) Das Überbrückungsgeld ist einem Entgelt aus einem Arbeitsverhältnis 
gleichzuhalten. Für Arbeitnehmer, auf die die Bestimmungen des Abschnittes III 
vor Bezug des Überbrückungsgeldes anzuwenden waren, sind diese 
Bestimmungen auch für die Dauer des Bezugs von Überbrückungsgeld mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass Zeiten des Überbrückungsgeldbezugs als 
Beschäftigungszeiten im Sinne des § 13b gelten und dass für die Berechnung der 
Monatsentgelte im Sinne des § 13d Abs. 2 kollektivvertragliche Lohnerhöhungen 
während des Bezugs von Überbrückungsgeld zu berücksichtigen sind. Für 
Arbeitnehmer, auf die die Bestimmungen des Abschnittes VIa vor Bezug des 
Überbrückungsgeldes anzuwenden waren, sind diese Bestimmungen für die 
Dauer des Bezugs von Überbrückungsgeld weiterhin anzuwenden. Während des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bezugs des Überbrückungsgeldes sind die Zuschläge oder Beiträge für die 
Abfertigung von der Urlaubs- und Abfertigungskasse zu entrichten. In Hinblick 
auf die Regelungen des Steuerrechts und des Betrieblichen Mitarbeiter- und 
Selbständigenvorsorgegesetzes – BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002 ist das 
Überbrückungsgeld Entgelt, sofern dort für das Überbrückungsgeld nichts 
anderes geregelt ist. Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die auf das 
Überbrückungsgeld entfallenden lohnabhängigen gesetzlichen Abgaben zu 
entrichten, wobei die Lohnsteuer an das für die Urlaubs- und Abfertigungskasse 
zuständige Finanzamt abzuführen ist. 

Bezugs des Überbrückungsgeldes sind die Zuschläge oder Beiträge für die 
Abfertigung von der Urlaubs- und Abfertigungskasse zu entrichten. In Hinblick 
auf die Regelungen des Steuerrechts und des Betrieblichen Mitarbeiter- und 
Selbständigenvorsorgegesetzes – BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002 ist das 
Überbrückungsgeld Entgelt, sofern dort für das Überbrückungsgeld nichts 
anderes geregelt ist. Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat die auf das 
Überbrückungsgeld entfallenden lohnabhängigen gesetzlichen Abgaben zu 
entrichten, wobei die Lohnsteuer an das Finanzamt Österreich abzuführen ist. 

(9) … (9) … 

Artikel 16 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Artikel 16 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 

(2) Die Pflichtversicherung besteht für die im Abs. 1 Z 1 genannten 
Personen nur, wenn der nach dem Bewertungsgesetz 1955 festgestellte 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes den Betrag von 1 500 € 
erreicht oder übersteigt. Handelt es sich jedoch um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 1 500 € 
nicht erreicht oder für den von den Finanzbehörden ein Einheitswert des 
land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 BewG 1955 nicht 
festgestellt wird, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. § 23 Abs. 3, 3a und 5 ist entsprechend anzuwenden. 
Für die Pflichtversicherung der in den §§ 2a und 2b angeführten Eheleute oder 
eingetragenen PartnerInnen ist jeweils der gesamte Einheitswert des Betriebes 
maßgeblich. 

(2) Die Pflichtversicherung besteht für die im Abs. 1 Z 1 genannten 
Personen nur, wenn der nach dem Bewertungsgesetz 1955 festgestellte 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes den Betrag von 1 500 € 
erreicht oder übersteigt. Handelt es sich jedoch um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 1 500 € 
nicht erreicht oder für den vom Finanzamt Österreich ein Einheitswert des 
land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 BewG 1955 nicht 
festgestellt wird, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. § 23 Abs. 3, 3a und 5 ist entsprechend anzuwenden. 
Für die Pflichtversicherung der in den §§ 2a und 2b angeführten Eheleute oder 
eingetragenen PartnerInnen ist jeweils der gesamte Einheitswert des Betriebes 
maßgeblich. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

Pflichtversicherung in der Unfallversicherung Pflichtversicherung in der Unfallversicherung 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Die Pflichtversicherung gemäß Abs. 1, mit Ausnahme der im § 2 Abs. 1 
Z 1a bezeichneten Personen, besteht nur, wenn es sich um einen 

(2) Die Pflichtversicherung gemäß Abs. 1, mit Ausnahme der im § 2 Abs. 1 
Z 1a bezeichneten Personen, besteht nur, wenn es sich um einen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen zuletzt im Sinne des § 25 des 
Bewertungsgesetzes festgestellter Einheitswert den Betrag von 150 € erreicht 
oder übersteigt oder für den ein Einheitswert aus anderen als den Gründen des 
§ 25 Z 1 des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird. Handelt es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 150 € 
nicht erreicht, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, daß sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist zugrunde zu 
legen: 

land(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen zuletzt im Sinne des § 25 des 
Bewertungsgesetzes festgestellter Einheitswert den Betrag von 150 € erreicht 
oder übersteigt oder für den ein Einheitswert aus anderen als den Gründen des 
§ 25 Z 1 des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird. Handelt es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 150 € 
nicht erreicht, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, daß sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist zugrunde zu 
legen: 

 a) bis d) …  a) bis d) … 

Änderungen des Einheitswertes gemäß lit. a, b und c sowie durch 
sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Sonstige 
Änderungen des Einheitswertes werden mit dem ersten Tag des 
Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des Bescheides 
der Finanzbehörde erster Instanz folgt. 

Änderungen des Einheitswertes gemäß lit. a, b und c sowie durch 
sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Sonstige 
Änderungen des Einheitswertes werden mit dem ersten Tag des 
Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des Bescheides 
des Finanzamtes Österreich folgt. 

(3) … (3) … 

Auskunftspflicht der Versicherten und der 
Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 

Auskunftspflicht der Versicherten und der 
Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 

§ 20. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a genannten Personen sowie die 
Leistungsempfänger bzw. Zahlungsempfänger (§ 71), im Falle einer 
Bevollmächtigung gemäß § 16 Abs. 3 die Bevollmächtigten, haben dem 
Versicherungsträger auf Anfrage über alle Umstände, die für das 
Versicherungsverhältnis, die Anspruchsberechtigung sowie die Prüfung und 
Durchsetzung von Ansprüchen nach den §§ 178ff. maßgeblich sind, längstens 
binnen zwei Wochen wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. Sie haben innerhalb 
derselben Frist auf Verlangen des Versicherungsträgers auch alle Belege und 
Aufzeichnungen zur Einsicht vorzulegen oder den gehörig ausgewiesenen 
Bediensteten des Versicherungsträgers während dessen Amtsstunden Einsicht in 
alle Geschäftsbücher, Belege und sonstige Aufzeichnungen an ihrem Betriebssitz 
oder an einem gemeinsam vereinbarten Ort zu gewähren, sofern diese Unterlagen 
für das Versicherungsverhältnis von Bedeutung sind. Insbesondere haben sie alle 
für die Feststellung der Beiträge erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die 
darauf bezüglichen Bescheide der Finanzbehörde und sonstige 
Einkommensnachweise zur Einsicht vorzulegen. 

§ 20. (1) Die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a genannten Personen sowie die 
Leistungsempfänger bzw. Zahlungsempfänger (§ 71), im Falle einer 
Bevollmächtigung gemäß § 16 Abs. 3 die Bevollmächtigten, haben dem 
Versicherungsträger auf Anfrage über alle Umstände, die für das 
Versicherungsverhältnis, die Anspruchsberechtigung sowie die Prüfung und 
Durchsetzung von Ansprüchen nach den §§ 178ff. maßgeblich sind, längstens 
binnen zwei Wochen wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. Sie haben innerhalb 
derselben Frist auf Verlangen des Versicherungsträgers auch alle Belege und 
Aufzeichnungen zur Einsicht vorzulegen oder den gehörig ausgewiesenen 
Bediensteten des Versicherungsträgers während dessen Amtsstunden Einsicht in 
alle Geschäftsbücher, Belege und sonstige Aufzeichnungen an ihrem Betriebssitz 
oder an einem gemeinsam vereinbarten Ort zu gewähren, sofern diese Unterlagen 
für das Versicherungsverhältnis von Bedeutung sind. Insbesondere haben sie alle 
für die Feststellung der Beiträge erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die 
darauf bezüglichen Bescheide einer Abgabenbehörde und sonstige 
Einkommensnachweise zur Einsicht vorzulegen. 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

59 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  60 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) … (2) … 

(3) Kommt eine im Abs. 1 und 2 genannte Person ihrer Verpflichtung zur 
Vorlage des Einkommensteuerbescheides und der sonstigen 
Einkommensnachweise oder einer Aufforderung zur Vorlage von sonstigen 
Bescheiden der Finanzbehörden nicht rechtzeitig nach oder vereitelt sie die 
Prüfung von Unterlagen durch Bedienstete des Versicherungsträgers an ihrem 
Betriebssitz oder an einem gemeinsam vereinbarten Ort, so hat sie, solange sie 
dieser Pflicht nicht nachkommt, unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 einen 
von der Höchstbeitragsgrundlage (§ 23 Abs. 9) zu bemessenden Beitrag zu 
leisten. Die Höhe der Beitragsgrundlage gemäß § 23 wird hiedurch nicht berührt. 

(3) Kommt eine im Abs. 1 und 2 genannte Person ihrer Verpflichtung zur 
Vorlage des Einkommensteuerbescheides und der sonstigen 
Einkommensnachweise oder einer Aufforderung zur Vorlage von sonstigen 
Bescheiden einer Abgabenbehörde nicht rechtzeitig nach oder vereitelt sie die 
Prüfung von Unterlagen durch Bedienstete des Versicherungsträgers an ihrem 
Betriebssitz oder an einem gemeinsam vereinbarten Ort, so hat sie, solange sie 
dieser Pflicht nicht nachkommt, unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 einen 
von der Höchstbeitragsgrundlage (§ 23 Abs. 9) zu bemessenden Beitrag zu 
leisten. Die Höhe der Beitragsgrundlage gemäß § 23 wird hiedurch nicht berührt. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 23. (1) bis (4e) … § 23. (1) bis (4e) … 

(5) Änderungen des Einheitswertes gemäß Abs. 3 lit. b, c, d und f sowie 
durch sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Eine entgegen § 16 Abs. 2 
nicht gemeldete Flächenänderung ist für die Dauer ihrer Nichtmeldung einer 
sonstigen Änderung gleichzuhalten. Im übrigen ist Abs. 3 entsprechend 
anzuwenden. Sonstige Änderungen des Einheitswertes werden mit dem ersten 
Tag des Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des Bescheides der 
Finanzbehörde erster Instanz folgt. 

(5) Änderungen des Einheitswertes gemäß Abs. 3 lit. b, c, d und f sowie 
durch sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Eine entgegen § 16 Abs. 2 
nicht gemeldete Flächenänderung ist für die Dauer ihrer Nichtmeldung einer 
sonstigen Änderung gleichzuhalten. Im übrigen ist Abs. 3 entsprechend 
anzuwenden. Sonstige Änderungen des Einheitswertes werden mit dem ersten 
Tag des Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des Bescheides des 
Finanzamtes Österreich folgt. 

(6) bis (12) … (6) bis (12) … 

Beiträge zur Unfallversicherung Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30. (1) bis (3) … § 30. (1) bis (3) … 

(4) Den Zuschlag gemäß Abs. 3 hebt das örtlich zuständige Finanzamt ein. 
Für die Veranlagung, Festsetzung und Einhebung gelten die abgabenrechtlichen 
Bestimmungen. Die Beiträge sind vom Grundstückseigentümer zu entrichten. Für 
Grundstücke, die der Eigentümer nicht selbst bewirtschaftet, kann er von 
demjenigen, der sie bewirtschaftet, die Rückerstattung der Beiträge verlangen. 
Die Fälligkeit des Beitrages richtet sich nach den Vorschriften des 
Grundsteuergesetzes. Eine allfällige Nachsicht der Grundsteuer bleibt jedoch bei 
der Einhebung der Beiträge unberücksichtigt. 

(4) Den Zuschlag gemäß Abs. 3 hebt das Finanzamt Österreich ein. Für die 
Veranlagung, Festsetzung und Einhebung gelten die abgabenrechtlichen 
Bestimmungen. Die Beiträge sind vom Grundstückseigentümer zu entrichten. Für 
Grundstücke, die der Eigentümer nicht selbst bewirtschaftet, kann er von 
demjenigen, der sie bewirtschaftet, die Rückerstattung der Beiträge verlangen. 
Die Fälligkeit des Beitrages richtet sich nach den Vorschriften des 
Grundsteuergesetzes. Eine allfällige Nachsicht der Grundsteuer bleibt jedoch bei 
der Einhebung der Beiträge unberücksichtigt. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge 

§ 33. (1) Die Beiträge der gemäß 2 Abs. 1 Z 1 und 1a und § 3 Abs. 1 Z 1 
Pflichtversicherten und die Beiträge für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 
Pflichtversicherten sind vierteljährlich im nachhinein vorzuschreiben 
(Vorschreibezeitraum). Sie sind mit dem Ablauf des Monates fällig, das dem 
Ende des Vorschreibezeitraumes folgt. Durch die Satzung des 
Versicherungsträgers kann auch eine halbjährliche oder jährliche Vorschreibung 
der Beiträge für die gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicherten vorgesehen werden, 
wenn dies der Verwaltungsvereinfachung dient und mit den wirtschaftlichen 
Interessen der Versicherten vereinbar ist. Werden Beiträge auf Grund einer 
nachträglichen Feststellung der Einkünfte des Versicherten durch die 
Finanzbehörden (§ 23 Abs. 4) vorgeschrieben, sind sie mit Ablauf des Monates 
fällig, das der Vorschreibung folgt. Beiträge für Einnahmen auf Grund von 
betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz sind am Ende des 
Kalendermonates, in dem die Vorschreibung erfolgt, fällig. Die Vorschreibung 
der Beiträge hat spätestens mit der dritten Quartalsvorschreibung in dem dem 
jeweiligen Beitragsjahr folgenden Jahr zu erfolgen. 

§ 33. (1) Die Beiträge der gemäß 2 Abs. 1 Z 1 und 1a und § 3 Abs. 1 Z 1 
Pflichtversicherten und die Beiträge für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 bis 4 
Pflichtversicherten sind vierteljährlich im nachhinein vorzuschreiben 
(Vorschreibezeitraum). Sie sind mit dem Ablauf des Monates fällig, das dem 
Ende des Vorschreibezeitraumes folgt. Durch die Satzung des 
Versicherungsträgers kann auch eine halbjährliche oder jährliche Vorschreibung 
der Beiträge für die gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 Pflichtversicherten vorgesehen werden, 
wenn dies der Verwaltungsvereinfachung dient und mit den wirtschaftlichen 
Interessen der Versicherten vereinbar ist. Werden Beiträge auf Grund einer 
nachträglichen Feststellung der Einkünfte des Versicherten durch ein 
Finanzamtvorgeschrieben, sind sie mit Ablauf des Monates fällig, das der 
Vorschreibung folgt. Beiträge für Einnahmen auf Grund von betrieblichen 
Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz sind am Ende des Kalendermonates, 
in dem die Vorschreibung erfolgt, fällig. Die Vorschreibung der Beiträge hat 
spätestens mit der dritten Quartalsvorschreibung in dem dem jeweiligen 
Beitragsjahr folgenden Jahr zu erfolgen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen 
Entschädigungen 

Erwerbung von Versicherungszeiten bei Gewährung von strafrechtlichen 
Entschädigungen 

§ 108. Zeiten einer Anhaltung, § 108. Zeiten einer Anhaltung, 

 1. und 2. … für die in einem Aufforderungsverfahren nach § 9 des 
Strafrechtlichen Entschädigungsgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 125/2004, 
ein Ersatzanspruch anerkannt worden ist oder 

 1. und 2. … für die in einem Aufforderungsverfahren nach § 9 des 
Strafrechtlichen Entschädigungsgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 125/2004, 
ein Ersatzanspruch anerkannt worden ist oder 

 2. für die ein österreichisches Gericht einen Entschädigungsanspruch für 
strafgerichtliche Anhaltung oder Verurteilung rechtskräftig zuerkannt 
hat, 

 2. für die ein österreichisches Gericht einen Entschädigungsanspruch für 
strafgerichtliche Anhaltung oder Verurteilung rechtskräftig zuerkannt 
hat, 

und die nicht schon auf Grund anderer Bestimmungen als Versicherungszeiten 
erworben wurden, gelten, sofern der Versicherte vor der Anhaltung 
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz erworben hat, als Versicherungszeiten. Hiebei gelten die vor dem 
1. Jänner 1957 gelegenen Anhaltungszeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem 
Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten als Beitragszeiten der Pflichtversicherung. 
Die auf diese Beitragszeiten entfallenden Beiträge hat der Bund an den 

und die nicht schon auf Grund anderer Bestimmungen als Versicherungszeiten 
erworben wurden, gelten, sofern der Versicherte vor der Anhaltung 
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz erworben hat, als Versicherungszeiten. Hiebei gelten die vor dem 
1. Jänner 1957 gelegenen Anhaltungszeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem 
Zeitpunkt gelegenen Anhaltungszeiten als Beitragszeiten der Pflichtversicherung. 
Die auf diese Beitragszeiten entfallenden Beiträge hat der Bund an den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Versicherungsträger nach den jeweils in Geltung gestandenen Vorschriften 
nachzuentrichten; hiebei ist die Beitragsgrundlage unter Zugrundelegung des 
letzten vor der Anhaltung in Betracht kommenden Versicherungswertes im Sinne 
des § 23 zu ermitteln. Kann ein Versicherungswert nicht ermittelt werden, weil 
von den Finanzbehörden für den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ein 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 
des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird, ist die Beitragsgrundlage in 
entsprechender Anwendung des § 23 Abs. 4 zu ermitteln. Für das Ausmaß der 
Beiträge gilt der nach der zeitlichen Lagerung der Zeiten jeweils in Betracht 
kommende Beitragssatz. 

Versicherungsträger nach den jeweils in Geltung gestandenen Vorschriften 
nachzuentrichten; hiebei ist die Beitragsgrundlage unter Zugrundelegung des 
letzten vor der Anhaltung in Betracht kommenden Versicherungswertes im Sinne 
des § 23 zu ermitteln. Kann ein Versicherungswert nicht ermittelt werden, weil 
vom Finanzamt Österreich für den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ein 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 
des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird, ist die Beitragsgrundlage in 
entsprechender Anwendung des § 23 Abs. 4 zu ermitteln. Für das Ausmaß der 
Beiträge gilt der nach der zeitlichen Lagerung der Zeiten jeweils in Betracht 
kommende Beitragssatz. 

Verfahren Verfahren 

§ 182. Hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
gelten die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

§ 182. Hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
gelten die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

 1. …  1. … 

 2. die Gemeinden und die Behörden der Finanzverwaltung dem 
Versicherungsträger und den mit der Feststellung der Versicherungs- und 
Beitragspflicht befaßten Verwaltungsbehörden auf Anfrage alle 
Tatsachen aus ihrem Geschäftsbereich bekanntzugeben haben, die für die 
Feststellung der Versicherungs- und der Beitragspflicht und für die 
Ansprüche aus der Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz sowie aus der Unfallversicherung von Bedeutung sind; 

 2. die Gemeinden und die Behörden der Bundesfinanzverwaltung dem 
Versicherungsträger und den mit der Feststellung der Versicherungs- und 
Beitragspflicht befaßten Verwaltungsbehörden auf Anfrage alle 
Tatsachen aus ihrem Geschäftsbereich bekanntzugeben haben, die für die 
Feststellung der Versicherungs- und der Beitragspflicht und für die 
Ansprüche aus der Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz sowie aus der Unfallversicherung von Bedeutung sind; 

  3. bis 7. …   3. bis 7. … 

 Schlussbestimmung zu Art. 16 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 

 § 368. Die §§ 2 Abs. 2, 3 Abs. 2, 20 Abs. 1 und 3, 23 Abs. 5, 30 Abs. 4, 33 
Abs. 1, 108 und 182 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 17 Artikel 17 

Änderung des Bewertungsgesetzes 1955 Änderung des Bewertungsgesetzes 1955 

§ 80. Erklärungs- und Anzeigepflicht. § 80. Erklärungs- und Anzeigepflicht. 

(1) Die zur Feststellung der Einheitswerte erforderlichen Erklärungen sind 
von den Steuerpflichtigen bis zu den vom Bundesministerium für Finanzen 
jeweils zu bestimmenden Zeitpunkten unter Verwendung der amtlich aufgelegten 

(1) Die zur Feststellung der Einheitswerte erforderlichen Erklärungen sind 
von den Steuerpflichtigen bis zu den vom Bundesministerium für Finanzen 
jeweils zu bestimmenden Zeitpunkten unter Verwendung der amtlich aufgelegten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Formblätter abzugeben. Unabhängig hievon hat jeder eine derartige Erklärung 
abzugeben, der vom Finanzamt hiezu besonders aufgefordert wird. Ebenso hat 
derjenige, dem eine wirtschaftliche Einheit zuzurechnen ist, eine Erklärung 
abzugeben, wenn Umstände vorliegen, die zu einer Fortschreibung (§ 21) oder 
Nachfeststellung (§ 22) führen und diese Umstände nicht gemäß Abs. 4 bis 6 dem 
Finanzamt mitgeteilt werden. § 133 Abs. 2 BAO gilt entsprechend. 

Formblätter abzugeben. Unabhängig hievon hat jeder eine derartige Erklärung 
abzugeben, der vom Finanzamt Österreich hiezu besonders aufgefordert wird. 
Ebenso hat derjenige, dem eine wirtschaftliche Einheit zuzurechnen ist, eine 
Erklärung abzugeben, wenn Umstände vorliegen, die zu einer Fortschreibung 
(§ 21) oder Nachfeststellung (§ 22) führen und diese Umstände nicht gemäß 
Abs. 4 bis 6 dem Finanzamt Österreich mitgeteilt werden. § 133 Abs. 2 BAO gilt 
entsprechend. 

(2) Für die Hauptfeststellung der Einheitswerte können die Finanzämter und 
die sonstigen mit der Vorbereitung der Einheitsbewertung befaßten Behörden 
schon vor dem Hauptfeststellungszeitpunkt von den Eigentümern von 
Grundbesitz Angaben und Erklärungen über die Bewertunsgrundlagen für ihren 
Grundbesitz abverlangen. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen, die bis zum 
Hauptfeststellungszeitpunkt eintreten, sind dem Finanzamt, in dessen Bezirk der 
Grundbesitz gelegen ist, unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Für die Hauptfeststellung der Einheitswerte kann das Finanzamt 
Österreich und die sonstigen mit der Vorbereitung der Einheitsbewertung 
befaßten Behörden schon vor dem Hauptfeststellungszeitpunkt von den 
Eigentümern von Grundbesitz Angaben und Erklärungen über die 
Bewertunsgrundlagen für ihren Grundbesitz abverlangen. Änderungen in den 
Bewertungsgrundlagen, die bis zum Hauptfeststellungszeitpunkt eintreten, sind 
dem Finanzamt Österreich unverzüglich mitzuteilen. 

(3) … (3) … 

(4) Die Behörden des Bundes, der Länder und der Gemeinden haben dem 
Lagefinanzamt nach Maßgabe einer Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen jene tatsächlichen und rechtlichen Umstände mitzuteilen, die ihnen im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt geworden sind und die auf die 
Feststellung von Einheitswerten des Grundbesitzes Einfluss haben (insbesondere 
Fertigstellung von Bauvorhaben, Pläne über Bauwerke, Flächenwidmungspläne, 
Bebauungspläne). In der Verordnung sind die zur Übermittlung verpflichteten 
Behörden zu bezeichnen sowie Art und Umfang der zu übermittelnden 
Sachverhalte und Daten zu bestimmen, wobei eine Übermittlung im Wege der 
automationsunterstützten Datenübertragung vorgesehen werden kann. In der 
Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich die Behörden einer bestimmten 
geeigneten privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Übermittlungsstelle zu 
bedienen haben. 

(4) Die Behörden des Bundes, der Länder und der Gemeinden haben dem 
Finanzamt Österreich nach Maßgabe einer Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen jene tatsächlichen und rechtlichen Umstände mitzuteilen, die ihnen im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt geworden sind und die auf die 
Feststellung von Einheitswerten des Grundbesitzes Einfluss haben (insbesondere 
Fertigstellung von Bauvorhaben, Pläne über Bauwerke, Flächenwidmungspläne, 
Bebauungspläne). In der Verordnung sind die zur Übermittlung verpflichteten 
Behörden zu bezeichnen sowie Art und Umfang der zu übermittelnden 
Sachverhalte und Daten zu bestimmen, wobei eine Übermittlung im Wege der 
automationsunterstützten Datenübertragung vorgesehen werden kann. In der 
Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich die Behörden einer bestimmten 
geeigneten privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Übermittlungsstelle zu 
bedienen haben. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

 Zuständigkeit 

§ 80a.  § 80a.  

 (1) Für die Feststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten oder 
Untereinheiten ist das Finanzamt Österreich zuständig. 

Unbeschadet der Zuständigkeit der Finanzämter zur Feststellung der (2) Unbeschadet der Zuständigkeit des Finanzamtes Österreich zur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einheitswerte des Grundvermögens einschließlich der Betriebsgrundstücke 
gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 sowie der davon abgeleiteten 
Grundsteuermessbetragsbescheide kann der Bundesminister für Finanzen, soweit 
es im Interesse einer zweckmäßigen, sparsamen und wirtschaftlichen Vollziehung 
liegt, mit Zustimmung der jeweiligen Gemeinde durch Verordnung festlegen, 
dass und inwieweit im Rahmen der Feststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens einschließlich der Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 
sowie der davon abgeleiteten Grundsteuermessbetragsbescheide Bedienstete 
dieser Gemeinde für das zuständige Finanzamt tätig werden. Sie haben dabei die 
für die Erhebung der Einheitswerte des Grundvermögens einschließlich der 
Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 sowie für die davon abgeleiteten 
Grundsteuermessbetragsbescheide maßgebenden Bestimmungen insbesondere 
dieses Bundesgesetzes, des Grundsteuergesetzes 1955 und der 
Bundesabgabenordnung anzuwenden. 

Feststellung der Einheitswerte des Grundvermögens einschließlich der 
Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 sowie der davon abgeleiteten 
Grundsteuermessbetragsbescheide kann der Bundesminister für Finanzen, soweit 
es im Interesse einer zweckmäßigen, sparsamen und wirtschaftlichen Vollziehung 
liegt, mit Zustimmung der jeweiligen Gemeinde durch Verordnung festlegen, 
dass und inwieweit im Rahmen der Feststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens einschließlich der Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 
sowie der davon abgeleiteten Grundsteuermessbetragsbescheide Bedienstete 
dieser Gemeinde für das Finanzamt Österreich tätig werden. Sie haben dabei die 
für die Erhebung der Einheitswerte des Grundvermögens einschließlich der 
Betriebsgrundstücke gemäß § 60 Abs. 1 Z 1 sowie für die davon abgeleiteten 
Grundsteuermessbetragsbescheide maßgebenden Bestimmungen insbesondere 
dieses Bundesgesetzes, des Grundsteuergesetzes 1955 und der 
Bundesabgabenordnung anzuwenden. 

§ 86. Inkrafttreten; Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften. § 86. Inkrafttreten; Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften. 

(1) bis (17) … (1) bis (17) … 

 (18) § 80 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 4, § 80a, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 18 Artikel 18 

Änderung des Biozidproduktegesetzes Änderung des Biozidproduktegesetzes 

Überwachungsbefugnisse Überwachungsbefugnisse 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 

(3) Betrifft die Nachschau Biozidprodukte, Wirkstoffe oder behandelte 
Waren, die unter zollamtlicher Überwachung stehen, so darf die Nachschau nur 
bei einem Zollamt oder anlässlich einer das Biozidprodukt, den Wirkstoff oder 
die behandelte Ware betreffenden Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern, Freizonen oder Freilagern ist, während sie für Zollamtshandlungen 
geöffnet sind, die Nachschau jederzeit statthaft. 

(3) Betrifft die Nachschau Biozidprodukte, Wirkstoffe oder behandelte 
Waren, die unter zollamtlicher Überwachung stehen, so darf die Nachschau nur 
bei einer Zollstelle oder anlässlich einer das Biozidprodukt, den Wirkstoff oder 
die behandelte Ware betreffenden Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern, Freizonen oder Freilagern ist, während sie für Zollamtshandlungen 
geöffnet sind, die Nachschau jederzeit statthaft. 

(4) bis (12) … (4) bis (12) … 

Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften und 
Übergangsbestimmungen 

Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften und 
Übergangsbestimmungen 

§ 25. (1) bis (9) … § 25. (1) bis (9) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (10) § 16 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 19 Artikel 19 

Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 1970 Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 1970 

§ 1. (1) bis (3) … § 1. (1) bis (3) … 

(4) Für die Durchführung der Bodenschätzung ist örtlich das Finanzamt 
zuständig, in dessen Bereich die zu schätzende Bodenfläche gelegen ist. Sachlich 
sind die Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis zuständig. 

(4) Für die Durchführung der Bodenschätzung ist das Finanzamt Österreich 
zuständig. Sachlich sind die Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis 
zuständig. 

§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 

(3) Das Bundesministerium für Finanzen oder eine vom Bundesminister für 
Finanzen beauftragte besondere Organisationseinheit hat zur Durchführung der 
Bodenschätzung für die einzelnen Finanzamtsbereiche Schätzungsausschüsse zu 
bilden. 

(3) Das Finanzamt Österreich hat im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen zur Durchführung der Bodenschätzung für 
bestimmte abgegrenzte örtliche Bereiche Schätzungsausschüsse nach Erfordernis 
zu bilden. 

Diesen gehören an: Diesen gehören an: 

 1. der Vorstand des zuständigen Finanzamtes (§ 1 Abs. 4) als Leiter des 
Schätzungsausschusses, 

 1. der Vorstand oder die Vorständin des zuständigen Finanzamtes (§ 1 
Abs. 4) oder von ihm beauftragte rechtskundige Bedienstete des 
Finanzamtes, 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 

(4) Das Bundesministerium für Finanzen oder eine vom Bundesminister für 
Finanzen beauftragte besondere Organisationseinheit hat im Bedarfsfall unter 
Beachtung der für die Bundesmusterstücke geltenden Grundsätze weitere 
Musterstücke (Landesmusterstücke) nach Beratung im Landesschätzungsbeirat 
des Bundeslandes, in dem das Landesmusterstück gelegen ist, auszuwählen und 
zu schätzen. 

(4) Das Bundesministerium für Finanzen oder das vom Bundesministerium 
für Finanzen beauftragte Finanzamt Österreich hat im Bedarfsfall unter 
Beachtung der für die Bundesmusterstücke geltenden Grundsätze weitere 
Musterstücke (Landesmusterstücke) nach Beratung im Landesschätzungsbeirat 
des jeweiligen Bundeslandes, in dem das Musterstück gelegen ist, auszuwählen 
und zu schätzen. Weiters hat das Finanzamt Österreich auch den 
Bundeschätzungsbeirat (Abs. 1) bei der Aufgabenerfüllung zu unterstützen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 16a. (1) Das zuständige Finanzamt ist berechtigt, außerhalb eines 
Abgabenverfahrens Auszüge und Abschriften (Kopien) der Schätzungsbücher 
und Musterstücksbeschreibungen sowie auszugsweise Abschriften (Kopien) der 

§ 16a. (1) Das Finanzamt Österreich ist berechtigt, außerhalb eines 
Abgabenverfahrens Auszüge und Abschriften (Kopien) der Schätzungsbücher 
und Musterstücksbeschreibungen sowie auszugsweise Abschriften (Kopien) der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schätzungskarten und die zugrunde gelegten Daten hinsichtlich der natürlichen 
Ertragsbedingungen (§ 1 Abs. 2 Z 2), auch in automationsunterstützter Form, 
abzugeben, soweit eine Abgabe nicht nach Abs. 2 beantragt werden kann. 
Hinsichtlich der Abgabe von Auszügen und Abschriften (Kopien) sowie von 
Daten ist § 1 Abs. 2 des Auskunftspflichtgesetzes anzuwenden. 

Schätzungskarten und die zugrunde gelegten Daten hinsichtlich der natürlichen 
Ertragsbedingungen (§ 1 Abs. 2 Z 2), auch in automationsunterstützter Form, 
abzugeben, soweit eine Abgabe nicht nach Abs. 2 beantragt werden kann. 
Hinsichtlich der Abgabe von Auszügen und Abschriften (Kopien) sowie von 
Daten ist § 1 Abs. 2 des Auskunftspflichtgesetzes anzuwenden. 

(2) Die Vermessungsbehörden haben auf Antrag Auszüge und Abschriften 
(Kopien) von Daten gemäß § 15 Abs. 1 bis 3 auch in Verbindung mit 
Bestandteilen des Grenz- oder Grundsteuerkatasters nach den Vorschriften des 
Vermessungsgesetzes abzugeben. Sie haben weiters den Finanzämtern die 
erforderliche Unterstützung bei der Vollziehung der in Abs. 1 geregelten 
Tätigkeiten zu gewähren. 

(2) Die Vermessungsbehörden haben auf Antrag Auszüge und Abschriften 
(Kopien) von Daten gemäß § 15 Abs. 1 bis 3 auch in Verbindung mit 
Bestandteilen des Grenz- oder Grundsteuerkatasters nach den Vorschriften des 
Vermessungsgesetzes abzugeben. Sie haben weiters den Abgabenbehörden des 
Bundes die erforderliche Unterstützung bei der Vollziehung der in Abs. 1 
geregelten Tätigkeiten zu gewähren. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 17. (1) bis (8) … § 17. (1) bis (8) … 

 (9) § 1 Abs. 4, § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 4 und § 16a Abs. 2 der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 treten am 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 20 Artikel 20 

Änderung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes 2015  Änderung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes 2015  

Anzeige der Errichtung Anzeige der Errichtung 

§ 9. (1) Die Errichtung einer Stiftung oder eines Fonds ist vom Gründer dem 
Finanzamt Wien 1/23 durch Vorlage einer dem § 7 entsprechenden 
Gründungserklärung sowie der Bestätigung gemäß § 8 Abs. 2 anzuzeigen. 

§ 9. (1) Die Errichtung einer Stiftung oder eines Fonds ist vom Gründer dem 
Finanzamt für Großbetriebe durch Vorlage einer dem § 7 entsprechenden 
Gründungserklärung sowie der Bestätigung gemäß § 8 Abs. 2 anzuzeigen. 

(2) Das Finanzamt Wien 1/23 hat die Gründungserklärung dahingehend zu 
prüfen, ob diese den Anforderungen des § 41 BAO entspricht. Dies ist vom 
Finanzamt Wien 1/23 innerhalb von sechs Wochen nach Erfüllung aller durch das 
Finanzamt aufgetragenen Verbesserungsaufträge durch den Gründer 
bescheidmäßig festzustellen. Der Stiftungs- und Fondsbehörde ist eine Abschrift 
des stattgebenden Feststellungsbescheides samt Gründungserklärung und 
Bestätigung gemäß § 8 Abs. 2 zu übermitteln. 

(2) Das Finanzamt für Großbetriebe hat die Gründungserklärung 
dahingehend zu prüfen, ob diese den Anforderungen des § 41 BAO entspricht. 
Dies ist vom Finanzamt für Großbetriebe innerhalb von sechs Wochen nach 
Erfüllung aller durch das Finanzamt aufgetragenen Verbesserungsaufträge durch 
den Gründer bescheidmäßig festzustellen. Der Stiftungs- und Fondsbehörde ist 
eine Abschrift des stattgebenden Feststellungsbescheides samt 
Gründungserklärung und Bestätigung gemäß § 8 Abs. 2 zu übermitteln. 

(3) Entspricht die Gründungserklärung nicht den Anforderungen des § 41 
BAO, hat das Finanzamt Wien 1/23 dies mit Bescheid festzustellen. Der Bescheid 
ist der Stiftungs- und Fondsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Entspricht die Gründungserklärung nicht den Anforderungen des § 41 
BAO, hat das Finanzamt für Großbetriebe dies mit Bescheid festzustellen. Der 
Bescheid ist der Stiftungs- und Fondsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 

(4) …  (4) …  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 32. (1) bis (4) … § 32. (1) bis (4) … 

 (5) § 9 Abs. 1 bis 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 21 Artikel 21 

Änderung des Bundesvergabegesetzes 2018  Änderung des Bundesvergabegesetzes 2018  

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 

§ 82. (1) und (2) … § 82. (1) und (2) … 

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft 
aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen 
gemäß § 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes – AuslBG, BGBl. 
Nr. 218/1975, und eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine 
rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 
oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs 
Monate sein. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft 
aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Amtes für Betrugsbekämpfung 
gemäß § 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes – AuslBG, BGBl. 
Nr. 218/1975, und eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine 
rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 
oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs 
Monate sein. 

(4) … (4) … 

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 

§ 253. (1) und (2) § 253. (1) und (2) 

(3) Der Sektorenauftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer jedenfalls eine Auskunft 
aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen 
gemäß § 28b AuslBG und eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine 
rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 
oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs 
Monate sein. 

(3) Der Sektorenauftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer jedenfalls eine Auskunft 
aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Amtes für Betrugsbekämpfung 
gemäß § 28b AuslBG und eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine 
rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 
oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs 
Monate sein. 

(4) … (4) … 

Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften 

§ 376. (1) bis (5) … § 376. (1) bis (5) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (6) § 82 Abs. 3 und § 253 Abs. 3, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 22 Artikel 22 

Änderung des Bundesvergabegesetzes Konzessionen 2018  Änderung des Bundesvergabegesetzes Konzessionen 2018  

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 

§ 48. (1) ... § 48. (1) ... 

(2) Der Auftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft aus der 
zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes – AuslBG, BGBl. Nr. 218/1975, und 
eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. 
Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

(2) Der Auftraggeber hat über für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommende Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft aus der 
zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Amtes für Betrugsbekämpfung gemäß 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes – AuslBG, BGBl. Nr. 218/1975, und 
eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
gemäß § 35 LSD-BG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 28 oder 29 LSD-BG zuzurechnen ist. 
Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften 

§ 118. (1) bis (5) … § 118. (1) bis (5) … 

 (6) § 48 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 23 Artikel 23 

Änderung des Bundesvergabegesetzes Verteidigung und Sicherheit 
2012  

Änderung des Bundesvergabegesetzes Verteidigung und Sicherheit 
2012  

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 

§ 61. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 
Zuverlässigkeit gemäß § 59 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 
belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 57 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies über für die Zuschlagserteilung in Betracht kommende 
Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft aus der zentralen 
Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß § 28b des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, und eine 
Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
gemäß § 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 

§ 61. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 
Zuverlässigkeit gemäß § 59 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 
belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 57 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies über für die Zuschlagserteilung in Betracht kommende 
Bewerber, Bieter und deren Subunternehmer eine Auskunft aus der zentralen 
Verwaltungsstrafevidenz des Amtes für Betrugsbekämpfung gemäß § 28b des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, und eine 
Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
gemäß § 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß § 7i Abs. 4 oder 5 AVRAG zuzurechnen ist. 
Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß § 7i Abs. 4 oder 5 AVRAG zuzurechnen ist. 
Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Inkrafttretens- und Übergangsvorschriften Inkrafttretens- und Übergangsvorschriften 

§ 145. (1) bis (6) …  § 145. (1) bis (6) …  

 (7) § 61 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 24 Artikel 24 

Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 

§ 58. (1) bis (2) … § 58. (1) bis (2) … 

(3) Betrifft die Nachschau Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, die unter 
zollamtlicher Überwachung stehen, so darf die Nachschau nur bei einem Zollamt 
oder anlässlich einer den Stoff, das Gemisch oder das Erzeugnis betreffenden 
Zollamtshandlung vorgenommen werden; in Zolllagern, Freizonen oder 
Freilagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die Nachschau 
jederzeit statthaft. 

(3) Betrifft die Nachschau Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, die unter 
zollamtlicher Überwachung stehen, so darf die Nachschau nur bei einer Zollstelle 
oder anlässlich einer den Stoff, das Gemisch oder das Erzeugnis betreffenden 
Zollamtshandlung vorgenommen werden; in Zolllagern, Freizonen oder 
Freilagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die Nachschau 
jederzeit statthaft. 

(4) … (4) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 77. (1) bis (20) … § 77. (1) bis (20) … 

 (21) § 58 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 25 Artikel 25 

Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 2012   Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 2012   

Import Import 

§ 11. (1) Wird Mineralöl aus anderen EU-Mitgliedstaaten zu gewerblichen 
Zwecken oder im Versandhandel in das Anwendungsgebiet verbracht, so ist 
gleichzeitig mit der Vorlage des nach § 42 des Mineralölsteuergesetzes 1995 
vorgesehenen Begleitdokuments dem für die amtliche Aufsicht zuständigen 
Zollamt für Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ein Meldeschein 
nach dem in der Anlage festgelegten Muster in zweifacher Ausfertigung 

§ 11. (1) Wird Mineralöl aus anderen EU-Mitgliedstaaten zu gewerblichen 
Zwecken oder im Versandhandel in das Anwendungsgebiet verbracht, so ist 
gleichzeitig mit der Vorlage des nach § 42 des Mineralölsteuergesetzes 1995 
vorgesehenen Begleitdokuments dem Zollamt Österreich für Zwecke der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes ein Meldeschein nach dem in der Anlage 
festgelegten Muster in zweifacher Ausfertigung vorzulegen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorzulegen. 

(2) Das im Abs. 1 angeführte Zollamt hat die Angaben im Meldeschein mit 
jenen im Begleitdokument auf Übereinstimmung zu überprüfen und nach 
Überprüfung eine Ausfertigung an den Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend weiterzuleiten. Die zweite Ausfertigung verbleibt beim Zollamt. 
Stimmen die Angaben im Meldeschein mit jenen im Begleitdokument nicht 
überein, hat das Zollamt den Anmeldepflichtigen zur Berichtigung aufzufordern. 
Unterlässt der Anmeldepflichtige die Berichtigung oder verweigert er die Abgabe 
des Meldescheins hat das Zollamt dies binnen vier Wochen dem Bundesminister 
für Wirtschaft, Familie und Jugend zu berichten. Gleichzeitig hat das Zollamt die 
im Meldeschein vorgesehenen Daten unter Heranziehung des Begleitdokuments 
dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend zu melden. 

(2) Das Zollamt Österreich hat die Angaben im Meldeschein mit jenen im 
Begleitdokument auf Übereinstimmung zu überprüfen und nach Überprüfung 
eine Ausfertigung an den Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
weiterzuleiten. Die zweite Ausfertigung verbleibt beim Zollamt Österreich. 
Stimmen die Angaben im Meldeschein mit jenen im Begleitdokument nicht 
überein, hat das Zollamt Österreich den Anmeldepflichtigen zur Berichtigung 
aufzufordern. Unterlässt der Anmeldepflichtige die Berichtigung oder verweigert 
er die Abgabe des Meldescheins hat das Zollamt Österreich dies binnen vier 
Wochen dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend zu berichten. 
Gleichzeitig hat das Zollamt Österreich die im Meldeschein vorgesehenen Daten 
unter Heranziehung des Begleitdokuments dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend zu melden. 

(3) bis (10) … (3) bis (10) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 32. (1) und (2) … § 32. (1) und (2) … 

 (3) § 11 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 26 Artikel 26 

Änderung des EU–Polizeikooperationsgesetzes Änderung des EU–Polizeikooperationsgesetzes 

Schengener Informationssystem Schengener Informationssystem 

§ 33. (1) bis (5) … § 33. (1) bis (5) … 

(6) Abgesehen von den Sicherheitsbehörden und dem Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl sowie unbeschadet der für die Abgabenbehörden im 
Bereich des Bundesministeriums für Finanzen nach sonstigen Rechtsvorschriften 
eingeräumten Abfrageberechtigungen darf eine Abfrageberechtigung im Wege 
des Datenfernverkehrs nur dem Bundesminister für Justiz sowie den ordentlichen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften für Zwecke eines Strafverfahrens eingeräumt 
werden, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

(6) Abgesehen von den Sicherheitsbehörden und dem Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl sowie unbeschadet der der Bundesfinanzverwaltung 
nach sonstigen Rechtsvorschriften eingeräumten Abfrageberechtigungen darf eine 
Abfrageberechtigung im Wege des Datenfernverkehrs nur dem Bundesminister 
für Justiz sowie den ordentlichen Gerichten und Staatsanwaltschaften für Zwecke 
eines Strafverfahrens eingeräumt werden, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 46. (1) bis (7) … § 46. (1) bis (7) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (8) § 33 Abs. 6 in der Fassung des BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 
2020 in Kraft. 

Artikel 27 Artikel 27 

Änderung des EU-Vollstreckungsamtshilfegesetzes Änderung des EU-Vollstreckungsamtshilfegesetzes 

Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht Anwendungsbereich und anzuwendendes Recht 

§ 1. (1) … § 1. (1) … 

(2) Abgabenansprüche im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Steuern und 
Abgaben aller Art, die von einem Mitgliedstaat oder dessen gebiets- oder 
verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten, einschließlich der lokalen Behörden, 
oder für diesen oder diese oder für die Europäische Union erhoben werden, 
ausgenommen Einfuhr- und Ausfuhrabgaben sowie die Einfuhrumsatzsteuer, 
soweit diese von den Zollämtern erhoben wird. 

(2) Abgabenansprüche im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Steuern und 
Abgaben aller Art, die von einem Mitgliedstaat oder dessen gebiets- oder 
verwaltungsmäßigen Gliederungseinheiten, einschließlich der lokalen Behörden, 
oder für diesen oder diese oder für die Europäische Union erhoben werden, 
ausgenommen Einfuhr- und Ausfuhrabgaben sowie die Einfuhrumsatzsteuer, 
soweit diese vom Zollamt Österreich erhoben wird. 

(3) … (3) … 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 3. (1) Zuständige Behörde im Sinne des Art. 4 Abs. 1 der 
Beitreibungsrichtlinie und zentrales Verbindungsbüro im Sinne des Art. 4 Abs. 2 
der Beitreibungsrichtlinie ist der Bundesminister für Finanzen oder dessen 
bevollmächtigter Vertreter. 

§ 3. (1) Zuständige Behörde im Sinne des Art. 4 Abs. 1 der 
Beitreibungsrichtlinie und zentrales Verbindungsbüro im Sinne des Art. 4 Abs. 2 
der Beitreibungsrichtlinie ist das Amt für Betrugsbekämpfung. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Vollstreckungsbehörden Vollstreckungsbehörden 

§ 4.  § 4.  

 1. …  1. … 

 a) …  a) … 

 b) Umsatzsteuern, ausgenommen die Einfuhrumsatzsteuer, soweit diese 
von den Zollämtern erhoben wird, 

 b) Umsatzsteuern, ausgenommen die Einfuhrumsatzsteuer, soweit diese 
vom Zollamt Österreich erhoben wird, 

 c) sonstige Steuern und Abgaben im Sinne des § 1 Abs. 2, soweit nicht 
die Zollämter zuständig sind, 

 c) sonstige Steuern und Abgaben im Sinne des § 1 Abs. 2, soweit nicht 
das Zollamt Österreich zuständig ist, 

 d) ...  d) ... 

 2. die Zollämter in Bezug auf folgende Abgabenansprüche:  2. das Zollamt Österreich in Bezug auf folgende Abgabenansprüche: 

 a) bis c) …  a) bis c) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich sinngemäß nach dem 2. und 
3. Hauptstück des 3. Teils des 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 (AVOG 2010), 
BGBl. I Nr. 9/2010 in der jeweils geltenden Fassung. 

 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 22. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2012 in Kraft. Zugleich tritt das 
EG-Vollstreckungsamtshilfegesetz (EG-VAHG), BGBl. Nr. 658/1994, außer 
Kraft. Für Amtshilfeersuchen, die vor dem 1. Jänner 2012 gestellt wurden, sind 
die Bestimmungen des EG-Vollstreckungsamtshilfegesetzes (EG-VAHG) jedoch 
weiter anzuwenden. 

§ 22. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2012 in Kraft. Zugleich tritt 
das EG-Vollstreckungsamtshilfegesetz (EG-VAHG), BGBl. Nr. 658/1994, außer 
Kraft. Für Amtshilfeersuchen, die vor dem 1. Jänner 2012 gestellt wurden, sind 
die Bestimmungen des EG-Vollstreckungsamtshilfegesetzes (EG-VAHG) jedoch 
weiter anzuwenden. 

 (2) § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 und § 4, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 28 Artikel 28 

Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

§ 10a. (1) Anlässlich der Geburt eines Kindes kann das Finanzamt die 
Familienbeihilfe automationsunterstützt ohne Antrag gewähren, wenn die 
Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung der Familienbeihilfe sowie die 
maßgeblichen Personenstandsdaten gemäß § 48 Abs. 2 des 
Personenstandsgesetzes 2013 (PStG 2013), BGBl. I Nr. 16/2013, vorliegen. 

§ 10a. (1) Anlässlich der Geburt eines Kindes kann das Finanzamt 
Österreich die Familienbeihilfe automationsunterstützt ohne Antrag gewähren, 
wenn die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung der Familienbeihilfe 
sowie die maßgeblichen Personenstandsdaten gemäß § 48 Abs. 2 des 
Personenstandsgesetzes 2013 (PStG 2013), BGBl. I Nr. 16/2013, vorliegen. 

(2) … (2) … 

§ 11. (1) Die Familienbeihilfe wird, abgesehen von den Fällen des § 4, 
monatlich durch das Wohnsitzfinanzamt automationsunterstützt ausgezahlt. 

§ 11. (1) Die Familienbeihilfe wird, abgesehen von den Fällen des § 4, 
monatlich durch das Finanzamt Österreich automationsunterstützt ausgezahlt. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 12. (1) Das Wohnsitzfinanzamt hat bei Entstehen oder Wegfall eines 
Anspruches auf Familienbeihilfe eine Mitteilung auszustellen. Eine Mitteilung 
über den Bezug der Familienbeihilfe ist auch über begründetes Ersuchen der die 
Familienbeihilfe beziehenden Person auszustellen. 

§ 12. (1) Das Finanzamt Österreich hat bei Entstehen oder Wegfall eines 
Anspruches auf Familienbeihilfe eine Mitteilung auszustellen. Eine Mitteilung 
über den Bezug der Familienbeihilfe ist auch über begründetes Ersuchen der die 
Familienbeihilfe beziehenden Person auszustellen. 

(2) … (2) … 

§ 13. Über Anträge auf Gewährung der Familienbeihilfe hat das 
Wohnsitzfinanzamt der antragstellenden Person zu entscheiden. Insoweit einem 

§ 13. Über Anträge auf Gewährung der Familienbeihilfe hat das Finanzamt 
Österreich der antragstellenden Person zu entscheiden. Insoweit einem Antrag 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Antrag nicht oder nicht vollinhaltlich stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu 
erlassen. 

nicht oder nicht vollinhaltlich stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu erlassen. 

§ 14. (1) Ein volljähriges Kind, für das Anspruch auf die Familienbeihilfe 
besteht, kann beim zuständigen Finanzamt beantragen, dass die Überweisung der 
Familienbeihilfe auf sein Girokonto erfolgt. Der Antrag kann sich nur auf 
Zeiträume beziehen, für die noch keine Familienbeihilfe ausgezahlt wurde. 

§ 14. (1) Ein volljähriges Kind, für das Anspruch auf die Familienbeihilfe 
besteht, kann beim Finanzamt Österreich beantragen, dass die Überweisung der 
Familienbeihilfe auf sein Girokonto erfolgt. Der Antrag kann sich nur auf 
Zeiträume beziehen, für die noch keine Familienbeihilfe ausgezahlt wurde. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 25. Personen, denen Familienbeihilfe gewährt oder an Stelle der 
anspruchsberechtigten Person ausgezahlt (§ 12) wird, sind verpflichtet, 
Tatsachen, die bewirken, daß der Anspruch auf Familienbeihilfe erlischt, sowie 
Änderungen des Namens oder der Anschrift ihrer Person oder der Kinder, für die 
ihnen Familienbeihilfe gewährt wird, zu melden. Die Meldung hat innerhalb eines 
Monats, gerechnet vom Tag des Bekanntwerdens der zu meldenden Tatsache, bei 
dem nach § 13 zuständigen Finanzamt zu erfolgen. 

§ 25. Personen, denen Familienbeihilfe gewährt oder an Stelle der 
anspruchsberechtigten Person ausgezahlt (§ 12) wird, sind verpflichtet, 
Tatsachen, die bewirken, daß der Anspruch auf Familienbeihilfe erlischt, sowie 
Änderungen des Namens oder der Anschrift ihrer Person oder der Kinder, für die 
ihnen Familienbeihilfe gewährt wird, zu melden. Die Meldung hat innerhalb eines 
Monats, gerechnet vom Tag des Bekanntwerdens der zu meldenden Tatsache, 
beim Finanzamt Österreich zu erfolgen. 

§ 26. (1) bis (3) … § 26. (1) bis (3) … 

(4) Die Oberbehörden sind ermächtigt, in Ausübung des Aufsichtsrechtes die 
nachgeordneten Abgabenbehörden anzuweisen, von der Rückforderung des 
unrechtmäßigen Bezuges abzusehen, wenn die Rückforderung unbillig wäre. 

(4) Die Oberbehörde ist ermächtigt, in Ausübung des Aufsichtsrechtes das 
zuständige Finanzamt anzuweisen, von der Rückforderung des unrechtmäßigen 
Bezuges abzusehen, wenn die Rückforderung unbillig wäre. 

§ 30e. (1) Die Schulfahrtbeihilfe ist nur auf Antrag zu gewähren. Der Antrag 
ist bei dem nach Abs. 2 zuständigen Finanzamt bis 30. Juni des Kalenderjahres 
einzubringen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem das Schuljahr endet, für 
welches die Schulfahrtbeihilfe begehrt wird. Auf gesonderten Antrag kann die 
Schulfahrtbeihilfe nach § 30c Abs. 3 erster Satz monatlich, frühestens beginnend 
mit Beginn des Schuljahres, für das die Schulfahrtbeihilfe begehrt wird, 
ausgezahlt werden. § 10 Abs. 5 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 30e. (1) Die Schulfahrtbeihilfe ist nur auf Antrag zu gewähren. Der Antrag 
ist beim Finanzamt Österreich bis 30. Juni des Kalenderjahres einzubringen, das 
dem Kalenderjahr folgt, in dem das Schuljahr endet, für welches die 
Schulfahrtbeihilfe begehrt wird. Auf gesonderten Antrag kann die 
Schulfahrtbeihilfe nach § 30c Abs. 3 erster Satz monatlich, frühestens beginnend 
mit Beginn des Schuljahres, für das die Schulfahrtbeihilfe begehrt wird, 
ausgezahlt werden. § 10 Abs. 5 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Zur Entscheidung über einen Antrag auf Gewährung der 
Schulfahrtbeihilfe ist das Finanzamt zuständig, das für die Gewährung der 
Familienbeihilfe zuständig ist (§ 13). Insoweit einem Antrag nicht vollinhaltlich 
stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu erlassen. 

(2) Zur Entscheidung über einen Antrag auf Gewährung der 
Schulfahrtbeihilfe ist das Finanzamt Österreich zuständig.. Insoweit einem Antrag 
nicht vollinhaltlich stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu erlassen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 30f. (1) … § 30f. (1) … 

(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Fahrten zwischen der Wohnung im 
Inland und der Schule sowie nur für Schüler/innen geleistet werden, für die eine 

(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Fahrten zwischen der Wohnung im 
Inland und der Schule sowie nur für Schüler/innen geleistet werden, für die eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schulbestätigung im Sinne des § 30e Abs. 3 beigebracht wird, und für die, sofern 
sie volljährig sind, weiterhin Familienbeihilfe bezogen wird. Die Leistung des 
Fahrpreisersatzes ist bei Schüler/innen, die weder die österreichische 
Staatsbürgerschaft noch die Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder 
der Schweiz besitzen, überdies davon abhängig zu machen, dass eine Bestätigung 
des Finanzamtes beigebracht wird, wonach für den Schüler/die Schülerin 
Familienbeihilfe bezogen wird. Für die Erlangung der Schülerfreifahrt ist 
überdies ein Antrag des Erziehungsberechtigten erforderlich, wenn der 
Schüler/die Schülerin minderjährig ist. 

Schulbestätigung im Sinne des § 30e Abs. 3 beigebracht wird, und für die, sofern 
sie volljährig sind, weiterhin Familienbeihilfe bezogen wird. Die Leistung des 
Fahrpreisersatzes ist bei Schüler/innen, die weder die österreichische 
Staatsbürgerschaft noch die Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder 
der Schweiz besitzen, überdies davon abhängig zu machen, dass eine Bestätigung 
des Finanzamtes Österreich beigebracht wird, wonach für den Schüler/die 
Schülerin Familienbeihilfe bezogen wird. Für die Erlangung der Schülerfreifahrt 
ist überdies ein Antrag des Erziehungsberechtigten erforderlich, wenn der 
Schüler/die Schülerin minderjährig ist. 

(3) … (3) … 

(4) Eine Teilnahme des Schülers/der Schülerin an einer Schülerfreifahrt nach 
Abs. 1 und Abs. 3 ist nur auf jenen Strecken zulässig, auf denen der Schüler/die 
Schülerin keine andere Beförderung unentgeltlich in Anspruch nehmen kann. In 
Verträgen nach den Abs. 1 und 3 lit. a dürfen Schüler/innen nur für den Schulweg 
zu Schulen im Sinne des § 30a Abs. 1 lit. a bis c begünstigt werden; desgleichen 
darf ein Kostenersatz nach Abs. 3 lit. b nur für den Schulweg zu Schulen im 
Sinne des § 30a Abs. 1 lit. a bis c geleistet werden. Eine Kostenübernahme nach 
Abs. 3 ist nur für Fahrten der Schüler/innen zwischen der Wohnung im Inland 
und der Schule zulässig; für Schüler/innen, die weder die österreichische 
Staatsbürgerschaft noch die Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder 
der Schweiz besitzen, ist eine Kostenübernahme nach Abs. 3 überdies davon 
abhängig zu machen, dass eine Bestätigung des Finanzamtes beigebracht wird, 
wonach für den Schüler/die Schülerin Familienbeihilfe bezogen wird. 

(4) Eine Teilnahme des Schülers/der Schülerin an einer Schülerfreifahrt nach 
Abs. 1 und Abs. 3 ist nur auf jenen Strecken zulässig, auf denen der Schüler/die 
Schülerin keine andere Beförderung unentgeltlich in Anspruch nehmen kann. In 
Verträgen nach den Abs. 1 und 3 lit. a dürfen Schüler/innen nur für den Schulweg 
zu Schulen im Sinne des § 30a Abs. 1 lit. a bis c begünstigt werden; desgleichen 
darf ein Kostenersatz nach Abs. 3 lit. b nur für den Schulweg zu Schulen im 
Sinne des § 30a Abs. 1 lit. a bis c geleistet werden. Eine Kostenübernahme nach 
Abs. 3 ist nur für Fahrten der Schüler/innen zwischen der Wohnung im Inland 
und der Schule zulässig; für Schüler/innen, die weder die österreichische 
Staatsbürgerschaft noch die Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder 
der Schweiz besitzen, ist eine Kostenübernahme nach Abs. 3 überdies davon 
abhängig zu machen, dass eine Bestätigung des Finanzamtes Österreich 
beigebracht wird, wonach für den Schüler/die Schülerin Familienbeihilfe bezogen 
wird. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

(7) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann mit der 
Besorgung der ihm nach den vorstehenden Absätzen obliegenden Geschäften das 
zuständige Finanzamt beauftragen. 

(7) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann mit der 
Besorgung der ihm nach den vorstehenden Absätzen obliegenden Geschäften das 
Finanzamt Österreich beauftragen. 

§ 30h. (1) … § 30h. (1) … 

(2) Der Schüler hat den von der Republik Österreich für eine Schülerfreifahrt 
geleisteten Fahrpreis (§ 30f Abs. 1 und 2) zu ersetzen, wenn er die 
Schülerfreifahrt durch unwahre Angaben erlangt hat oder weiter in Anspruch 
genommen hat, obwohl die Voraussetzungen weggefallen sind. Für diese 
Ersatzpflicht des Schülers haftet der Erziehungsberechtigte, wenn der Schüler 
noch minderjährig ist. Über die Verpflichtung zum Ersatz entscheidet das nach 

(2) Der Schüler hat den von der Republik Österreich für eine Schülerfreifahrt 
geleisteten Fahrpreis (§ 30f Abs. 1 und 2) zu ersetzen, wenn er die 
Schülerfreifahrt durch unwahre Angaben erlangt hat oder weiter in Anspruch 
genommen hat, obwohl die Voraussetzungen weggefallen sind. Für diese 
Ersatzpflicht des Schülers haftet der Erziehungsberechtigte, wenn der Schüler 
noch minderjährig ist. Über die Verpflichtung zum Ersatz entscheidet das 
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dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Schülers zuständige Finanzamt, 
wobei von der Festsetzung eines Ersatzes ganz oder teilweise Abstand genommen 
werden kann, wenn der Ersatz im Einzelfall den Betrag von 100 Euro nicht 
übersteigt. Gegen die Entscheidung des Finanzamtes ist die Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht des Bundes für Finanzen zulässig. Die Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung sind sinngemäß anzuwenden. 

Finanzamt Österreich, wobei von der Festsetzung eines Ersatzes ganz oder 
teilweise Abstand genommen werden kann, wenn der Ersatz im Einzelfall den 
Betrag von 100 Euro nicht übersteigt. Gegen die Entscheidung des Finanzamtes 
Österreich ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Bundes für 
Finanzen zulässig. Die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Oberbehörden sind ermächtigt, in Ausübung des Aufsichtsrechtes die 
nachgeordneten Abgabenbehörden anzuweisen, von der Rückforderung der zu 
Unrecht bezogenen Schulfahrtbeihilfe (Abs. 1) sowie vom Ersatz des für eine 
Schülerfreifahrt geleisteten Fahrpreises (Abs. 2) abzusehen, wenn die 
Rückforderung bzw. die Geltendmachung des Ersatzanspruches unbillig wäre. 

(3) Die Oberbehörde ist ermächtigt, in Ausübung des Aufsichtsrechtes das 
Finanzamt Österreich anzuweisen, von der Rückforderung der zu Unrecht 
bezogenen Schulfahrtbeihilfe (Abs. 1) sowie vom Ersatz des für eine 
Schülerfreifahrt geleisteten Fahrpreises (Abs. 2) abzusehen, wenn die 
Rückforderung bzw. die Geltendmachung des Ersatzanspruches unbillig wäre. 

(4) … (4) … 

§ 30j. (1) … § 30j. (1) … 

(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Lehrlinge in einem anerkannten 
Lehrverhältnis geleistet werden, die eine betriebliche Ausbildungsstätte im 
Bundesgebiet oder im grenznahen Gebiet im Ausland besuchen und für die 
Familienbeihilfe bezogen wird. Die Leistung des Fahrpreisersatzes ist bei 
Lehrlingen, die weder die österreichische Staatsbürgerschaft noch die 
Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder der Schweiz besitzen, überdies 
davon abhängig zu machen, dass eine Bestätigung des Finanzamtes beigebracht 
wird, wonach für den Lehrling Familienbeihilfe bezogen wird. 

(2) Der Fahrpreisersatz darf nur für Lehrlinge in einem anerkannten 
Lehrverhältnis geleistet werden, die eine betriebliche Ausbildungsstätte im 
Bundesgebiet oder im grenznahen Gebiet im Ausland besuchen und für die 
Familienbeihilfe bezogen wird. Die Leistung des Fahrpreisersatzes ist bei 
Lehrlingen, die weder die österreichische Staatsbürgerschaft noch die 
Staatsbürgerschaft einer EWR-Vertragspartei oder der Schweiz besitzen, überdies 
davon abhängig zu machen, dass eine Bestätigung des Finanzamtes Österreich 
beigebracht wird, wonach für den Lehrling Familienbeihilfe bezogen wird. 

(3) … (3) … 

§ 30p. (1) Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge ist nur auf Antrag zu gewähren. 
§ 10 Abs. 5 ist sinngemäß anzuwenden. Der Antrag ist bei dem nach § 30e Abs. 2 
zuständigen Finanzamt für jedes Kalenderjahr nach Ablauf dieses Kalenderjahres, 
längstens bis zum Ablauf des nachfolgenden Kalenderjahres einzubringen. 

§ 30p. (1) Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge ist nur auf Antrag zu gewähren. 
§ 10 Abs. 5 ist sinngemäß anzuwenden. Der Antrag ist beim Finanzamt 
Österreich für jedes Kalenderjahr nach Ablauf dieses Kalenderjahres, längstens 
bis zum Ablauf des nachfolgenden Kalenderjahres einzubringen. 

(2) … (2) … 

(3) Zur Entscheidung über einen Antrag auf Gewährung der Fahrtenbeihilfe 
für Lehrlinge ist das Finanzamt zuständig, das für die Gewährung der 
Familienbeihilfe zuständig ist (§ 13). Insoweit einem Antrag nicht vollinhaltlich 
stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu erlassen. 

(3) Zur Entscheidung über einen Antrag auf Gewährung der Fahrtenbeihilfe 
für Lehrlinge ist das Finanzamt Österreich zuständig. Insoweit einem Antrag 
nicht vollinhaltlich stattzugeben ist, ist ein Bescheid zu erlassen. 

(4) … (4) … 

§ 31c. (1) … § 31c. (1) … 
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(2) Insoweit die für den Unterricht erforderlichen Schulbücher nicht bzw. 
nicht mehr über das Programm bestellt werden können, sind diese Schulbücher 
über das für die jeweilige Schule zuständige Finanzamt zu verrechnen. 

(2) Insoweit die für den Unterricht erforderlichen Schulbücher nicht bzw. 
nicht mehr über das Programm bestellt werden können, sind diese Schulbücher 
über das Finanzamt Österreich zu verrechnen. 

(3) Die Schulen haben Aufzeichnungen zu führen, aus denen die Empfänger 
der Schulbücher hervorgehen. Die Schulen sind dem das FLAG vollziehenden 
Bundesministerium und den zuständigen Finanzämtern gegenüber zur 
Auskunftserteilung verpflichtet und haben diesen Einsicht in die Aufzeichnungen 
zu geben. 

(3) Die Schulen haben Aufzeichnungen zu führen, aus denen die Empfänger 
der Schulbücher hervorgehen. Die Schulen sind dem das FLAG vollziehenden 
Bundesministerium und dem Finanzamt Österreich gegenüber zur 
Auskunftserteilung verpflichtet und haben diesen Einsicht in die Aufzeichnungen 
zu geben. 

(4) Über strittige Ansprüche eines Schülers/einer Schülerin auf ein 
Schulbuch sowie über die Verpflichtung eines Schulerhalters zur Ausgabe eines 
Schulbuches entscheidet das für die Schule, die der Schüler/die Schülerin 
besucht, zuständige Finanzamt nach Anhörung der Schulbehörde erster Instanz. 
Die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(4) Über strittige Ansprüche eines Schülers/einer Schülerin auf ein 
Schulbuch sowie über die Verpflichtung eines Schulerhalters zur Ausgabe eines 
Schulbuches entscheidet das Finanzamt Österreich nach Anhörung der 
Schulbehörde erster Instanz. Die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, 
BGBl. Nr. 194/1961, sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 31d. (1) bis (3) … § 31d. (1) bis (3) … 

(4) Zu Unrecht erhaltene Schulbücher hat der Schüler zurückzugeben. Für 
die Rückgabe haftet der Erziehungsberechtigte. Insoweit eine Rückgabe nicht 
mehr möglich ist, ist der seinerzeitige Anschaffungswert des Schulbuches zu 
ersetzen. Über die Verpflichtung zur Rückgabe eines Schulbuches oder über die 
Verpflichtung zum Ersatz des Anschaffungswertes entscheidet das für die Schule, 
die der Schüler besucht oder besucht hat, zuständige Finanzamt, gegen deren 
Entscheidung die Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Bundes für 
Finanzen zulässig ist. Die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) Zu Unrecht erhaltene Schulbücher hat der Schüler zurückzugeben. Für 
die Rückgabe haftet der Erziehungsberechtigte. Insoweit eine Rückgabe nicht 
mehr möglich ist, ist der seinerzeitige Anschaffungswert des Schulbuches zu 
ersetzen. Über die Verpflichtung zur Rückgabe eines Schulbuches oder über die 
Verpflichtung zum Ersatz des Anschaffungswertes entscheidet das Finanzamt 
Österreich. Gegen dessen Entscheidung ist eine Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht des Bundes für Finanzen zulässig. Die Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 31e. Die Schulerhalter haften dem Bund für eine korrekte Bekanntgabe der 
an der Schulbuchaktion teilnehmenden Schüleranzahl und die richtige Ausgabe 
der Schulbücher an die Schüler/innen. Sie sind zum Ersatz von angeschafften 
Schulbüchern, die weder an Schüler/innen ausgefolgt noch den Unternehmen 
gem. § 31b Abs. 1 zurückgegeben wurden, und für zu Unrecht ausgegebene 
Schulbücher verpflichtet. Über die Ersatzansprüche entscheidet das für die 
jeweilige Schule zuständige Finanzamt. Von der Festsetzung eines Ersatzes kann 
ganz oder teilweise Abstand genommen werden, wenn der Ersatz pro Schule und 
Schuljahr 3 % des maßgeblichen Schulbuchbudgets, höchstens aber 100 Euro, 
nicht übersteigt. Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde 
zulässig, über welches das Verwaltungsgericht des Bundes für Finanzen 

§ 31e. Die Schulerhalter haften dem Bund für eine korrekte Bekanntgabe der 
an der Schulbuchaktion teilnehmenden Schüleranzahl und die richtige Ausgabe 
der Schulbücher an die Schüler/innen. Sie sind zum Ersatz von angeschafften 
Schulbüchern, die weder an Schüler/innen ausgefolgt noch den Unternehmen 
gem. § 31b Abs. 1 zurückgegeben wurden, und für zu Unrecht ausgegebene 
Schulbücher verpflichtet. Über die Ersatzansprüche entscheidet das Finanzamt 
Österreich. Von der Festsetzung eines Ersatzes kann ganz oder teilweise Abstand 
genommen werden, wenn der Ersatz pro Schule und Schuljahr 3 % des 
maßgeblichen Schulbuchbudgets, höchstens aber 100 Euro, nicht übersteigt. 
Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig, über 
welches das Verwaltungsgericht des Bundes für Finanzen entscheidet. Die 
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entscheidet. Die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, sind sinngemäß anzuwenden. 

Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, sind 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 43. (1) Der Dienstgeberbeitrag ist für jeden Monat bis spätestens zum 15. 
Tag des nachfolgenden Monats an das Finanzamt zu entrichten. Arbeitslöhne, die 
regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalendermonats für das 
vorangegangene Kalendermonat gewährt werden, sind dem vorangegangenen 
Kalendermonat zuzurechnen. Werden Arbeitslöhne für das Vorjahr nach dem 
15. Jänner bis zum 15. Februar ausgezahlt, ist der Dienstgeberbeitrag bis zum 
15. Februar abzuführen. Die sachliche Zuständigkeit richtet sich nach den für die 
Abfuhr der Lohnsteuer maßgebenden Vorschriften. Für die Erhebung des 
Dienstgeberbeitrages ist örtlich das Wohnsitz-, Betriebs- oder Lagefinanzamt 
zuständig, wobei der Dienstgeberbeitrag in den Fällen, in denen der Dienstgeber 
im Bundesgebiet keine Betriebsstätte (§ 81 des Einkommensteuergesetzes 1988) 
hat, an das Finanzamt zu leisten ist, in dessen Bereich der Dienstnehmer 
überwiegend beschäftigt ist. 

§ 43. (1) Der Dienstgeberbeitrag ist für jeden Monat bis spätestens zum 15. 
Tag des nachfolgenden Monats an das für die Erhebung der Lohnsteuer 
zuständige Finanzamt zu entrichten. Arbeitslöhne, die regelmäßig wiederkehrend 
bis zum 15. Tag eines Kalendermonats für das vorangegangene Kalendermonat 
gewährt werden, sind dem vorangegangenen Kalendermonat zuzurechnen. 
Werden Arbeitslöhne für das Vorjahr nach dem 15. Jänner bis zum 15. Februar 
ausgezahlt, ist der Dienstgeberbeitrag bis zum 15. Februar abzuführen.  

(2) … (2) … 

§ 44. (1) … § 44. (1) … 

(2) Für die Erhebung des Beitrages gemäß Abs. 1 ist das Finanzamt 
zuständig, das für Zwecke der Grundsteuer den Meßbetrag festzusetzen hat; die 
Bestimmungen des Grundsteuergesetzes 1955 finden sinngemäß Anwendung. Die 
Beiträge sind von dem Grundstückseigentümer zu entrichten. 

(2) Für die Erhebung des Beitrages gemäß Abs. 1 ist das Finanzamt 
Österreich zuständig; die Bestimmungen des Grundsteuergesetzes 1955 finden 
sinngemäß Anwendung. Die Beiträge sind von dem Grundstückseigentümer zu 
entrichten. 

§ 46a. (1) Im Verfahren zur Gewährung von Beihilfen nach diesem 
Bundesgesetz sind die Abgabenbehörden des Bundes berechtigt, die hiefür 
notwendigen personenbezogenen Daten der antragstellenden Personen (des 
Zahlungsempfängers), der im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten oder 
Lebensgefährten und der Kinder automatisiert zu verarbeiten; das sind folgende 
personenbezogene Daten: 

§ 46a. (1) Im Verfahren zur Gewährung von Beihilfen nach diesem 
Bundesgesetz ist das Finanzamt Österreich berechtigt, die hiefür notwendigen 
personenbezogenen Daten der antragstellenden Personen (des 
Zahlungsempfängers), der im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten oder 
Lebensgefährten und der Kinder automatisiert zu verarbeiten; das sind folgende 
personenbezogene Daten: 

 1. bis 18. …  1. bis 18. … 

(2) Zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen ist (2) Zur Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen ist 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. auf Anfragen der Abgabenbehörden durch die Arbeitsmarktverwaltung 
mitzuteilen, ob die anspruchsberechtigte Person, der im gemeinsamen 
Haushalt lebende Ehegatte oder Lebensgefährte oder die Kinder 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung beziehen oder bezogen 

 3. auf Anfragen des Finanzamtes Österreich durch die 
Arbeitsmarktverwaltung mitzuteilen, ob die anspruchsberechtigte Person, 
der im gemeinsamen Haushalt lebende Ehegatte oder Lebensgefährte 
oder die Kinder Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung beziehen 
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haben, und in späterer Folge, ob eine Leistung zuerkannt wird; die 
Anfrage hat mit der Angabe der Versicherungsnummer und des Namens 
zu erfolgen; 

oder bezogen haben, und in späterer Folge, ob eine Leistung zuerkannt 
wird; die Anfrage hat mit der Angabe der Versicherungsnummer und des 
Namens zu erfolgen; 

 4. mit den Bildungseinrichtungen gemäß § 7a Abs. 1 des 
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002, über den 
Datenverbund der Universitäten und Hochschulen (§ 7a des 
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002) eine 
automatisierte Datenübermittlung mit den Abgabenbehörden als 
Datenempfänger einzurichten. In dessen Rahmen sind dem Datenverbund 
der Universitäten und Hochschulen von den Abgabenbehörden die 
Versicherungsnummern und die Namen der Kinder, für die die 
Familienbeihilfe beantragt wurde oder gewährt wurde bzw. wird, zu 
übermitteln. Zu diesen Angaben hat der Datenverbund der Universitäten 
und Hochschulen den Abgabenbehörden zu übermitteln: 

 4. mit den Bildungseinrichtungen gemäß § 7a Abs. 1 des 
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002, über den 
Datenverbund der Universitäten und Hochschulen (§ 7a des 
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002) eine 
automatisierte Datenübermittlung mit dem Finanzamt Österreich als 
Datenempfänger einzurichten. In dessen Rahmen sind dem Datenverbund 
der Universitäten und Hochschulen vom Finanzamt Österreich die 
Versicherungsnummern und die Namen der Kinder, für die die 
Familienbeihilfe beantragt wurde oder gewährt wurde bzw. wird, zu 
übermitteln. Zu diesen Angaben hat der Datenverbund der Universitäten 
und Hochschulen dem Finanzamt Österreich zu übermitteln: 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

§ 55. (1) bis (40) … § 55. (1) bis (40) … 

 (41) §§ 10a Abs. 1, 11 Abs. 1, 12 Abs. 1, 13, 14 Abs. 1, 25, 26 Abs. 4, 30e 
Abs. 1 und 2, 30f Abs. 2, 4 und 7, 30h Abs. 2 und 3, 30j Abs. 2, 30p Abs. 1 und 
3, 31c Abs. 2, 3 und 4, 31d Abs. 4, 31e, 43 Abs. 1, 44 Abs. 2 sowie 46a Abs. 1, 
Abs. 2 Z 3 und 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 29 Artikel 29 

Änderung des Fernsprechentgeltzuschussgesetzes Änderung des Fernsprechentgeltzuschussgesetzes 

Verfahren Verfahren 

§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 

(4) Die Einkommensverhältnisse des Antragstellers und aller mit ihm im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen sind durch ein Zeugnis des örtlich 
zuständigen Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe sämtlicher 
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen. 

(4) Die Einkommensverhältnisse des Antragstellers und aller mit ihm im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen sind durch ein Zeugnis des 
Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe sämtlicher Einkünfte 
im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen. 

(5) bis (6) … (5) bis (6) … 
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Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 16. (1) bis (5) … § 16. (1) bis (5) … 

 (6) § 4 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 30 Artikel 30 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 1952 Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 1952 

Steuererhebung Steuererhebung 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(2) Der Versicherer (§ 5 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 5 Abs. 2) hat 
bis zum 30. April eine Jahressteuererklärung für das abgelaufene Kalenderjahr 
beim Finanzamt einzureichen. 

(2) Der Versicherer (§ 5 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 5 Abs. 2) hat 
bis zum 30. April eine Jahressteuererklärung für das abgelaufene Kalenderjahr 
beim Finanzamt Österreich einzureichen. 

(3) … (3) … 

(4) Der Versicherer (§ 5 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 5 Abs. 2) ist 
verpflichtet, zur Feststellung der Steuer und der Grundlage ihrer Berechnung im 
Inland Aufzeichnungen zu führen. Diese müssen alle Angaben enthalten, die für 
die Berechnung der Steuer von Bedeutung sind. Ausländische Versicherer, die im 
Inland gelegene Risken versichern (§ 1 Abs. 1 und 4), haben auf Anforderung 
dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel ein vollständiges 
Verzeichnis dieser Versicherungsverhältnisse mit allen Angaben, die für die 
Berechnung der Steuer von Bedeutung sind, zu übermitteln. Diese Verpflichtung 
besteht auch dann, wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die 
Steuerpflicht oder für die Steuerentrichtung nicht für gegeben hält. 

(4) Der Versicherer (§ 5 Abs. 1) oder der Bevollmächtigte (§ 5 Abs. 2) ist 
verpflichtet, zur Feststellung der Steuer und der Grundlage ihrer Berechnung im 
Inland Aufzeichnungen zu führen. Diese müssen alle Angaben enthalten, die für 
die Berechnung der Steuer von Bedeutung sind. Ausländische Versicherer, die im 
Inland gelegene Risken versichern (§ 1 Abs. 1 und 4), haben auf Anforderung 
dem Finanzamt Österreich ein vollständiges Verzeichnis dieser 
Versicherungsverhältnisse mit allen Angaben, die für die Berechnung der Steuer 
von Bedeutung sind, zu übermitteln. Diese Verpflichtung besteht auch dann, 
wenn der Versicherer die Voraussetzungen für die Steuerpflicht oder für die 
Steuerentrichtung nicht für gegeben hält. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 9. (1) bis (9) … § 9. (1) bis (9) … 

 (10) § 6 Abs. 2 und Abs. 4 dritter Satz, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 31 Artikel 31 

Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes 

Amtshilfe Amtshilfe 

§ 21. (1) und (2) … § 21. (1) und (2) … 

(3) Eine Amtshilfeleistung der FMA an Organe der Finanzverwaltung, 
insbesondere gemäß § 158 Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, 
findet nicht statt. 

(3) Eine Amtshilfeleistung der FMA gegenüber der Finanzverwaltung 
erfolgt unbeschadet des Abs. 2 Z 2 nur im Zusammenhang mit 
Finanzstrafverfahren.  

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

In-Kraft-Treten und Vollziehung In-Kraft-Treten und Vollziehung 

§ 28. (1) bis (38) … § 28. (1) bis (38) … 

 (39) § 21 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 32 Artikel 32 

Änderung des Finanzstrafgesetzes Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Selbstanzeige. Selbstanzeige. 

§ 29. (1) Wer sich eines Finanzvergehens schuldig gemacht hat, wird 
insoweit straffrei, als er seine Verfehlung darlegt (Selbstanzeige). Die Darlegung 
hat, wenn die Handhabung der verletzten Abgaben- oder Monopolvorschriften 
den Zollämtern obliegt, gegenüber einem Zollamt, sonst gegenüber einem 
Finanzamt zu erfolgen. Sie ist bei Betretung auf frischer Tat ausgeschlossen. 

§ 29. (1) Wer sich eines Finanzvergehens schuldig gemacht hat, wird 
insoweit straffrei, als er seine Verfehlung darlegt (Selbstanzeige). Die Darlegung 
hat, wenn die Handhabung der verletzten Abgaben- oder Monopolvorschriften 
dem Zollamt Österreich obliegt, gegenüber diesem, sonst gegenüber einem 
Finanzamt oder dem Amt für Betrugsbekämpfung zu erfolgen. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 

Abgrenzung der gerichtlichen von der finanzstrafbehördlichen 
Zuständigkeit. 

Abgrenzung der gerichtlichen von der finanzstrafbehördlichen 
Zuständigkeit. 

§ 53. (1) Das Gericht ist zur Ahndung von Finanzvergehen zuständig, wenn 
das Finanzvergehen vorsätzlich begangen wurde und der maßgebliche 
Wertbetrag, nach dem sich die Strafdrohung richtet (strafbestimmender 
Wertbetrag), 100 000 Euro übersteigt oder wenn die Summe der maßgeblichen 
strafbestimmenden Wertbeträge aus mehreren zusammentreffenden vorsätzlich 
begangenen Finanzvergehen 100 000 Euro übersteigt und alle diese Vergehen in 
die örtliche und sachliche Zuständigkeit derselben Finanzstrafbehörde fielen. 

§ 53. (1) Das Gericht ist zur Ahndung von Finanzvergehen zuständig, wenn 
das Finanzvergehen vorsätzlich begangen wurde und der maßgebliche 
Wertbetrag, nach dem sich die Strafdrohung richtet (strafbestimmender 
Wertbetrag) 100 000 Euro übersteigt oder wenn die Summe der maßgeblichen 
strafbestimmenden Wertbeträge aus mehreren zusammentreffenden vorsätzlich 
begangenen Finanzvergehen 100 000 Euro übersteigt und alle diese Vergehen in 
die sachliche Zuständigkeit derselben Finanzstrafbehörde fielen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zusammentreffen können nur Finanzvergehen, über die noch nicht rechtskräftig 
entschieden wurde. 

Zusammentreffen können nur Finanzvergehen, über die noch nicht rechtskräftig 
entschieden wurde. 

(2) … (2) … 

(3) Ist das Gericht nach den Abs. 1 oder 2 zur Ahndung von Finanzvergehen 
zuständig, so ist es auch zur Ahndung von mit diesen zusammentreffenden 
anderen Finanzvergehen zuständig, wenn alle diese Vergehen in die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit derselben Finanzstrafbehörde fielen. 

(3) Ist das Gericht nach Abs. 1 zur Ahndung von Finanzvergehen zuständig, 
so ist es auch zur Ahndung von mit diesen zusammentreffenden anderen 
Finanzvergehen zuständig, wenn alle diese Vergehen in die sachliche 
Zuständigkeit derselben Finanzstrafbehörde fielen. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

§ 56. (1) bis (4) … § 56. (1) bis (4) … 

(5) … (5) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Die Zuständigkeit der Finanzstrafbehörde zur Durchführung des 
Finanzstrafverfahrens gegen den Beschuldigten begründet auch die 
Zuständigkeit für das Verfahren gegen den belangten Verband; die 
Verfahren sind in der Regel gemeinsam zu führen. 

 3. Verfahren gegen den Beschuldigten und den belangten Verband sind in 
der Regel gemeinsam zu führen. 

 4. …  4. … 

§ 58. (1) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens sind zuständig: § 58. (1) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens sind zuständig: 

 a) für Finanzvergehen, die bei oder im Zusammenhang mit der Ein-, 
Aus- oder Durchfuhr von Waren begangen werden, und für 
Finanzvergehen, durch welche sonst Abgaben- oder 
Monopolvorschriften oder andere Rechtsvorschriften, deren 
Handhabung der Zollverwaltung oder ihren Organen obliegt, verletzt 
werden, jenes Zollamt, in dessen Bereich diese Finanzvergehen 
begangen oder entdeckt worden sind; 

 a) für Finanzvergehen, die bei oder im Zusammenhang mit der Ein-, 
Aus- oder Durchfuhr von Waren begangen werden sowie für 
Abgabenhehlerei und Monopolhehlerei, und für Finanzvergehen, 
durch welche sonst Abgaben- oder Monopolvorschriften oder andere 
Rechtsvorschriften, deren Handhabung der Zollverwaltung oder ihren 
Organen obliegt, verletzt werden, sowie für Abgabenhehlerei und 
Monopolhehlerei, das Zollamt Österreich als Finanzstrafbehörde; 

 b) für Abgabenhehlerei und Monopolhehlerei jenes Zollamt, in dessen 
Bereich diese Finanzvergehen begangen oder entdeckt worden sind; 

 b) für alle übrigen Finanzvergehen das Amt für Betrugsbekämpfung als 
Finanzstrafbehörde. 

 c) für Finanzvergehen nach § 49a jenes Finanzamt, in dessen Bereich 
dieses Finanzvergehen entdeckt worden ist. 

  

  d) in den Fällen des § 52 jenes Finanzamt oder Zollamt, das für die 
Verfolgung des dem Berauschten nicht zurechenbaren 
Finanzvergehens zuständig wäre; 

 

  f) bei allen übrigen Finanzvergehen die zur Erhebung der 
beeinträchtigten Abgaben oder zur Handhabung der verletzten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorschriften zuständigen Finanzämter; sonst das Finanzamt, das für 
die Erhebung der Abgaben vom Einkommen des durch die verletzten 
Vorschriften Verpflichteten zuständig wäre; eine Änderung der 
Zuständigkeit des Finanzamtes zur Erhebung der Abgaben bewirkt 
keine Änderung der Zuständigkeit zur Weiterführung des anhängigen 
Finanzstrafverfahrens; 

  g) das Finanzamt Wien 9/18/19 Klosterneuburg, wenn in den Fällen 
der lit. c, d oder f ein Finanzamt mit allgemeinem Aufgabenkreis mit 
Sitz in Wien zuständig wäre. 

 

 Dem Vorstand der Finanzstrafbehörde obliegt die Erstellung der 
jeweiligen Geschäftsverteilung. Diese ist auf der Internet-Seite des 
Bundesministeriums für Finanzen zu veröffentlichen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 59. § 59. (1) Hat jemand durch dieselbe Tat eine Zuwiderhandlung gegen 
Abgabenvorschriften und eine Zuwiderhandlung gegen Monopolvorschriften oder 
eine Abgabenhehlerei und eine Monopolhehlerei begangen, so ist das 
Strafverfahren gemeinsam bei der nach § 58 für die Verfolgung der 
Zuwiderhandlung gegen die Abgabenvorschriften oder für die Verfolgung der 
Abgabenhehlerei zuständigen Finanzstrafbehörde durchzuführen. 

§ 59. Zur Durchführung der mündlichen Verhandlung und zur Fällung des 
Erkenntnisses ist hinsichtlich des Täters und anderen an der Tat Beteiligten sowie 
jenen Personen, welche sich einer Hehlerei mit Beziehung auf das 
Finanzvergehen schuldig gemacht haben, mit Ausnahme jener, die keinen 
Einspruch gegen die Strafverfügung erhoben haben, ein Spruchsenat berufen, 
wenn die Voraussetzungen des § 58 Abs. 2 auch nur hinsichtlich einer dieser 
Personen zutreffen. 

(2) Die Zuständigkeit einer Finanzstrafbehörde zur Durchführung des 
Finanzstrafverfahrens gegen einen Täter begründet auch ihre Zuständigkeit 
gegenüber anderen an der Tat Beteiligten sowie gegenüber jenen Personen, 
welche sich einer Hehlerei mit Beziehung auf das Finanzvergehen schuldig 
gemacht haben. Zur Durchführung der mündlichen Verhandlung und zur Fällung 
des Erkenntnisses ist hinsichtlich aller dieser Personen, mit Ausnahme jener, die 
keinen Einspruch gegen die Strafverfügung erhoben haben, ein Spruchsenat 
berufen, wenn die Voraussetzungen des § 58 Abs. 2 auch nur hinsichtlich einer 
dieser Personen zutreffen. Die gemeinsame Oberbehörde kann jedoch, wenn dies 
zur Vermeidung von Verzögerungen oder Erschwerungen des Verfahrens oder 
zur Verkürzung der Verwahrung oder der Untersuchungshaft eines Beschuldigten 
dienlich scheint, die getrennte Durchführung des Strafverfahrens gegen eine oder 
mehrere der oben genannten Personen anordnen und eine Verfügung nach § 60 
treffen. 

 

(3) Eine Finanzstrafbehörde, die von einer strafbaren Tat Kenntnis erlangt,  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
ist im Rahmen der Bestimmungen über die sachliche Zuständigkeit der 
Finanzstrafbehörden zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens zuständig, 
solange Gefahr im Verzug gegeben ist oder solange nicht ein Umstand 
hervorgekommen ist, der die ausschließliche Zuständigkeit einer anderen 
Finanzstrafbehörde begründet. 

§ 60. (1) An Stelle der gemäß § 58 zuständigen Finanzstrafbehörde kann aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit, insbesondere zur Vermeidung von Verzögerungen 
oder Erschwerungen des Verfahrens oder zur Verkürzung der Verwahrung oder 
der Untersuchungshaft eines Beschuldigten, für die Durchführung des 
Finanzstrafverfahrens eine andere sachlich zuständige Finanzstrafbehörde 
bestimmt werden. 

 

(2) Die Verfügung gemäß Abs. 1 trifft die den beteiligten 
Finanzstrafbehörden gemeinsame Oberbehörde. 

 

§ 64. (1) Die Finanzstrafbehörden haben ihre Zuständigkeit von Amts wegen 
wahrzunehmen. Sind zwei oder mehrere Finanzstrafbehörden zur Durchführung 
des Strafverfahrens zuständig, so hat jene Behörde das Verfahren durchzuführen, 
die zuerst vom Finanzvergehen Kenntnis erlangt hat. Untersuchungshandlungen 
sind nicht deswegen anfechtbar, weil sie von einer unzuständigen Behörde 
vorgenommen wurden. 

§ 64. (1) Die Finanzstrafbehörden haben ihre Zuständigkeit von Amts wegen 
wahrzunehmen. Untersuchungshandlungen sind nicht deswegen anfechtbar, weil 
sie von einer unzuständigen Behörde vorgenommen wurden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 65. (1)  § 65. (1) Spruchsenate haben als Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung 
und des Zollamtes Österreich in Feldkirch, Graz, Innsbruck, Klagenfurt, Linz, 
Salzburg und Wien zu bestehen. 

Spruchsenate haben bei folgenden Finanzämtern und Zollämtern zu bestehen: Zur organisatorischen Abwicklung der Spruchsenatsverfahren sind jeweils 
Geschäftsstellen einzurichten. 

 a) beim Finanzamt Wien 9/18/19 Klosterneuburg als dessen Organ und als 
Organ sämtlicher Finanzämter der Länder Niederösterreich und 
Burgenland, 

 

beim Finanzamt Linz als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Oberösterreich, 

 

beim Finanzamt Salzburg-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Salzburg, 

 

beim Finanzamt Graz-Stadt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Steiermark, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

beim Finanzamt Klagenfurt als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Kärnten, 

 

beim Finanzamt Innsbruck als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes Tirol 
und 

 

beim Finanzamt Feldkirch als Organ sämtlicher Finanzämter des Landes 
Vorarlberg; 

 

diese Spruchsenate bestehen auch als Organe des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel; 

 

 b) beim Zollamt Wien als Organ sämtlicher Zollämter der Länder Wien, 
Niederösterreich und Burgenland, sowie bei den anderen Zollämtern als 
deren Organe. 

 

(2) Bei den in Abs. 1 genannten Finanz- und Zollämtern ist jeweils eine 
Geschäftsstelle zur organisatorischen Abwicklung der Spruchsenatsverfahren 
einzurichten.  

(2) In der nach § 68 zu erstellenden Geschäftsverteilung können 
Außenstellen der Spruchsenate vorgesehen werden. 

§ 67. (1) Die Personen, die als Mitglieder der Spruchsenate herangezogen 
werden können, sind vom Bundespräsidenten zu bestellen; hiebei sind jene 
Finanzstrafbehörden zu bezeichnen, für deren Senate sie in Betracht kommen. 

§ 67. (1) Die Personen, die als Mitglieder der Spruchsenate herangezogen 
werden können, sind vom Bundespräsidenten zu bestellen; hiebei ist jene 
Finanzstrafbehörde zu bezeichnen, für deren Senate sie in Betracht kommen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

§ 69. Die Zusammensetzung der Senate und deren Geschäftsverteilung sind 
auf der Internet-Seite des Bundesministeriums für Finanzen (www.bmf.gv.at) zu 
veröffentlichen. Sie sind auch zur Einsicht in der Finanzstrafbehörde, bei der der 
Senat eingerichtet ist (§ 65), aufzulegen oder an der Amtstafel der Behörde, bei 
der der Senat eingerichtet ist (§ 65), anzuschlagen. 

§ 69. Die Zusammensetzung der Senate und deren Geschäftsverteilung sind 
auf der Internet-Seite des Bundesministeriums für Finanzen (www.bmf.gv.at) zu 
veröffentlichen. Sie sind auch zur Einsicht in der jeweils gemäß § 65 Abs. 2 
eingerichteten Geschäftsstelle aufzulegen oder an einer dortigen Amtstafel 
anzuschlagen.. 

§ 70. (1) Die Tätigkeit der Richter in den Spruchsenaten stellt eine 
Nebentätigkeit im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften dar; hiefür gebührt 
den Richtern eine angemessene Vergütung. Die Bemessung der Vergütung 
obliegt den Finanzämtern und den Zollämtern für die bei ihnen eingerichteten 
Senate. Gegen die Bemessung der Vergütung ist nach Maßgabe der 
dienstrechtlichen Vorschriften die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht 
zulässig. 

§ 70. (1) Die Tätigkeit der Richter in den Spruchsenaten stellt eine 
Nebentätigkeit im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften dar; hiefür gebührt 
den Richtern eine angemessene Vergütung. Die Bemessung der Vergütung 
obliegt dem Amt für Betrugsbekämpfung und dem Zollamt Österreich für die bei 
ihnen eingerichteten Senate. Gegen die Bemessung der Vergütung ist nach 
Maßgabe der dienstrechtlichen Vorschriften die Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

(2) Die Laienbeisitzer haben Anspruch auf Vergütung der 
Reise(Fahrt)auslagen und der Aufenthaltskosten, die ihnen durch ihre Tätigkeit in 
den Spruchsenaten erwachsen. Sie haben ferner Anspruch auf Entschädigung für 
die durch diese Tätigkeit verursachte Zeitversäumnis. Hinsichtlich der Höhe der 

(2) Die Laienbeisitzer haben Anspruch auf Vergütung der 
Reise(Fahrt)auslagen und der Aufenthaltskosten, die ihnen durch ihre Tätigkeit in 
den Spruchsenaten erwachsen. Sie haben ferner Anspruch auf Entschädigung für 
die durch diese Tätigkeit verursachte Zeitversäumnis. Hinsichtlich der Höhe der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vergütungen und Entschädigungen und hinsichtlich der Voraussetzungen, unter 
denen sie zu leisten sind, sind die für Schöffen im gerichtlichen Strafverfahren 
geltenden Bestimmungen anzuwenden. Die Bemessung der Vergütung obliegt 
den Finanzämtern und den Zollämtern für die bei ihnen eingerichteten 
Spruchsenate. 

Vergütungen und Entschädigungen und hinsichtlich der Voraussetzungen, unter 
denen sie zu leisten sind, sind die für Schöffen im gerichtlichen Strafverfahren 
geltenden Bestimmungen anzuwenden. Die Bemessung der Vergütung obliegt 
dem Amt für Betrugsbekämpfung und dem Zollamt Österreich für die bei ihnen 
eingerichteten Spruchsenate. 

§ 85. (1) … § 85. (1) … 

(2) Die Anordnung der Festnahme bedarf eines Bescheides des Vorsitzenden 
des Spruchsenates, dem gemäß § 58 Abs. 2 unter den dort vorgesehenen 
Voraussetzungen die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung 
des Erkenntnisses obliegen würde. Auf Grund dieser Anordnung sind die Organe 
der Finanzstrafbehörden, der Zollämter und des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
zur Festnahme der verdächtigen Personen befugt. Der Bescheid muß sogleich bei 
der Festnahme oder doch innerhalb der nächsten 24 Stunden dem 
Festgenommenen zugestellt werden. 

(2) Die Anordnung der Festnahme bedarf eines Bescheides des Vorsitzenden 
des Spruchsenates, dem gemäß § 58 Abs. 2 unter den dort vorgesehenen 
Voraussetzungen die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung 
des Erkenntnisses obliegen würde. Auf Grund dieser Anordnung sind die Organe 
der Finanzstrafbehörden, des Zollamtes Österreich und des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes zur Festnahme der verdächtigen Personen befugt. Der 
Bescheid muß sogleich bei der Festnahme oder doch innerhalb der nächsten 24 
Stunden dem Festgenommenen zugestellt werden. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 

§ 90. (1) … § 90. (1) … 

(2) Unterliegen die beschlagnahmten Gegenstände raschem Verderben oder 
einer erheblichen Wertminderung oder lassen sie sich nur mit 
unverhältnismäßigen Kosten aufbewahren, so können sie von der 
Finanzstrafbehörde wie finanzbehördlich gepfändete Gegenstände verwertet 
werden; in Grenznähe beschlagnahmte Gegenstände, die raschem Verderben 
unterliegen, können auch von Organen der Zollgrenzdienststellen im kurzem Weg 
bestmöglich verwertet werden. Der Beschuldigte und der Eigentümer sind 
tunlichst vor der Verwertung zu verständigen. Der Erlös tritt an die Stelle der 
veräußerten Gegenstände und unterliegt nach Maßgabe des § 17 dem Verfall. Die 
Verwertung wegen unverhältnismäßiger Aufbewahrungskosten unterbleibt, wenn 
rechtzeitig ein zur Deckung dieser Kosten ausreichender Betrag erlegt wird. 

(2) Unterliegen die beschlagnahmten Gegenstände raschem Verderben oder 
einer erheblichen Wertminderung oder lassen sie sich nur mit 
unverhältnismäßigen Kosten aufbewahren, so können sie von der 
Finanzstrafbehörde wie finanzbehördlich gepfändete Gegenstände verwertet 
werden; in Grenznähe beschlagnahmte Gegenstände, die raschem Verderben 
unterliegen, können auch von Organen der Zollstelle im kurzem Weg 
bestmöglich verwertet werden. Der Beschuldigte und der Eigentümer sind 
tunlichst vor der Verwertung zu verständigen. Der Erlös tritt an die Stelle der 
veräußerten Gegenstände und unterliegt nach Maßgabe des § 17 dem Verfall. Die 
Verwertung wegen unverhältnismäßiger Aufbewahrungskosten unterbleibt, wenn 
rechtzeitig ein zur Deckung dieser Kosten ausreichender Betrag erlegt wird. 

(3) … (3) … 

§ 95. Zur Personendurchsuchung ist die zu durchsuchende Person auf ihr 
Verlangen der Finanzstrafbehörde, dem nächsten Finanzamt (Zollamt) oder der 
nächsten Sicherheitsdienststelle vorzuführen. Diese Vorführung hat stets 
einzutreten, wenn die Herausgabe der am Körper oder in der Kleidung 
verborgenen Gegenstände oder die Vornahme der Durchsuchung am 
Betretungsort untunlich erscheint. Personen dürfen nur von Personen desselben 

§ 95. Zur Personendurchsuchung ist die zu durchsuchende Person auf ihr 
Verlangen in die nächste Amtsräumlichkeit der Bundesfinanzverwaltung oder der 
nächsten Sicherheitsdienststelle vorzuführen. Diese Vorführung hat stets 
einzutreten, wenn die Herausgabe der am Körper oder in der Kleidung 
verborgenen Gegenstände oder die Vornahme der Durchsuchung am 
Betretungsort untunlich erscheint. Personen dürfen nur von Personen desselben 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

85 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  86 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Geschlechts und nicht im Beisein von Personen des anderen Geschlechts 
durchsucht werden § 94 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Geschlechts und nicht im Beisein von Personen des anderen Geschlechts 
durchsucht werden § 94 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

E. Gemeinsame Bestimmungen. E. Gemeinsame Bestimmungen. 

§ 97. Die den Organen der Zollämter zur Ausübung ihres Dienstes in den 
Zollvorschriften eingeräumten Befugnisse bleiben unberührt. 

§ 97. Die den Organen des Zollamtes Österreich zur Ausübung ihres 
Dienstes in den Zollvorschriften eingeräumten Befugnisse bleiben unberührt. 

§ 99. (1) bis (4) … § 99. (1) bis (4) … 

(5) Die Finanzstrafbehörden sind berechtigt, zur Identitätsfeststellung einer 
Person, die eines Finanzvergehens verdächtig ist oder als Zeuge 
(Auskunftsperson) in Betracht kommt, deren Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Beruf und Wohnanschrift zu ermitteln. Sie ist auch befugt, deren Größe 
festzustellen und sie zu fotografieren, soweit dies zur Identitätsfeststellung 
erforderlich ist. Soweit es für die Aufklärung von gemäß § 58 Abs. 2 lit. a in die 
Zuständigkeit eines Spruchsenates fallenden Finanzvergehen, deren Verfolgung 
in die Zuständigkeit der Zollämter fällt, zweckdienlich ist, ist die 
Finanzstrafbehörde auch befugt, von Beschuldigten, von denen auf Grund 
bestimmter Tatsachen angenommen werden kann, dass sie Spuren hinterlassen 
haben, Papillarlinienabdrücke abzunehmen. Deren zwangsweise Durchsetzung 
unterliegt in besonderem Maße dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und ist 
mit möglichster Schonung der Person vorzunehmen. Jede Person ist verpflichtet, 
in angemessener Weise an der Feststellung ihrer Identität mitzuwirken. Auf 
Aufforderung ist ihr der Anlass der Identitätsfeststellung mitzuteilen. Ein 
erkennungsdienstlicher Abgleich der abgenommenen Papillarlinienabdrücke mit 
Datenbanken ist unzulässig. Nach rechtskräftiger Erledigung des 
Finanzstrafverfahrens, in dem die nach dieser Bestimmung abgenommenen 
Papillarlinienabdrücke als Beweismittel dienten, sind diese zu vernichten. 

(5) Die Finanzstrafbehörden sind berechtigt, zur Identitätsfeststellung einer 
Person, die eines Finanzvergehens verdächtig ist oder als Zeuge 
(Auskunftsperson) in Betracht kommt, deren Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Beruf und Wohnanschrift zu ermitteln. Sie ist auch befugt, deren Größe 
festzustellen und sie zu fotografieren, soweit dies zur Identitätsfeststellung 
erforderlich ist. Soweit es für die Aufklärung von gemäß § 58 Abs. 2 lit. a in die 
Zuständigkeit eines Spruchsenates fallenden Finanzvergehen, deren Verfolgung 
in die Zuständigkeit des Zollamtes Österreich fällt, zweckdienlich ist, ist die 
Finanzstrafbehörde auch befugt, von Beschuldigten, von denen auf Grund 
bestimmter Tatsachen angenommen werden kann, dass sie Spuren hinterlassen 
haben, Papillarlinienabdrücke abzunehmen. Deren zwangsweise Durchsetzung 
unterliegt in besonderem Maße dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und ist 
mit möglichster Schonung der Person vorzunehmen. Jede Person ist verpflichtet, 
in angemessener Weise an der Feststellung ihrer Identität mitzuwirken. Auf 
Aufforderung ist ihr der Anlass der Identitätsfeststellung mitzuteilen. Ein 
erkennungsdienstlicher Abgleich der abgenommenen Papillarlinienabdrücke mit 
Datenbanken ist unzulässig. Nach rechtskräftiger Erledigung des 
Finanzstrafverfahrens, in dem die nach dieser Bestimmung abgenommenen 
Papillarlinienabdrücke als Beweismittel dienten, sind diese zu vernichten. 

(6) … (6) … 

§ 146. (1) Die Zollämter können bei geringfügigen Finanzvergehen auf 
Grund eines Geständnisses durch Strafverfügung Geldstrafen nach Maßgabe der 
Strafsätze der §§ 33 bis 37, 44 bis 46 und 51, jedoch nur bis zu einem 
Höchstausmaß von 2 000 Euro, verhängen und, soweit dies in den §§ 33, 35, 37, 
44 und 46 vorgesehen ist, den Verfall aussprechen (vereinfachte Strafverfügung). 
Gegen diese Strafverfügung ist ein Einspruch unzulässig. Eine solche 
Strafverfügung darf nur erlassen werden, wenn sich der Beschuldigte nach 
Bekanntgabe der in Aussicht genommenen Strafe und nach Belehrung, daß ein 

§ 146. (1) Das Zollamt Österreich kann bei geringfügigen Finanzvergehen 
auf Grund eines Geständnisses durch Strafverfügung Geldstrafen nach Maßgabe 
der Strafsätze der §§ 33 bis 37, 44 bis 46 und 51, jedoch nur bis zu einem 
Höchstausmaß von 2 000 Euro, verhängen und, soweit dies in den §§ 33, 35, 37, 
44 und 46 vorgesehen ist, den Verfall aussprechen (vereinfachte Strafverfügung). 
Gegen diese Strafverfügung ist ein Einspruch unzulässig. Eine solche 
Strafverfügung darf nur erlassen werden, wenn sich der Beschuldigte nach 
Bekanntgabe der in Aussicht genommenen Strafe und nach Belehrung, daß ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Einspruch unzulässig sei, mit der Erlassung der vereinfachten Strafverfügung 
einverstanden erklärt. Kosten des Strafverfahrens sind nicht zu ersetzen. 

Einspruch unzulässig sei, mit der Erlassung der vereinfachten Strafverfügung 
einverstanden erklärt. Kosten des Strafverfahrens sind nicht zu ersetzen. 

(2) … (2) … 

§ 174. (1) … § 174. (1) … 

(2) In Grenznähe für verfallen erklärte Sachen, die raschem Verderben 
unterliegen, sind von Organen der Zollgrenzdienststellen auf kurzem Weg 
bestmöglich zu verwerten. 

(2) In Grenznähe für verfallen erklärte Sachen, die raschem Verderben 
unterliegen, sind von Organen der Zollstelle auf kurzem Weg bestmöglich zu 
verwerten. 

§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen 
Finanzstrafverfahren hat das Finanzamt Wien 9/18/19 Klosterneuburg als 
Finanzstrafbehörde für das gesamte Bundesgebiet ein Finanzstrafregister zu 
führen. 

§ 194a. Zum Zweck der Evidenthaltung der verwaltungsbehördlichen 
Finanzstrafverfahren hat das Amt für Betrugsbekämpfung für das gesamte 
Bundesgebiet ein Finanzstrafregister zu führen. 

§ 196. (1) und (2) … § 196. (1) und (2) … 

(3) Wo in den folgenden Bestimmungen die Finanzstrafbehörde genannt 
wird, ist darunter die Behörde zu verstehen, der das verwaltungsbehördliche 
Finanzstrafverfahren wegen eines Finanzvergehens zustünde, wenn dieses nicht 
von den Gerichten zu ahnden wäre. Die gemeinsame Oberbehörde kann aus 
Zweckmäßigkeitsgründen, insbesondere zur Wahrung des 
Beschleunigungsgebotes, verfügen, dass die Rechte und Pflichten der 
Finanzstrafbehörde durch eine andere sachlich zuständige Finanzstrafbehörde 
erster Instanz wahrzunehmen sind. Darüber ist der Staatsanwaltschaft zu 
berichten. 

(3) Wo in den folgenden Bestimmungen die Finanzstrafbehörde genannt 
wird, ist darunter die Behörde zu verstehen, der das verwaltungsbehördliche 
Finanzstrafverfahren wegen eines Finanzvergehens zustünde, wenn dieses nicht 
von den Gerichten zu ahnden wäre.  

(4) Auch im Ermittlungsverfahren wegen gerichtlich strafbarer 
Finanzvergehen stehen der Finanzstrafbehörde die in den §§ 99 Abs. 1 bis 4 und 
120 Abs. 3 eingeräumten Befugnisse zu und, wenn es sich bei der 
Finanzstrafbehörde um ein Zollamt handelt, die den Zollämtern und ihren 
Organen in den Zollvorschriften eingeräumten Befugnisse. § 120 Abs. 4 gilt 
sinngemäß. 

(4) Auch im Ermittlungsverfahren wegen gerichtlich strafbarer 
Finanzvergehen stehen der Finanzstrafbehörde die in den §§ 99 Abs. 1 bis 4 und 
120 Abs. 3 eingeräumten Befugnisse zu und, wenn es sich bei der 
Finanzstrafbehörde um das Zollamt Österreich handelt, die dem Zollamt 
Österreich und seinen Organen in den Zollvorschriften eingeräumten Befugnisse. 
§ 120 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

 Zu § 25 

 § 197. Für das Ermittlungsverfahren wegen eines Finanzvergehens richtet 
sich die örtliche Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft nach dem Sitz des 
Unternehmens (§ 27 BAO) im Inland; fehlt es an einem solchen, ist jene 
Staatsanwaltschaft örtlich zuständig, in deren Sprengel der Beschuldigte seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt (§ 26 BAO) hat oder zuletzt hatte. Liegt 
dieser Ort im Ausland oder kann dieser nicht festgestellt werden, so ist der Ort 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
maßgebend, an dem das Finanzvergehen ausgeführt wurde oder ausgeführt 
werden sollte. Liegt auch dieser Ort im Ausland oder kann er nicht festgestellt 
werden, so ist jene Staatsanwaltschaft zuständig, in deren Sprengel die Tat 
entdeckt oder der Beschuldigte betreten wurde. 

 Zu § 36 

 § 198. Für das Hauptverfahren wegen eines Finanzvergehens richtet sich die 
örtliche Zuständigkeit des Gerichts nach dem Sitz des Unternehmens (§ 27 BAO) 
im Inland; fehlt es an einem solchen, ist das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Sprengel der Beschuldigte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt (§ 26 
BAO) hat oder zuletzt hatte. Liegt dieser Ort im Ausland oder kann dieser nicht 
festgestellt werden, so ist der Ort maßgebend, an dem das Finanzvergehen 
ausgeführt wurde oder ausgeführt werden sollte. Liegt dieser Ausführungsort im 
Ausland oder kann dieser nicht festgestellt werden, so ist jenes Gericht zuständig, 
in dessen Sprengel die Tat entdeckt oder der Beschuldigte betreten wurde. Kann 
auch dadurch eine örtliche Zuständigkeit nicht bestimmt werden, ist das Gericht 
zuständig, an dessen Sitz sich die Staatsanwaltschaft befindet, die Anklage 
einbringt. 

Zu § 381. Zu § 381. 

§ 227. (1) … § 227. (1) … 

(2) Die Kosten, die den Finanzstrafbehörden, den Zollämtern und ihren 
Organen im Dienste der Strafjustiz erwachsen, sind bei der Bestimmung des 
Pauschalkostenbeitrages zu berücksichtigen, soweit sie nicht nach § 381 Abs. 1, 
Z 3, 4 oder 5 StPO. besonders zu ersetzen sind. 

(2) Die Kosten, die der Bundesfinanzverwaltung im Dienste der Strafjustiz 
erwachsen, sind bei der Bestimmung des Pauschalkostenbeitrages zu 
berücksichtigen, soweit sie nicht nach § 381 Abs. 1, Z 3, 4 oder 5 StPO. 
besonders zu ersetzen sind. 

(3) … (3) … 

§ 265. (1) bis (1z) … § 265. (1) bis (1z) … 

 „(2) Die §§ 29 Abs. 1, 53 Abs. 1 und 3, 56 Abs. 5 Z 3, 59, 60, 64 Abs. 1, 65, 67, 
68 Abs. 6, 69, 70 Abs. 1 und 2, 71, 74 Abs. 1 und 3, 81, 85 Abs. 2, 90 Abs. 2, 95, 
97, 99 Abs. 5, 124 Abs. 2, 137 lit. f, 146 Abs. 1, 159, 174 Abs. 2, 196 Abs. 3 und 
4, 197, 198, 227 Abs. 2 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. Dabei gilt: 

  a) Das Amt für Betrugsbekämpfung als Finanzstrafbehörde tritt mit 
1. Jänner 2020 an die Stelle des zum 31. Dezember 2019 jeweils 
zuständigen Finanzamtes als Finanzstrafbehörde. Das Zollamt 
Österreich als Finanzstrafbehörde tritt an die Stelle des zum 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
31. Dezember 2019 jeweils zuständigen Zollamtes als 
Finanzstrafbehörde. Die zum 31. Dezember 2019 bei den 
Finanzstrafbehörden anhängigen Verfahren sind von den gemäß § 58 
Abs. 1 in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2019 zuständigen 
Finanzstrafbehörden fortzuführen. 

  b) Ausfertigungen der vor dem 1. Jänner 2020 verkündeten, jedoch noch 
nicht zugestellten Erkenntnisse einer Finanzstrafbehörde haben im 
Namen der im Zeitpunkt der Verkündigung zuständigen 
Finanzstrafbehörde zu erfolgen. Nach dem 31. Dezember 2019 
wirksam werdende Erledigungen der zum 31. Dezember 2019 
zuständigen Finanzstrafbehörden gelten als Erledigungen der 
Finanzstrafbehörden gemäß § 58 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019. 

  c) Die gemäß § 58 Abs. 1 zu erlassende Geschäftsverteilung für das Jahr 
2020 kann bereits vor dem 1. Jänner 2020 durch den Vorstand der 
Finanzstrafbehörde erlassen werden. 

  d) Die zum 31. Dezember 2019 gemäß § 67 bestellten Mitglieder der 
Spruchsenate gelten jeweils bis zum Ende ihrer jeweiligen 
Funktionsperiode als für die Spruchsenate nach § 65 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 bestellt. 

  e) Die gemäß § 68 zu erlassende Geschäftsverteilung für das Jahr 2020 
kann bereits vor dem 1. Jänner 2020 durch den Vorstand der 
Finanzstrafbehörde erlassen werden. Diese hat vorzusehen, dass die 
zum 31. Dezember 2019 gemäß § 124 Abs. 2 bereits einem 
Spruchsenat zugeleiteten Akten tunlichst denselben Personen als 
Vorsitzenden der Spruchsenate, bei Senatszuständigkeit Senaten mit 
denselben Vorsitzenden zugewiesen werden. 

  f) Die zum 31. Dezember 2019 gemäß § 124 oder § 159 durch den 
Vorstand der Finanzstrafbehörde bestellten Amtsbeauftragten gelten 
jeweils als vom Vorstand der Finanzstrafbehörde in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 bestellt.“ 

(3) … (3) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 33 Artikel 33 

Änderung des Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes Änderung des Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes 

Anzuwendendes Verfahrensrecht und Zuständigkeit Anzuwendendes Verfahrensrecht und Zuständigkeit 

§ 9. (1) und (2) …  § 9. (1) und (2) …  

(3) Die Durchführung der Vollstreckung obliegt für Strafentscheidungen 
betreffend Zoll- oder Verbrauchsteuerdelikte sowie sonstige Vergehen in 
Zusammenhang mit von den Zollämtern zu vollziehenden Rechtsvorschriften den 
Zollämtern als Finanzstrafbehörden, sonst den Finanzämtern als 
Finanzstrafbehörden. 

(3) Die Durchführung der Vollstreckung obliegt für Strafentscheidungen 
betreffend Zoll- oder Verbrauchsteuerdelikte sowie sonstige Vergehen in 
Zusammenhang mit vom Zollamt Österreich zu vollziehenden Rechtsvorschriften 
dem Zollamt Österreich als Finanzstrafbehörde, sonst dem Amt für 
Betrugsbekämpfung als Finanzstrafbehörde. 

(4) Die örtliche Zuständigkeit der Finanzstrafbehörden richtet sich nach dem 
inländischen Wohnsitz oder Aufenthalt der Person, gegen die die Geldsanktion 
ausgesprochen worden ist; handelt es sich um einen Verband (§ 1 Abs. 2 und 3 
VbVG), nach dessen Sitz oder nach dem Ort dessen Betriebes oder dessen 
Niederlassung im Inland. Können diese Orte nicht festgestellt werden, so ist der 
Ort maßgebend, an dem sich Vermögen befindet, in das die Entscheidung 
vollstreckt werden soll. Ist nach diesen Bestimmungen die Zuständigkeit einer 
bestimmten Finanzstrafbehörde nicht feststellbar, so ist die Vollstreckung durch 
die zuerst mit der Sache befasste sachlich zuständige Finanzstrafbehörde 
vorzunehmen. 

 

(5) … (5) … 

 Inkrafttreten 

 § 24a. (1) § 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 34 Artikel 34 

Änderung des Firmenbuchgesetzes Änderung des Firmenbuchgesetzes 

Benachrichtigungen Benachrichtigungen 

§ 22. (1) Von allen Eintragungen ist das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu benachrichtigen. Der Bundesminister für 
Justiz wird ermächtigt, nach Maßgabe der technischen und personellen 
Möglichkeiten sowie unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche Vertretbarkeit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen anzuordnen, daß diese 

§ 22. (1) Von allen Eintragungen ist das Finanzamt Österreich zu 
benachrichtigen. Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, nach Maßgabe 
der technischen und personellen Möglichkeiten sowie unter Bedachtnahme auf 
die wirtschaftliche Vertretbarkeit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen anzuordnen, daß diese Benachrichtigungen auf elektronischem Wege 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Benachrichtigungen auf elektronischem Wege erfolgen; er kann hiebei zur 
Vereinfachung von Verwaltungsabläufen bestimmen, auf welche Daten die 
Benachrichtigungspflicht beschränkt wird und an welche Organisationseinheiten 
diese Daten zu übermitteln sind. 

erfolgen; er kann hiebei zur Vereinfachung von Verwaltungsabläufen bestimmen, 
auf welche Daten die Benachrichtigungspflicht beschränkt wird und an welche 
Organisationseinheiten diese Daten zu übermitteln sind. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Vermögenslosigkeit Vermögenslosigkeit 

§ 40. (1) Eine Kapitalgesellschaft, die kein Vermögen besitzt, kann auf 
Antrag der nach dem Sitz der Gesellschaft zuständigen gesetzlichen 
Interessenvertretung oder der Steuerbehörde oder von Amts wegen gelöscht 
werden; mit der Löschung gilt die Gesellschaft als aufgelöst. Eine Abwicklung 
findet nicht statt. Sofern das Vorhandensein von Vermögen nicht offenkundig ist, 
gilt eine Kapitalgesellschaft bis zum Beweis des Gegenteils auch dann als 
vermögenslos, wenn sie die Jahresabschlüsse und gegebenenfalls die 
Lageberichte (§§ 277 ff UGB) von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren 
nicht vollzählig zum Firmenbuch eingereicht hat und seit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Jahresabschluss für das zweite Geschäftsjahr einzureichen gewesen wäre, 
mindestens sechs Monate vergangen sind. 

§ 40. (1) Eine Kapitalgesellschaft, die kein Vermögen besitzt, kann auf 
Antrag der nach dem Sitz der Gesellschaft zuständigen gesetzlichen 
Interessenvertretung oder eines Finanzamtes oder von Amts wegen gelöscht 
werden; mit der Löschung gilt die Gesellschaft als aufgelöst. Eine Abwicklung 
findet nicht statt. Sofern das Vorhandensein von Vermögen nicht offenkundig ist, 
gilt eine Kapitalgesellschaft bis zum Beweis des Gegenteils auch dann als 
vermögenslos, wenn sie die Jahresabschlüsse und gegebenenfalls die 
Lageberichte (§§ 277 ff UGB) von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren 
nicht vollzählig zum Firmenbuch eingereicht hat und seit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Jahresabschluss für das zweite Geschäftsjahr einzureichen gewesen wäre, 
mindestens sechs Monate vergangen sind. 

(2) Vor der Löschung sind die nach dem Sitz der Gesellschaft zuständige 
gesetzliche Interessenvertretung und die Steuerbehörde zu hören, sofern diese 
nicht ohnehin selbst Antragsteller waren. Äußern sich diese Stellen binnen vier 
Wochen nicht, so gilt ihre Zustimmung als gegeben. 

(2) Vor der Löschung sind die nach dem Sitz der Gesellschaft zuständige 
gesetzliche Interessenvertretung und das Finanzamt zu hören, sofern diese nicht 
ohnehin selbst Antragsteller waren. Äußern sich diese Stellen binnen vier 
Wochen nicht, so gilt ihre Zustimmung als gegeben. 

(3) Gerichte und Steuerbehörden haben einander die erbetenen für die 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(3) Gerichte und Finanzämter haben einander die erbetenen für die 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(4) ... (4) ... 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 43. (1) bis (14) … § 43. (1) bis (14) … 

 (15) § 22 Abs. 1 sowie § 40 Abs. 1 bis 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 35 Artikel 35 

Änderung des Flugabgabegesetzes Änderung des Flugabgabegesetzes 

Abgabenschuld und Abgabenerhebung Abgabenschuld und Abgabenerhebung 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 

(2) Der Abgabenschuldner hat die Abgabe selbst zu berechnen und 
spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die 
Abgabenschuld entstanden ist (Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden 
Kalendermonats eine Anmeldung beim Finanzamt einzureichen. Die Einreichung 
der Anmeldung hat elektronisch zu erfolgen. 

(2) Der Abgabenschuldner hat die Abgabe selbst zu berechnen und 
spätestens am 15. Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die 
Abgabenschuld entstanden ist (Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden 
Kalendermonats eine Anmeldung beim Finanzamt Österreich einzureichen. Die 
Einreichung der Anmeldung hat elektronisch zu erfolgen. 

(3) … (3) … 

(4) Der Abgabenschuldner hat bis zum 31. März jeden Kalenderjahres eine 
Abgabenerklärung für das vorangegangene Kalenderjahr dem Finanzamt 
elektronisch zu übermitteln. 

(4) Der Abgabenschuldner hat bis zum 31. März jeden Kalenderjahres eine 
Abgabenerklärung für das vorangegangene Kalenderjahr dem Finanzamt 
Österreich elektronisch zu übermitteln. 

(5) ... (5) ... 

Fiskalvertreter Fiskalvertreter 

§ 8. (1) bis (3) … § 8. (1) bis (3) … 

(4) Der Luftfahrzeughalter hat dem für die Erhebung der Abgabe 
zuständigen Finanzamt mitzuteilen: 

(4) Der Luftfahrzeughalter hat dem Finanzamt Österreich mitzuteilen: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Luftfahrzeughalter gemäß Abs. 1 Z 2 müssen dieser 
Mitteilungsverpflichtung vor der Durchführung des ersten Abfluges 
von einem inländischen Flughafen, durch den eine Abgabenschuld 
entsteht, nachkommen. 

Luftfahrzeughalter gemäß Abs. 1 Z 2 müssen dieser 
Mitteilungsverpflichtung vor der Durchführung des ersten Abfluges 
von einem inländischen Flughafen, durch den eine Abgabenschuld 
entsteht, nachkommen. 

Registrierung der Luftfahrzeughalter Registrierung der Luftfahrzeughalter 

§ 9. (1) Der Luftfahrzeughalter hat spätestens bis zur Durchführung des 
ersten Abfluges von einem inländischen Flughafen, durch den eine 
Abgabenschuld entsteht, beim Finanzamt einen Antrag auf Registrierung zu 
stellen. Im Antrag auf Registrierung ist anzugeben: 

§ 9. (1) Der Luftfahrzeughalter hat spätestens bis zur Durchführung des 
ersten Abfluges von einem inländischen Flughafen, durch den eine 
Abgabenschuld entsteht, beim Finanzamt Österreich einen Antrag auf 
Registrierung zu stellen. Im Antrag auf Registrierung ist anzugeben: 

 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 

(2) ... (2) ... 
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(3) Der Luftfahrzeughalter hat dem Finanzamt unverzüglich mitzuteilen: (3) Der Luftfahrzeughalter hat dem Finanzamt Österreich unverzüglich 
mitzuteilen: 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

(4) Das Finanzamt hat dem registrierten Luftfahrzeughalter eine 
Steuernummer zu erteilen und bekannt zu geben. 

(4) Das Finanzamt Österreich hat dem registrierten Luftfahrzeughalter eine 
Steuernummer zu erteilen und bekannt zu geben. 

(5) Das Registrierungsverfahren ist von dem für die Erhebung der Abgabe 
zuständigen Finanzamt durchzuführen. 

(5) Das Registrierungsverfahren ist vom Finanzamt Österreich 
durchzuführen. 

Pflichten der Luftfahrzeughalter Pflichten der Luftfahrzeughalter 

§ 10. (1) bis (2) ... § 10. (1) bis (2) ... 

(3) Der Luftfahrzeughalter ist verpflichtet, spätestens am 15. Tag des auf den 
Kalendermonat, in dem die Abgabenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Kalendermonats unter Angabe seiner Steuernummer (§ 9 Abs. 4) dem Finanzamt 
folgende Daten für ein Kalendermonat zusammengefasst nach inländischen 
Flughäfen zu übermitteln: 

(3) Der Luftfahrzeughalter ist verpflichtet, spätestens am 15. Tag des auf den 
Kalendermonat, in dem die Abgabenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Kalendermonats unter Angabe seiner Steuernummer (§ 9 Abs. 4) dem Finanzamt 
Österreich folgende Daten für ein Kalendermonat zusammengefasst nach 
inländischen Flughäfen zu übermitteln: 

 1. bis 7. ...   1. bis 7. ...  

Die Übermittlung der Daten hat elektronisch zu erfolgen. Die Übermittlung der Daten hat elektronisch zu erfolgen. 

(4) ... (4) ... 

Pflichten der Flugplatzhalter Pflichten der Flugplatzhalter 

§ 11. (1) bis (3) … § 11. (1) bis (3) … 

(4) Der Flugplatzhalter ist verpflichtet, eine Zusammenstellung der 
abgeglichenen Daten spätestens am 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem 
der Abflug erfolgt ist, zweitfolgenden Kalendermonats dem für die Erhebung der 
Flugabgabe zuständigen Finanzamt zu übermitteln. Die Übermittlung der 
Aufzeichnungen hat elektronisch zu erfolgen. 

(4) Der Flugplatzhalter ist verpflichtet, eine Zusammenstellung der 
abgeglichenen Daten spätestens am 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem 
der Abflug erfolgt ist, zweitfolgenden Kalendermonats dem Finanzamt Österreich 
zu übermitteln. Die Übermittlung der Aufzeichnungen hat elektronisch zu 
erfolgen. 

(5) bis (7) …  (5) bis (7) …  

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 16. (1) bis (5) … § 16. (1) bis (5) … 

 (6) § 7 Abs. 2 und Abs. 4, § 8 Abs. 4, § 9 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5, 
§ 10 Abs. 3, § 11 Abs. 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Artikel 36 Artikel 36 

Änderung des Gefahrgutbeförderungsgesetzes Änderung des Gefahrgutbeförderungsgesetzes 

Kontrollen auf der Straße Kontrollen auf der Straße 

§ 15. (1) bis (8) … § 15. (1) bis (8) … 

(9) Im Rahmen der amtlichen Aufsicht gemäß § 47 
Mineralölsteuergesetz 1995 und § 86 Alkoholsteuergesetz in Verbindung mit § 18 
Zollrechts-Durchführungsgesetz dürfen bei Verbrauchsteuergegenständen, die 
gleichzeitig gefährliche Güter sind, außer den angeordneten und bereits 
durchgeführten Kontrollen während der Beförderung von 
Verbrauchsteuergegenständen auch Gefahrgutkontrollen durchgeführt werden. 
Bei diesen Kontrollen sind die für die Verbrauchsteuer zuständigen Zollbehörden 
von den geschulten Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu unterstützen. 

(9) Im Rahmen der amtlichen Aufsicht gemäß § 47 
Mineralölsteuergesetz 1995 und § 86 Alkoholsteuergesetz in Verbindung mit § 18 
Zollrechts-Durchführungsgesetz dürfen bei Verbrauchsteuergegenständen, die 
gleichzeitig gefährliche Güter sind, außer den angeordneten und bereits 
durchgeführten Kontrollen während der Beförderung von 
Verbrauchsteuergegenständen auch Gefahrgutkontrollen durchgeführt werden. 
Bei diesen Kontrollen sind die Zollbehörden von den geschulten Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes zu unterstützen. 

Kontrollen auf Wasserstraßen Kontrollen auf Wasserstraßen 

§ 27. (1) bis (8) … § 27. (1) bis (8) … 

(9) Im Rahmen der amtlichen Aufsicht gemäß § 47 
Mineralölsteuergesetz 1995 und § 86 Alkoholsteuergesetz in Verbindung mit § 18 
Zollrechts-Durchführungsgesetz dürfen bei Verbrauchsteuergegenständen, die 
gleichzeitig gefährliche Güter sind, außer den angeordneten und bereits 
durchgeführten Kontrollen während der Beförderung von 
Verbrauchsteuergegenständen auch Gefahrgutkontrollen durchgeführt werden. 
Bei diesen Kontrollen sind die für die Verbrauchsteuer zuständigen Zollbehörden 
von den geschulten Organen gemäß Abs. 1 zu unterstützen. 

(9) Im Rahmen der amtlichen Aufsicht gemäß § 47 
Mineralölsteuergesetz 1995 und § 86 Alkoholsteuergesetz in Verbindung mit § 18 
Zollrechts-Durchführungsgesetz dürfen bei Verbrauchsteuergegenständen, die 
gleichzeitig gefährliche Güter sind, außer den angeordneten und bereits 
durchgeführten Kontrollen während der Beförderung von 
Verbrauchsteuergegenständen auch Gefahrgutkontrollen durchgeführt werden. 
Bei diesen Kontrollen sind die Zollbehörden von den geschulten Organen gemäß 
Abs. 1 zu unterstützen. 

In- und Außerkrafttreten In- und Außerkrafttreten 

§ 38. (1) bis (4) … § 38. (1) bis (4) … 

 (5) § 15 Abs. 9 und § 27 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 37 Artikel 37 

Änderung des Glücksspielgesetzes Änderung des Glücksspielgesetzes 

Ausspielungen Ausspielungen 

§ 2. (1) und (2) ... § 2. (1) und (2) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Eine Ausspielung mit Glücksspielautomaten liegt vor, wenn die 
Entscheidung über das Spielergebnis nicht zentralseitig, sondern durch eine 
mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspielautomaten selbst 
erfolgt. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten näher zu regeln sowie 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Glücksspielautomaten 
gemäß § 5 sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörden auf einzelne 
Glücksspielautomaten (§ 5) zu regeln ist. Die auf 10 Jahre verteilten Kosten für 
die Errichtung eines Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH 
sowie die Kosten für dessen laufenden Betrieb sind durch die konzessions- und 
bewilligungserteilenden Behörden den Konzessionären und 
Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der Bundesrechenzentrum GmbH 
durchzuführenden Abrechnung über die durch die Konzessionäre und 
Bewilligungsinhaber verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben 
und für die Bewilligungsinhaber von Landesausspielungen mit 
Glücksspielautomaten (§ 5) dem Bund zu erstatten. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen ferner 
jederzeit eine technische Überprüfung von Glücksspielautomaten, der auf diesen 
befindlichen Software sowie einer allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen 
oder die Vorlage eines unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung 
der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 
Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten gesondert vorab 
zu hinterlegen. 

(3) Eine Ausspielung mit Glücksspielautomaten liegt vor, wenn die 
Entscheidung über das Spielergebnis nicht zentralseitig, sondern durch eine 
mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspielautomaten selbst 
erfolgt. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten näher zu regeln sowie 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Glücksspielautomaten 
gemäß § 5 sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörden auf einzelne 
Glücksspielautomaten (§ 5) zu regeln ist. Die auf 10 Jahre verteilten Kosten für 
die Errichtung eines Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH 
sowie die Kosten für dessen laufenden Betrieb sind durch die konzessions- und 
bewilligungserteilenden Behörden den Konzessionären und 
Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der Bundesrechenzentrum GmbH 
durchzuführenden Abrechnung über die durch die Konzessionäre und 
Bewilligungsinhaber verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vorzuschreiben 
und für die Bewilligungsinhaber von Landesausspielungen mit 
Glücksspielautomaten (§ 5) dem Bund zu erstatten. Im Rahmen des laufenden 
Betriebs des Datenrechenzentrums kann das Finanzamt Österreich ferner jederzeit 
eine technische Überprüfung von Glücksspielautomaten, der auf diesen 
befindlichen Software sowie einer allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen 
oder die Vorlage eines unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung 
der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem Finanzamt 
Österreich Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme der daran 
anzubindenden Glücksspielautomaten gesondert vorab zu hinterlegen. 

(4) … (4) … 

Ausnahmen aus dem Glücksspielmonopol Ausnahmen aus dem Glücksspielmonopol 

§ 4. (1) bis (5) … § 4. (1) bis (5) … 

(6) Ausspielungen mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib 
unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol des Bundes, wenn 

(6) Ausspielungen mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib 
unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol des Bundes, wenn 
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 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Ausspielungen nach diesem Absatz dürfen nur an ortsfesten Veranstaltungsorten 
und nicht über elektronische Medien durchgeführt werden, wobei an ein und 
demselben Veranstaltungsort monatlich insgesamt höchstens eine Ausspielung 
mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib durchgeführt werden 
darf. Eine Durchführung in Turnierform liegt vor, wenn erst nach dem Ausgang 
mehrerer Spielrunden die Gewinner der Ausspielung feststehen. 

Ausspielungen nach diesem Absatz dürfen nur an ortsfesten Veranstaltungsorten 
und nicht über elektronische Medien durchgeführt werden, wobei an ein und 
demselben Veranstaltungsort monatlich insgesamt höchstens eine Ausspielung 
mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib durchgeführt werden 
darf. Eine Durchführung in Turnierform liegt vor, wenn erst nach dem Ausgang 
mehrerer Spielrunden die Gewinner der Ausspielung feststehen. 

Eine Ausspielung mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib ist 
ab 1. Jänner 2011 vor ihrer Durchführung dem Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel in elektronischem Weg anzuzeigen. Der 
Bundesminister für Finanzen kann dabei im Verordnungsweg nähere Details der 
elektronischen Übermittlung regeln. 

Eine Ausspielung mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib ist 
ab 1. Jänner 2011 vor ihrer Durchführung dem Finanzamt Österreich in 
elektronischem Weg anzuzeigen. Der Bundesminister für Finanzen kann dabei im 
Verordnungsweg nähere Details der elektronischen Übermittlung regeln. 

Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten 

§ 5. (1) bis (6) … § 5. (1) bis (6) … 

(7) Als Aufsicht sichernde Maßnahmen sind zumindest vorzusehen (7) Als Aufsicht sichernde Maßnahmen sind zumindest vorzusehen 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. eine verpflichtende aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden 
einzelnen Automatensalon sowie eine laufende Berichterstattung an den 
Bundesminister für Finanzen über die erteilten landesrechtlichen 
Bewilligungsbescheide der Betreiber von Automatensalons und eine 
Übermittlung einer Aufstellung aller landesrechtlich bewilligten 
Glücksspielautomaten unter Angabe ihrer bewilligten Standorte und 
Nennung des Betreibers in elektronischer Form zur Sicherstellung der 
damit verbundenen Abgabenleistung sowie für glücksspielrechtliche 
Überwachungen; 

 5. eine verpflichtende aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden 
einzelnen Automatensalon sowie eine laufende Berichterstattung an das 
Finanzamt Österreich über die erteilten landesrechtlichen 
Bewilligungsbescheide der Betreiber von Automatensalons und eine 
Übermittlung einer Aufstellung aller landesrechtlich bewilligten 
Glücksspielautomaten unter Angabe ihrer bewilligten Standorte und 
Nennung des Betreibers in elektronischer Form zur Sicherstellung der 
damit verbundenen Abgabenleistung sowie für glücksspielrechtliche 
Überwachungen; 

 6. …  6. … 

 7. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehörden mit dem 
Bundesminister für Finanzen in Aufsichtsangelegenheiten; 

 7. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehörden mit dem 
Bundesminister für Finanzen und dem Finanzamt Österreich in 
Aufsichtsangelegenheiten; 

 8. bis 10. …  8. bis 10. … 

(8) Bei Verstoß eines Bewilligungsinhabers gegen die oben genannten 
Verpflichtungen sowie gegen die Verpflichtungen aus der elektronischen 
Datenübermittlung nach § 2 Abs. 3 kann der Bundesminister für Finanzen einen 
Antrag auf die Verhängung von Sanktionen im Sinne des § 23 durch die 

(8) Bei Verstoß eines Bewilligungsinhabers gegen die oben genannten 
Verpflichtungen sowie gegen die Verpflichtungen aus der elektronischen 
Datenübermittlung nach § 2 Abs. 3 kann der Bundesminister für Finanzen und 
das Finanzamt Österreich einen Antrag auf die Verhängung von Sanktionen im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Landesbehörde stellen. Sinne des § 23 durch die Landesbehörde stellen. 

Elektronische Lotterien, Bingo und Keno Elektronische Lotterien, Bingo und Keno 

§ 12a. (1) … § 12a. (1) … 

(2) Wird der Zugang zu elektronischen Lotterien über zentralseitig vernetzte 
Terminals (Video Lotterie Terminals – VLT) an ortsfesten, öffentlich 
zugänglichen Betriebsstätten angeboten, sind in diesen VLT-Outlets mindestens 
10 und höchstens 50 Video Lotterie Terminals zu betreiben. Für die Eröffnung 
von VLT-Outlets an neuen Standorten ist eine Standortbewilligung des 
Bundesministers für Finanzen erforderlich. Im Bewilligungsantrag hat der 
Konzessionär die folgenden Angebotsbeschränkungen nachzuweisen: 

(2) Wird der Zugang zu elektronischen Lotterien über zentralseitig vernetzte 
Terminals (Video Lotterie Terminals – VLT) an ortsfesten, öffentlich 
zugänglichen Betriebsstätten angeboten, sind in diesen VLT-Outlets mindestens 
10 und höchstens 50 Video Lotterie Terminals zu betreiben. Für die Eröffnung 
von VLT-Outlets an neuen Standorten ist eine Standortbewilligung des 
Finanzamtes Österreicherforderlich. Im Bewilligungsantrag hat der Konzessionär 
die folgenden Angebotsbeschränkungen nachzuweisen: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Die Einwohnerzahl der Gemeinden richtet sich dabei nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich kundgemachten Ergebnis der letzten 
Volkszählung im Zeitpunkt der Erstbewilligung. 

Die Einwohnerzahl der Gemeinden richtet sich dabei nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich kundgemachten Ergebnis der letzten 
Volkszählung im Zeitpunkt der Erstbewilligung. 

(3) … (3) … 

(4) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Video Lotterie Terminals näher zu regeln 
sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Video Lotterie 
Terminals sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf einzelne Video Lotterie 
Terminals zu regeln ist. Die für die Errichtung auf 10 Jahre verteilten Kosten 
sowie die Kosten für den laufenden Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom 
Bundesminister für Finanzen dem Konzessionär auf Grundlage einer 
durchzuführenden Abrechnung über die durch ihn verursachten Kosten jährlich 
bescheidmäßig vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des 
Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für Finanzen ferner jederzeit eine 
technische Überprüfung von Video Lotterie Terminals, der über diese laufende 
Software sowie deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines 
unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung der 
glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 

(4) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Video Lotterie Terminals näher zu regeln 
sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. Video Lotterie 
Terminals sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch 
anzubinden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung 
den Zeitpunkt dieser Anbindung festlegen. Darüber hinaus kann der 
Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards 
festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf einzelne Video Lotterie 
Terminals zu regeln ist. Die für die Errichtung auf 10 Jahre verteilten Kosten 
sowie die Kosten für den laufenden Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom 
Finanzamt Österreich dem Konzessionär auf Grundlage einer durchzuführenden 
Abrechnung über die durch ihn verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig 
vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums 
kann das Finanzamt Österreich ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Video Lotterie Terminals, der über diese laufende Software sowie deren zentraler 
Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen technischen 
Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen 
verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der elektronischen 
Anbindung sind dem Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Video Lotterie Terminals gesondert 
vorab zu hinterlegen. 

Referenzprogramme der Spielprogramme der daran anzubindenden Video 
Lotterie Terminals gesondert vorab zu hinterlegen. 

Konzession Konzession 

§ 14. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zur Durchführung 
der Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12b durch Erteilung einer Konzession 
übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine öffentliche Interessentensuche 
voranzugehen, welche den Grundsätzen der Transparenz und der 
Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die Interessentensuche ist öffentlich 
bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung nähere Angaben zu der zu 
übertragenden Konzession sowie zur Interessensbekundung und den dabei 
verpflichtend vorzulegenden Unterlagen sowie eine angemessene Frist für die 
Interessensbekundung zu enthalten hat. Der Bundesminister für Finanzen kann 
für die Begutachtung der Interessensbekundungen einen beratenden Beirat 
einrichten. 

§ 14. (1) Das Finanzamt Österreich kann das Recht zur Durchführung der 
Ausspielungen nach den §§ 6 bis 12b durch Erteilung einer Konzession 
übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine öffentliche Interessentensuche 
voranzugehen, welche den Grundsätzen der Transparenz und der 
Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die Interessentensuche ist öffentlich 
bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung nähere Angaben zu der zu 
übertragenden Konzession sowie zur Interessensbekundung und den dabei 
verpflichtend vorzulegenden Unterlagen sowie eine angemessene Frist für die 
Interessensbekundung zu enthalten hat. Das Finanzamt Österreich kann für die 
Begutachtung der Interessensbekundungen einen beratenden Beirat einrichten. 

(2) … (2) … 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Lotterienkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 19 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Bundesminister 
für Finanzen unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Lotterienkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 19 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Finanzamt 
Österreich unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) … (4) … 

(5) Der Konzessionär ist verpflichtet, die übertragenen Glücksspiele 
ununterbrochen durchzuführen. Bei Verzicht auf die erteilte Konzession nach 
Beginn der Betriebsaufnahme hat der Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens einem Jahr festzusetzenden 
Frist weiter zu betreiben. Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides 
hat der Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Bundesminister für 
Finanzen mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. 
Diese Fristen sind so zu bestimmen, daß mit ihrem Ablauf der Bund oder ein 
neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(5) Der Konzessionär ist verpflichtet, die übertragenen Glücksspiele 
ununterbrochen durchzuführen. Bei Verzicht auf die erteilte Konzession nach 
Beginn der Betriebsaufnahme hat der Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Finanzamt Österreich mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist 
weiter zu betreiben. Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat 
der Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Finanzamt Österreich mit 
längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Diese Fristen 
sind so zu bestimmen, daß mit ihrem Ablauf der Bund oder ein neuer 
Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat der Bundesminister für Finanzen auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. Solange eine nach Abs. 1 erteilte Konzession aufrecht ist, dürfen 
weitere Konzessionen nach Abs. 1 nicht erteilt werden. Wird über fristgerecht 
eingebrachte Anträge nach § 14 nicht vor Ablauf der Konzessionsdauer 
entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens einem Jahr festzusetzenden 
Frist weiter zu betreiben. Diese Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf 
der Bund oder ein neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat das Finanzamt Österreich auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. Solange eine nach Abs. 1 erteilte Konzession aufrecht ist, dürfen 
weitere Konzessionen nach Abs. 1 nicht erteilt werden. Wird über fristgerecht 
eingebrachte Anträge nach § 14 nicht vor Ablauf der Konzessionsdauer 
entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die Glücksspiele während 
einer vom Finanzamt Österreich mit längstens einem Jahr festzusetzenden Frist 
weiter zu betreiben. Diese Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem Ablauf der 
Bund oder ein neuer Konzessionär die Glücksspiele durchführen können. 

(7) Liegen nach Erteilung der Konzession die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 2 nicht mehr vor oder sind diese nachträglich weggefallen oder verletzt der 
Konzessionär Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat der Bundesminister für 
Finanzen 

(7) Liegen nach Erteilung der Konzession die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 2 nicht mehr vor oder sind diese nachträglich weggefallen oder verletzt der 
Konzessionär Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, so hat das Finanzamt 
Österreich  

 1. bis 3. …   1. bis 3. …  

Spielbedingungen und Vertrieb Spielbedingungen und Vertrieb 

§ 16. (1) Der Konzessionär hat für die übertragenen Glücksspiele 
Spielbedingungen aufzustellen, die insbesondere auch den Bestimmungen des 
§ 31c Abs. 3 Z 1 Rechnung tragen, und der vorherigen Bewilligung des 
Bundesministers für Finanzen bedürfen; dies gilt nicht für Elektronische Lotterien 
im Sinne des § 12a Abs. 2 bis 4. Die bewilligten Spielbedingungen sind im 

§ 16. (1) Der Konzessionär hat für die übertragenen Glücksspiele 
Spielbedingungen aufzustellen, die insbesondere auch den Bestimmungen des 
§ 31c Abs. 3 Z 1 Rechnung tragen, und der vorherigen Bewilligung des 
Finanzamtes Österreich bedürfen; dies gilt nicht für Elektronische Lotterien im 
Sinne des § 12a Abs. 2 bis 4. Die bewilligten Spielbedingungen sind im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verlautbaren und in den Geschäftslokalen des 
Konzessionärs und bei seinen Vertriebsstellen (Annahmestellen) zur Einsicht 
aufzulegen. 

Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu verlautbaren und in den Geschäftslokalen des 
Konzessionärs und bei seinen Vertriebsstellen (Annahmestellen) zur Einsicht 
aufzulegen. 

(2) bis (14) … (2) bis (14) … 

Konzessionsabgabe Konzessionsabgabe 

§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) … 

(4) Für die Erhebung der Konzessionsabgabe ist das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. Das Finanzamt ist 
unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach der Bundesabgabenordnung (BAO), 
BGBl. Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung, zustehen, berechtigt, den 
Betrieb des Konzessionärs zu überwachen. Insbesondere dürfen Organe des 
Finanzamtes zu Überwachungszwecken die Räume des Konzessionärs betreten. 
Der Konzessionär ist verpflichtet, solche Überwachungsmaßnahmen zu dulden. 
Die mit der Vornahme der Überwachungsmaßnahmen beauftragten Organe haben 
sich zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber 
auszuweisen, dass sie zur Vornahme der Überwachungsmaßnahmen berechtigt 
sind. Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt hat den 
monatlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs 
gemäß der WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung (WFA-FinAV), 
BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, 
mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jedes Kalendermonates zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen 
vorzuschreiben. 

(4) Für die Erhebung der Konzessionsabgabe ist das Finanzamt Österreich 
zuständig. Das Finanzamt Österreich ist unbeschadet der Befugnisse, die ihm 
nach der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, in der jeweils 
geltenden Fassung, zustehen, berechtigt, den Betrieb des Konzessionärs zu 
überwachen. Insbesondere dürfen Organe des Finanzamtes Österreich zu 
Überwachungszwecken die Räume des Konzessionärs betreten. Der Konzessionär 
ist verpflichtet, solche Überwachungsmaßnahmen zu dulden. Die mit der 
Vornahme der Überwachungsmaßnahmen beauftragten Organe haben sich zu 
Beginn der Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber 
auszuweisen, dass sie zur Vornahme der Überwachungsmaßnahmen berechtigt 
sind. Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt 
Österreich hat den monatlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung 
des Konzessionärs gemäß der WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung 
(WFA-FinAV), BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung 
BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalendermonates zur Zahlung 
innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

(5) Die Konzessionsabgabe ist jeweils am 20. des der Leistung der Einsätze 
folgenden Kalendermonats fällig; bei Sofortlotterien berechnet sich die Frist ab 
dem Zeitpunkt, in dem im Verhältnis zwischen Konzessionär und Vertriebsstelle 
die Abrechenbarkeit der geleisteten Einsätze eingetreten ist. Bis zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit hat der Konzessionär über die abzuführenden Beträge an 
Konzessionsabgabe dem zuständigen Finanzamt eine Abrechnung vorzulegen. 
Dieser Abrechnung sind Unterlagen anzuschließen, die eine Überprüfung der 
Wetteinsätze oder Spieleinsätze der Glücksspiele während des 
Abrechnungszeitraumes gewährleisten. Die Abrechnung gilt als 
Abgabenerklärung. Der Konzessionär hat darüber hinaus bis zum 15. März des 
Folgejahres für das abgelaufene Kalenderjahr eine Steuererklärung abzugeben, 
die alle in diesem Kalenderjahr endenden Veranlagungszeiträume zu erfassen hat. 

(5) Die Konzessionsabgabe ist jeweils am 20. des der Leistung der Einsätze 
folgenden Kalendermonats fällig; bei Sofortlotterien berechnet sich die Frist ab 
dem Zeitpunkt, in dem im Verhältnis zwischen Konzessionär und Vertriebsstelle 
die Abrechenbarkeit der geleisteten Einsätze eingetreten ist. Bis zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit hat der Konzessionär über die abzuführenden Beträge an 
Konzessionsabgabe dem Finanzamt Österreich eine Abrechnung vorzulegen. 
Dieser Abrechnung sind Unterlagen anzuschließen, die eine Überprüfung der 
Wetteinsätze oder Spieleinsätze der Glücksspiele während des 
Abrechnungszeitraumes gewährleisten. Die Abrechnung gilt als 
Abgabenerklärung. Der Konzessionär hat darüber hinaus bis zum 15. März des 
Folgejahres für das abgelaufene Kalenderjahr eine Steuererklärung abzugeben, 
die alle in diesem Kalenderjahr endenden Veranlagungszeiträume zu erfassen hat. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Diese Erklärung gilt als Jahresabgabenerklärung. Diese Erklärung gilt als Jahresabgabenerklärung. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

Aufsicht Aufsicht 

§ 19. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionär auf die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem 
Zweck kann der Bundesminister für Finanzen in die Bücher und Schriften des 
Konzessionärs Einsicht nehmen; er kann Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen 
vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die 
Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich 
nachzukommen. Organe und Personen, deren sich der Bundesminister für 
Finanzen zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die 
Geschäftsräume des Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der 
Amtshandlung unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen 
Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der Überwachung trägt der 
Konzessionär; der Bundesminister für Finanzen hat den jährlichen Personal- und 
Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV, 
BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, 
mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jedes Quartals zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

§ 19. (1) Das Finanzamt Österreich hat den Konzessionär auf die Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem Zweck können Organe des 
Finanzamtes Österreich in die Bücher und Schriften des Konzessionärs Einsicht 
nehmen; das Finanzamt Österreich kann Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen 
vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die 
Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich 
nachzukommen. Organe und Personen, deren sich das Finanzamt Österreich zur 
Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des 
Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der Amtshandlung 
unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. 
Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt Österreich 
hat den jährlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des 
Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV, BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung 
der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem 
Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Quartals zur 
Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. Der Bundesminister für 
Finanzen kann sich an solchen Aufsichtsmaßnahmen beteiligen und ist auch aus 
eigenem Antrieb dazu berechtigt; die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 
sinngemäß. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

(4) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Finanzamt Österreich vorzulegen. 

(5) Der Konzessionär hat den öffentlichen Notar nach § 16 Abs. 10 und 11 
spätestens zwei Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres nach vorheriger Anzeige 
der beabsichtigten Bestellung an den Bundesminister für Finanzen für das 

(5) Der Konzessionär hat den öffentlichen Notar nach § 16 Abs. 10 und 11 
spätestens zwei Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres nach vorheriger Anzeige 
der beabsichtigten Bestellung an das Finanzamt Österreich für das folgende 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
folgende Kalenderjahr zu bestellen. Der bestellte öffentliche Notar hat dem 
Bundesminister für Finanzen bis spätestens zwei Monate nach Ablauf des 
Kalenderjahres, für das er bestellt wurde, über die Ergebnisse seiner 
Überprüfungen zu berichten. Der Bundesminister für Finanzen kann die 
Bestellung nach dem ersten Satz untersagen, wenn eine ordnungsgemäße 
Aufsicht und Überwachung durch den zur Bestellung vorgesehenen öffentlichen 
Notar nicht gewährleistet erscheint. 

Kalenderjahr zu bestellen. Der bestellte öffentliche Notar hat dem Finanzamt 
Österreich bis spätestens zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, für das er 
bestellt wurde, über die Ergebnisse seiner Überprüfungen zu berichten. Das 
Finanzamt Österreich kann die Bestellung nach dem ersten Satz untersagen, wenn 
eine ordnungsgemäße Aufsicht und Überwachung durch den zur Bestellung 
vorgesehenen öffentlichen Notar nicht gewährleistet erscheint. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann im Rahmen seines 
Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(6) Das Finanzamt Österreich kann im Rahmen seines Aufsichtsrechtes 
Bescheide erlassen. 

(7) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(7) Das Finanzamt Österreich hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(8) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Ausübung seiner Aufgaben 
und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Er hat 

(8) Das Finanzamt Österreich hat bei der Ausübung seiner Aufgaben und 
Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Das Finanzamt Österreich hat 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

Konzession Konzession 

§ 21. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zum Betrieb einer 
Spielbank durch Konzession übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine 
öffentliche Interessentensuche voranzugehen, welche den Grundsätzen der 
Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die 
Interessentensuche ist öffentlich bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung 
nähere Angaben zu der zu übertragenden Konzession sowie zur 
Interessensbekundung und den dabei verpflichtend vorzulegenden Unterlagen 
sowie eine angemessene Frist für die Interessensbekundung zu enthalten hat. Der 
Bundesminister für Finanzen kann für die Begutachtung der 
Interessensbekundungen einen beratenden Beirat einrichten. 

§ 21. (1) Das Finanzamt Österreich kann das Recht zum Betrieb einer 
Spielbank durch Konzession übertragen. Der Konzessionserteilung hat eine 
öffentliche Interessentensuche voranzugehen, welche den Grundsätzen der 
Transparenz und der Nichtdiskriminierung zu entsprechen hat. Die 
Interessentensuche ist öffentlich bekannt zu machen, wobei die Bekanntmachung 
nähere Angaben zu der zu übertragenden Konzession sowie zur 
Interessensbekundung und den dabei verpflichtend vorzulegenden Unterlagen 
sowie eine angemessene Frist für die Interessensbekundung zu enthalten hat. Das 
Finanzamt Österreich kann für die Begutachtung der Interessensbekundungen 
einen beratenden Beirat einrichten. 

(2) … (2) … 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Bewerbung eines 
Interessenten mit Sitz außerhalb von Österreich ist die Konzession unter der 
Bedingung zu erteilen, dass der Sitz der Kapitalgesellschaft in Österreich errichtet 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

102 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  103 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

wird, und mit der Auflage zu versehen, den Errichtungsnachweis binnen einer 
bestimmten Frist zu erbringen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Spielbankkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 31 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Bundesminister 
für Finanzen unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 

Die Errichtung einer inländischen Kapitalgesellschaft zur Ausübung der 
Konzession ist nicht erforderlich, wenn die ausländische Kapitalgesellschaft in 
ihrem Sitzstaat über eine vergleichbare Spielbankkonzession verfügt und einer 
vergleichbaren staatlichen Glücksspielaufsicht unterliegt, die im Sinne des § 31 
der österreichischen Aufsicht erforderlichenfalls Kontrollauskünfte übermittelt 
und für sie Kontrollmaßnahmen vor Ort durchführt (behördliche Aufsichtskette). 
Können diese Voraussetzungen nachgewiesen werden, ist die Ausübung der 
Konzession durch eine bloße Niederlassung in Österreich zulässig. Über die 
Organbeschlüsse der ausländischen Kapitalgesellschaft ist dem Finanzamt 
Österreich unverzüglich zu berichten, soweit sie auch die Geschäftsführung der 
österreichischen Niederlassung betreffen. Zudem hat eine getrennte Buch- und 
Geschäftsführung für alle inländischen Betriebe zu erfolgen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat der Bundesminister für Finanzen auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. 

(6) Über alle fristgerecht eingebrachten Anträge ist im Zuge der Prüfung der 
Interessensbekundung bescheidmäßig zu entscheiden. Treten mehrere 
Konzessionswerber gleichzeitig auf, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 6 
erfüllen, so hat das Finanzamt Österreich auf Grund des Abs. 2 Z 7 zu 
entscheiden. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

(9) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen für unmittelbar 
im Spielbetrieb eingesetzte Personen, insbesondere Croupiers, eine 
Ausbildungsordnung vorzulegen. 

(9) Der Konzessionär hat dem Finanzamt Österreich für unmittelbar im 
Spielbetrieb eingesetzte Personen, insbesondere Croupiers, eine 
Ausbildungsordnung vorzulegen. 

(10) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten in Spielbanken näher 
zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend an die 
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Der Bundesminister für 
Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung 
festlegen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details 
der elektronischen Anbindung und den zu übermittelnden Datensätzen in dieser 
Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf 
einzelne Glücksspielautomaten in Spielbanken zu regeln ist. Die für die 
Errichtung auf zehn Jahre verteilten Kosten sowie die Kosten für den laufenden 

(10) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- 
und spieltechnische Merkmale von Glücksspielautomaten in Spielbanken näher 
zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten in Spielbanken sind verpflichtend an die 
Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzubinden. Der Bundesminister für 
Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung 
festlegen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details 
der elektronischen Anbindung und den zu übermittelnden Datensätzen in dieser 
Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff der Behörde auf 
einzelne Glücksspielautomaten in Spielbanken zu regeln ist. Die für die 
Errichtung auf zehn Jahre verteilten Kosten sowie die Kosten für den laufenden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom Bundesminister für Finanzen den 
Konzessionären auf Grundlage einer durchzuführenden Abrechnung über die 
durch die Konzessionäre verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig 
vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums 
kann der Bundesminister für Finanzen ferner jederzeit eine technische 
Überprüfung von Glücksspielautomaten in Spielbanken, der über diese laufende 
Software sowie deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines 
unabhängigen technischen Gutachtens über die Einhaltung der 
glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des 
Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem 
Bundesminister für Finanzen Quellcodes oder Referenzprogramme der 
Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten in Spielbanken 
gesondert vorab zu hinterlegen. 

Betrieb des Datenrechenzentrums sind vom Finanzamt Österreich den 
Konzessionären auf Grundlage einer durchzuführenden Abrechnung über die 
durch die Konzessionäre verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig 
vorzuschreiben. Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums 
kann das Finanzamt Österreich ferner jederzeit eine technische Überprüfung von 
Glücksspielautomaten in Spielbanken, der über diese laufende Software sowie 
deren zentraler Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen 
Bestimmungen verlangen. Mit der Errichtung des Datenrechenzentrums und der 
elektronischen Anbindung sind dem Finanzamt Österreich Quellcodes oder 
Referenzprogramme der Spielprogramme der daran anzubindenden 
Glücksspielautomaten in Spielbanken gesondert vorab zu hinterlegen. 

(11) Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat der 
Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Bundesminister für Finanzen 
mit längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Wird über 
fristgerecht eingebrachte Anträge nach § 21 nicht vor Ablauf der 
Konzessionsdauer entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die 
Glücksspiele während einer vom Bundesminister für Finanzen mit längstens 
einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Diese Fristen sind so zu 
bestimmen, dass mit ihrem Ablauf der Bund oder ein neuer Konzessionär die 
Glücksspiele durchführen können. 

(11) Bei nachträglichem Wegfall des Konzessionsbescheides hat der 
Konzessionär die Glücksspiele während einer vom Finanzamt Österreich mit 
längstens 18 Monaten festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Wird über 
fristgerecht eingebrachte Anträge nach § 21 nicht vor Ablauf der 
Konzessionsdauer entschieden, hat der zuletzt berechtigte Konzessionär die 
Glücksspiele während einer vom Finanzamt Österreich mit längstens einem Jahr 
festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Diese Fristen sind so zu bestimmen, 
dass mit ihrem Ablauf der Bund oder ein neuer Konzessionär die Glücksspiele 
durchführen können. 

§ 23. Treten nach Erteilung der Konzession Umstände auf, die den 
Voraussetzungen des § 21 Abs. 2 widersprechen oder verletzt der Konzessionär 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, so hat dieser 

§ 23. Treten nach Erteilung der Konzession Umstände auf, die den 
Voraussetzungen des § 21 Abs. 2 widersprechen oder verletzt der Konzessionär 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, so hat das Finanzamt Österreich 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Besuchs- und Spielordnung Besuchs- und Spielordnung 

§ 26. (1) Der Konzessionär hat für jede von ihm betriebene Spielbank eine 
Besuchs- und Spielordnung festzusetzen und diese in geeigneter Weise durch 
Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs- und 
Spielordnung hat insbesondere zu enthalten: 

§ 26. (1) Der Konzessionär hat für jede von ihm betriebene Spielbank eine 
Besuchs- und Spielordnung festzusetzen und diese in geeigneter Weise durch 
Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs- und 
Spielordnung hat insbesondere zu enthalten: 

 1. …  1. … 

 2. die Bedingungen für den Eintritt in die Spielbank (Identitätsnachweis  2. die Bedingungen für den Eintritt in die Spielbank (Identitätsnachweis 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Kontrolle der Besucher gemäß § 25); gemäß § 31c und Kontrolle der Besucher gemäß § 25); 

 3. …  3. … 

(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der Bewilligung des 
Bundesministers für Finanzen. Die Bewilligung ist zu versagen, wenn die 
Besuchs- und Spielordnung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes verletzt oder 
durch sie eine dem Konzessionsbescheid entsprechende ordnungsgemäße 
Führung der Spielbank nicht zu erwarten ist. 

(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der Bewilligung des Finanzamtes 
Österreich. Die Bewilligung ist zu versagen, wenn die Besuchs- und 
Spielordnung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes verletzt oder durch sie eine 
dem Konzessionsbescheid entsprechende ordnungsgemäße Führung der 
Spielbank nicht zu erwarten ist. 

Spielbankabgabe Spielbankabgabe 

§ 28. (1) Der Konzessionär hat für jede von ihm betriebene Spielbank eine 
Besuchs- und Spielordnung festzusetzen und diese in geeigneter Weise durch 
Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs- und 
Spielordnung hat insbesondere zu enthalten: 

§ 28. (1) Der Konzessionär hat für jede von ihm betriebene Spielbank eine 
Besuchs- und Spielordnung festzusetzen und diese in geeigneter Weise durch 
Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs- und 
Spielordnung hat insbesondere zu enthalten: 

 1. …  1. … 

 2. die Bedingungen für den Eintritt in die Spielbank (Identitätsnachweis 
und Kontrolle der Besucher gemäß § 25); 

 2. die Bedingungen für den Eintritt in die Spielbank (Identitätsnachweis 
und Kontrolle der Besucher gemäß § 25); 

 3. …  3. … 

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Spielbankabgabe bilden die 
Jahresbruttospieleinnahmen eines jeden Spielbankbetriebes, im Falle von 
Ausspielungen über Glücksspielautomaten die um die gesetzliche Umsatzsteuer 
verminderten Jahresbruttospieleinnahmen aus Glücksspielautomaten eines jeden 
Spielbankbetriebes. Jahresbruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr dem 
Spielbankbetrieb zugekommenen Spieleinsätze und die ihm von den Spielern für 
die Überlassung von Spieleinrichtungen geleisteten Vergütungen abzüglich der 
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Gewinne und entweder jener Einsätze, die in 
Form besonders gekennzeichneter, in Geld nicht einlösbarer und nur mit 
Genehmigung des Bundesministers für Finanzen von der Spielbankunternehmung 
ausgegebener Spielmarken (Sonderjetons) geleistet werden oder eines vom 
Bundesminister für Finanzen festgesetzten Betrages für jeden registrierten 
Spielbankbesuch. 

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Spielbankabgabe bilden die 
Jahresbruttospieleinnahmen eines jeden Spielbankbetriebes, im Falle von 
Ausspielungen über Glücksspielautomaten die um die gesetzliche Umsatzsteuer 
verminderten Jahresbruttospieleinnahmen aus Glücksspielautomaten eines jeden 
Spielbankbetriebes. Jahresbruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr dem 
Spielbankbetrieb zugekommenen Spieleinsätze und die ihm von den Spielern für 
die Überlassung von Spieleinrichtungen geleisteten Vergütungen abzüglich der 
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Gewinne und entweder jener Einsätze, die in 
Form besonders gekennzeichneter, in Geld nicht einlösbarer und nur mit 
Genehmigung des Finanzamtes Österreich von der Spielbankunternehmung 
ausgegebener Spielmarken (Sonderjetons) geleistet werden oder eines vom 
Finanzamt Österreich festgesetzten Betrages für jeden registrierten 
Spielbankbesuch. 

(3) … (3) … 

§ 29. (1) … § 29. (1) … 

(2) Bis zum in Abs. 1 genannten Zeitpunkt hat der Konzessionär über die 
abzuführenden Beträge an Spielbankabgabe dem Finanzamt für Gebühren und 
Verkehrsteuern, ab 1. Jänner 2011 dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 

(2) Bis zum in Abs. 1 genannten Zeitpunkt hat der Konzessionär über die 
abzuführenden Beträge an Spielbankabgabe dem Finanzamt Österreich, eine nach 
Spielbanken und Spielarten gegliederte Abrechnung vorzulegen. Diese 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Glücksspiel, eine nach Spielbanken und Spielarten gegliederte Abrechnung 
vorzulegen. Diese Abrechnung gilt als Abgabenerklärung. Der Konzessionär hat 
bis zum 15. März des Folgejahres für das abgelaufene Kalenderjahr eine 
Steuererklärung abzugeben, die alle in diesem Kalenderjahr endenden 
Veranlagungszeiträume zu erfassen hat. Diese Erklärung gilt als 
Jahresabgabenerklärung. 

Abrechnung gilt als Abgabenerklärung. Der Konzessionär hat bis zum 15. März 
des Folgejahres für das abgelaufene Kalenderjahr eine Steuererklärung 
abzugeben, die alle in diesem Kalenderjahr endenden Veranlagungszeiträume zu 
erfassen hat. Diese Erklärung gilt als Jahresabgabenerklärung. 

(3) Das Finanzamt ist unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung, 
zustehen, berechtigt, den Betrieb der Spielbank zu überwachen. Insbesondere 
dürfen Organe des Finanzamtes zu Überwachungszwecken während der Spielzeit 
in den Räumen, in denen die Spiele stattfinden, anwesend sein. Der Konzessionär 
ist verpflichtet, solche Überwachungsmaßnahmen zu dulden. Die mit der 
Vornahme der Überwachungsmaßnahmen beauftragten Organe haben sich zu 
Beginn der Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber 
auszuweisen, daß sie zur Vornahme der Überwachungsmaßnahmen berechtigt 
sind. Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt hat den 
monatlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs 
gemäß der WFA-FinAV, BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der 
Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem 
Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalendermonates 
zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

(3) Das Finanzamt Österreich ist unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach 
der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden 
Fassung, zustehen, berechtigt, den Betrieb der Spielbank zu überwachen. 
Insbesondere dürfen Organe des Finanzamtes Österreich zu 
Überwachungszwecken während der Spielzeit in den Räumen, in denen die 
Spiele stattfinden, anwesend sein. Der Konzessionär ist verpflichtet, solche 
Überwachungsmaßnahmen zu dulden. Die mit der Vornahme der 
Überwachungsmaßnahmen beauftragten Organe haben sich zu Beginn der 
Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber auszuweisen, daß sie 
zur Vornahme der Überwachungsmaßnahmen berechtigt sind. Die Kosten der 
Überwachung trägt der Konzessionär; das Finanzamt Österreich hat den 
monatlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs 
gemäß der WFA-FinAV, BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der 
Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem 
Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalendermonates 
zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

Aufsicht Aufsicht 

§ 31. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionär auf die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des 
Konzessionsbescheides oder sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem 
Zweck kann der Bundesminister für Finanzen auch in die Bücher und Schriften 
des Konzessionärs Einschau nehmen; er kann Überprüfungen an Ort und Stelle 
vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen 
vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die 
Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in bestimmter Form und 
Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich zu 
entsprechen. Organe und Personen, deren sich der Bundesminister für Finanzen 
zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des 
Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der Amtshandlung 

§ 31. (1) Das Finanzamt Österreich hat den Konzessionär auf die Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des Konzessionsbescheides oder 
sonstiger Bescheide oder Verordnungen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassen worden sind, zu überwachen. Zu diesem Zweck können Organe des 
Finanzamtes Österreich auch in die Bücher und Schriften des Konzessionärs 
Einschau nehmen; das Finanzamt Österreich kann Überprüfungen an Ort und 
Stelle vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige 
Personen vornehmen lassen und vom Konzessionär Auskünfte über 
Geschäftsvorfälle, die Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Ausweisen in 
bestimmter Form und Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der 
Konzessionär unverzüglich zu entsprechen. Organe und Personen, deren sich das 
Finanzamt Österreich zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes bedient, dürfen die 
Geschäftsräume des Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. 
Die Kosten der Überwachung trägt der Konzessionär; der Bundesminister für 
Finanzen hat den jährlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des 
Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV), BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung 
der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, mit Bescheid zu bemessen und dem 
Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalenderjahres zur 
Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

Amtshandlung unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen 
Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der Überwachung trägt der 
Konzessionär; das Finanzamt Österreich hat den jährlichen Personal- und 
Sachaufwand für die Überwachung des Konzessionärs gemäß der WFA-FinAV), 
BGBl. II Nr. 490/2012, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II Nr. 81/2016, 
mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jedes Kalenderjahres zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen 
vorzuschreiben. 

 Der Bundesminister für Finanzen kann sich an solchen Aufsichtsmaßnahmen 
beteiligen und ist auch aus eigenem Antrieb dazu berechtigt; die Bestimmungen 
dieses Absatzes gelten sinngemäß. 

(2) … (2) … 

(3) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

(3) Der geprüfte Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht sowie der Prüfungsbericht über den Jahresabschluß, 
Lagebericht, Konzernabschluß und Konzernlagebericht sind vom Konzessionär 
längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluß des Geschäftsjahres dem 
Finanzamt Österreich vorzulegen. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann im Rahmen seines 
Aufsichtsrechtes Bescheide erlassen. 

(4) Das Finanzamt Österreich kann im Rahmen seines Aufsichtsrechtes 
Bescheide erlassen. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(5) Das Finanzamt Österreich hat bei der Aufsicht nach Abs. 1 zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung die 
Bestimmungen der §§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG 
sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen hat bei der Ausübung seiner Aufgaben 
und Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Er hat 

(6) Das Finanzamt Österreich hat bei der Ausübung seiner Aufgaben und 
Aufsichtsbefugnisse gemäß diesem Bundesgesetz nach einem risikobasierten 
Ansatz vorzugehen. Das Finanzamt Österreich hat 

 1.  4. …  1.  4. … 

Gemeinsame Vorschriften für Konzessionäre und Bewilligungsinhaber Gemeinsame Vorschriften für Konzessionäre und Bewilligungsinhaber 

§ 31b. (1) Die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14 
und 21 haben dem Bundesminister für Finanzen über Spenden an einzelne 
Spendenempfänger von mehr als 10 000 Euro im Kalenderjahr bis zum 15. März 
des Folgejahres jährlich zu berichten. Dem Nationalrat ist vom Bundesminister 
für Finanzen alle drei Jahre eine Liste dieser Spendenempfänger der jeweiligen 
Konzessionäre und Bewilligungsinhaber zu übermitteln. Gleichzeitig ist dem 

§ 31b. (1) Die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14 
und 21 haben dem Bundesminister für Finanzen über Spenden an einzelne 
Spendenempfänger von mehr als 10 000 Euro im Kalenderjahr bis zum 15. März 
des Folgejahres jährlich zu berichten. Dem Nationalrat ist vom Bundesminister 
für Finanzen alle drei Jahre eine Liste dieser Spendenempfänger der jeweiligen 
Konzessionäre und Bewilligungsinhaber zu übermitteln. Gleichzeitig ist dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nationalrat vom Bundesminister für Finanzen ein Bericht über die Tätigkeit der 
Abgabenbehörden im Bereich verbotener Ausspielungen und die diesbezügliche 
behördenübergreifende Zusammenarbeit zu übermitteln. 

Nationalrat vom Bundesminister für Finanzen ein Bericht über die Tätigkeit des 
Amtes für Betrugsbekämpfung im Bereich verbotener Ausspielungen und die 
diesbezügliche behördenübergreifende Zusammenarbeit zu übermitteln. 

(2) Die Arbeitnehmer von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach 
den §§ 5, 14 und 21 dürfen in den Betrieben ihrer Arbeitgeber nicht am Spiel 
teilnehmen. Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen 
gleichermaßen. Die Geschäftsleiter von Konzessionären nach §§ 14 und 21 
müssen den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen im EU/EWR-Raum haben. 
Darüber hinaus hat eine zur Vertretung nach außen hin erforderliche Anzahl an 
Geschäftsleitern den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Österreich zu haben, 
um den aufsichtsrechtlichen Anordnungen des Bundesministers für Finanzen 
unverzüglich Folge leisten zu können. 

(2) Die Arbeitnehmer von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach 
den §§ 5, 14 und 21 dürfen in den Betrieben ihrer Arbeitgeber nicht am Spiel 
teilnehmen. Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Personen 
gleichermaßen. Die Geschäftsleiter von Konzessionären nach §§ 14 und 21 
müssen den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen im EU/EWR-Raum haben. 
Darüber hinaus hat eine zur Vertretung nach außen hin erforderliche Anzahl an 
Geschäftsleitern den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Österreich zu haben, 
um den aufsichtsrechtlichen Anordnungen nach diesem Bundesgesetz 
unverzüglich Folge leisten zu können. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

(6) Ergibt sich nach Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung nach den 
§§ 14, 21 und 56 Abs. 2, dass die nach diesem Gesetz wahrzunehmenden 
Interessen trotz Einhaltung der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen 
Auflagen nicht hinreichend geschützt sind, so hat der Bundesminister für 
Finanzen die nach dem Stand der Technik oder der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften zur Erreichung dieses Schutzes erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben; die Auflagen haben gegebenenfalls auch 
die zur Erreichung dieses Schutzes erforderliche Beseitigung eingetretener Folgen 
von Auswirkungen zu umfassen; der Bundesminister für Finanzen hat 
festzulegen, dass bestimmte Auflagen erst nach Ablauf einer angemessenen, 
höchstens drei Jahre, in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen höchstens 
fünf Jahre, betragenden Frist eingehalten werden müssen, wenn der Inhaber der 
Konzession bzw. Bewilligung nachweist, dass ihm die Einhaltung dieser 
Auflagen erst innerhalb dieser Frist wirtschaftlich zumutbar ist, und gegen die 
Fristeinräumung keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der in diesem 
Bundesgesetz umschriebenen Interessen bestehen. Der Bundesminister für 
Finanzen hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie unverhältnismäßig 
sind, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand 
außer Verhältnis zu dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg steht. 

(6) Ergibt sich nach Konzessions- bzw. Bewilligungserteilung nach den 
§§ 14, 21 und 56 Abs. 2, dass die nach diesem Gesetz wahrzunehmenden 
Interessen trotz Einhaltung der im Genehmigungsbescheid vorgeschriebenen 
Auflagen nicht hinreichend geschützt sind, so hat das Finanzamt Österreich die 
nach dem Stand der Technik oder der sonst in Betracht kommenden 
Wissenschaften zur Erreichung dieses Schutzes erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben; die Auflagen haben gegebenenfalls auch 
die zur Erreichung dieses Schutzes erforderliche Beseitigung eingetretener Folgen 
von Auswirkungen zu umfassen; das Finanzamt Österreich hat festzulegen, dass 
bestimmte Auflagen erst nach Ablauf einer angemessenen, höchstens drei Jahre, 
in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen höchstens fünf Jahre, 
betragenden Frist eingehalten werden müssen, wenn der Inhaber der Konzession 
bzw. Bewilligung nachweist, dass ihm die Einhaltung dieser Auflagen erst 
innerhalb dieser Frist wirtschaftlich zumutbar ist, und gegen die Fristeinräumung 
keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der in diesem Bundesgesetz 
umschriebenen Interessen bestehen. Das Finanzamt Österreich hat solche 
Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie unverhältnismäßig sind, vor allem wenn 
der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand außer Verhältnis zu 
dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg steht. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

(9) Jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter und 
Aufsichtsratsmitglieder ist dem Bundesminister für Finanzen unverzüglich 

(9) Jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter und 
Aufsichtsratsmitglieder ist dem Finanzamt Österreich unverzüglich schriftlich 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

108 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  109 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
schriftlich anzuzeigen. Zudem sind dem Bundesminister für Finanzen 
Änderungen in der Person der Geschäftsleiter oder der Person des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates sowie dessen Stellvertretung unter Bescheinigung der in 
Abs. 7 und 8 genannten Anforderungen schriftlich binnen zwei Wochen 
nachzureichen. Änderungen aller anderen genannten Personen sind auf Verlangen 
des Bundesministers für Finanzen unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 
genannten Anforderungen schriftlich binnen vier Wochen nach Einlangen des 
Verlangens der Behörde zu übermitteln. Treten Umstände auf, die darauf 
schließen lassen, dass die in Abs. 7 und 8 verlangte Zuverlässigkeit dieser 
Personen nicht gegeben ist, so kann der Bundesminister für Finanzen den 
Geschäftsleitern des Konzessionärs die Geschäftsführung oder aber die Ausübung 
des Stimmrechtes im Aufsichtsrat durch Bescheid ganz oder teilweise untersagen. 

anzuzeigen. Zudem sind dem Finanzamt Österreich Änderungen in der Person der 
Geschäftsleiter oder der Person des Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie dessen 
Stellvertretung unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 genannten 
Anforderungen schriftlich binnen zwei Wochen nachzureichen. Änderungen aller 
anderen genannten Personen sind auf Verlangen des Finanzamtes Österreich 
unter Bescheinigung der in Abs. 7 und 8 genannten Anforderungen schriftlich 
binnen vier Wochen nach Einlangen des Verlangens der Behörde zu übermitteln. 
Treten Umstände auf, die darauf schließen lassen, dass die in Abs. 7 und 8 
verlangte Zuverlässigkeit dieser Personen nicht gegeben ist, so kann das 
Finanzamt Österreich den Geschäftsleitern des Konzessionärs die 
Geschäftsführung oder aber die Ausübung des Stimmrechtes im Aufsichtsrat 
durch Bescheid ganz oder teilweise untersagen. 

Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 
Erwerbszweck 

Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 
Erwerbszweck 

§ 36. (1) und (2) … § 36. (1) und (2) … 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann im Interesse der Sicherstellung 
einer gemeinnützigen Mittelverwendung die näheren inhaltlichen Bedingungen 
für die Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne 
Erwerbszweck regeln und Höchstgrenzen für die Verwaltungskosten festsetzen. 

(3) Das Finanzamt Österreich kann im Interesse der Sicherstellung einer 
gemeinnützigen Mittelverwendung die näheren inhaltlichen Bedingungen für die 
Übertragung des Rechts zur Durchführung von Lotterien ohne Erwerbszweck 
regeln und Höchstgrenzen für die Verwaltungskosten festsetzen. 

§ 37.Zur Erteilung der Bewilligung gemäß § 36 ist zuständig: § 37. Zur Erteilung der Bewilligung gemäß § 36 ist das Finanzamt 
Österreich zuständig. 

 1. für sonstige Nummernlotterien der Bundesminister für Finanzen;  

 2. für Tombolaspiele der für den Veranstaltungsort örtlich zuständige 
Landeshauptmann; 

 

 3. für Glückshäfen und Juxausspielungen die für den Veranstaltungsort 
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde. 

 

Durchführungs- und Überwachungsbestimmungen Durchführungs- und Überwachungsbestimmungen 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 

(2) Das für die Erhebung der Glücksspielabgaben zuständige Finanzamt hat 
zu prüfen, ob die Spielanteile von sonstigen Nummernlotterien, Tombolaspiele, 
Glückshäfen und Juxausspielungen den Bestimmungen des 
Bewilligungsbescheides sowie den gesetzlichen Vorschriften entsprechen. Trifft 
dies zu, so sind die Spielanteile von sonstigen Nummernlotterien mit einem 
Kontrollvermerk zu versehen. 

(2) Das Finanzamt Österreich  hat zu prüfen, ob die Spielanteile von 
sonstigen Nummernlotterien, Tombolaspiele, Glückshäfen und Juxausspielungen 
den Bestimmungen des Bewilligungsbescheides sowie den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechen. Trifft dies zu, so sind die Spielanteile von sonstigen 
Nummernlotterien mit einem Kontrollvermerk zu versehen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 48. (1) … § 48. (1) … 

(2) Die gemäß Abs. 1 bestellten öffentlichen Notare haben der 
Bewilligungsbehörde bei sonstigen Nummernlotterien innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf der Frist zur Treffereinlösung, bei Glückshäfen, 
Juxausspielungen und Tombolaspielen innerhalb von vier Monaten nach der 
Ziehung über das Ergebnis der Überprüfung nach Abs. 1 schriftlich zu berichten. 
Im Fall von Beanstandungen ist innerhalb der vorgenannten Fristen auch dem 
Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu berichten. 

(2) Die gemäß Abs. 1 bestellten öffentlichen Notare haben der 
Bewilligungsbehörde bei sonstigen Nummernlotterien innerhalb von sechs 
Monaten nach Ablauf der Frist zur Treffereinlösung, bei Glückshäfen, 
Juxausspielungen und Tombolaspielen innerhalb von vier Monaten nach der 
Ziehung über das Ergebnis der Überprüfung nach Abs. 1 schriftlich zu berichten. 
Im Fall von Beanstandungen ist innerhalb der vorgenannten Fristen auch dem 
Finanzamt Österreich zu berichten. 

Behörden und Verfahren Behörden und Verfahren 

§ 50. (1) … § 50. (1) … 

(2) Diese Behörden können sich der Mitwirkung der Organe der öffentlichen 
Aufsicht bedienen und zur Klärung von Sachverhaltsfragen in Zusammenhang 
mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Amtssachverständigen des § 1 
Abs. 3 hinzuziehen. Zu den Organen der öffentlichen Aufsicht zählen jedenfalls 
die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der Abgabenbehörden. 

(2) Diese Behörden können sich der Mitwirkung der Organe der öffentlichen 
Aufsicht bedienen und zur Klärung von Sachverhaltsfragen in Zusammenhang 
mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Amtssachverständigen des § 1 
Abs. 3 hinzuziehen. Zu den Organen der öffentlichen Aufsicht zählen jedenfalls 
die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und des Amtes für 
Betrugsbekämpfung. 

(3) Zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sind die Organe der öffentlichen Aufsicht auch aus eigenem 
Antrieb berechtigt. Die Organe der Abgabenbehörden können zur Sicherung der 
Ausübung ihrer Überwachungsbefugnisse die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes hinzuziehen. 

(3) Zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sind die Organe der öffentlichen Aufsicht auch aus eigenem 
Antrieb berechtigt. Die Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung können zur 
Sicherung der Ausübung ihrer Überwachungsbefugnisse die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes hinzuziehen. 

(4) … (4) … 

(5) Die Abgabenbehörde hat in Verwaltungsverfahren nach §§ 52, 53 und 54 
dann, wenn zu der Verwaltungsübertretung eine von ihr stammende Anzeige 
vorliegt, Parteistellung und kann Beschwerde gegen Bescheide sowie Einspruch 
gegen Strafverfügungen erheben. 

(5) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat in Verwaltungsverfahren nach 
§§ 52, 53 und 54 sowie in Beschwerdeverfahren gemäß Art 130 Abs. 1 Z 2 B-VG 
Parteistellung und kann Beschwerde gegen Bescheide sowie Einspruch gegen 
Strafverfügungen erheben. 

(6) Eine von der Bezirksverwaltungsbehörde oder von der 
Landespolizeidirektion beabsichtigte Aufhebung einer Beschlagnahme oder die 
Einstellung eines Strafverfahrens ist im Falle des Vorliegens einer Anzeige einer 
Abgabenbehörde dieser zuvor unverzüglich zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(6) Eine von der Bezirksverwaltungsbehörde oder von der 
Landespolizeidirektion beabsichtigte Aufhebung einer Beschlagnahme oder die 
Einstellung eines Strafverfahrens ist dem Amt für Betrugsbekämpfung zuvor 
unverzüglich zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(7) … (7) … 

(8) Wird das Ermittlungsverfahren, dem eine Anzeige einer Abgabenbehörde 
zugrunde liegt, von der Staatsanwaltschaft eingestellt, so ist die anzeigende 

(8) Wird das Ermittlungsverfahren von der Staatsanwaltschaft eingestellt, so 
ist der Bundesminister für Finanzen davon unter Darlegung der Gründe 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abgabenbehörde davon unter Darlegung der Gründe unmittelbar zu verständigen. 
Zur Erfüllung der glücksspielrechtlichen Überwachungsaufgaben haben die 
Strafgerichte den Bundesminister für Finanzen über den Ausgang von 
Strafverfahren nach § 168 StGB zu verständigen und ihm unmittelbar nach 
Rechtskraft eine Urteilsausfertigung zu übermitteln. 

unmittelbar zu verständigen. Zur Erfüllung der glücksspielrechtlichen 
Überwachungsaufgaben haben die Strafgerichte den Bundesminister für Finanzen 
über den Ausgang von Strafverfahren nach § 168 StGB zu verständigen und ihm 
unmittelbar nach Rechtskraft eine Urteilsausfertigung zu übermitteln. 

(9) bis (11) … (9) bis (11) … 

Verwaltungsstrafbestimmungen Verwaltungsstrafbestimmungen 

§ 52. (1) Es begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde in 
den Fällen der Z 1 mit einer Geldstrafe von bis zu 60 000 Euro und in den Fällen 
der Z 2 bis 11 mit bis zu 22 000 Euro zu bestrafen, 

§ 52. (1) Es begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde in 
den Fällen der Z 1 mit einer Geldstrafe von bis zu 60 000 Euro und in den Fällen 
der Z 2 bis 11 mit bis zu 22 000 Euro zu bestrafen, 

 1. bis 8. …  1. bis 8. … 

 9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren 
Bewerbung ermöglicht, es sei denn es liegt eine Bewilligung des 
Bundesministers für Finanzen gemäß § 56 Abs. 2 vor; 

 9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren 
Bewerbung ermöglicht, es sei denn es liegt eine Bewilligung gemäß § 56 
Abs. 2 vor; 

 10. und 11. …  10. und 11. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Die Teilnahme an Elektronischen Lotterien, für die keine Konzession des 
Bundesministers für Finanzen erteilt wurde, ist strafbar, wenn die erforderlichen 
Einsätze vom Inland aus geleistet werden. Der Verstoß gegen dieses Verbot wird 
bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, ansonsten mit 
einer Geldstrafe bis zu 1 500 Euro geahndet. 

(5) Die Teilnahme an Elektronischen Lotterien, für die keine Konzession 
nach diesem Bundesgesetz erteilt wurde, ist strafbar, wenn die erforderlichen 
Einsätze vom Inland aus geleistet werden. Der Verstoß gegen dieses Verbot wird 
bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, ansonsten mit 
einer Geldstrafe bis zu 1 500 Euro geahndet. 

Zulässige Werbung Zulässige Werbung 

§ 56. (1) … § 56. (1) … 

(2) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen im Inland den Besuch ihrer 
ausländischen, in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen Betriebsstätten gemäß den 
Grundsätzen des Abs. 1 bewerben, wenn dem Betreiber der Spielbank dafür eine 
Bewilligung durch den Bundesminister für Finanzen erteilt wurde. Eine solche 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der Spielbank dem 
Bundesminister für Finanzen nachgewiesen hat, dass 

(2) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen im Inland den Besuch ihrer 
ausländischen, in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen Betriebsstätten gemäß den 
Grundsätzen des Abs. 1 bewerben, wenn dem Betreiber der Spielbank dafür eine 
Bewilligung durch das Finanzamt Österreich erteilt wurde. Eine solche 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der Spielbank dem Finanzamt 
Österreich nachgewiesen hat, dass 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

Entsprechen die Werbemaßnahmen nicht den Anforderungen nach Abs. 1, kann Entsprechen die Werbemaßnahmen nicht den Anforderungen nach Abs. 1, kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dem Betreiber der ausländischen Spielbank die Werbung durch den 
Bundesminister für Finanzen untersagt werden. 

dem Betreiber der ausländischen Spielbank die Werbung durch das Finanzamt 
Österreich untersagt werden. 

(3) … (3) … 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 56b. Gegen Bescheide des Bundesministers für Finanzen in 
Angelegenheiten des Vollzuges dieses Bundesgesetzes kann Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. In Verfahren nach den §§ 14 und 21 
hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch einen Senat zu 
erfolgen. 

§ 56b. In Verfahren nach den §§ 14 und 21 hat die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts durch einen Senat zu erfolgen. 

Glücksspielabgaben Glücksspielabgaben 

§ 57. (1) bis (3) … § 57. (1) bis (3) … 

(4) Für Ausspielungen mit Glücksspielautomaten und für elektronische 
Lotterien über Video-Lotterie-Terminals beträgt die Glücksspielabgabe 10 vH der 
um die gesetzliche Umsatzsteuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen 
(Bundesautomaten- und VLT-Abgabe), wenn sie 

(4) Für Ausspielungen mit Glücksspielautomaten und für elektronische 
Lotterien über Video-Lotterie-Terminals beträgt die Glücksspielabgabe 10 vH der 
um die gesetzliche Umsatzsteuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen 
(Bundesautomaten- und VLT-Abgabe), wenn sie 

 – im Falle von Glücksspielautomaten auf Basis einer landesrechtlichen 
Bewilligung nach § 5 oder 

 – im Falle von Glücksspielautomaten auf Basis einer landesrechtlichen 
Bewilligung nach § 5 oder 

 – im Falle von Video-Lotterie-Terminals auf Basis einer Konzession des 
Bundesministers für Finanzen nach § 14 durchgeführt werden. 

 – im Falle von Video-Lotterie-Terminals auf Basis einer Konzession nach 
§ 14 durchgeführt werden. 

Die Regelung von Zuschlägen der Länder (Gemeinden) zur Bundesautomaten- 
und VLT-Abgabe bleibt den jeweiligen Finanzausgleichsgesetzen vorbehalten. 

Die Regelung von Zuschlägen der Länder (Gemeinden) zur Bundesautomaten- 
und VLT-Abgabe bleibt den jeweiligen Finanzausgleichsgesetzen vorbehalten. 

(5) … (5) … 

6) Von der Glücksspielabgabe befreit sind 6) Von der Glücksspielabgabe befreit sind 

 1. Ausspielungen in vom Bundesminister für Finanzen konzessionierten 
Spielbanken im Sinne des § 21, 

 1. Ausspielungen in nach diesem Bundesgesetz konzessionierten 
Spielbanken im Sinne des § 21, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Ermäßigte Glücksspielabgabe Ermäßigte Glücksspielabgabe 

§ 58. (1) … § 58. (1) … 

(2) Die Glücksspielabgabe nach Abs. 1 ermäßigt sich für Lotterien ohne 
Erwerbszweck nach §§ 32 bis 35 auf 5 vH, wenn das gesamte Reinerträgnis der 
Veranstaltung ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verwendet wird. Die widmungsgemäße Verwendung des 

(2) Die Glücksspielabgabe nach Abs. 1 ermäßigt sich für Lotterien ohne 
Erwerbszweck nach §§ 32 bis 35 auf 5 vH, wenn das gesamte Reinerträgnis der 
Veranstaltung ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verwendet wird. Die widmungsgemäße Verwendung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Reinerträgnisses ist dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und 
Glücksspiel über dessen Aufforderung nachzuweisen. 

Reinerträgnisses ist dem Finanzamt Österreich über dessen Aufforderung 
nachzuweisen. 

(3) … (3) … 

Entstehung und Entrichtung der Abgabenschuld Entstehung und Entrichtung der Abgabenschuld 

§ 59. (1) und (2) … § 59. (1) und (2) … 

(3) Die Schuldner der Abgaben nach §§ 57 und 58 haben diese jeweils für 
ein Kalendermonat selbst zu berechnen und bis zum 20. des dem Entstehen der 
Abgabenschuld folgenden Kalendermonats (Fälligkeitstag) an das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Die Schuldner der 
Abgaben nach § 58 Abs. 3 haben diese jeweils für ein Kalenderjahr selbst zu 
berechnen und bis zum 20. des dem Entstehen der Abgabenschuld folgenden 
Kalendermonats (Fälligkeitstag) an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel zu entrichten. Bis zu diesem Zeitpunkt haben sie eine 
Abrechnung über die abzuführenden Beträge in elektronischem Weg vorzulegen. 
Der Bundesminister für Finanzen kann dabei im Verordnungsweg nähere Details 
der elektronischen Übermittlung regeln. Dieser Abrechnung sind Unterlagen 
anzuschließen, die eine Überprüfung der Einsätze und Gewinne der Glücksspiele 
während des Abrechnungszeitraumes gewährleisten. Die Abrechnung gilt als 
Anzeige. § 29 Abs. 3 über die Überwachung der Abgaben gilt sinngemäß. Trifft 
die Verpflichtung zur Entrichtung zwei oder mehr Personen, so sind sie zur 
ungeteilten Hand verpflichtet. 

(3) Die Schuldner der Abgaben nach §§ 57 und 58 haben diese jeweils für 
ein Kalendermonat selbst zu berechnen und bis zum 20. des dem Entstehen der 
Abgabenschuld folgenden Kalendermonats (Fälligkeitstag) an das Finanzamt 
Österreich zu entrichten. Die Schuldner der Abgaben nach § 58 Abs. 3 haben 
diese jeweils für ein Kalenderjahr selbst zu berechnen und bis zum 20. des dem 
Entstehen der Abgabenschuld folgenden Kalendermonats (Fälligkeitstag) an das 
Finanzamt Österreich zu entrichten. Bis zu diesem Zeitpunkt haben sie eine 
Abrechnung über die abzuführenden Beträge in elektronischem Weg vorzulegen. 
Der Bundesminister für Finanzen kann dabei im Verordnungsweg nähere Details 
der elektronischen Übermittlung regeln. Dieser Abrechnung sind Unterlagen 
anzuschließen, die eine Überprüfung der Einsätze und Gewinne der Glücksspiele 
während des Abrechnungszeitraumes gewährleisten. Die Abrechnung gilt als 
Anzeige. § 29 Abs. 3 über die Überwachung der Abgaben gilt sinngemäß. Trifft 
die Verpflichtung zur Entrichtung zwei oder mehr Personen, so sind sie zur 
ungeteilten Hand verpflichtet. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

§ 59a. (1) und (2) … § 59a. (1) und (2) … 

(3) Die Gebühren sind unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Die Entrichtung der Gebühr ist im 
Fall des Abs. 1 Z 1 durch einen von einer Post-Geschäftsstelle oder einem 
Kreditinstitut bestätigten Zahlungsbeleg in Urschrift nachzuweisen und dieser 
Beleg ist der Eingabe anzuschließen. 

(3) Die Gebühren sind unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes Österreich zu 
entrichten. Die Entrichtung der Gebühr ist im Fall des Abs. 1 Z 1 durch den vom 
Kreditinstitut bestätigten Zahlungsbeleg in Urschrift nachzuweisen und dieser 
Beleg ist der Eingabe anzuschließen. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

(6) Für die Erhebung der Gebühren ist das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. Die Gebühren fließen dem Bund zu. 

(6) Für die Erhebung der Gebühren ist das Finanzamt Österreich zuständig. 
Die Gebühren fließen dem Bund zu. 

§ 60. (1) bis (22) … § 60. (1) bis (22) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(23) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung, wenn es 
organisatorisch zweckmäßig ist und einer wirksamen, einfachen und 
kostensparenden Vollziehung dient, die Zuweisung einzelner Aufgaben an 
Abgabenbehörden übertragen. 

(23) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung, wenn es 
organisatorisch zweckmäßig ist und einer wirksamen, einfachen und 
kostensparenden Vollziehung dient, die Zuweisung einzelner Aufgaben an die 
Bundesfinanzverwaltung (§ 49 Abs. 1 BAO)übertragen. 

(25) bis (40) … (25) bis (40) … 

 (41) Die § 2 Abs. 3, § 4 Abs. 6, § 5 Abs. 7 Z 5 und 7, § 12a Abs. 2, 4, § 14 
Abs. 1, 3, 5 bis 7, § 16 Abs. 1 und 2, § 17 Abs. 4, § 19 Abs. 1, 4 bis 8, § 21 
Abs. 1, 3, 5, 6 und 9 bis 11, § 23, § 26 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2, § 28 Abs. 2, § 29 
Abs. 2, § 31 Abs. 1 und 3 bis 6, § 31b Abs. 1, 2, 6 und 9, § 36 Abs. 3, § 37, § 40 
Abs. 2, § 48 Abs. 2, § 50 Abs. 2, 3, 5, 6 und 8, § 52 Abs. 1 Z 9 und Abs. 5, § 56b, 
§ 57 Abs. 4 und 6 Z 1, § 58 Abs. 2, § 59 Abs. 3, § 59a Abs. 3, § 60 Abs. 23 und 
§ 61 Z 1, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

§ 61. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 61. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
hinsichtlich des § 27 Abs. 4, 

 1. der Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz hinsichtlich des § 27 Abs. 4, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Artikel 38 Artikel 38 

Änderung des Grundsteuergesetzes 1955 Änderung des Grundsteuergesetzes 1955 

 Zuständigkeit“ 

 § 30a. Für die Zerlegung der Einheitswerte und für die Festsetzung und 
Zerlegung der Steuermessbeträge ist das Finanzamt Österreich zuständig. 

§ 31. Inkrafttreten, Aufhebung und Weitergeltung bisheriger 
Rechtsvorschriften. 

§ 31. Inkrafttreten, Aufhebung und Weitergeltung bisheriger 
Rechtsvorschriften. 

(1) bis (9) … (1) bis (9) … 

 (10) § 30a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 39 
Änderung des Güterbeförderungsgesetzes 1995 

Artikel 39 
Änderung des Güterbeförderungsgesetzes 1995 

§ 21. An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, von unmittelbar 
anwendbaren Vorschriften der Europäischen Union über den Güterverkehr auf 

§ 21. An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, von unmittelbar 
anwendbaren Vorschriften der Europäischen Union über den Güterverkehr auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Straße sowie von Abkommen mit Staatengemeinschaften über den 
grenzüberschreitenden Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen durch die 
Bezirksverwaltungsbehörde, den Landeshauptmann sowie den Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie haben die Aufsichtsorgane 
mitzuwirken; es sind dies 

der Straße sowie von Abkommen mit Staatengemeinschaften über den 
grenzüberschreitenden Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen durch die 
Bezirksverwaltungsbehörde, den Landeshauptmann sowie den Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie haben die Aufsichtsorgane 
mitzuwirken; es sind dies 

 1. die Organe der Straßenaufsicht (§ 97 StVO), ausgenommen die Organe 
der Bundespolizei, sowie 

 1. die Organe der Straßenaufsicht (§ 97 StVO), ausgenommen die Organe 
der Bundespolizei, sowie 

 2. in Wahrnehmung der ihnen sonst obliegenden Aufgaben die Organe der 
Bundespolizei, die Zollorgane sowie die Organe der Abgabenbehörden. 

 2. in Wahrnehmung der ihnen sonst obliegenden Aufgaben die Organe der 
Bundespolizei, die Zollorgane sowie die Organe des Amtes für 
Betrugsbekämpfung. 

Die Aufsichtsorgane unterstehen dabei in fachlicher Hinsicht der jeweils 
zuständigen Behörde. 

Die Aufsichtsorgane unterstehen dabei in fachlicher Hinsicht der jeweils 
zuständigen Behörde. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 28. (1) bis (5) … § 28. (1) bis (5) … 

 (6) § 21 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 40 Artikel 40 

Änderung des Handelsstatistisches Gesetzes 1995 Änderung des Handelsstatistisches Gesetzes 1995 

§ 22. Die Bewilligung für die vereinfachte handelsstatistische Anmeldung 
von Fabrikationsanlagen entsprechend Kapitel 98 der Kombinierten Nomenklatur 
(jeweils gültiger Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über 
die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif) 
in der Ausfuhr ist durch das Zollamt zu erteilen, das für das Bundesland, in dem 
der Anmeldepflichtige seinen Sitz oder Wohnsitz hat, zuständig ist. 

§ 22. Die Bewilligung für die vereinfachte handelsstatistische Anmeldung 
von Fabrikationsanlagen entsprechend Kapitel 98 der Kombinierten Nomenklatur 
(jeweils gültiger Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über 
die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif) 
in der Ausfuhr ist durch das Zollamt Österreich zu erteilen. 

§ 25. (1) ... § 25. (1) ... 

(2) Soweit ein Einschreiten der Zollämter oder eine Mitwirkung der 
Finanzämter vorgesehen ist, ist mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes der 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

(2) Soweit ein Einschreiten des Zollamtes Österreich oder eine Mitwirkung 
der Finanzämter vorgesehen ist, ist mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
der Bundesminister für Finanzen betraut. 

(3) … (3) … 

 (4) § 22 und § 25 Abs. 2, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 41 Artikel 41 

Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes  Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes  

Rechtshilfe und Auskunftspflicht Rechtshilfe und Auskunftspflicht 

§ 14. (1) bis (5) … § 14. (1) bis (5) … 

(6) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung des Bundesministeriums für Finanzen ist verpflichtet, der IEF-
Service GmbH und deren Geschäftsstellen alle zur Wahrnehmung der gesetzlich 
übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen 
oder bei der Führung der zentralen Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer 
für die IEF-Service GmbH technisch geeigneten Form zur Verfügung zu stellen. 

(6) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung des Amtes für Betrugsbekämpfung ist verpflichtet, der IEF-
Service GmbH und deren Geschäftsstellen alle zur Wahrnehmung der gesetzlich 
übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen 
oder bei der Führung der zentralen Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer 
für die IEF-Service GmbH technisch geeigneten Form zur Verfügung zu stellen. 

(7) … (7) … 

 Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. xxx/2019 

 § 39. § 14 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 42 Artikel 42 

Änderung des Kapitalabfluss-Meldegesetzes  Änderung des Kapitalabfluss-Meldegesetzes  

Einmalzahlung Einmalzahlung 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2) … 

(3) … (3) … 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. soweit bekannt, deren österreichische Finanzamts- und Steuernummer 
und/oder Sozialversicherungsnummer; 

 4. soweit bekannt, deren österreichische Steuernummer und/oder 
Sozialversicherungsnummer; 

 5. bis 7. …  5. bis 7. … 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 18. (1) und (2) … § 18. (1) und (2) … 

 (3) § 8 Abs. 3 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 43 Artikel 43 

Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967  Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967  

§ 11. Kraftstoffe, Kraftstoffbehälter, Kraftstoffleitungen und 
Gasgeneratoren 

§ 11. Kraftstoffe, Kraftstoffbehälter, Kraftstoffleitungen und 
Gasgeneratoren 

(1) bis (5) … (1) bis (5) … 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen Behörden 
herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die Einhaltung 
des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu 
kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß 
zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von 
Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, des Importeurs und 
des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. 
Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- 
oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der Betriebszeiten 
vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die nach den 
zollrechtlichen Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle nur bei einem 
Zollamt oder anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die 
Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen Behörden 
herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die Einhaltung 
des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu 
kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß 
zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von 
Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, des Importeurs und 
des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. 
Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- 
oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der Betriebszeiten 
vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die unter zollamtlicher 
Überwachung stehen, so darf die Kontrolle nur bei einer Zollstelle oder anlässlich 
einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in Zolllagern ist, während sie für 
Zollamtshandlungen geöffnet sind, die Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 

§ 20. Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrahler und Lichtfarben für besondere 
Zwecke 

§ 20. Scheinwerfer, Leuchten, Rückstrahler und Lichtfarben für besondere 
Zwecke 

(1) Außer den im § 14 Abs. 1 bis 7 und in den §§ 15 und 17 bis 19 
angeführten Scheinwerfern, Leuchten und Rückstrahlern dürfen ohne 
Bewilligung gemäß Abs. 4 an Kraftfahrzeugen und Anhängern nur angebracht 
werden: 

(1) Außer den im § 14 Abs. 1 bis 7 und in den §§ 15 und 17 bis 19 
angeführten Scheinwerfern, Leuchten und Rückstrahlern dürfen ohne 
Bewilligung gemäß Abs. 4 an Kraftfahrzeugen und Anhängern nur angebracht 
werden: 

 1. bis 3. …   1. bis 3. …  

 4. Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht bei  4. Scheinwerfer und Warnleuchten mit blauem Licht bei 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) Fahrzeugen, die zur Verwendung von Organen der Abgabenbehörden 
nach Maßgabe der Bestimmungen des 

 c) Fahrzeugen, die zur Verwendung von Organen des Amtes für 
Betrugsbekämpfung und des Zollamtes Österreich bestimmt sind, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes – AVOG, BGBl. 
Nr. 18/1975, bestimmt sind, 

 d) bis j) …  d) bis j) … 

 5. bis 10. …   5. bis 10. …  

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

§ 42. Änderungen für die Zulassung maßgebender Umstände § 42. Änderungen für die Zulassung maßgebender Umstände 

(1) und (1a) … (1) und (1a) … 

(2) Wurde in ein Fahrzeug ein anderer Fahrzeugmotor derselben Type 
eingebaut, so hat der Zulassungsbesitzer dessen Motornummer der Behörde, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, anzuzeigen, sofern 
die Motornummer des bisherigen Motors im Zulassungsschein eingetragen ist. 
Die Anzeige ist nicht erforderlich, wenn im Zulassungsschein lediglich die 
Bezeichnung der Motortype eingetragen ist. Die Behörde hat die neue 
Motornummer in den Zulassungsschein und in das Fahrzeug-
Genehmigungsdokument einzutragen. Bei der Anzeige der Motornummer eines 
anderen Fahrzeugmotors, der im Ausland in das Fahrzeug eingebaut wurde, ist 
die Bestätigung eines Zollamtes vorzulegen, dass der Motor einem 
entsprechenden Zollverfahren unterzogen wurde; dieser Nachweis ist jedoch bei 
Fahrzeugen, die ihren dauernden Standort in einem österreichischen 
Zollausschlussgebiet haben, der Behörde erst vorzulegen, wenn der dauernde 
Standort in das Zollgebiet verlegt wurde. 

(2) Wurde in ein Fahrzeug ein anderer Fahrzeugmotor derselben Type 
eingebaut, so hat der Zulassungsbesitzer dessen Motornummer der Behörde, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, anzuzeigen, sofern 
die Motornummer des bisherigen Motors im Zulassungsschein eingetragen ist. 
Die Anzeige ist nicht erforderlich, wenn im Zulassungsschein lediglich die 
Bezeichnung der Motortype eingetragen ist. Die Behörde hat die neue 
Motornummer in den Zulassungsschein und in das Fahrzeug-
Genehmigungsdokument einzutragen. Bei der Anzeige der Motornummer eines 
anderen Fahrzeugmotors, der im Ausland in das Fahrzeug eingebaut wurde, ist 
die Bestätigung des Zollamtes Österreich vorzulegen, dass der Motor einem 
entsprechenden Zollverfahren unterzogen wurde; dieser Nachweis ist jedoch bei 
Fahrzeugen, die ihren dauernden Standort in einem österreichischen 
Zollausschlussgebiet haben, der Behörde erst vorzulegen, wenn der dauernde 
Standort in das Zollgebiet verlegt wurde. 

(3) …  (3) …  

Begutachtungsplakettendatenbank Begutachtungsplakettendatenbank 

§ 57c. (1) bis (4d) … § 57c. (1) bis (4d) … 

(5) In die in der Begutachtungsplakettendatenbank gespeicherten Daten 
können Einsicht nehmen: 

(5) In die in der Begutachtungsplakettendatenbank gespeicherten Daten 
können Einsicht nehmen: 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 

 8. Abgabenbehörden des Bundes, soweit das zur Wahrnehmung der ihnen 
übertragenen Aufgaben notwendig ist. 

 8. Abgabenbehörden des Bundes und das Amt für Betrugsbekämpfung, 
soweit das zur Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben 
notwendig ist. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 
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§ 82. Verwendung von Kraftfahrzeugen und Anhängern mit ausländischem 
Kennzeichen 

§ 82. Verwendung von Kraftfahrzeugen und Anhängern mit ausländischem 
Kennzeichen 

(1) bis (8) … (1) bis (8) … 

(9) Wird von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Straßenaufsicht eine Übertretung des Abs. 8 festgestellt, so haben sie hievon das 
Daten-, Informations- und Aufbereitungscenter des Bundesministeriums für 
Finanzen zur abgaberechtlichen Überprüfung zu verständigen. In der 
Verständigung sind der Name und die Adresse des Lenkers und des 
Zulassungsbesitzers, das Kennzeichen des Fahrzeuges sowie Zeit und Ort der 
Tatbegehung anzugeben. 

(9) Wird von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Straßenaufsicht eine Übertretung des Abs. 8 festgestellt, so haben sie hievon das 
Daten-, Informations- und Aufbereitungscenter des Amtes für 
Betrugsbekämpfung zur abgaberechtlichen Überprüfung zu verständigen. In der 
Verständigung sind der Name und die Adresse des Lenkers und des 
Zulassungsbesitzers, das Kennzeichen des Fahrzeuges sowie Zeit und Ort der 
Tatbegehung anzugeben. 

§ 135. Inkrafttreten und Aufhebung § 135. Inkrafttreten und Aufhebung 

(1) bis (35) … (1) bis (35) … 

 (36) § 11 Abs. 6, § 20 Abs. 1 Z 4 lit. c, § 42 Abs. 2, § 57c Abs. 5 Z 8 und 
§ 82 Abs. 9, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, 
treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 44 Artikel 44 

Änderung des Kriegsmaterialgesetzes Änderung des Kriegsmaterialgesetzes 

Gerichtliche Strafbestimmungen Gerichtliche Strafbestimmungen 

§ 7. (1) bis (2a) …  § 7. (1) bis (2a) …  

(3) Wird Kriegsmaterial entsprechend den zollrechtlichen Vorschriften zum 
Grenzzollamt verbracht und diesem ordnungsgemäß gestellt und erklärt, so tritt 
die Strafbarkeit nach Abs. 1 oder 2 erst ein, wenn das Kriegsmaterial trotz 
Fehlens der erforderlichen Bewilligung in einer für die Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
vorgesehenen Art des Zollverfahrens abgefertigt worden ist. 

(3) Wird Kriegsmaterial entsprechend den zollrechtlichen Vorschriften zur 
Grenzzollstelle verbracht und diesem ordnungsgemäß gestellt und erklärt, so tritt 
die Strafbarkeit nach Abs. 1 oder 2 erst ein, wenn das Kriegsmaterial trotz 
Fehlens der erforderlichen Bewilligung in einer für die Ein-, Aus- oder Durchfuhr 
vorgesehenen Art des Zollverfahrens abgefertigt worden ist. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 10. (1) bis (2f) § 10. (1) bis (2f) 

 (2g) § 7 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr xxx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

(3) …  (3) …  

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

119 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  120 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 45 Artikel 45 

Änderung des Lebensmittelsicherheits- und 
Verbraucherschutzgesetzes 

Änderung des Lebensmittelsicherheits- und 
Verbraucherschutzgesetzes 

Mitwirkung der Zollbehörden Mitwirkung der Zollbehörden 

§ 46. (1) … § 46. (1) … 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, wenn dies zur raschen Feststellung der 
Beschaffenheit von eingeführten Waren oder zur Vereinfachung des Verfahrens 
bei der Entnahme von Proben solcher Waren geboten ist, mit Verordnung 
bestimmen, dass allen oder einzelnen Zollämtern, soweit es für die genannten 
Zwecke erforderlich ist, die Befugnisse zukommen, die gemäß § 35 den 
Aufsichtsorganen zustehen. In der Verordnung sind die Waren auch mit ihrer 
Nummer der kombinierten Nomenklatur (KN-Code) in der jeweils geltenden 
Fassung zu bezeichnen. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, wenn dies zur raschen Feststellung der 
Beschaffenheit von eingeführten Waren oder zur Vereinfachung des Verfahrens 
bei der Entnahme von Proben solcher Waren geboten ist, mit Verordnung 
bestimmen, dass dem Zollamt Österreich, soweit es für die genannten Zwecke 
erforderlich ist, die Befugnisse zukommen, die gemäß § 35 den Aufsichtsorganen 
zustehen. In der Verordnung sind die Waren auch mit ihrer Nummer der 
kombinierten Nomenklatur (KN-Code) in der jeweils geltenden Fassung zu 
bezeichnen. 

(3) … (3) … 

Maßnahmen bei der Einfuhr Maßnahmen bei der Einfuhr 

§ 48. (1) bis (3) … § 48. (1) bis (3) … 

(4) Die aus den verstärkten Kontrollen resultierenden Kosten gemäß Abs. 3 
sind anlässlich der Kontrolle von den Organen gemäß § 47 Abs. 3 dem Anmelder 
mit Bescheid vorzuschreiben. Der Anmelder hat die Kosten beim Zollamt, das 
der Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die 
Sendung von der Zollstelle überlassen werden. Werden die Kosten nicht sogleich 
beim Zollamt erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch dann von der 
Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß Art. 110 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10. Oktober 2013, bewilligt ist. Die 
Kosten sind von den Zollämtern zu vereinnahmen und zugunsten des 
Bundesministeriums für Gesundheit zu verrechnen. Wenn die Kosten nicht 
sogleich beim Zollamt erlegt werden, so ist der Bescheid, mit dem die Kosten 
vorgeschrieben werden, dem Empfänger der Sendung zuzustellen. Der Absender 
und der Empfänger der Sendung haften als Gesamtschuldner für die Kosten. Für 
die Vorschreibung, Einhebung und zwangsweise Einbringung sind das AVG und 
das VVG anzuwenden. 

(4) Die aus den verstärkten Kontrollen resultierenden Kosten gemäß Abs. 3 
sind anlässlich der Kontrolle von den Organen gemäß § 47 Abs. 3 dem Anmelder 
mit Bescheid vorzuschreiben. Der Anmelder hat die Kosten bei der Zollstelle, die 
der Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die 
Sendung von der Zollstelle überlassen werden. Werden die Kosten nicht sogleich 
bei der Zollstelle erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch dann von 
der Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß Art. 110 der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des 
Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10. Oktober 2013, bewilligt ist. Die 
Kosten sind vom Zollamt Österreich zu vereinnahmen und zugunsten des 
Bundesministeriums für Gesundheit zu verrechnen. Wenn die Kosten nicht 
sogleich bei der Zollstelle erlegt werden, so ist der Bescheid, mit dem die Kosten 
vorgeschrieben werden, dem Empfänger der Sendung zuzustellen. Der Absender 
und der Empfänger der Sendung haften als Gesamtschuldner für die Kosten. Für 
die Vorschreibung, Einhebung und zwangsweise Einbringung sind das AVG und 
das VVG anzuwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 

§ 95. (1) bis (27) § 95. (1) bis (27) 

 (28) § 46 Abs. 2 und § 48 Abs. 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 46 Artikel 46 

Änderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes Änderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes 

Behörden und Stellen Behörden und Stellen 

§ 11. (1) Folgende Behörden und Stellen sind im Rahmen der Vollziehung 
des LSD-BG tätig: 

§ 11. (1) Folgende Behörden und Stellen sind im Rahmen der Vollziehung 
des LSD-BG tätig: 

 1. die Abgabenbehörden mit Sachverhaltsermittlungen in Bezug auf 
Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, die 
nicht dem ASVG unterliegen; 

 1. das Amt für Betrugsbekämpfung mit Sachverhaltsermittlungen in Bezug 
auf Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, 
die nicht dem ASVG unterliegen; 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 

 6. die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- 
und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz des Bundesministeriums für 
Finanzen (Zentrale Koordinationsstelle) mit der Erfassung und 
Bearbeitung einer Entsendemeldung oder Meldung einer 
Arbeitskräfteüberlassung. 

 6. die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen 
Beschäftigung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- 
und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz des Amtes für 
Betrugsbekämpfung (Zentrale Koordinationsstelle) mit der Erfassung 
und Bearbeitung einer Entsendemeldung oder Meldung einer 
Arbeitskräfteüberlassung. 

(2) Die Abgabenbehörden üben bei der Verwendung von Daten im 
Zusammenhang mit Erhebungen hinsichtlich der §§ 12 und 29 die Funktion eines 
Auftragsverarbeiters im Sinne von Art. 4 Z 8 der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) 
aus. 

(2) Das Amt für Betrugsbekämpfung übt bei der Verwendung von Daten im 
Zusammenhang mit Erhebungen hinsichtlich der §§ 12 und 29 die Funktion eines 
Auftragsverarbeiters im Sinne von Art. 4 Z 8 der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, (im Folgenden: DSGVO) 
aus. 

(3) … (3) … 

(4) Die von den Abgabenbehörden im Zuge von Erhebungen nach § 12 
ermittelten personenbezogenen Daten sind nach Ablauf von fünf Jahren ab dem 
Beginn der Erhebungen zu einem bestimmten Sachverhalt zu löschen. Diese Frist 
verlängert sich um zehn Jahre, wenn in Bezug auf den Sachverhalt ein 
Strafbescheid erlassen wird. Ist ersichtlich, dass im Hinblick auf den Sachverhalt 

(4) Die vom Amt für Betrugsbekämpfung im Zuge von Erhebungen nach 
§ 12 ermittelten personenbezogenen Daten sind nach Ablauf von fünf Jahren ab 
dem Beginn der Erhebungen zu einem bestimmten Sachverhalt zu löschen. Diese 
Frist verlängert sich um zehn Jahre, wenn in Bezug auf den Sachverhalt ein 
Strafbescheid erlassen wird. Ist ersichtlich, dass im Hinblick auf den Sachverhalt 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

121 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  122 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
kein strafbares Verhalten vorliegt, sind die personenbezogenen Daten 
unverzüglich zu löschen. 

kein strafbares Verhalten vorliegt, sind die personenbezogenen Daten 
unverzüglich zu löschen. 

(5) … (5) … 

Erhebungen der Abgabenbehörden Erhebungen des Amtes für Betrugsbekämpfung 

§ 12. (1) Die Abgabenbehörden sind berechtigt, das Bereithalten der 
Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu überwachen sowie in Bezug auf 
Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, die nicht dem 
ASVG unterliegen, die zur Kontrolle des unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien zustehenden Entgelts (Lohnkontrolle) im Sinne des § 29 
erforderlichen Erhebungen durchzuführen und 

§ 12. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung ist berechtigt, das Bereithalten 
der Unterlagen nach den §§ 21 und 22 zu überwachen sowie in Bezug auf 
Arbeitnehmer mit gewöhnlichem Arbeitsort außerhalb Österreichs, die nicht dem 
ASVG unterliegen, die zur Kontrolle des unter Beachtung der jeweiligen 
Einstufungskriterien zustehenden Entgelts (Lohnkontrolle) im Sinne des § 29 
erforderlichen Erhebungen durchzuführen und 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. in die zur Erhebung erforderlichen Unterlagen (§§ 21 und 22) Einsicht zu 
nehmen, Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen und die 
Übermittlung dieser Unterlagen zu fordern, wobei die Unterlagen bis 
zum Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden 
sind. Erfolgt bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden 
Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am ersten Arbeits(Einsatz)ort, 
sind die Unterlagen der Abgabenbehörde nachweislich zu übermitteln, 
wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung 
gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. 

 3. in die zur Erhebung erforderlichen Unterlagen (§§ 21 und 22) Einsicht zu 
nehmen, Ablichtungen dieser Unterlagen anzufertigen und die 
Übermittlung dieser Unterlagen zu fordern, wobei die Unterlagen bis 
zum Ablauf des der Aufforderung zweitfolgenden Werktages abzusenden 
sind. Erfolgt bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden 
Arbeits(Einsatz)orten die Kontrolle nicht am ersten Arbeits(Einsatz)ort, 
sind die Unterlagen dem Amt für Betrugsbekämpfung nachweislich zu 
übermitteln, wobei die Unterlagen bis zum Ablauf des der Aufforderung 
zweitfolgenden Werktages abzusenden sind. Für die Übermittlung 
gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. 

(2) Die Abgabenbehörden haben die Ergebnisse der Erhebungen in Bezug 
auf die Lohnkontrolle dem Kompetenzzentrum LSDB zu übermitteln und auf 
Ersuchen des Kompetenzzentrums LSDB konkret zu bezeichnende weitere 
Erhebungen zu übermittelten Erhebungsergebnissen oder Erhebungen auf Grund 
von begründeten Mitteilungen durch Dritte durchzuführen. 

(2) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat die Ergebnisse der Erhebungen in 
Bezug auf die Lohnkontrolle dem Kompetenzzentrum LSDB zu übermitteln und 
auf Ersuchen des Kompetenzzentrums LSDB konkret zu bezeichnende weitere 
Erhebungen zu übermittelten Erhebungsergebnissen oder Erhebungen auf Grund 
von begründeten Mitteilungen durch Dritte durchzuführen. 

Kompetenzzentrum LSDB Kompetenzzentrum LSDB 

§ 13. (1) … § 13. (1) … 

(2) Das Kompetenzzentrum LSDB hat im übertragenen Wirkungsbereich 
nach den Weisungen des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz die folgenden Aufgaben wahrzunehmen: 

(2) Das Kompetenzzentrum LSDB hat im übertragenen Wirkungsbereich 
nach den Weisungen des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz die folgenden Aufgaben wahrzunehmen: 

 1. Entgegennahme der Erhebungsergebnisse der Abgabenbehörden,  1. Entgegennahme der Erhebungsergebnisse des Amtes für 
Betrugsbekämpfung, 

 2. Ersuchen an die Abgabenbehörden, konkret zu bezeichnende weitere  2. Ersuchen an das Amt für Betrugsbekämpfung, konkret zu bezeichnende 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erhebungen zu übermittelten Erhebungsergebnissen oder Erhebungen auf 
Grund von begründeten Mitteilungen durch Dritte durchzuführen, 

weitere Erhebungen zu übermittelten Erhebungsergebnissen oder 
Erhebungen auf Grund von begründeten Mitteilungen durch Dritte 
durchzuführen, 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 

(3) … (3) … 

(4) Stellt das Kompetenzzentrum LSDB fest, dass der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer im Sinne des Abs. 1 nicht zumindest das nach Abs. 1 zustehende 
maßgebliche Entgelt unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien leistet, 
hat es Anzeige an die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten. Mit der 
Anzeige ist ein bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. Die Anzeige ist der 
Abgabenbehörde zum Zwecke der Nachverrechnung von Abgaben elektronisch 
zur Kenntnis zu übermitteln. Entgeltzahlungen, die das nach Gesetz, Verordnung 
oder Kollektivvertrag gebührende Entgelt übersteigen, sind auf allfällige 
Unterentlohnungen im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum anzurechnen. 

(4) Stellt das Kompetenzzentrum LSDB fest, dass der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer im Sinne des Abs. 1 nicht zumindest das nach Abs. 1 zustehende 
maßgebliche Entgelt unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien leistet, 
hat es Anzeige an die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten. Mit der 
Anzeige ist ein bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. Die Anzeige ist dem Amt 
für Betrugsbekämpfung zum Zwecke der Nachverrechnung von Abgaben 
elektronisch zur Kenntnis zu übermitteln. Entgeltzahlungen, die das nach Gesetz, 
Verordnung oder Kollektivvertrag gebührende Entgelt übersteigen, sind auf 
allfällige Unterentlohnungen im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum anzurechnen. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

Feststellung von Übertretungen durch die Abgabenbehörden Feststellung von Übertretungen durch den Prüfdienst für lohnabhängige 
Abgaben und Beiträge  

§ 14. (1) bis (3) … § 14. (1) bis (3) … 

Zusammenarbeit der Behörden im Inland im Bereich der 
Arbeitskräfteüberlassung 

Zusammenarbeit der Behörden im Inland im Bereich der 
Arbeitskräfteüberlassung 

§ 16. (1) Alle Behörden und alle öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
insbesondere die gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer und die Träger der Sozialversicherung, haben im Rahmen ihres 
Wirkungsbereiches den Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, die Abgabenbehörden, die Gewerbebehörden, die 
Arbeitsinspektorate und die sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
berufenen Behörden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, 
dem AÜG oder vergleichbaren österreichischen Rechtsvorschriften zu 
unterstützen. 

§ 16. (1) Alle Behörden und alle öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
insbesondere die gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer und die Träger der Sozialversicherung, haben im Rahmen ihres 
Wirkungsbereiches den Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, dieBundesfinanzverwaltung , die Gewerbebehörden, die 
Arbeitsinspektorate und die sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
berufenen Behörden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, 
dem AÜG oder vergleichbaren österreichischen Rechtsvorschriften zu 
unterstützen. 

(2) … (2) … 

Zusammenarbeit mit Behörden anderer EU-Mitgliedstaaten und EWR-
Staaten und gegenseitige Amtshilfe 

Zusammenarbeit mit Behörden anderer EU-Mitgliedstaaten und EWR-
Staaten und gegenseitige Amtshilfe 

§ 17. (1) Jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit sind die nachfolgend § 17. (1) Jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeit sind die nachfolgend 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
angeführten Behörden und Stellen dazu berechtigt, Behörden oder Stellen anderer 
EU-Mitgliedstaaten und EWR-Staaten, die für die Kontrolle der Einhaltung 
arbeitsrechtlicher Vorschriften zuständig sind, Amtshilfe zu leisten und mit ihnen 
zusammenzuarbeiten: 

angeführten Behörden und Stellen dazu berechtigt, Behörden oder Stellen anderer 
EU-Mitgliedstaaten und EWR-Staaten, die für die Kontrolle der Einhaltung 
arbeitsrechtlicher Vorschriften zuständig sind, Amtshilfe zu leisten und mit ihnen 
zusammenzuarbeiten: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. die Abgabenbehörden nach Maßgabe des 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010 (AVOG 2010), BGBl. I 
Nr. 9/2010, 

 4. das Amt für Betrugsbekämpfung, 

 5. bis 8. …  5. bis 8. … 

Die in Z 1 bis 8 angeführten Behörden und Stellen sind im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit zu derjenigen Amtshilfe und Zusammenarbeit mit Behörden oder 
Stellen anderer EU-Mitgliedstaaten oder EWR-Staaten verpflichtet, die 
entsprechend dem Ersuchen einer dieser Behörden oder Stellen notwendig ist, um 
die Einhaltung arbeitsrechtlicher Vorschriften zu unterstützen. 

Die in Z 1 bis 8 angeführten Behörden und Stellen sind im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit zu derjenigen Amtshilfe und Zusammenarbeit mit Behörden oder 
Stellen anderer EU-Mitgliedstaaten oder EWR-Staaten verpflichtet, die 
entsprechend dem Ersuchen einer dieser Behörden oder Stellen notwendig ist, um 
die Einhaltung arbeitsrechtlicher Vorschriften zu unterstützen. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Bereithaltung von Lohnunterlagen Bereithaltung von Lohnunterlagen 

§ 22. (1) … § 22. (1) … 

(1a) Bei der Entsendung von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich 
sind abweichend von Abs. 1 der Arbeitsvertrag oder Dienstzettel und 
Arbeitszeitaufzeichnungen (Aufzeichnungen im Sinne von Art. 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über den Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, 
ABl. Nr. L 60 vom 28.2.2014 S. 1) bereits ab der Einreise in das Bundesgebiet im 
Fahrzeug bereitzuhalten oder diese den Abgabenbehörden unmittelbar vor Ort 
und im Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form zugänglich zu machen. 
Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise oder Banküberweisungsbelege und 
Unterlagen betreffend die Lohneinstufung sowie Arbeitszeitaufzeichnungen für 
den mobilen Arbeitnehmer im Transportbereich sind auf Verlangen der 
Abgabenbehörden für das Kalendermonat, in dem die Kontrolle stattgefunden 
hat, und für das diesem Kalendermonat vorangehende Kalendermonat, wenn der 
Arbeitnehmer im vorangehenden Kalendermonat in Österreich tätig war, 
innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen nach dem Ende des Kalendermonats, 
in dem die Kontrolle erfolgt ist, zu übermitteln. Langen die Lohnunterlagen nach 
dem zweiten Satz innerhalb dieser Frist bei der Abgabebehörde nicht oder nicht 
vollständig ein, gilt dies als Nichtbereithalten der Lohnunterlagen. 

(1a) Bei der Entsendung von mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich 
sind abweichend von Abs. 1 der Arbeitsvertrag oder Dienstzettel und 
Arbeitszeitaufzeichnungen (Aufzeichnungen im Sinne von Art. 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über den Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, 
ABl. Nr. L 60 vom 28.2.2014 S. 1) bereits ab der Einreise in das Bundesgebiet im 
Fahrzeug bereitzuhalten oder diese den Organen des Amtes für 
Betrugsbekämpfung unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in 
elektronischer Form zugänglich zu machen. Lohnzettel, Lohnzahlungsnachweise 
oder Banküberweisungsbelege und Unterlagen betreffend die Lohneinstufung 
sowie Arbeitszeitaufzeichnungen für den mobilen Arbeitnehmer im 
Transportbereich sind auf Verlangen des Amtes für Betrugsbekämpfung für das 
Kalendermonat, in dem die Kontrolle stattgefunden hat, und für das diesem 
Kalendermonat vorangehende Kalendermonat, wenn der Arbeitnehmer im 
vorangehenden Kalendermonat in Österreich tätig war, innerhalb einer Frist von 
14 Kalendertagen nach dem Ende des Kalendermonats, in dem die Kontrolle 
erfolgt ist, zu übermitteln. Langen die Lohnunterlagen nach dem zweiten Satz 
innerhalb dieser Frist bei der Abgabebehörde nicht oder nicht vollständig ein, gilt 
dies als Nichtbereithalten der Lohnunterlagen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) … (2) … 

Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren 

§ 32. (1) Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren hat: § 32. (1) Parteistellung in Verwaltungs(straf)verfahren hat: 

 1. nach den §§ 26, 27 Abs. 1, 2 oder 3, 28 die Abgabenbehörde, in den 
Fällen des § 29 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 das Kompetenzzentrum 
LSDB, 

 1. nach den §§ 26, 27 Abs. 1, 2 oder 3, 28 das Amt für Betrugsbekämpfung, 
in den Fällen des § 29 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 das 
Kompetenzzentrum LSDB, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

(2) In Verwaltungs(straf)verfahren nach § 31 Abs. 1 und 4 haben das 
Kompetenzzentrum LSDB, Abgabenbehörden und die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse im Baubereich (Abschnitt I oder § 33d des BUAG) 
Parteistellung; diese können gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht und gegen das Erkenntnis oder den 
Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichtshof 
erheben. 

(2) In Verwaltungs(straf)verfahren nach § 31 Abs. 1 und 4 haben das 
Kompetenzzentrum LSDB, das Amt für Betrugsbekämpfung und die Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse im Baubereich (Abschnitt I oder § 33d des 
BUAG) Parteistellung; diese können gegen den Bescheid einer 
Verwaltungsbehörde Beschwerde beim Verwaltungsgericht und gegen das 
Erkenntnis oder den Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision beim 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

Vorläufige Sicherheit Vorläufige Sicherheit 

§ 33. Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der 
Strafvollzug aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) 
oder in der Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert 
sein wird, sind die Abgabenbehörden ermächtigt, eine vorläufige Sicherheit bis 
zum Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe festzusetzen und einzuheben. Soweit 
der Tätigkeitsbereich der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse betroffen 
ist, haben die Abgabenbehörden diese über die Einhebung einer vorläufigen 
Sicherheit zu verständigen. Die Ansprechperson im Sinne des § 19 Abs. 3 Z 3 gilt 
als Vertreter des Arbeitgebers, falls dieser oder ein von ihm bestellter Vertreter 
bei der Amtshandlung nicht anwesend ist. Auf nach dem ersten Satz eingehobene 
vorläufige Sicherheiten sind die §§ 37a Abs. 3 bis 5 und 50 Abs. 6 erster Satz 
VStG sinngemäß anzuwenden. Die Abgabenbehörden sind ermächtigt, dem 
Arbeitgeber (Auftragnehmer) oder Überlasser zu gestatten, die vorläufige 
Sicherheit auch in bestimmten fremden Währungen oder mit Scheck oder 
Kreditkarte zu entrichten. Mit der Überweisung nach § 34 Abs. 4 oder der 
Erlegung einer Sicherheit nach § 34 Abs. 9 ist eine Beschlagnahme aufzuheben. 

§ 33. Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der 
Strafvollzug aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) 
oder in der Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert 
sein wird, ist das Amt für Betrugsbekämpfung ermächtigt, eine vorläufige 
Sicherheit bis zum Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe festzusetzen und 
einzuheben. Soweit der Tätigkeitsbereich der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse betroffen ist, hat das Amt für Betrugsbekämpfung diese über 
die Einhebung einer vorläufigen Sicherheit zu verständigen. Die Ansprechperson 
im Sinne des § 19 Abs. 3 Z 3 gilt als Vertreter des Arbeitgebers, falls dieser oder 
ein von ihm bestellter Vertreter bei der Amtshandlung nicht anwesend ist. Auf 
nach dem ersten Satz eingehobene vorläufige Sicherheiten sind die §§ 37a Abs. 3 
bis 5 und 50 Abs. 6 erster Satz VStG sinngemäß anzuwenden. Das Amt für 
Betrugsbekämpfung ist ermächtigt, dem Arbeitgeber (Auftragnehmer) oder 
Überlasser zu gestatten, die vorläufige Sicherheit auch in bestimmten fremden 
Währungen oder mit Scheck oder Kreditkarte zu entrichten. Mit der Überweisung 
nach § 34 Abs. 4 oder der Erlegung einer Sicherheit nach § 34 Abs. 9 ist eine 
Beschlagnahme aufzuheben. 
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Zahlungsstopp – Sicherheitsleistung Zahlungsstopp – Sicherheitsleistung 

§ 34. (1) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach 
den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der 
Strafvollzug aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) 
oder in der Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert 
sein wird, können die Abgabenbehörden in Verbindung mit den Erhebungen nach 
§ 12 sowie die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse dem Auftraggeber, 
bei einer Überlassung dem Beschäftiger schriftlich auftragen, den noch zu 
leistenden Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt oder Teile 
davon nicht zu zahlen (Zahlungsstopp). Gegen die Verhängung eines 
Zahlungsstopps ist kein Rechtsmittel zulässig. Der Zahlungsstopp ist in jenem 
Ausmaß nicht wirksam, in dem der von ihm genannte Betrag höher ist als der 
noch zu leistende Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt. Der 
Zahlungsstopp darf nicht höher sein als das Höchstmaß der angedrohten 
Geldstrafe. 

§ 34. (1) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach 
den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist im Einzelfall auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Strafverfolgung oder der 
Strafvollzug aus Gründen, die in der Person des Arbeitgebers (Auftragnehmers) 
oder in der Person des Überlassers liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert 
sein wird, kann das Amt für Betrugsbekämpfung in Verbindung mit den 
Erhebungen nach § 12 sowie die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse 
dem Auftraggeber, bei einer Überlassung dem Beschäftiger schriftlich auftragen, 
den noch zu leistenden Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt 
oder Teile davon nicht zu zahlen (Zahlungsstopp). Gegen die Verhängung eines 
Zahlungsstopps ist kein Rechtsmittel zulässig. Der Zahlungsstopp ist in jenem 
Ausmaß nicht wirksam, in dem der von ihm genannte Betrag höher ist als der 
noch zu leistende Werklohn oder das noch zu leistende Überlassungsentgelt. Der 
Zahlungsstopp darf nicht höher sein als das Höchstmaß der angedrohten 
Geldstrafe. 

(2) Leistet der Auftraggeber oder der Beschäftiger entgegen dem 
Zahlungsstopp den Werklohn oder das Überlassungsentgelt, gilt im Verfahren 
nach Abs. 4 der Werklohn oder das Überlassungsentgelt als nicht geleistet. Die 
Abgabenbehörden dürfen einen Zahlungsstopp nur dann auftragen, soweit eine 
vorläufige Sicherheit nach § 33 nicht festgesetzt oder nicht eingehoben werden 
konnte. Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse darf einen 
Zahlungsstopp nicht verhängen, wenn sie von den Abgabenbehörden über die 
Einhebung einer vorläufigen Sicherheit nach § 33 verständigt wurde. Leistet der 
Auftragnehmer oder der Überlasser die vorläufige Sicherheit nachträglich oder 
eine Sicherheit, ohne dass eine solche festgesetzt wurde, aus eigenem, ist der 
Zahlungsstopp von der Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid aufzuheben; 
ein allfälliges Verfahren nach Abs. 4 ist einzustellen. 

(2) Leistet der Auftraggeber oder der Beschäftiger entgegen dem 
Zahlungsstopp den Werklohn oder das Überlassungsentgelt, gilt im Verfahren 
nach Abs. 4 der Werklohn oder das Überlassungsentgelt als nicht geleistet. Das 
Amt für Betrugsbekämpfung darf einen Zahlungsstopp nur dann auftragen, soweit 
eine vorläufige Sicherheit nach § 33 nicht festgesetzt oder nicht eingehoben 
werden konnte. Die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse darf einen 
Zahlungsstopp nicht verhängen, wenn sie vom Amt für Betrugsbekämpfung über 
die Einhebung einer vorläufigen Sicherheit nach § 33 verständigt wurde. Leistet 
der Auftragnehmer oder der Überlasser die vorläufige Sicherheit nachträglich 
oder eine Sicherheit, ohne dass eine solche festgesetzt wurde, aus eigenem, ist der 
Zahlungsstopp von der Bezirksverwaltungsbehörde durch Bescheid aufzuheben; 
ein allfälliges Verfahren nach Abs. 4 ist einzustellen. 

(3) Die Abgabenbehörden und die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse haben nach Verhängung eines Zahlungstopps nach Abs. 1 
binnen drei Arbeitstagen bei der Bezirksverwaltungsbehörde die Erlegung einer 
Sicherheit nach Abs. 4 zu beantragen, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer 
Kraft tritt. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat darüber innerhalb von vier 
Wochen ab Einlangen des Antrages zu entscheiden, widrigenfalls der 
Zahlungsstopp außer Kraft tritt. In diesen Verfahren haben die im ersten Satz 

(3) Das Amt für Betrugsbekämpfung und die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse haben nach Verhängung eines Zahlungstopps nach Abs. 1 
binnen drei Arbeitstagen bei der Bezirksverwaltungsbehörde die Erlegung einer 
Sicherheit nach Abs. 4 zu beantragen, widrigenfalls der Zahlungsstopp außer 
Kraft tritt. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat darüber innerhalb von vier 
Wochen ab Einlangen des Antrages zu entscheiden, widrigenfalls der 
Zahlungsstopp außer Kraft tritt. In diesen Verfahren haben die im ersten Satz 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
genannten Einrichtungen Parteistellung, soweit diese den Antrag auf Erlegung 
einer Sicherheit gestellt haben. Diese können gegen den Bescheid einer 
Verwaltungsbehörde Beschwerde beim Verwaltungsgericht und gegen das 
Erkenntnis oder den Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision beim 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

genannten Einrichtungen Parteistellung, soweit diese den Antrag auf Erlegung 
einer Sicherheit gestellt haben. Diese können gegen den Bescheid einer 
Verwaltungsbehörde Beschwerde beim Verwaltungsgericht und gegen das 
Erkenntnis oder den Beschluss eines Verwaltungsgerichts Revision beim 
Verwaltungsgerichtshof erheben. 

(4) bis (11) … (4) bis (11) … 

Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1, 
31 und 34 

Evidenz über Verwaltungs(straf)verfahren nach den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1, 
31 und 34 

§ 35. (1) bis (3) … § 35. (1) bis (3) … 

(4) Das Kompetenzzentrum LSDB hat der Bezirksverwaltungsbehörde, dem 
Verwaltungsgericht des Landes, den Abgabenbehörden oder der Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse auf Verlangen binnen zwei Wochen zur 
Beantragung des Strafausmaßes, zur Strafbemessung, zur Untersagung der 
Dienstleistung oder zur Feststellung, dass trotz Untersagung eine Dienstleistung 
ausgeübt wird, Auskunft darüber zu geben, ob hinsichtlich des im 
Auskunftsersuchen genannten Arbeitgebers eine rechtskräftige Bestrafung oder 
Entscheidung gemäß den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 vorliegt oder ihm eine 
solche Bestrafung zuzurechnen ist. Zuzurechnen ist dem Arbeitgeber eine 
Bestrafung dann, wenn diese Bestrafung gegen den Arbeitgeber selbst oder gegen 
den zur Vertretung nach außen Berufenen (§ 9 Abs. 1 VStG) oder gegen den 
verantwortlichen Beauftragten (§ 9 Abs. 2 oder 3 VStG) rechtskräftig verhängt 
wurde. In der Auskunft sind die Anzahl der Bestrafungen und gegebenenfalls die 
maßgeblichen Daten der Strafbescheide und Straferkenntnisse, der Bescheide, mit 
denen eine Ermahnung erteilt wurde, sowie der Bescheide und Erkenntnisse in 
Verfahren nach § 31 (Behörde, Aktenzahl, Bescheid-, Erkenntnis- und 
Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum der Person, auf die sich der Bescheid 
oder das Erkenntnis bezieht und der es zuzurechnen ist, verhängte Geldstrafen, 
Dauer/Zeitraum der Untersagung der Dienstleistung) anzugeben oder 
festzustellen, dass keine Bestrafung, keine Untersagung der Dienstleistung oder 
Daten für eine Auskunft vorliegen. Fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft des 
jeweiligen Strafbescheides oder Straferkenntnisses sowie drei Jahre nach Ablauf 
des Zeitraums der Untersagung der Dienstleistung darf in Bezug auf diesen 
Bescheid oder dieses Erkenntnis eine Auskunft nicht mehr erteilt werden. 

(4) Das Kompetenzzentrum LSDB hat der Bezirksverwaltungsbehörde, dem 
Verwaltungsgericht des Landes, dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse auf Verlangen binnen zwei Wochen 
zur Beantragung des Strafausmaßes, zur Strafbemessung, zur Untersagung der 
Dienstleistung oder zur Feststellung, dass trotz Untersagung eine Dienstleistung 
ausgeübt wird, Auskunft darüber zu geben, ob hinsichtlich des im 
Auskunftsersuchen genannten Arbeitgebers eine rechtskräftige Bestrafung oder 
Entscheidung gemäß den §§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 vorliegt oder ihm eine 
solche Bestrafung zuzurechnen ist. Zuzurechnen ist dem Arbeitgeber eine 
Bestrafung dann, wenn diese Bestrafung gegen den Arbeitgeber selbst oder gegen 
den zur Vertretung nach außen Berufenen (§ 9 Abs. 1 VStG) oder gegen den 
verantwortlichen Beauftragten (§ 9 Abs. 2 oder 3 VStG) rechtskräftig verhängt 
wurde. In der Auskunft sind die Anzahl der Bestrafungen und gegebenenfalls die 
maßgeblichen Daten der Strafbescheide und Straferkenntnisse, der Bescheide, mit 
denen eine Ermahnung erteilt wurde, sowie der Bescheide und Erkenntnisse in 
Verfahren nach § 31 (Behörde, Aktenzahl, Bescheid-, Erkenntnis- und 
Rechtskraftdatum, Name und Geburtsdatum der Person, auf die sich der Bescheid 
oder das Erkenntnis bezieht und der es zuzurechnen ist, verhängte Geldstrafen, 
Dauer/Zeitraum der Untersagung der Dienstleistung) anzugeben oder 
festzustellen, dass keine Bestrafung, keine Untersagung der Dienstleistung oder 
Daten für eine Auskunft vorliegen. Fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft des 
jeweiligen Strafbescheides oder Straferkenntnisses sowie drei Jahre nach Ablauf 
des Zeitraums der Untersagung der Dienstleistung darf in Bezug auf diesen 
Bescheid oder dieses Erkenntnis eine Auskunft nicht mehr erteilt werden. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
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Zustellung an ausländische Arbeitgeber im Inland Zustellung an ausländische Arbeitgeber im Inland 

§ 41. (1) … § 41. (1) … 

(2) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen, dass die Zustellung von Dokumenten aus Gründen, die in 
dem Empfänger im materiellen Sinn oder in der in § 19 Abs. 3 Z 3 bezeichneten 
Ansprechperson liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde dem Empfänger im materiellen Sinn durch Bescheid 
auftragen, innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen für das 
gegenständliche Verfahren einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu 
machen. Unter den im ersten Satz genannten Voraussetzungen können die 
Abgabenbehörden dem Empfänger im materiellen Sinn auftragen, innerhalb einer 
Frist von mindestens zwei Wochen für aus der Erhebung resultierende Verfahren 
einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu machen. § 10 Abs. 1 zweiter bis 
vierter Satz und Abs. 2 ZustG ist sinngemäß anzuwenden; die Abgabestelle nach 
Abs. 1 gilt nicht als Abgabestelle nach § 10 Abs. 2 Z 2 ZustG. 

(2) Liegt der begründete Verdacht einer Verwaltungsübertretung nach den 
§§ 26, 27, 28, 29 Abs. 1 oder 31 Abs. 4 vor und ist auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen, dass die Zustellung von Dokumenten aus Gründen, die in 
dem Empfänger im materiellen Sinn oder in der in § 19 Abs. 3 Z 3 bezeichneten 
Ansprechperson liegen, unmöglich oder wesentlich erschwert sein wird, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde dem Empfänger im materiellen Sinn durch Bescheid 
auftragen, innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen für das 
gegenständliche Verfahren einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu 
machen. Unter den im ersten Satz genannten Voraussetzungen kann das Amt für 
Betrugsbekämpfung dem Empfänger im materiellen Sinn auftragen, innerhalb 
einer Frist von mindestens zwei Wochen für aus der Erhebung resultierende 
Verfahren einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu machen. § 10 Abs. 1 
zweiter bis vierter Satz und Abs. 2 ZustG ist sinngemäß anzuwenden; die 
Abgabestelle nach Abs. 1 gilt nicht als Abgabestelle nach § 10 Abs. 2 Z 2 ZustG. 

Kontrollplan – Tätigkeitsbericht Kontrollplan – Tätigkeitsbericht 

§ 69. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Finanzen nach Maßgabe der 
jeweiligen Zuständigkeit unter dem Gesichtspunkt einer wirksamen Kontrolle und 
auf Basis von Risikobewertungen und statistischen Daten sowie unter 
Berücksichtigung der spezifischen Risiken besonderer Branchen jährlich einen 
Kontrollplan zu erstellen. Im Kontrollplan ist auch zu dokumentieren, inwieweit 
die für die Kontrolle nach § 12 zuständige Abgabenbehörde im Hinblick auf die 
Anzahl der nach Österreich entsandten Arbeitnehmer und effizienten Kontrollen 
ausreichend mit Personal ausgestattet ist. Der Bundesminister für Finanzen hat 
dementsprechend für eine ausreichende Personalausstattung zu sorgen. Der 
Kontrollplan ist erstmalig für das Jahr 2018 zu erstellen. Der Bundesminister für 
Finanzen hat jährlich bis zum 30. Juni des Folgejahres einen Bericht über die 
Durchführung des Kontrollplanes zu erstellen und gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz dem Nationalrat 
vorzulegen und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

§ 69. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Finanzen nach Maßgabe der 
jeweiligen Zuständigkeit unter dem Gesichtspunkt einer wirksamen Kontrolle und 
auf Basis von Risikobewertungen und statistischen Daten sowie unter 
Berücksichtigung der spezifischen Risiken besonderer Branchen jährlich einen 
Kontrollplan zu erstellen. Im Kontrollplan ist auch zu dokumentieren, inwieweit 
das für die Kontrolle nach § 12 zuständige Amt für Betrugsbekämpfung im 
Hinblick auf die Anzahl der nach Österreich entsandten Arbeitnehmer und 
effizienten Kontrollen ausreichend mit Personal ausgestattet ist. Der 
Bundesminister für Finanzen hat dementsprechend für eine ausreichende 
Personalausstattung zu sorgen. Der Kontrollplan ist erstmalig für das Jahr 2018 
zu erstellen. Der Bundesminister für Finanzen hat jährlich bis zum 30. Juni des 
Folgejahres einen Bericht über die Durchführung des Kontrollplanes zu erstellen 
und gemeinsam mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz dem Nationalrat vorzulegen und der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 
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Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 72. (1) bis (6) … § 72. (1) bis (6) … 

 (7) § 11 Abs. 1 Z 1 und 6, Abs. 2 und 4, § 12 Abs. 1 und 2 samt Überschrift, 
§ 13 Abs. 1 Z 1 und 2, Abs. 4, die Überschrift vor § 14, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 
Z 4, § 22 Abs. 1a, § 32 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, § 33, § 34 Abs. 1 bis 3, § 35 Abs.4, 
§ 41 Abs. 2 und § 69, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 47 Artikel 47 

Änderung des Marktordnungsgesetzes 2007 Änderung des Marktordnungsgesetzes 2007 

Zulässigkeit der Verwendung von Daten Zulässigkeit der Verwendung von Daten 

§ 27. (1) Folgende personenbezogene Daten von Betriebsinhabern und 
sonstigen Wirtschaftsteilnehmern, deren Verwendung für die jeweils zuständige 
Marktordnungs- und Zahlstelle und den Bundesminister oder der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus eine wesentliche 
Voraussetzung bildet, um die Aufgaben, die in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen angeführt sind, wahrnehmen zu können, können übermittelt 
werden: 

§ 27. (1) Folgende personenbezogene Daten von Betriebsinhabern und 
sonstigen Wirtschaftsteilnehmern, deren Verwendung für die jeweils zuständige 
Marktordnungs- und Zahlstelle und den Bundesminister oder der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus eine wesentliche 
Voraussetzung bildet, um die Aufgaben, die in den Regelungen des 
gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts hinsichtlich Marktordnungswaren oder 
Direktzahlungen angeführt sind, wahrnehmen zu können, können übermittelt 
werden: 

 1. bis 2a. …  1. bis 2a. … 

  2b. von der AMA an die jeweils zuständige Zollbehörde und von 
den jeweils zuständigen Zollbehörden an die AMA die erforderlichen 
Daten zum Zwecke der Abwicklung der Ein- und Ausfuhrlizenzen, 

 2b. von der AMA an das Zollamt Österreich und vom Zollamt Österreich an 
die AMA die erforderlichen Daten zum Zwecke der Abwicklung der Ein- 
und Ausfuhrlizenzen, 

 2c. bis 6. …  2c. bis 6. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Schlussbestimmung Schlussbestimmung 

§ 32. (1) bis (13) … § 32. (1) bis (13) … 

 (14) § 27 Abs. 1 Z 2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 tritt am 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Artikel 48 Artikel 48 

Änderung des Meldegesetzes 1991 Änderung des Meldegesetzes 1991 

§ 2. (1) und (2) … § 2. (1) und (2) … 

(3) Sofern sie nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes schon 
anderswo gemeldet sind, sind Menschen nicht zu melden, 

(3) Sofern sie nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes schon 
anderswo gemeldet sind, sind Menschen nicht zu melden, 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. die als Angehörige des Bundesheeres, der Bundespolizei, der Zoll- oder 
Justizwache oder die im Rahmen eines Katastrophenhilfsdienstes in einer 
Gemeinschaftsunterkunft untergebracht sind. 

 4. die als Angehörige des Bundesheeres, der Bundespolizei, der 
Justizwache oder die im Rahmen eines Katastrophenhilfsdienstes in einer 
Gemeinschaftsunterkunft untergebracht sind. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 23. (1) bis (21) … § 23. (1) bis (21) … 

 (22) § 2 Abs. 3 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 49 Artikel 49 

Änderung des Mineralrohstoffgesetzes Änderung des Mineralrohstoffgesetzes 

Freischurf- und Maßengebühren Freischurf- und Maßengebühren 

§ 191. (1) bis (4) … § 191. (1) bis (4) … 

(5) Zur Erhebung im Sinn des § 49 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung ist 
hinsichtlich der Freischurf- und Maßengebühren der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten als Abgabenbehörde zuständig. Nähere 
Vorschriften über die Art der Entrichtung der Freischurf- und Maßengebühren 
sowie über die Stelle, an die diese zu entrichten sind, erläßt unter Beachtung der 
Erfordernisse einer sparsamen und zweckmäßigen Verwaltung der 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen durch Verordnung. Im übrigen gelten die 
Bundesabgabenordnung und die Abgabenexekutionsordnung. 

(5) Zur Erhebung im Sinn des § 1 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung ist 
hinsichtlich der Freischurf- und Maßengebühren der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten als Abgabenbehörde zuständig. Nähere 
Vorschriften über die Art der Entrichtung der Freischurf- und Maßengebühren 
sowie über die Stelle, an die diese zu entrichten sind, erläßt unter Beachtung der 
Erfordernisse einer sparsamen und zweckmäßigen Verwaltung der 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen durch Verordnung. Im übrigen gelten die 
Bundesabgabenordnung und die Abgabenexekutionsordnung. 

(6) … (6) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 223. (1) bis (37) § 223. (1) bis (37) 
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 (38) § 191 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 50 Artikel 50 

Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 

Selbständige Selbständige 

§ 60. (1) … § 60. (1) … 

(2) Nach Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung nach Abs. 1 hat die 
Behörde die Bewilligungen und jeweils eine Kopie des Vertrages und der 
Feststellung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice der für die 
Vollziehung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes zuständigen Abgabenbehörde 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 
- AVOG, BGBl. Nr. 18/1975, zu übermitteln, in deren örtlichen 
Zuständigkeitsbereich der Auftraggeber seinen Sitz hat. Hat der Auftraggeber 
keinen Sitz im Inland, sind diese der nach dem Wohnsitz des 
Drittstaatsangehörigen zuständigen Abgabenbehörde nach Maßgabe der 
Bestimmungen des AVOG zu übermitteln. Die Behörde hat den 
Drittstaatsangehörigen bei der Antragstellung von dieser Übermittlung 
nachweislich in Kenntnis zu setzen. 

(2) Nach Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung nach Abs. 1 hat die 
Behörde dem Amt für Betrugsbekämpfung die Bewilligungen und jeweils eine 
Kopie des Vertrages und der Feststellung der regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice zu übermitteln. Die Behörde hat den Drittstaatsangehörigen 
bei der Antragstellung von dieser Übermittlung nachweislich in Kenntnis zu 
setzen. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 82. (1) bis (29) … § 82. (1) bis (29) … 

 (30) § 60 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 51 Artikel 51 

Änderung des Privatstiftungsgesetzes Änderung des Privatstiftungsgesetzes 

Begünstigter Begünstigter 

§ 5. Begünstigter ist der in der Stiftungserklärung als solcher Bezeichnete. 
Ist der Begünstigte in der Stiftungserklärung nicht bezeichnet, so ist Begünstigter, 
wer von der vom Stifter dazu berufenen Stelle (§ 9 Abs. 1 Z 3), sonst vom 
Stiftungsvorstand als solcher festgestellt worden ist. Der Stiftungsvorstand hat 
den in diesem Sinne festgestellten Begünstigten dem für die Erhebung der 
Körperschaftsteuer der Privatstiftung zuständigen Finanzamt unverzüglich 

§ 5. Begünstigter ist der in der Stiftungserklärung als solcher Bezeichnete. 
Ist der Begünstigte in der Stiftungserklärung nicht bezeichnet, so ist Begünstigter, 
wer von der vom Stifter dazu berufenen Stelle (§ 9 Abs. 1 Z 3), sonst vom 
Stiftungsvorstand als solcher festgestellt worden ist. Der Stiftungsvorstand hat 
den in diesem Sinne festgestellten Begünstigten dem Finanzamt für Großbetriebe 
unverzüglich elektronisch mitzuteilen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
elektronisch mitzuteilen. 

Artikel XI Artikel XI 

Inkrafttreten, Vollziehungsklausel Inkrafttreten, Vollziehungsklausel 

(1) bis (1c) … (1) bis (1c) … 

 (1d) § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

(2) … (2) … 

Artikel 52 Artikel 52 

Änderung des Bundesgesetzes über Produkte, deren Ein- und 
Ausfuhr sowie Inverkehrbringen aus Tierschutzgründen verboten ist 

Änderung des Bundesgesetzes über Produkte, deren Ein- und 
Ausfuhr sowie Inverkehrbringen aus Tierschutzgründen verboten ist 

Vereinfachte Strafverfügung Vereinfachte Strafverfügung 

§ 6. (1) Mit vereinfachter Strafverfügung können die Zollämter nach 
Maßgabe des § 146 FinStrG über Finanzvergehen nach § 5 Abs. 1 und 3, wenn 
der gemeine Wert der Produkte 3 000 Euro nicht übersteigt, erkennen und mit 
Geldstrafe bis zu der in § 146 Abs. 1 FinStrG genannten Höhe bestrafen. Neben 
der genannten Strafe ist auf Verfall zu erkennen. 

§ 6. (1) Mit vereinfachter Strafverfügung kann das Zollamt Österreich nach 
Maßgabe des § 146 FinStrG über Finanzvergehen nach § 5 Abs. 1 und 3, wenn 
der gemeine Wert der Produkte 3 000 Euro nicht übersteigt, erkennen und mit 
Geldstrafe bis zu der in § 146 Abs. 1 FinStrG genannten Höhe bestrafen. Neben 
der genannten Strafe ist auf Verfall zu erkennen. 

(2) … (2) … 

Behörden und Zuständigkeiten Behörden und Zuständigkeiten 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 (2) In den Fällen des Abs. 1 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. haben die Zollämter und die Zollorgane das Zollrecht (§ 2 Abs. 1 ZollR-
DG) anzuwenden. 

 3. haben das Zollamt Österreich und die Zollorgane das Zollrecht (§ 2 
Abs. 1 ZollR-DG) anzuwenden. 

(3) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens für die in § 5 genannten 
Finanzvergehen sind die in § 58 Abs. 1 lit. a FinStrG genannten Zollämter 
zuständig, wenn diese Finanzvergehen in ihrem Bereich begangen oder entdeckt 
worden sind. 

(3) Zur Durchführung des Finanzstrafverfahrens für die in § 5 genannten 
Finanzvergehen ist das Zollamt Österreich als Finanzstrafbehörde zuständig. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

§ 10. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
im Bundesgesetzblatt in Kraft. 
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 (2) § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 und 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 53 Artikel 53 

Änderung des Bundesgesetzes über die Prüfung lohnabhängiger 
Abgaben und Beiträge 

Änderung des Bundesgesetzes über die Prüfung lohnabhängiger 
Abgaben und Beiträge 

Aufgaben Aufgaben 

§ 3. Dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge obliegt § 3. Dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge obliegt 

 1. die Durchführung der Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge 
(§ 4) im Auftrag des Finanzamtes der Betriebsstätte des Arbeitgebers 
(§ 81 des Einkommensteuergesetzes 1988 – EStG 1988, BGBl. 
Nr. 400/1988); 

 1. die Durchführung der Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge 
(§ 4) im Auftrag des Finanzamtes; 

 2. …  2. … 

Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge 

§ 4. Die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge stellt eine 
Außenprüfung gemäß § 147 der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. 
Nr. 194/1961, dar und umfasst 

§ 4. Die Prüfung lohnabhängiger Abgaben und Beiträge stellt eine 
Außenprüfung gemäß § 147 der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. 
Nr. 194/1961, dar und umfasst 

 1. die Lohnsteuerprüfung gemäß § 86 EStG 1988,  1. die Lohnsteuerprüfung gemäß § 86 des Einkommensteuergesetzes 1988 
– EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Allgemeine Aufsichts- und Erhebungsmaßnahmen Allgemeine Aufsichts- und Erhebungsmaßnahmen 

§ 5. (1) … § 5. (1) … 

(2) Der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge hat allgemeine 
Aufsichts- und Erhebungsmaßnahmen (§ 143 bis § 146 BAO bzw. § 42 und § 43 
ASVG) auf Anforderung 

(2) Der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge hat allgemeine 
Aufsichts- und Erhebungsmaßnahmen (§ 143 bis § 146 BAO bzw. § 42 und § 43 
ASVG) auf Anforderung 

 1. des Finanzamts der Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988),  1. eines Finanzamtes, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

durchzuführen. durchzuführen. 

(3) Die Organe des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge 
sind berechtigt, für die Erfüllung ihrer Aufgaben (§ 3) die Befugnisse gemäß § 12 
des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010, BGBl. I Nr. 9/2010, 
wahrzunehmen. 

(3) Die Organe des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge 
sind berechtigt, für die Erfüllung ihrer Aufgaben (§ 3) die Befugnisse gemäß 
§ 54, § 146a und § 146b BAO, wahrzunehmen. 
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Zurechnung Zurechnung 

§ 6. Das Organ des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge 
wird 

§ 6. Das Organ des Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge 
wird 

 1. bei der Durchführung  1. bei der Durchführung 

 – der Lohnsteuerprüfung als Organ des Finanzamtes der Betriebsstätte 
(§ 81 EStG 1988), 

 – der Lohnsteuerprüfung als Organ des für die Erhebung der Lohnsteuer 
zuständigen Finanzamtes, 

 – der Sozialversicherungsprüfung als Organ der Österreichischen 
Gesundheitskasse, 

 – der Sozialversicherungsprüfung als Organ der Österreichischen 
Gesundheitskasse, 

 – der Kommunalsteuerprüfung als Organ der jeweils 
einhebungsberechtigten Gemeinde tätig; 

 – der Kommunalsteuerprüfung als Organ der jeweils 
einhebungsberechtigten Gemeinde tätig; 

 2. …  2. … 

Grundsätze Grundsätze 

§ 10. (1) … § 10. (1) … 

(2) Der Prüfungsauftrag ist vom Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81 
EStG 1988) zu erteilen. 

(2) Der Prüfungsauftrag ist von dem für die Erhebung der Lohnsteuer 
zuständigen Finanzamt zu erteilen. 

(3) Das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988), die Österreichische 
Gesundheitskasse und die Gemeinden sind an das Prüfungsergebnis nicht 
gebunden. Soll in einer Erledigung von den Sachverhaltsfeststellungen des 
Prüfdienstes für lohnabhängige Abgaben und Beiträge abgewichen werden, ist 
dies dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge vor der Erledigung 
mitzuteilen. 

(3) Das Finanzamt, die Österreichische Gesundheitskasse und die 
Gemeinden sind an das Prüfungsergebnis nicht gebunden. Soll in einer 
Erledigung von den Sachverhaltsfeststellungen des Prüfdienstes für 
lohnabhängige Abgaben und Beiträge abgewichen werden, ist dies dem 
Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge vor der Erledigung 
mitzuteilen. 

Anforderungsrecht Anforderungsrecht 

§ 11.Der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge hat auf 
Anforderung der Österreichischen Gesundheitskasse eine 
Sozialversicherungsprüfung oder auf Anforderung einer Gemeinde eine 
Kommunalsteuerprüfung durchzuführen. 

§ 11. Das für die Erhebung der Lohnsteuer zuständige Finanzamt hat auf 
Anforderung der Österreichischen Gesundheitskasse einen Auftrag zu einer 
Sozialversicherungsprüfung oder auf Anforderung einer Gemeinde einen Auftrag 
zu einer Kommunalsteuerprüfung zu erteilen. 

Informationsaustausch Informationsaustausch 

§ 12. (1) Der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge hat das 
Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988) hinsichtlich der 
Lohnsteuerprüfung, die Österreichische Gesundheitskasse hinsichtlich der 
Sozialversicherungsprüfung und die jeweils einhebungsberechtigte Gemeinde 
hinsichtlich der Kommunalsteuerprüfung elektronisch 

§ 12. (1) Der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge hat das für 
die Erhebung der Lohnsteuer zuständige Finanzamt hinsichtlich der 
Lohnsteuerprüfung, die Österreichische Gesundheitskasse hinsichtlich der 
Sozialversicherungsprüfung und die jeweils einhebungsberechtigte Gemeinde 
hinsichtlich der Kommunalsteuerprüfung elektronisch 
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 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

(2) Die Österreichische Gesundheitskasse und die Gemeinde haben 
unverzüglich nach erfolgter Verständigung von der Prüfung gemäß Abs. 1 Z 1 
dem Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81 EStG 1988) ohne Aufforderung die für 
die Prüfung maßgeblichen Ergebnisse von allgemeinen Aufsichts- und 
Erhebungsmaßnahmen elektronisch zu übermitteln. 

(2) Die Österreichische Gesundheitskasse und die Gemeinde haben 
unverzüglich nach erfolgter Verständigung von der Prüfung gemäß Abs. 1 Z 1 
dem für die Erhebung der Lohnsteuer zuständigen Finanzamt ohne Aufforderung 
die für die Prüfung maßgeblichen Ergebnisse von allgemeinen Aufsichts- und 
Erhebungsmaßnahmen elektronisch zu übermitteln. 

(3) Dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge sind für 
Zwecke der Erfüllung der Aufgaben gemäß § 3 vom Finanzamt der Betriebsstätte 
(§ 81 EStG 1988) alle für die Erhebung von lohnabhängigen Abgaben, von der 
Österreichischen Gesundheitskasse alle für das Versicherungsverhältnis und die 
Beitragsentrichtung und von den Gemeinden alle für die Erhebung der 
Kommunalsteuer bedeutsamen Daten elektronisch zur Verfügung zu stellen. 
Daten, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt 
werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

(3) Dem Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge sind für 
Zwecke der Erfüllung der Aufgaben gemäß § 3 vom Finanzamt alle für die 
Erhebung von lohnabhängigen Abgaben, von der Österreichischen 
Gesundheitskasse alle für das Versicherungsverhältnis und die 
Beitragsentrichtung und von den Gemeinden alle für die Erhebung der 
Kommunalsteuer bedeutsamen Daten elektronisch zur Verfügung zu stellen. 
Daten, die mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt 
werden, sind möglichst rasch zu löschen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 26. (1) bis (3) ... § 26. (1) bis (3) ... 

 (4) § 3 Abs. 1, § 4 Z 1, § 5, § 6 Z 1, § 10, § 11 und § 12, jeweils in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in 
Kraft. 

Artikel 54 Artikel 54 

Änderung des Saatgutgesetzes 1997 Änderung des Saatgutgesetzes 1997 

Überwachung Überwachung 

§ 37. (1) bis (3) … § 37. (1) bis (3) … 

(4) Saatgut unterliegt den Bestimmungen des Abs. 1 jedoch erst im 
Zeitpunkt, in dem 

(4) Saatgut unterliegt den Bestimmungen des Abs. 1 jedoch erst im 
Zeitpunkt, in dem 

 1. es dem Zollamt zwecks Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 
gestellt wird, 

 1. es dem Zollamt Österreich zwecks Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr gestellt wird, 

 2. dem Zollamt im Fall des Anschreibeverfahrens eine Sammelanmeldung 
abzugeben ist, 

 2. dem Zollamt Österreich im Fall des Anschreibeverfahrens eine 
Sammelanmeldung abzugeben ist, 

 3. und 4. …  3. und 4. … 
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Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 80. (1) bis (4)  § 80. (1) bis (4)  

 (5) § 37 Abs. 4 Z 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 55 Artikel 55 

Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995 Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995 

Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen Steuergebiet, Steuergegenstand, sonstige Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 

 (3) Für die Erhebung der Schaumweinsteuer ist das Zollamt Österreich 
zuständig. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Aufnahme in Steuerlager im 
Steuergebiet 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(3) Die Erstattung oder Vergütung der Schaumweinsteuer obliegt dem 
Zollamt, in dessen Bereich sich das Steuerlager befindet. 

 

(4) … (4) … 

Steuerschuld, Steuerschuldner Steuerschuld, Steuerschuldner 

§ 6. (1) bis (3) … § 6. (1) bis (3) … 

(4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn der Schaumwein auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Schaumwein 
gilt dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn 
er als solcher nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Schaumweins sind dem Zollamt 
nachzuweisen. 

(4) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn der Schaumwein auf Grund seiner 
Beschaffenheit oder in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt 
vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen ist. Schaumwein 
gilt dann als vollständig zerstört oder unwiederbringlich verloren gegangen, wenn 
er als solcher nicht mehr genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie 
der unwiederbringliche Verlust des Schaumweins sind dem Zollamt Österreich 
nachzuweisen. 

(5) bis (8) … (5) bis (8) … 

Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit Anmeldung, Selbstberechnung und Fälligkeit 

§ 7. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 20. eines jeden Kalendermonats bei § 7. (1) Der Steuerschuldner hat bis zum 20. eines jeden Kalendermonats 
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dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb des Steuerschuldners befindet, 
die Schaumweinmengen, die im vorangegangenen Monat aus dem Steuerlager 
weggebracht oder zum Verbrauch entnommen wurden, nach Steuersätzen 
getrennt, schriftlich anzumelden. Schaumwein, der bis zum Tag der 
Aufzeichnung (§ 39) aus dem freien Verkehr zurückgenommen worden ist, muß 
nicht angemeldet werden. 

beim Zollamt Österreich, die Schaumweinmengen, die im vorangegangenen 
Monat aus dem Steuerlager weggebracht oder zum Verbrauch entnommen 
wurden, nach Steuersätzen getrennt, schriftlich anzumelden. Schaumwein, der bis 
zum Tag der Aufzeichnung (§ 39) aus dem freien Verkehr zurückgenommen 
worden ist, muß nicht angemeldet werden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 1, ist die Schaumweinsteuer 
bis zum 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden dritten 
Kalendermonats bei dem im Abs. 1 angeführten Zollamt zu entrichten. 

(4) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 1, ist die Schaumweinsteuer 
bis zum 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden dritten 
Kalendermonats beim Zollamt Österreich zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 2 oder § 6 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Schaumweinmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der Betrieb befindet, 
schriftlich anzumelden. Weiters hat der Steuerschuldner die auf die 
anzumeldenden Mengen entfallende Schaumweinsteuer selbst zu berechnen und 
den errechneten Steuerbetrag bis zum Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(5) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 2 oder § 6 Abs. 3, so hat der 
Steuerschuldner die Schaumweinmengen binnen einer Woche nach Entstehen der 
Steuerschuld beim Zollamt Österreich, schriftlich anzumelden. Weiters hat der 
Steuerschuldner die auf die anzumeldenden Mengen entfallende 
Schaumweinsteuer selbst zu berechnen und den errechneten Steuerbetrag bis zum 
Ablauf der Anmeldefrist zu entrichten. 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 6 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich anzumelden und zu entrichten, in dessen 
Bereich der Steuerschuldner seinen Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz 
hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 
Wird für Schaumwein, der im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren 
entzogen wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass der betreffende Schaumwein 
an Personen im Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem 
Schaumwein oder von Schaumwein unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann 
das Zollamt zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die nach § 6 
Abs. 1 Z 3 entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(5a) Entsteht die Steuerschuld nach § 6 Abs. 1 Z 1 durch eine unrechtmäßige 
Wegbringung oder Entnahme oder nach § 6 Abs. 1 Z 3, ist die Steuer 
unverzüglich beim Zollamt Österreich schriftlich anzumelden und zu entrichten. 
Wird für Schaumwein, der im Steuergebiet dem Steueraussetzungsverfahren 
entzogen wurde, im Einzelfall nachgewiesen, dass der betreffende Schaumwein 
an Personen im Steuergebiet abgegeben wurde, die zum Bezug von steuerfreiem 
Schaumwein oder von Schaumwein unter Steueraussetzung berechtigt sind, kann 
das Zollamt Österreich zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwandes die 
nach § 6 Abs. 1 Z 3 entstandene Steuer auf Antrag nicht erheben. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 

Erzeugungsstätten, Erteilung der Bewilligung Erzeugungsstätten, Erteilung der Bewilligung 

§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist bei dem Zollamt schriftlich 
einzubringen, in dessen Bereich sich die Erzeugungsstätte befindet. Der Antrag 
muß alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen für den Nachweis 

(3) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist beim Zollamt Österreich 
schriftlich einzubringen. Der Antrag muß alle Angaben über die für die Erteilung 
der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die 
Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
oder die Glaubhaftmachung der Angaben, eine mit einem Grundriß versehene 
Beschreibung der Erzeugungsstätte und eine Beschreibung der Herstellung, der 
Lagerung, der Bearbeitung und des Verbrauches von Schaumwein in der 
Erzeugungsstätte. Das Zollamt hat das Ergebnis der Überprüfung der 
eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzunehmenden 
Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in 
späteren Eingaben des Antragstellers Bezug genommen werden, soweit 
Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten sind. Im 
Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung der Erzeugungsstätte 
anzugeben. 

einem Grundriß versehene Beschreibung der Erzeugungsstätte und eine 
Beschreibung der Herstellung, der Lagerung, der Bearbeitung und des 
Verbrauches von Schaumwein in der Erzeugungsstätte. Das Zollamt Österreich 
hat das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Beschreibungen in einer mit 
dem Antragsteller aufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) festzuhalten. 
Auf diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben des Antragstellers Bezug 
genommen werden, soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse nicht 
eingetreten sind. Im Bewilligungsbescheid ist die örtliche Begrenzung der 
Erzeugungsstätte anzugeben. 

(4) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Schaumweinsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines 
Kalendermonats aus der Erzeugungsstätte weggebrachten oder in der 
Erzeugungsstätte zum Verbrauch entnommenen Schaumwein entfällt. Das 
Zollamt kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag in Höhe der 
Schaumweinsteuer, die voraussichtlich während eines Kalendermonats für aus 
der Erzeugungsstätte in den freien Verkehr entnommenen Schaumwein entsteht, 
einschränken, wenn dieser Betrag den nach dem ersten Satz ermittelten Betrag 
wesentlich unterschreitet und wenn der zur Leistung der Sicherheit Verpflichtete 
seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und auch 
sonst keine Umstände bekannt sind, die auf eine Gefährdung der Einbringlichkeit 
der Schaumweinsteuer hinweisen. Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen kann 
das Zollamt weiters in Fällen, in denen in einzelnen Kalendermonaten die Höhe 
der Sicherheit den monatlichen Durchschnittswert eines Kalenderjahres 
wesentlich überschreitet, auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit unter 
Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes bemessen wird. 

(4) Vor der Erteilung der Bewilligung ist Sicherheit in Höhe der 
Schaumweinsteuer zu leisten, die voraussichtlich auf während eines 
Kalendermonats aus der Erzeugungsstätte weggebrachten oder in der 
Erzeugungsstätte zum Verbrauch entnommenen Schaumwein entfällt. Das 
Zollamt Österreich kann auf Antrag die Höhe der Sicherheit bis zu einem Betrag 
in Höhe der Schaumweinsteuer, die voraussichtlich während eines 
Kalendermonats für aus der Erzeugungsstätte in den freien Verkehr 
entnommenen Schaumwein entsteht, einschränken, wenn dieser Betrag den nach 
dem ersten Satz ermittelten Betrag wesentlich unterschreitet und wenn der zur 
Leistung der Sicherheit Verpflichtete seinen abgabenrechtlichen Verpflichtungen 
ordnungsgemäß nachkommt und auch sonst keine Umstände bekannt sind, die auf 
eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Schaumweinsteuer hinweisen. Bei 
Vorliegen dieser Voraussetzungen kann das Zollamt Österreich weiters in Fällen, 
in denen in einzelnen Kalendermonaten die Höhe der Sicherheit den monatlichen 
Durchschnittswert eines Kalenderjahres wesentlich überschreitet, auf Antrag 
zulassen, dass die Sicherheit unter Zugrundelegung dieses Durchschnittswertes 
bemessen wird. 

(5) … (5) … 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt die Inbetriebnahme 
sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen oder im 
Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(6) Der Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Zollamt Österreich die 
Inbetriebnahme sowie jede Änderung der in den eingereichten Beschreibungen 
oder im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse anzuzeigen. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

Erzeugungsstätten, Erlöschen der Bewilligung Erzeugungsstätten, Erlöschen der Bewilligung 

§ 10. (1) … § 10. (1) … 
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(2) Die Bewilligung ist zu widerrufen, (2) Die Bewilligung ist zu widerrufen, 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. wenn eine vom Inhaber der Erzeugungsstätte bestellte Sicherheit, die 
unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt gesetzten 
Frist ergänzt oder durch eine anderweitige Sicherheit ersetzt wurde; 

 3. wenn eine vom Inhaber der Erzeugungsstätte bestellte Sicherheit, die 
unzureichend geworden ist, nicht binnen einer vom Zollamt Österreich 
gesetzten Frist ergänzt oder durch eine anderweitige Sicherheit ersetzt 
wurde; 

 4. …  4. … 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Schaumweinlager Schaumweinlager 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt in Einzelfällen, in denen der jährliche Schaumweinabsatz weniger als 
100 hl oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein Monat beträgt, auf 
Antrag von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen absehen, wenn 
Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Schaumweinlagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 
erzielt werden sollen. 

(3) Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kann das 
Zollamt Österreich in Einzelfällen, in denen der jährliche Schaumweinabsatz 
weniger als 100 hl oder die durchschnittliche Lagerdauer weniger als ein Monat 
beträgt, auf Antrag von diesen im Abs. 2 genannten Voraussetzungen absehen, 
wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Beeinträchtigung liegt insbesondere in jenen Fällen vor, in denen durch die 
Einrichtung des Schaumweinlagers lediglich die Wirkungen einer Steuerstundung 
erzielt werden sollen. 

Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet Verkehr unter Steueraussetzung im Steuergebiet 

§ 12. (1) bis (4) … § 12. (1) bis (4) … 

(5) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Schaumweins in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Schaumweinsteuer 
erkennbar sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den 
Versand ab. Das Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit durch den 
Beförderer oder den Empfänger des Schaumweins geleistet wird. 

(5) Der Inhaber des abgebenden Steuerlagers oder der registrierte Versender 
hat Sicherheit für den Versand in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer 
Entnahme des Schaumweins in den freien Verkehr entstehen würde, wenn 
Anzeichen für eine Gefährdung der Einbringlichkeit der Schaumweinsteuer 
erkennbar sind. Besteht eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den 
Versand ab. Das Zollamt Österreich kann auf Antrag zulassen, dass die Sicherheit 
durch den Beförderer oder den Empfänger des Schaumweins geleistet wird. 

Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr unter Steueraussetzung mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 13. (1) Schaumwein darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

§ 13. (1) Schaumwein darf unter Steueraussetzung, auch über Drittländer 
oder Drittgebiete, befördert werden 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 

 1. aus Steuerlagern in anderen Mitgliedstaaten oder von registrierten 
Versendern vom Ort der Einfuhr in anderen Mitgliedstaaten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 14 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) oder 

 c) an vom registrierten Empfänger nach § 14 Abs. 1 Z 1 im Voraus dem 
Zollamt Österreich mitgeteilte Bestimmungsorte (Direktlieferung) 
oder 

 d) …  d) … 

 2. und 3.   2. und 3.  

durch das Steuergebiet. durch das Steuergebiet. 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des 
Schaumweins in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht 
eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das im § 9 
Abs. 3 oder § 15 Abs. 3 bezeichnete Zollamt kann auf Antrag zulassen, dass der 
Beförderer des Schaumweins Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von 
Schaumwein unter Steueraussetzung aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von 
registrierten Versendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder 
zu den in § 12 Abs. 1 Z 3 genannten Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates finden die Bestimmungen über das 
innergemeinschaftliche Steuerversandverfahren Anwendung. 

Im Falle der Z 2 hat der Inhaber des abgebenden Steuerlagers (Versender) oder 
der registrierte Versender für den Versand eine in allen Mitgliedstaaten gültige 
Sicherheit in Höhe der Steuer zu leisten, die bei einer Entnahme des 
Schaumweins in den freien Verkehr im Steuergebiet entstehen würde. Besteht 
eine ausreichende Lagersicherheit, deckt diese auch den Versand ab. Das Zollamt 
Österreich kann auf Antrag zulassen, dass der Beförderer des Schaumweins 
Sicherheit leistet. Auf die Verbringung von Schaumwein unter Steueraussetzung 
aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Versendern vom Ort der 
Einfuhr im Steuergebiet in Steuerlager oder zu den in § 12 Abs. 1 Z 3 genannten 
Empfängern im Steuergebiet über das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates 
finden die Bestimmungen über das innergemeinschaftliche 
Steuerversandverfahren Anwendung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Registrierte Empfänger Registrierte Empfänger 

§ 14. (1) bis (3) …  § 14. (1) bis (3) …  

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers befindet oder der erstmalige Bezug erfolgen soll. Für 
das Erlöschen der Bewilligung gilt § 10 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. 

Registrierte Versender Registrierte Versender 

§ 15. (1) und (2) … § 15. (1) und (2) … 

(3) Der Antrag muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung 
geforderten Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

(3) Der Antrag ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen und 
muss alle Angaben über die für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten. Anzugeben sind jedenfalls 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
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Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 10 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

Die Unterlagen für den Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Angaben sind 
dem Antrag beizufügen. Für das Erlöschen der Bewilligung gelten § 10 Abs. 1, 
Abs. 2 Z 1, 3 und 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

(4) Der Antrag ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in dessen 
Bereich der Antragsteller seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung 
eines solchen im Steuergebiet bei dem Zollamt, in dessen Bereich sich der 
Betrieb des Antragstellers oder der Ort der erstmaligen Einfuhr befindet. 

 

5. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 5. Unregelmäßigkeiten im Verkehr unter Steueraussetzung 

§ 20. (1) bis (4) … § 20. (1) bis (4) … 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 13 
Abs. 1 und § 19 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass der Schaumwein nicht an 
seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt die Möglichkeit, den Nachweis nach Abs. 4 
zu führen. 

(5) Hatte die Person, die für die Beförderung Sicherheit geleistet hat (§ 13 
Abs. 1 und § 19 Abs. 4) keine Kenntnis davon, dass der Schaumwein nicht an 
seinem Bestimmungsort eingetroffen ist, und konnte sie auch keine Kenntnis 
davon haben, so hat sie innerhalb einer Frist von einem Monat ab Übermittlung 
dieser Information durch das Zollamt Österreich die Möglichkeit, den Nachweis 
nach Abs. 4 zu führen. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass der Schaumwein 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im 
Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten. Die Erstattung obliegt 
dem Zollamt, bei dem der zu erstattende Betrag entrichtet wurde. 

(6) Wird in den Fällen der Abs. 3 und 4 vor Ablauf einer Frist von drei 
Jahren ab dem Tag, an dem die Beförderung begonnen hat, festgestellt, dass die 
Unregelmäßigkeit in einem anderen Mitgliedstaat eingetreten und die Steuer in 
diesem Mitgliedstaat nachweislich erhoben oder dass der Schaumwein 
nachweislich aus dem EU-Verbrauchsteuergebiet ausgeführt worden ist, ist die im 
Steuergebiet entrichtete Steuer auf Antrag zu erstatten.  

7. Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens Bezug zu 
gewerblichen Zwecken 

7. Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens Bezug zu 
gewerblichen Zwecken 

§ 23. (1) bis (2a) … § 23. (1) bis (2a) … 

(3) Wer Schaumwein nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen oder 
in Gewahrsame halten will, hat dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen 
Geschäfts- oder Wohnsitz hat, vorher anzuzeigen und für die Steuer Sicherheit zu 
leisten. Hat der Anzeigepflichtige keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im 
Steuergebiet, ist die Anzeige beim Zollamt Innsbruck zu erstatten. 

(3) Wer Schaumwein nach Abs. 1 oder nach Abs. 2 erster Satz beziehen oder 
in Gewahrsame halten will, hat dies dem Zollamt Österreich vorher anzuzeigen 
und für die Steuer Sicherheit zu leisten. 

(4) … (4) … 
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(5) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem Zollamt, in dessen Bereich der 
Steuerschuldner seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines 
solchen, beim Zollamt Innsbruck eine Steueranmeldung abzugeben, die Steuer zu 
berechnen und diese spätestens am 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 
nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Hat in diesen Fällen 
der Steuerschuldner keinen Geschäfts- oder Wohnsitz im Steuergebiet, ist das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 7 
Abs. 6 und 7 sinngemäß. 

(5) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung 
abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese spätestens am 20. des auf das 
Entstehen der Steuerschuld folgenden dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird 
das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu 
entrichten. Für die Anmeldung und Entrichtung gelten § 7 Abs. 6 und 7 
sinngemäß. 

Vereinfachtes Begleitdokument Vereinfachtes Begleitdokument 

§ 24. (1) … § 24. (1) … 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 23 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der Schaumweinsteuer zu 
bestätigen. 

(2) Ist bei der Beförderung eine Empfangsbestätigung nach Artikel 4 der im 
Abs. 1 angeführten Verordnung erforderlich, hat der Anzeigepflichtige (§ 23 
Abs. 3) die für den Lieferer bestimmte Ausfertigung des vereinfachten 
Begleitdokuments mit der vom Abgangsmitgliedstaat vorgesehenen 
Empfangsbestätigung unverzüglich an den Lieferer zurückzusenden. Das Zollamt 
Österreich hat auf Antrag die Anmeldung oder Entrichtung der 
Schaumweinsteuer zu bestätigen. 

Versandhandel Versandhandel 

§ 26. (1) bis (2a) … § 26. (1) bis (2a) … 

(3) Wer als Versandhändler Schaumwein in das Steuergebiet liefern will, hat 
jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Innsbruck unter Angabe der für 
die Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der 
zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(3) Wer als Versandhändler Schaumwein in das Steuergebiet liefern will, hat 
jede Lieferung vor der Versendung dem Zollamt Österreich unter Angabe der für 
die Versteuerung maßgebenden Merkmale anzuzeigen und Sicherheit in Höhe der 
zu erwartenden Steuerbelastung zu leisten. Wird ein Beauftragter zugelassen 
(Abs. 5), muß die Sicherheit auch dessen Steuerschuld abdecken. 

(4) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich bei dem im Abs. 3 genannten Zollamt eine 
Steueranmeldung abzugeben und darin die Steuer selbst zu berechnen. Die Steuer 
ist spätestens bis zum 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld folgenden 
dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird das Verfahren nach Abs. 3 nicht 
eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu entrichten. Wurde ein Beauftragter 
zugelassen (Abs. 5), richtet sich die Zuständigkeit nach Abs. 6. 

(4) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
entstanden ist, unverzüglich beim Zollamt Österreich eine Steueranmeldung 
abzugeben, die Steuer zu berechnen und diese spätestens bis zum 20. des auf das 
Entstehen der Steuerschuld folgenden dritten Kalendermonats zu entrichten. Wird 
das Verfahren nach Abs. 3 nicht eingehalten, ist die Steuer unverzüglich zu 
entrichten. 

(5) … (5) … 
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(6) Der Antrag (Abs. 5) ist bei dem Zollamt schriftlich einzubringen, in 
dessen Bereich sich der Geschäftssitz des Beauftragten befindet. Der Antrag muß 
alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten Voraussetzungen enthalten; 
beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die Firma, der Geschäftssitz des 
Versandhändlers und des Beauftragten, die Menge des zu liefernden 
Schaumweins sowie die Höhe der voraussichtlich während zweier 
Kalendermonate entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung des Beauftragten 
vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 

(6) Der Antrag (Abs. 5) ist beim Zollamt Österreich schriftlich einzubringen. 
Der Antrag muß alle für die Erteilung der Bewilligung geforderten 
Voraussetzungen enthalten; beizufügen sind die Unterlagen über den Nachweis 
oder die Glaubhaftmachung der Angaben. Anzugeben sind der Name oder die 
Firma, der Geschäftssitz des Versandhändlers und des Beauftragten, die Menge 
des zu liefernden Schaumweins sowie die Höhe der voraussichtlich während 
zweier Kalendermonate entstehenden Steuer. Weiters ist die Erklärung des 
Beauftragten vorzulegen, daß dieser mit der Antragstellung einverstanden ist. 

(7) Soll Schaumwein nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert 
werden, kann das Zollamt Innsbruck auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 10 sinngemäß. 

(7) Soll Schaumwein nicht nur gelegentlich im Versandhandel geliefert 
werden, kann das Zollamt Österreich auf Antrag des Versandhändlers oder des 
Beauftragten die Zulassung zu Lieferungen in das Steuergebiet allgemein erteilen 
und bewilligen, daß die Steueranmeldung zusammengefaßt für alle Lieferungen 
in einem Kalendermonat bis zum 20. des auf das Entstehen der Steuerschuld 
folgenden Kalendermonats abgegeben wird. In diesen Fällen ist Sicherheit in 
Höhe der Steuer zu leisten, die für die voraussichtlich in einem Monat zu 
liefernde Menge entsteht. Für das Erlöschen der Bewilligung gilt § 10 sinngemäß. 

(8) … (8) … 

(9) Wer beabsichtigt, Schaumwein des freien Verkehrs als Versandhändler 
mit Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat 
dies schriftlich bei dem Zollamt anzuzeigen, in dessen Bereich er seinen 
Geschäftssitz hat. In der Anzeige sind die Menge des Schaumweins und, soweit 
sie im Zeitpunkt der Anzeige bereits bekannt sind, Name und Anschrift des 
Empfängers oder der Empfänger sowie der Tag der jeweiligen Lieferung 
anzugeben. 

(9) Wer beabsichtigt, Schaumwein des freien Verkehrs als Versandhändler 
mit Geschäftssitz im Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat zu liefern, hat 
dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen. 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

Verbringen zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder über 
das Gebiet anderer Mitgliedstaaten 

§ 27. (1) … § 27. (1) … 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt, in dessen Bereich er seinen Geschäfts- oder 
Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im Steuergebiet, beim Zollamt 
Innsbruck schriftlich anzuzeigen. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 hat der Lieferer vor der ersten derartigen 
Verbringung dies dem Zollamt Österreich schriftlich anzuzeigen.  

(3) Wird Schaumwein des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes 
auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen 

(3) Wird Schaumwein des freien Verkehrs von einem Ort des Steuergebietes 
auf einem geeigneten Transportweg durch das Gebiet eines anderen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das 
Begleitdokument nach § 24 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer vor 
der Beförderung die beabsichtigte Beförderung dem Zollamt, in dessen Bereich er 
seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen im 
Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck, schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat 
den Empfang des Schaumweins auf dem Begleitdokument zu bestätigen und das 
Dokument zu seinen Aufzeichnungen zu nehmen. 

Mitgliedstaates zu einem Bestimmungsort im Steuergebiet befördert, ist das 
Begleitdokument nach § 24 Abs. 1 zu verwenden. Weiters hat der Lieferer vor 
der Beförderung die beabsichtigte Beförderung dem Zollamt Österreich 
schriftlich anzuzeigen. Der Empfänger hat den Empfang des Schaumweins auf 
dem Begleitdokument zu bestätigen und das Dokument zu seinen 
Aufzeichnungen zu nehmen. 

(4) … (4) … 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Schaumwein des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Schaumwein des 
steuerrechtlich freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten 

§ 27a. (1) und (2) … § 27a. (1) und (2) … 

(3)Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
nach Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich bei dem Zollamt schriftlich 
anzumelden und zu entrichten, in dessen Bereich der Steuerschuldner seinen 
Betrieb oder seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, in Ermangelung eines solchen 
im Steuergebiet, beim Zollamt Innsbruck. 

(3) Der Steuerschuldner hat für den Schaumwein, für den die Steuerschuld 
nach Abs. 1 entstanden ist, die Steuer unverzüglich beim Zollamt Österreich 
schriftlich anzumelden und zu entrichten. 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

Steuererstattung oder Steuervergütung bei Verbringen zu gewerblichen 
Zwecken in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer 

§ 28. (1) … § 28. (1) … 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 26 Abs. 9 oder § 27 eingehalten, die Verbringung dem im 
Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte 
(Abs. 3) in den Fällen des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des 
Mitgliedstaates darüber, dass der Schaumwein dort ordnungsgemäß steuerlich 
erfasst worden ist, oder in den Fällen des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des 
Ausgangs des Schaumweins aus dem Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von 
erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen und wenn Steuerbelange dadurch nicht 
beeinträchtigt werden kann das Zollamt in Fällen, in denen Schaumwein nicht 
unmittelbar in ein Drittland ausgeführt werden soll, die Anwendung des 
Verfahrens nach § 19 dieses Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, 
dass nach Vorliegen eines Nachweises des Ausgangs des Schaumweins aus dem 
Zollgebiet eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2) Eine Erstattung oder Vergütung nach Abs. 1 wird nur gewährt, wenn das 
Verfahren nach § 26 Abs. 9 oder § 27 eingehalten, die Verbringung dem Zollamt 
Österreich vorher angezeigt worden ist und der Berechtigte (Abs. 3) in den Fällen 
des Abs. 1 lit. a eine amtliche Bestätigung des Mitgliedstaates darüber, dass der 
Schaumwein dort ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist, oder in den Fällen 
des Abs. 1 lit. b einen Nachweis des Ausgangs des Schaumweins aus dem 
Zollgebiet vorlegt. Zur Vermeidung von erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
und wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden kann das Zollamt 
Österreich in Fällen, in denen Schaumwein nicht unmittelbar in ein Drittland 
ausgeführt werden soll, die Anwendung des Verfahrens nach § 19 dieses 
Bundesgesetzes jedoch nicht zumutbar ist, zulassen, dass nach Vorliegen eines 
Nachweises des Ausgangs des Schaumweins aus dem Zollgebiet eine Erstattung 
oder Vergütung nach Abs. 1 lit. b gewährt wird. 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn der Schaumwein 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 

(2a) Eine Erstattung nach Abs. 1 wird auch gewährt, wenn der Schaumwein 
nicht am Bestimmungsort angekommen ist, der Berechtigte (Abs. 3) jedoch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass der Schaumwein dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 26 Abs. 9 oder § 27 eingehalten und die 
Verbringung dem im Abs. 5 genannten Zollamt vorher angezeigt worden ist. 

aufgrund einer in einem anderen Mitgliedstaat festgestellten Unregelmäßigkeit als 
Steuerschuldner in Anspruch genommen worden ist und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer in diesem Mitgliedstaat entrichtet worden ist oder eine amtliche 
Bestätigung dieses Mitgliedstaates darüber vorlegt, dass der Schaumwein dort 
ordnungsgemäß steuerlich erfasst worden ist. Die Erstattung oder Vergütung wird 
nur gewährt, wenn das Verfahren nach § 26 Abs. 9 oder § 27 eingehalten und die 
Verbringung dem Zollamt Österreich vorher angezeigt worden ist. 

(3) bis (4a) … (3) bis (4a) … 

(5) Die Erstattung oder Vergütung der Schaumweinsteuer obliegt dem 
Zollamt, in dessen Bereich der Berechtigte seinen Geschäfts- oder Wohnsitz hat, 
in Ermangelung eines solchen, dem Zollamt Innsbruck. Für die Anträge gilt § 7 
Abs. 7 sinngemäß. 

(5) Für die Anträge gilt § 7 Abs. 7 sinngemäß. 

8. Amtliche Aufsicht 8. Amtliche Aufsicht 

§ 29. (1) … § 29. (1) … 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Schaumwein der 
Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen wird. 

(2) Die amtliche Aufsicht umfasst alle Überwachungsmaßnahmen des 
Zollamtes Österreich, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass Schaumwein 
der Besteuerung im Steuergebiet oder im übrigen Gebiet der Europäischen Union 
entzogen wird. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem Zollamt, in dessen Bereich sich der zu 
beaufsichtigende Betrieb, der Geschäftssitz des Beauftragten, das zu 
beaufsichtigende Transportmittel oder Transportbehältnis oder die zu 
beaufsichtigende Ware befinden. 

 

§ 31. Wird Schaumwein im Steuergebiet in Transportbehältnisse abgefüllt, 
müssen diese mit einer Kennzeichnung versehen sein, aus der das Zollamt, in 
dessen Bereich die Abfüllung stattgefunden hat, feststellen kann, in welchem 
Betrieb der Schaumwein in das Transportbehältnis abgefüllt wurde. 

§ 31. Wird Schaumwein im Steuergebiet in Transportbehältnisse abgefüllt, 
müssen diese mit einer Kennzeichnung versehen sein, aus der das Zollamt 
Österreich feststellen kann, in welchem Betrieb der Schaumwein in das 
Transportbehältnis abgefüllt wurde. 

§ 32. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Schaumweinverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch 
eine körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an 
Schaumwein sich am Ende des Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für 
Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, im 
Betrieb befinden und das Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier Wochen 
dem Zollamt schriftlich mitzuteilen. 

§ 32. (1) Der Inhaber eines Steuerlagers oder eines 
Schaumweinverwendungsbetriebes und der registrierte Empfänger haben durch 
eine körperliche Bestandsaufnahme festzustellen, welche Mengen an 
Schaumwein sich am Ende des Zeitraumes, welcher der Gewinnermittlung für 
Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen zugrunde gelegt wird, im 
Betrieb befinden und das Ergebnis dieser Bestandsaufnahme binnen vier Wochen 
dem Zollamt Österreich schriftlich mitzuteilen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
aus den nach §§ 35 bis 39 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu ermitteln, 
welche Schaumweinmengen in einem vom Zollamt zu bestimmenden Zeitraum 
hergestellt, aufgenommen, zum Verbrauch entnommen, weggebracht, 
zurückgenommen, steuerfrei verwendet (§ 4 Abs. 1 Z 3), bezogen, unbrauchbar 
gemacht oder vernichtet wurden oder verlorengegangen sind. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen haben auf Verlangen des Zollamtes 
Österreich aus den nach §§ 35 bis 39 geführten Aufzeichnungen rechnerisch zu 
ermitteln, welche Schaumweinmengen in einem vom Zollamt Österreich zu 
bestimmenden Zeitraum hergestellt, aufgenommen, zum Verbrauch entnommen, 
weggebracht, zurückgenommen, steuerfrei verwendet (§ 4 Abs. 1 Z 3), bezogen, 
unbrauchbar gemacht oder vernichtet wurden oder verlorengegangen sind. 

(3) Die im Abs. 1 genannten Personen und derjenige, in dessen Gewahrsame 
sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem anzunehmen 
ist, daß damit Schaumwein befördert wird, sind verpflichtet, die Amtshandlungen 
des Zollamtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die erforderlichen Hilfsdienste 
unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel unentgeltlich beizustellen. 

(3) Die im Abs. 1 genannten Personen und derjenige, in dessen Gewahrsame 
sich ein Transportmittel oder Transportbehältnis befindet, von dem anzunehmen 
ist, daß damit Schaumwein befördert wird, sind verpflichtet, die Amtshandlungen 
des Zollamtes Österreich ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die erforderlichen 
Hilfsdienste unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfsmittel unentgeltlich 
beizustellen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf innergemeinschaftliche 
Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

(4) Die im Abs. 1 angeführten Personen sind verpflichtet, dem Zollamt 
Österreich unverzüglich Umstände anzuzeigen, die den Verdacht auf 
innergemeinschaftliche Betrugshandlungen oder Finanzvergehen zulassen. 

Steuergegenstand Steuergegenstand 

§ 40. (1) und (2) … § 40. (1) und (2) … 

(3) Auf Zwischenerzeugnisse sind vorbehaltlich des § 42 die Bestimmungen 
des § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2 und 3, § 2a sowie die §§ 4 bis 39 sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Auf Zwischenerzeugnisse sind vorbehaltlich des § 42 die Bestimmungen 
des § 1 Abs. 2 und 3, § 2 Abs. 2 und 3, § 2a sowie die §§ 4 bis 39 sinngemäß 
anzuwenden. 

Herstellung von Zwischenerzeugnissen Herstellung von Zwischenerzeugnissen 

§ 42. (1) … § 42. (1) … 

(2) Wer Zwischenerzeugnisse außerhalb eines Steuerlagers zu gewerblichen 
Zwecken herstellen will, hat dies vor Aufnahme der Herstellung dem Zollamt, in 
dessen Bereich die Herstellung erfolgen soll, schriftlich anzuzeigen. 

(2) Wer Zwischenerzeugnisse außerhalb eines Steuerlagers zu gewerblichen 
Zwecken herstellen will, hat dies vor Aufnahme der Herstellung dem Zollamt 
Österreich schriftlich anzuzeigen. 

(3) … (3) … 

Begriffsbestimmung Begriffsbestimmung 

§ 43. (1) … § 43. (1) … 

(2) § 2 Abs. 2 und 3 findet entsprechende Anwendung. (2) Die §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 2 und 3 finden entsprechende Anwendung. 

Verkehr mit Wein mit anderen Mitgliedstaaten Verkehr mit Wein mit anderen Mitgliedstaaten 

§ 44. (1) und (2) … § 44. (1) und (2) … 
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(3) Die Bewilligung wird auf Antrag Personen erteilt, die ordnungsgemäß 
kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den 
Erfordernissen, Bücher zu führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann das 
Zollamt auf Antrag bei Betrieben absehen, die nicht nach den Vorschriften der 
Bundesabgabenordnung zur Führung von Büchern verpflichtet sind, soweit 
dadurch steuerliche Belange nicht gefährdet werden. Inhaber von 
Weinherstellungsbetrieben mit einer durchschnittlichen Erzeugung von weniger 
als 1000 Hektolitern Wein pro Weinwirtschaftsjahr (1. September eines Jahres bis 
31. August des folgenden Jahres) sind von dem Verfahren nach dem ersten Satz 
befreit (kleine Weinerzeuger); für sie gilt die Bewilligung als erteilt, sobald sie 
schriftlich dem für die amtliche Aufsicht zuständigen Zollamt anzeigen, daß sie 
den Versand nach Abs. 2 aufnehmen wollen. In der Anzeige ist die 
Durchschnittserzeugung anzugeben. 

(3) Die Bewilligung wird auf Antrag Personen erteilt, die ordnungsgemäß 
kaufmännische Bücher führen, rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen und gegen 
deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Von den 
Erfordernissen, Bücher zu führen und Jahresabschlüsse aufzustellen, kann das 
Zollamt Österreich auf Antrag bei Betrieben absehen, die nicht nach den 
Vorschriften der Bundesabgabenordnung zur Führung von Büchern verpflichtet 
sind, soweit dadurch steuerliche Belange nicht gefährdet werden. Inhaber von 
Weinherstellungsbetrieben mit einer durchschnittlichen Erzeugung von weniger 
als 1000 Hektolitern Wein pro Weinwirtschaftsjahr (1. September eines Jahres bis 
31. August des folgenden Jahres) sind von dem Verfahren nach dem ersten Satz 
befreit (kleine Weinerzeuger); für sie gilt die Bewilligung als erteilt, sobald sie 
schriftlich dem Zollamt Österreich anzeigen, daß sie den Versand nach Abs. 2 
aufnehmen wollen. In der Anzeige ist die Durchschnittserzeugung anzugeben. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist bei dem Zollamt, in dessen 
Bereich sich der Betrieb befindet, schriftlich einzubringen. § 10 über das 
Erlöschen der Bewilligung gilt sinngemäß. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung ist beim Zollamt Österreich 
schriftlich einzubringen. § 10 über das Erlöschen der Bewilligung gilt sinngemäß. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

(8) Der Steuerlagerinhaber hat über den Zugang und Abgang von Wein, der 
im innergemeinschaftlichen Steuerversandverfahren befördert wird, 
Aufzeichnungen zu führen. Bei Wein aus Weintrauben gelten die nach Weinrecht 
zu führenden Bücher als ausreichende Aufzeichnungen, sofern das Zollamt nicht 
anderes anordnet. 

(8) Der Steuerlagerinhaber hat über den Zugang und Abgang von Wein, der 
im innergemeinschaftlichen Steuerversandverfahren befördert wird, 
Aufzeichnungen zu führen. Bei Wein aus Weintrauben gelten die nach Weinrecht 
zu führenden Bücher als ausreichende Aufzeichnungen, sofern das Zollamt 
Österreich nicht anderes anordnet. 

Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens Verbringen außerhalb des Steueraussetzungsverfahrens 

§ 45. (1) Wird Wein zu gewerblichen Zwecken aus dem freien Verkehr 
anderer Mitgliedstaaten in das Steuergebiet verbracht, so bescheinigt das Zollamt 
nach Vorlage der Begleitdokumente auf Antrag die Aufnahme des Weins in den 
Betrieb des Empfängers. 

§ 45. (1) Wird Wein zu gewerblichen Zwecken aus dem freien Verkehr 
anderer Mitgliedstaaten in das Steuergebiet verbracht, so bescheinigt das Zollamt 
Österreich nach Vorlage der Begleitdokumente auf Antrag die Aufnahme des 
Weins in den Betrieb des Empfängers. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Übergangs- und Schlußbestimmungen Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 46. (1) … § 46. … 

(2) Die Zuständigkeit der Zollämter bestimmt sich, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nach dem 

 

135/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

147 von 180

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  148 von 180 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz. 

 § 48i. § 1 Abs. 3, § 6 Abs. 4, § 7 Abs. 1, Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 5a, § 9 
Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 6, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 3, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 1, 
§ 14 Abs. 4, § 20 Abs. 5 und Abs. 6, § 23 Abs. 3 und Abs. 5, § 24 Abs. 2, § 26 
Abs. 3, Abs. 4, Abs. 6, Abs. 7 und Abs. 9, § 27 Abs. 2 und Abs. 3, § 27a Abs. 3, 
§ 28 Abs. 2, Abs. 2a und Abs. 5, § 29 Abs. 2, § 31, § 32, § 42 Abs. 2, § 44 Abs. 3, 
Abs. 4 und Abs. 8 und § 45 Abs. 1, jeweils in der geltenden Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. § 5 
Abs. 3, § 15 Abs. 4, § 29 Abs. 3 und § 46 treten mit Ablauf des 31. Dezember 
2019 außer Kraft. 

Artikel 56 Artikel 56 

Änderung des Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes Änderung des Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes 

Kooperations- und Informationsstellen Kooperations- und Informationsstellen 

§ 3. (1) ... § 3. (1) ... 

(2) Als Kooperationsstellen im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten (2) Als Kooperationsstellen im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten 

 1. die Finanzstraf- und Abgabenbehörden des Bundes,  1. das Amt für Betrugsbekämpfung und die Abgabenbehörden, 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 

(3) …. (3) …. 

Zusammenarbeit Zusammenarbeit 

§ 4. (1) und (2) ... § 4. (1) und (2) ... 

(3) Zur Erleichterung der Kontaktaufnahme und der Umsetzung der in 
Abs. 2 genannten Verpflichtungen haben die Abgabenbehörden, die Träger der 
Krankenversicherung, die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse und die 
Sicherheitsbehörden jeweils einen/eine Sozialbetrugsbekämpfungsbeauftragte/n 
für jedes Bundesland zu bestellen. 

(3) Zur Erleichterung der Kontaktaufnahme und der Umsetzung der in 
Abs. 2 genannten Verpflichtungen haben das Amt für Betrugsbekämpfung, die 
Träger der Krankenversicherung, die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse und die Sicherheitsbehörden jeweils einen/eine 
Sozialbetrugsbekämpfungsbeauftragte/n für jedes Bundesland zu bestellen. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 

Sozialbetrugsdatenbank – Datenaustausch Sozialbetrugsdatenbank – Datenaustausch 

§ 5. (1) … § 5. (1) … 

(2) Das Bundesministerium für Finanzen hat zum Zweck des Erfassens und 
der erleichterten Ermittlung von Sozialbetrugsfällen nach den §§ 153c bis 153e 
StGB eine Sozialbetrugsdatenbank zu führen. In dieser Datenbank werden die 

(2) Das Bundesministerium für Finanzen hat zum Zweck des Erfassens und 
der erleichterten Ermittlung von Sozialbetrugsfällen nach den §§ 153c bis 153e 
StGB eine Sozialbetrugsdatenbank zu führen. In dieser Datenbank werden die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Daten über natürliche und juristische Personen verarbeitet, wenn sich 
Anhaltspunkte für das Vorliegen von Sozialbetrug im Sinne der §§ 153c bis 153e 
StGB ergeben. Die in Frage kommenden Datenarten sind: 

Daten über natürliche und juristische Personen verarbeitet, wenn sich 
Anhaltspunkte für das Vorliegen von Sozialbetrug im Sinne der §§ 153c bis 153e 
StGB ergeben. Die in Frage kommenden Datenarten sind: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. die Abgabenbehörde, die die Überprüfung durchgeführt hat,     

 4. …  4. … 

 5. Schriftverkehr mit den Kooperationsstellen sowie weiteren Personen, 
Unternehmen und Behörden in Zusammenhang mit Ermittlungen sowie 
Zeitpunkt der Einleitung und der Zeitpunkt der Erledigung des 
Verfahrens durch die Abgabenbehörden und Zeitpunkt und die Art der 
Erledigung durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft, 

 5. Schriftverkehr mit den Kooperationsstellen sowie weiteren Personen, 
Unternehmen und Behörden in Zusammenhang mit Ermittlungen sowie 
Zeitpunkt der Einleitung und der Zeitpunkt der Erledigung des 
Verfahrens durch das Amt für Betrugsbekämpfung und Zeitpunkt und die 
Art der Erledigung durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft, 

 6. und 7. ...  6. und 7. ... 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 

Ermittlungsbefugnisse der Finanzstraf- und Abgabenbehörden und ihrer 
Organe 

Ermittlungsbefugnisse der Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung  

§ 6. (1) Die Staatsanwaltschaft kann bei der Verfolgung von Straftaten nach 
den §§ 153c bis 153e StGB die Hilfe der Finanzstraf- und Abgabenbehörden des 
Bundes und ihrer Organe in Anspruch nehmen. 

§ 6. (1) Die Staatsanwaltschaft kann bei der Verfolgung von Straftaten nach 
den §§ 153c bis 153e StGB die Hilfe des Amtes für Betrugsbekämpfung und 
seiner Organe in Anspruch nehmen. 

(2) … (2) … 

Privatbeteiligung Privatbeteiligung 

§ 7. Den Trägern der Krankenversicherung und den Abgabenbehörden des 
Bundes kommen im Ermittlungsverfahren sowie im Haupt- und 
Rechtsmittelverfahren nach den §§ 153c bis 153e StGB kraft Gesetzes im 
Rahmen ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs die Stellung eines 
Privatbeteiligten zu. 

§ 7. Den Trägern der Krankenversicherung und dem Amt für 
Betrugsbekämpfung kommen im Ermittlungsverfahren sowie im Haupt- und 
Rechtsmittelverfahren nach den §§ 153c bis 153e StGB kraft Gesetzes im 
Rahmen ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs die Stellung eines 
Privatbeteiligten zu. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 

Maßnahmen gegen Scheinunternehmen Maßnahmen gegen Scheinunternehmen 

Verfahren zur Feststellung des Scheinunternehmens Verfahren zur Feststellung des Scheinunternehmens 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 

(2) Ein Verdacht auf Vorliegen eines Scheinunternehmens ist gegeben, wenn 
die Anhaltspunkte bei einer Gesamtbetrachtung ihrem Gewicht, ihrer Bedeutung 

(2) Ein Verdacht auf Vorliegen eines Scheinunternehmens ist gegeben, wenn 
die Anhaltspunkte bei einer Gesamtbetrachtung ihrem Gewicht, ihrer Bedeutung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und ihrem wahren wirtschaftlichen Gehalt nach berechtigte Zweifel begründen, 
ob 

und ihrem wahren wirtschaftlichen Gehalt nach berechtigte Zweifel begründen, 
ob 

 1. …  1. … 

 2. die Anmeldung zur Sozialversicherung vom Vorsatz getragen ist, dass 
die angemeldeten Personen eine unselbstständige Erwerbstätigkeit 
aufnehmen. 

 2. die Anmeldung zur Sozialversicherung vom Vorsatz getragen ist, dass 
die angemeldeten Personen eine unselbstständige Erwerbstätigkeit 
aufnehmen. 

Die Abgabenbehörden des Bundes haben die Ermittlungen hinsichtlich des 
Verdachtes auf Vorliegen eines Scheinunternehmens im Sinne dieser 
Bestimmung durchzuführen. 

Das Amt für Betrugsbekämpfung hat die Ermittlungen hinsichtlich des 
Verdachtes auf Vorliegen eines Scheinunternehmens im Sinne dieser 
Bestimmung durchzuführen. 

(3) Anhaltspunkte für einen Verdacht auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens sind insbesondere: 

(3) Anhaltspunkte für einen Verdacht auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens sind insbesondere: 

 1. …  1. … 

 2. Unauffindbarkeit von für das Unternehmen tätigen Personen, die dem 
angegebenen Geschäftszweig entsprechen, an der der Abgabenbehörde 
oder dem Träger der Krankenversicherung nach dem ASVG zuletzt 
bekannt gegebenen Adresse oder der im Firmenbuch eingetragenen 
Geschäftsanschrift, 

 2. Unauffindbarkeit von für das Unternehmen tätigen Personen, die dem 
angegebenen Geschäftszweig entsprechen, an der der 
Bundesfinanzverwaltung oder dem Träger der Krankenversicherung nach 
dem ASVG zuletzt bekannt gegebenen Adresse oder der im Firmenbuch 
eingetragenen Geschäftsanschrift, 

 3. Unmöglichkeit des Herstellens eines persönlichen Kontakts zu dem/der 
Rechtsträger/in oder dessen/deren organschaftlichen 
Vertreters/Vertreterin über die im Firmenbuch eingetragenen 
Geschäftsanschrift oder die der Abgabenbehörde oder dem Träger der 
Krankenversicherung nach dem ASVG zuletzt bekannt gegebene 
Adresse, 

 3. Unmöglichkeit des Herstellens eines persönlichen Kontakts zu dem/der 
Rechtsträger/in oder dessen/deren organschaftlichen 
Vertreters/Vertreterin über die im Firmenbuch eingetragenen 
Geschäftsanschrift oder die der Bundesfinanzverwaltung oder dem 
Träger der Krankenversicherung nach dem ASVG zuletzt bekannt 
gegebene Adresse, 

 4. bis 6. …  4. bis 6. … 

(4) Die für die Feststellung der Scheinunternehmerschaft zuständige 
Abgabenbehörde ist das Finanzamt der Betriebsstätte (§ 81 
Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988), dem die 
Wahrnehmung der Angelegenheiten des vom betroffenen Unternehmen 
vorzunehmenden Steuerabzuges vom Arbeitslohn obliegt. Besteht ein Verdacht 
auf Vorliegen eines Scheinunternehmens, ist dieser dessen Rechtsträger/in durch 
die Abgabenbehörde schriftlich mitzuteilen. Zum Zwecke der Klärung des 
Sachverhalts nach § 7 Abs. 1a Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG), BGBl. 
Nr. 324/1977, hat die Abgabenbehörde die IEF-Service GmbH über das Bestehen 
eines Verdachts im Sinne des ersten Satzes schriftlich zu informieren. 

(4) Für die Feststellung der Scheinunternehmerschaft ist das Amt für 
Betrugsbekämpfung zuständig, welches bei Verdacht auf Vorliegen eines 
Scheinunternehmens diesen dessen Rechtsträger/in schriftlich mitzuteilen hat. 
Zum Zwecke der Klärung des Sachverhalts nach § 7 Abs. 1a Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetz (IESG), BGBl. Nr. 324/1977, hat das Amt für 
Betrugsbekämpfung die IEF-Service GmbH über das Bestehen eines Verdachts 
im Sinne des ersten Satzes schriftlich zu informieren. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(5) und (6) ... (5) und (6) ... 

(7) Gegen den mitgeteilten Verdacht kann binnen einer Woche ab Zustellung 
Widerspruch bei der Abgabenbehörde erhoben werden. Der Widerspruch kann 
nur durch persönliche Vorsprache des/der Rechtsträgers/Rechtsträgerin oder 
dessen/deren organschaftlichen Vertreters/Vertreterin erfolgen. 

(7) Gegen den mitgeteilten Verdacht kann binnen einer Woche ab Zustellung 
Widerspruch beim Amt für Betrugsbekämpfung erhoben werden. Der 
Widerspruch kann nur durch persönliche Vorsprache des/der 
Rechtsträgers/Rechtsträgerin oder dessen/deren organschaftlichen 
Vertreters/Vertreterin erfolgen. 

(8) Wird kein Widerspruch erhoben, hat die Abgabenbehörde mit Bescheid 
festzustellen, dass das Unternehmen, hinsichtlich dessen ein Verdacht nach 
Abs. 2 vorliegt, als Scheinunternehmen gilt. Für die Zustellung dieses Bescheids 
gelten die Abs. 5 und 6. Der rechtskräftige Bescheid ist allen Kooperationsstellen, 
der Gewerbebehörde und dem Auftragnehmerkataster Österreich zu übermitteln; 
dasselbe gilt für allfällige spätere Änderungen betreffend die Feststellung als 
Scheinunternehmen. 

(8) Wird kein Widerspruch erhoben, hat das Amt für Betrugsbekämpfung 
mit Bescheid festzustellen, dass das Unternehmen, hinsichtlich dessen ein 
Verdacht nach Abs. 2 vorliegt, als Scheinunternehmen gilt. Für die Zustellung 
dieses Bescheids gelten die Abs. 5 und 6. Der rechtskräftige Bescheid ist allen 
Kooperationsstellen, der Gewerbebehörde und dem Auftragnehmerkataster 
Österreich zu übermitteln; dasselbe gilt für allfällige spätere Änderungen 
betreffend die Feststellung als Scheinunternehmen. 

(9) Wird Widerspruch erhoben, hat die Abgabenbehörde nach Durchführung 
eines Ermittlungsverfahrens mit Bescheid festzustellen, dass das Unternehmen, 
hinsichtlich dessen ein Verdacht nach Abs. 2 vorliegt, als Scheinunternehmen 
gilt, oder das Verfahren einzustellen. Die Feststellung als Scheinunternehmen gilt 
als wichtiger Grund im Sinne des § 102 der Bundesabgabenordnung (BAO), 
BGBl. Nr. 194/1961. Für die Zustellung dieses Bescheids gilt die der 
Abgabenbehörde zuletzt bekannt gegebene Adresse als Abgabestelle im Sinne 
des § 2 Z 4 ZustG. Die physische Zustellung wird auch dann bewirkt, wenn die 
Voraussetzungen des ZustG in Bezug auf die Anwesenheit des/der 
Empfängers/Empfängerin oder eines/einer Vertreters/Vertreterin nicht vorliegen 
oder die schriftliche Verständigung von der Hinterlegung – insbesondere wegen 
Unauffindbarkeit des/der Empfängers/Empfängerin – nicht in eine für die 
Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung eingelegt, an der Abgabestelle 
zurückgelassen oder an der Eingangstüre angebracht werden konnte. Der 
rechtskräftige Bescheid oder das Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ist allen 
Kooperationsstellen, der Gewerbebehörde und dem Auftragnehmerkataster 
Österreich zu übermitteln; dasselbe gilt für allfällige spätere Änderungen 
betreffend die Feststellung als Scheinunternehmen. 

(9) Wird Widerspruch erhoben, hat das Amt für Betrugsbekämpfung nach 
Durchführung eines Ermittlungsverfahrens mit Bescheid festzustellen, dass das 
Unternehmen, hinsichtlich dessen ein Verdacht nach Abs. 2 vorliegt, als 
Scheinunternehmen gilt, oder das Verfahren einzustellen. Die Feststellung als 
Scheinunternehmen gilt als wichtiger Grund im Sinne des § 102 der 
Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961. Für die Zustellung dieses 
Bescheids gilt die der Bundesfinanzverwaltung zuletzt bekannt gegebene Adresse 
als Abgabestelle im Sinne des § 2 Z 4 ZustG. Die physische Zustellung wird auch 
dann bewirkt, wenn die Voraussetzungen des ZustG in Bezug auf die 
Anwesenheit des/der Empfängers/Empfängerin oder eines/einer 
Vertreters/Vertreterin nicht vorliegen oder die schriftliche Verständigung von der 
Hinterlegung – insbesondere wegen Unauffindbarkeit des/der 
Empfängers/Empfängerin – nicht in eine für die Abgabestelle bestimmte 
Abgabeeinrichtung eingelegt, an der Abgabestelle zurückgelassen oder an der 
Eingangstüre angebracht werden konnte. Der rechtskräftige Bescheid oder das 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ist allen Kooperationsstellen, der 
Gewerbebehörde und dem Auftragnehmerkataster Österreich zu übermitteln; 
dasselbe gilt für allfällige spätere Änderungen betreffend die Feststellung als 
Scheinunternehmen. 

(10) ... (10) ... 

(11) Handelt es sich beim Scheinunternehmen um einen im Firmenbuch 
eingetragene/n Rechtsträger/in, so ist der rechtskräftige Bescheid oder das 

(11) Handelt es sich beim Scheinunternehmen um einen im Firmenbuch 
eingetragene/n Rechtsträger/in, so ist der rechtskräftige Bescheid oder das 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichts von der Abgabenbehörde auch dem 
zuständigen Firmenbuchgericht zu übermitteln; dasselbe gilt für allfällige spätere 
Änderungen betreffend die Feststellung als Scheinunternehmen. Das Gericht hat 
aufgrund einer solchen Mitteilung von Amts wegen die Eintragung gemäß § 3 
Abs. 1 Z 15a des Firmenbuchgesetzes (FBG), BGBl. Nr. 10/1991, vorzunehmen 
oder zu löschen. Handelt es sich beim Scheinunternehmen um eine 
Kapitalgesellschaft, so hat die Abgabenbehörde beim zuständigen 
Firmenbuchgericht gegebenenfalls auch einen Antrag auf Löschung der 
Gesellschaft wegen Vermögenslosigkeit gemäß § 40 FBG zu stellen. 

Erkenntnis des Verwaltungsgerichts vom Amt für Betrugsbekämpfung auch dem 
zuständigen Firmenbuchgericht zu übermitteln; dasselbe gilt für allfällige spätere 
Änderungen betreffend die Feststellung als Scheinunternehmen. Das Gericht hat 
aufgrund einer solchen Mitteilung von Amts wegen die Eintragung gemäß § 3 
Abs. 1 Z 15a des Firmenbuchgesetzes (FBG), BGBl. Nr. 10/1991, vorzunehmen 
oder zu löschen. Handelt es sich beim Scheinunternehmen um eine 
Kapitalgesellschaft, so hat das Amt für Betrugsbekämpfung beim zuständigen 
Firmenbuchgericht gegebenenfalls auch einen Antrag auf Löschung der 
Gesellschaft wegen Vermögenslosigkeit gemäß § 40 FBG zu stellen. 

(12) Auf das Verfahren sind die Vorschriften der BAO sinngemäß mit den 
vorgenannten und folgenden Besonderheiten anzuwenden: 

(12) Auf das Verfahren sind die Vorschriften der BAO sinngemäß mit den 
vorgenannten und folgenden Besonderheiten anzuwenden: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Gegen Bescheide nach den Abs. 8 und 9 sind Beschwerden an das 
Bundesfinanzgericht zulässig. Die Beschwerde ist bei der 
Abgabenbehörde einzubringen, die den angefochtenen Bescheid erlassen 
hat. 

 4. Gegen Bescheide nach den Abs. 8 und 9 sind Beschwerden an das 
Bundesfinanzgericht zulässig. Die Beschwerde ist beim Amt für 
Betrugsbekämpfung einzubringen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 12. (1) bis (3) ... § 12. (1) bis (3) ... 

 (4) § 3 Abs. 2 Z 1, § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 2 Z 3 und 5, § 6 Abs. 1 samt 
Überschrift, § 7, § 8 Abs. 2, Abs. 3 Z 2 und 3, Abs. 4, Abs. 7 bis 9, Abs. 11 und 
Abs. 12 Z 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, 
treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 57 Artikel 57 

Änderung des Stabilitätsabgabegesetzes Änderung des Stabilitätsabgabegesetzes 

Sonderzahlung Sonderzahlung 

§ 5. (1) Zusätzlich zur Abgabenschuld der Stabilitätsabgabe hat das 
Kreditinstitut (§ 1) eine Sonderzahlung zu entrichten. Die Sonderzahlung wird 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen errechnet: 

§ 5. (1) Zusätzlich zur Abgabenschuld der Stabilitätsabgabe hat das 
Kreditinstitut (§ 1) eine Sonderzahlung zu entrichten. Die Sonderzahlung wird 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen errechnet: 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 

 3. Die Abgabenschuld für die Sonderzahlung entsteht jeweils zu einem 
Viertel am 1. Jänner der Jahre 2017 bis 2020 und ist jeweils bis zum 
31. März in den Jahren 2017 bis 2020 selbst zu berechnen und zu 

 3. Die Abgabenschuld für die Sonderzahlung entsteht jeweils zu einem 
Viertel am 1. Jänner der Jahre 2017 bis 2020 und ist jeweils bis zum 
31. März in den Jahren 2017 bis 2020 selbst zu berechnen und zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entrichten. Bis zum 31. März der Jahre 2017 bis 2020 hat das 
Kreditinstitut jeweils eine Voranmeldung bei dem für die Einhebung der 
Sonderzahlung zuständigen Finanzamt einzureichen, in der die 
Bemessungsgrundlage und die Abgabenschuld für den 
Voranmeldungszeitraum selbst berechnet werden. Die Voranmeldung 
gilt als Steuererklärung. 

entrichten. Bis zum 31. März der Jahre 2017 bis 2020 hat das 
Kreditinstitut jeweils eine Voranmeldung beim Finanzamt für 
Großbetriebe einzureichen, in der die Bemessungsgrundlage und die 
Abgabenschuld für den Voranmeldungszeitraum selbst berechnet 
werden. Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. 

 4. Die Abgabenschuld für die Sonderzahlung entsteht mit Beginn des 
letzten Kalendervierteljahres 2016, wenn ein Kreditinstitut die 
Sonderzahlung bis zum 31. Jänner 2017 selbst berechnet, mit einer 
Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961) „Sonderzahlung Stabilitätsabgabe 2016“ auf das 
Abgabenkonto entrichtet und dies dem für die Einhebung der 
Sonderzahlung zuständigen Finanzamt unter Bekanntgabe der 
Bemessungsgrundlage und der Abgabenschuld mitteilt. Diese Mitteilung 
gilt als Steuererklärung. 

 4. Die Abgabenschuld für die Sonderzahlung entsteht mit Beginn des 
letzten Kalendervierteljahres 2016, wenn ein Kreditinstitut die 
Sonderzahlung bis zum 31. Jänner 2017 selbst berechnet, mit einer 
Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961) „Sonderzahlung Stabilitätsabgabe 2016“ auf das 
Abgabenkonto entrichtet und dies dem Finanzamt für Großbetriebe unter 
Bekanntgabe der Bemessungsgrundlage und der Abgabenschuld mitteilt. 
Diese Mitteilung gilt als Steuererklärung. 

(2) … (2) … 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

§ 8. Die Erhebung der Stabilitätsabgabe obliegt dem für die Erhebung der 
Körperschaftsteuer des Kreditinstitutes oder der Zweigstelle zuständigen 
Finanzamt. 

§ 8. Die Erhebung der Stabilitätsabgabe obliegt dem Finanzamt für 
Großbetriebe. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 9. (1) bis (9) § 9. (1) bis (9) 

 (10) § 5 Abs. 1 Z 3 und Z 4 und § 8, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 58 Artikel 58 

Änderung des Stadterneuerungsgesetzes Änderung des Stadterneuerungsgesetzes 

Erneuerungsgemeinschaft Erneuerungsgemeinschaft 

§ 32. (1) bis (5) … § 32. (1) bis (5) … 

(6) Nach Eintritt der Rechtskraft des Einleitungsbescheides und Eintragung 
der Erneuerungsgemeinschaft in das Genossenschaftsregister hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde die Bildung der Erneuerungsgemeinschaft der 
Gemeinde, dem Grundbuchsgericht und dem für die Erhebung der 

(6) Nach Eintritt der Rechtskraft des Einleitungsbescheides und Eintragung 
der Erneuerungsgemeinschaft in das Genossenschaftsregister hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde die Bildung der Erneuerungsgemeinschaft der 
Gemeinde, dem Grundbuchsgericht und dem Finanzamt Österreich anzuzeigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Grunderwerbsteuer zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Das Grundbuchsgericht 
hat dies im Grundbuch anzumerken. Die Anmerkung hat die Wirkung, daß die 
Grundstücke nur mit Zustimmung der Erneuerungsgemeinschaft veräußert und 
belastet werden können, für Schulden der Erneuerungsgemeinschaft haften und 
auf Grund von Exekutionstiteln gegen die Erneuerungsgemeinschaft die 
Zwangsvollstreckung auf die Grundstücke zulässig ist. 

Das Grundbuchsgericht hat dies im Grundbuch anzumerken. Die Anmerkung hat 
die Wirkung, daß die Grundstücke nur mit Zustimmung der 
Erneuerungsgemeinschaft veräußert und belastet werden können, für Schulden 
der Erneuerungsgemeinschaft haften und auf Grund von Exekutionstiteln gegen 
die Erneuerungsgemeinschaft die Zwangsvollstreckung auf die Grundstücke 
zulässig ist. 

(7) bis (12) … (7) bis (12) … 

Abgabenrechtliche Vorschriften Abgabenrechtliche Vorschriften 

§ 38. (1) bis (4) … § 38. (1) bis (4) … 

(5) Rechtsgeschäfte, die zur Finanzierung eines Assanierungsvorhabens 
(§ 1) erforderlich sind, sind von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit, sofern 
der begünstigte Zweck durch Vorlage des Finanzierungsplanes (§ 32 Abs. 3) oder 
in sonst geeigneter Weise dem Finanzamt nachgewiesen wird. Wird der 
begünstigte Zweck innerhalb von fünf Jahren nach Beurkundung des 
Rechtsgeschäftes von den am Rechtsgeschäft beteiligten Personen nicht 
verwirklicht oder aufgegeben, wird das Rechtsgeschäft gebührenpflichtig. Die 
Nichtverwirklichung oder die Aufgabe des begünstigten Zweckes ist dem 
Finanzamt innerhalb eines Monates anzuzeigen. Die Gebühr erhöht sich in diesen 
Fällen um 10 v. H. für jedes volle Kalenderjahr, das zwischen dem Zeitpunkt der 
Beurkundung des Rechtsgeschäftes und dem Zeitpunkt, in dem die Behörde von 
der Nichtverwirklichung oder Aufgabe des begünstigten Zweckes Kenntnis 
erlangt, liegt. 

(5) Rechtsgeschäfte, die zur Finanzierung eines Assanierungsvorhabens 
(§ 1) erforderlich sind, sind von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit, sofern 
der begünstigte Zweck durch Vorlage des Finanzierungsplanes (§ 32 Abs. 3) oder 
in sonst geeigneter Weise dem Finanzamt Österreich nachgewiesen wird. Wird 
der begünstigte Zweck innerhalb von fünf Jahren nach Beurkundung des 
Rechtsgeschäftes von den am Rechtsgeschäft beteiligten Personen nicht 
verwirklicht oder aufgegeben, wird das Rechtsgeschäft gebührenpflichtig. Die 
Nichtverwirklichung oder die Aufgabe des begünstigten Zweckes ist dem 
Finanzamt Österreich innerhalb eines Monates anzuzeigen. Die Gebühr erhöht 
sich in diesen Fällen um 10 v. H. für jedes volle Kalenderjahr, das zwischen dem 
Zeitpunkt der Beurkundung des Rechtsgeschäftes und dem Zeitpunkt, in dem die 
Behörde von der Nichtverwirklichung oder Aufgabe des begünstigten Zweckes 
Kenntnis erlangt, liegt. 

(6) bis (8) … (6) bis (8) … 

Artikel III Artikel III 

Aufhebung geltender bundesgesetzlicher Vorschriften, Aufhebung geltender bundesgesetzlicher Vorschriften, 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 1. (1) und (2) ... § 1. (1) und (2) ... 

 (3) § 32 Abs. 6 und § 38 Abs. 5, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 59 Artikel 59 

Änderung des Tierseuchengesetzes Änderung des Tierseuchengesetzes 

Grenzkontrollgebühren Grenzkontrollgebühren 

§ 4b. (1) bis (3) … § 4b. (1) bis (3) … 

(4) Für andere als in Abs. 3 genannte Sendungen hat der Anmelder (Abs. 2) 
die Grenzkontrollgebühr beim Zollamt, das der veterinärbehördlichen 
Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die Sendung 
von der Zollstelle überlassen werden. Wird die Grenzkontrollgebühr nicht 
sogleich beim Grenzübertritt erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch 
dann von der Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß 
Art. 110 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der 
Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung 
ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, bewilligt ist. Die Grenzkontrollgebühr ist 
von den Zollämtern zu vereinnahmen und zugunsten des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Frauen zu verrechnen. 

(4) Für andere als in Abs. 3 genannte Sendungen hat der Anmelder (Abs. 2) 
die Grenzkontrollgebühr bei der Zollstelle, die der veterinärbehördlichen 
Grenzkontrollstelle örtlich zugeordnet ist, zu erlegen; erst dann darf die Sendung 
von der Zollstelle überlassen werden. Wird die Grenzkontrollgebühr nicht 
sogleich beim Grenzübertritt erlegt, so darf abweichend davon die Sendung auch 
dann von der Zollstelle überlassen werden, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß 
Art. 110 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der 
Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung 
ABl. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, bewilligt ist. Die Grenzkontrollgebühr ist 
vom Zollamt Österreich zu vereinnahmen und zugunsten des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Frauen zu verrechnen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 77. § 77. 

Wirksamkeit des Gesetzes. Wirksamkeit des Gesetzes. 

bis (15) … bis (15) … 

 (16) § 4b Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 60 Artikel 60 

Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012 

Datenquellen Datenquellen 

§ 23. (1) bis (4) … § 23. (1) bis (4) … 

(5) Das Finanzamt Wien 1/23 ist berechtigt, bei Einrichtungen gemäß § 4a 
Abs. 4a EStG 1988 durch Abfrage aus dem Transparenzportal zu überprüfen, ob 
eine Förderung gemäß § 4a Abs. 4a EStG 1988 in der Transparenzdatenbank 
ersichtlich gemacht ist. Das Ergebnis der Abfrage ist dabei auf das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen eines Eintrags einer Förderung aus der einschlägigen 

(5) Das Finanzamt Österreich ist berechtigt, bei Einrichtungen gemäß § 4a 
Abs. 4a EStG 1988 durch Abfrage aus dem Transparenzportal zu überprüfen, ob 
eine Förderung gemäß § 4a Abs. 4a EStG 1988 in der Transparenzdatenbank 
ersichtlich gemacht ist. Das Ergebnis der Abfrage ist dabei auf das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen eines Eintrags einer Förderung aus der einschlägigen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einheitlichen Kategorie beschränkt. einheitlichen Kategorie beschränkt. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 43. (1) bis (4) … § 43. (1) bis (4) … 

 (5) § 23 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019, tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 61 Artikel 61 

Änderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 1984 

Änderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 1984 

6. Zurückbehaltung von Waren durch die Zollämter 6. Zurückbehaltung von Waren durch das Zollamt Österreich  

§ 35. Die Zollämter können nach Maßgabe näherer, mit Verordnung zu 
erlassender Bestimmungen Waren, die einer auf Grund des § 32 erlassenen 
Verordnung nicht entsprechen, bei der Einfuhr oder Ausfuhr bis zur Verfügung 
der Bezirksverwaltungsbehörde zurückbehalten. (BGBl. Nr. 74/1971, Art. I Z 9) 

§ 35. Das Zollamt Österreich kann nach Maßgabe näherer, mit Verordnung 
zu erlassender Bestimmungen Waren, die einer auf Grund des § 32 erlassenen 
Verordnung nicht entsprechen, bei der Einfuhr oder Ausfuhr bis zur Verfügung 
der Bezirksverwaltungsbehörde zurückbehalten. (BGBl. Nr. 74/1971, Art. I Z 9) 

§ 36. (1) Die Zollämter können nach Maßgabe näherer, mit Verordnung zu 
erlassender Bestimmungen Waren, die auf sich selbst oder auf ihrer Verpackung 
oder Umhüllung Bezeichnungen oder Aufschriften tragen, die falsche Angaben 
über die örtliche Herkunft oder die Beschaffenheit der Ware darstellen, auch 
wenn für sie eine auf Grund des § 32 erlassene Bezeichnungsvorschrift nicht 
besteht, bei der Einfuhr oder Ausfuhr zum Zwecke der Beseitigung der falschen 
Bezeichnung oder der Aufschrift bis zur Verfügung der 
Bezirksverwaltungsbehörde (Abs. 2) zurückbehalten. (BGBl. Nr. Nr. 74/1971, 
Art. I Z 9) 

§ 36. (1) Das Zollamt Österreich kann nach Maßgabe näherer, mit 
Verordnung zu erlassender Bestimmungen Waren, die auf sich selbst oder auf 
ihrer Verpackung oder Umhüllung Bezeichnungen oder Aufschriften tragen, die 
falsche Angaben über die örtliche Herkunft oder die Beschaffenheit der Ware 
darstellen, auch wenn für sie eine auf Grund des § 32 erlassene 
Bezeichnungsvorschrift nicht besteht, bei der Einfuhr oder Ausfuhr zum Zwecke 
der Beseitigung der falschen Bezeichnung oder der Aufschrift bis zur Verfügung 
der Bezirksverwaltungsbehörde (Abs. 2) zurückbehalten. (BGBl. Nr. Nr. 74/1971, 
Art. I Z 9) 

(2) … (2) … 

§ 37. (1) Das Zollamt hat dem über die Ware Verfügungsberechtigten die 
Gelegenheit zu geben, innerhalb angemessener Frist den für die Zurückbehaltung 
auf Grund der §§ 35 und 36 ursächlichen Mangel zu beheben. (BGBl. 
Nr. 120/1980, Art. I Z 16) 

§ 37. (1) Das Zollamt Österreich hat dem über die Ware 
Verfügungsberechtigten die Gelegenheit zu geben, innerhalb angemessener Frist 
den für die Zurückbehaltung auf Grund der §§ 35 und 36 ursächlichen Mangel zu 
beheben. (BGBl. Nr. 120/1980, Art. I Z 16) 

(2) … (2) … 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat von den über eine solche Anzeige 
getroffenen Verfügungen das Zollamt, das die Ware zurückbehalten hat, sofort in 
Kenntnis zu setzen. (BGBl. Nr. 74/1971, Art. I Z 9; BGBl. Nr. 120/1980, Art. I 
Z 17) 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat von den über eine solche Anzeige 
getroffenen Verfügungen das Zollamt Österrreich, das die Ware zurückbehalten 
hat, sofort in Kenntnis zu setzen. (BGBl. Nr. 74/1971, Art. I Z 9; BGBl. 
Nr. 120/1980, Art. I Z 17) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) … (4) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 44. (1) bis (11) … § 44. (1) bis (11) … 

 (12) Die Überschrift des 6. Unterabschnitts, § 35, § 36 Abs. 1 und § 37 
Abs. 1 und 3 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019, 
treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 62 Artikel 62 

Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 

§ 17a. Für Anträge gemäß § 15 Abs. 1 einschließlich der Beilagen ist nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten: 

§ 17a. Für Anträge gemäß § 15 Abs. 1 einschließlich der Beilagen ist nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Die 
Entrichtung der Gebühr ist durch einen von einer Post-Geschäftsstelle 
oder einem Kreditinstitut bestätigten Zahlungsbeleg in Urschrift 
nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen. Die 
Einlaufstelle hat den Beleg dem Beschwerdeführer (Antragsteller) auf 
Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen deutlichen Sichtvermerk 
anzubringen und auf der im Akt verbleibenden Ausfertigung der Eingabe 
zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung durch Vorlage des 
Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. Für jede Eingabe ist die Vorlage 
eines gesonderten Beleges erforderlich. Rechtsanwälte können die 
Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des 
spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden 
Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und 
Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem 
unwiderruflich erteilt wird. 

 4. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes 
Österreichzu entrichten. Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen von 
einer Post-Geschäftsstelle oder einem Kreditinstitut bestätigten 
Zahlungsbeleg in Urschrift nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe 
anzuschließen. Die Einlaufstelle hat den Beleg dem Beschwerdeführer 
(Antragsteller) auf Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen 
deutlichen Sichtvermerk anzubringen und auf der im Akt verbleibenden 
Ausfertigung der Eingabe zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung 
durch Vorlage des Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. Für jede 
Eingabe ist die Vorlage eines gesonderten Beleges erforderlich. 
Rechtsanwälte können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen 
schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe 
weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf 
mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag 
unter einem unwiderruflich erteilt wird. 

 5. ...  5. ... 

 6. Für die Erhebung der Gebühr (Z 4 und 5) ist das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. 

 6. Für die Erhebung der Gebühr (Z 4 und 5) ist das Finanzamt Österreich 
zuständig. 

 7. ...  7. ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

§ 94. (1) bis (33) …  § 94. (1) bis (33) …  

 (34) § 17a Z 4 und 6, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 63 Artikel 63 

Änderung des Vermarktungsnormengesetzes Änderung des Vermarktungsnormengesetzes 

Gebühren Gebühren 

§ 20. (1) und (2) … § 20. (1) und (2) … 

(3) Die Gebühren gemäß Abs. 1 sind dem Gebührenschuldner (3) Die Gebühren gemäß Abs. 1 sind dem Gebührenschuldner 

 1. von den Zollämtern nach Maßgabe der übertragenden Aufgaben gemäß 
§ 9 Abs. 1 ZollR-DG oder 

 1. vom Zollamt Österreich nach Maßgabe der übertragenden Aufgaben 
gemäß § 9 Abs. 1 ZollR-DG oder 

 2. ...  2. ... 

(4) Die Gebühren anlässlich der Ein- und Ausfuhr sind bei den Zollämtern 
zu erlegen und von diesen zu vereinnahmen. Diese Gebühren sind anteilsmäßig 
nach Aufwand zugunsten der Österreichischen Agentur für Gesundheit- und 
Ernährungssicherheit (AGES) und des Bundesministers für Finanzen zu 
verrechnen. Alle anderen Gebühren sind beim BAES zu erlegen und sind 
ausschließliche Einnahmen der AGES. 

(4) Die Gebühren der Ein- und Ausfuhr sind beim Zollamt Österreich zu 
erlegen und von diesem zu vereinnahmen. Diese Gebühren sind anteilsmäßig 
nach Aufwand zugunsten der Österreichischen Agentur für Gesundheit- und 
Ernährungssicherheit (AGES) und des Bundesministers für Finanzen zu 
verrechnen. Alle anderen Gebühren sind beim BAES zu erlegen und sind 
ausschließliche Einnahmen der AGES. 

(5) Wenn die anlässlich der Ein- und Ausfuhrkontrolle zu entrichtende 
Gebühr nicht sogleich beim Zollamt erlegt wird, ist die Freigabe der Sendung 
durch das Kontrollorgan nur dann zulässig, wenn ein Zahlungsaufschub gemäß 
Art. 110 des Zollkodex bewilligt ist. 

(5) Wenn die anlässlich der Ein- und Ausfuhrkontrolle zu entrichtende 
Gebühr nicht sogleich beim Zollamt Österreich erlegt wird, ist die Freigabe der 
Sendung durch das Kontrollorgan nur dann zulässig, wenn ein Zahlungsaufschub 
gemäß Art. 110 des Zollkodex bewilligt ist. 

(6)In den ällen, in denen die Zollämter Gebühren nach Maßgabe des Tarifs 
gemäß Abs. 1 vorschreiben, haben diese das Zollrecht anzuwenden. Die durch die 
Zollämter zu erhebenden Gebühren gelten als Nebenansprüche im Sinne der 
Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961. 

(6) In den Fällen, in denen das Zollamt Österreich Gebühren nach Maßgabe 
des Tarifs gemäß Abs. 1 vorschreibt, hat dieses das Zollrecht anzuwenden. Die 
durch das Zollamt Österreich zu erhebenden Gebühren gelten als 
Nebenansprüche im Sinne des Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 
194/1961. 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 

In-Kraft-Treten und Vorbereitung der Vollziehung In-Kraft-Treten und Vorbereitung der Vollziehung 

§ 26. (1) bis (4) § 26. (1) bis (4) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (5) § 20 Abs. 3 Z 1 und Abs. 4 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 64 Artikel 64 

Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 

§ 24a. Für Revisionen, Fristsetzungsanträge und Anträge auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
einschließlich der Beilagen ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine 
Eingabengebühr zu entrichten: 

§ 24a. Für Revisionen, Fristsetzungsanträge und Anträge auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
einschließlich der Beilagen ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine 
Eingabengebühr zu entrichten: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Die 
Entrichtung der Gebühr ist durch einen von einer Post-Geschäftsstelle 
oder einem Kreditinstitut bestätigten Zahlungsbeleg in Urschrift 
nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen. Die 
Einlaufstelle des Verwaltungsgerichtes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes hat den Beleg dem Revisionswerber 
(Antragsteller) auf Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen 
deutlichen Sichtvermerk anzubringen und auf der im Akt verbleibenden 
Ausfertigung der Eingabe zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung 
durch Vorlage des Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. Für jede 
Eingabe ist die Vorlage eines gesonderten Beleges erforderlich. 
Rechtsanwälte (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) können die 
Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des 
spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden 
Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und 
Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem 
unwiderruflich erteilt wird. 

 4. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks durch 
Überweisung auf ein entsprechendes Konto des Finanzamtes Österreich 
zu entrichten. Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen von einer Post-
Geschäftsstelle oder einem Kreditinstitut bestätigten Zahlungsbeleg in 
Urschrift nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen. Die 
Einlaufstelle des Verwaltungsgerichtes oder des 
Verwaltungsgerichtshofes hat den Beleg dem Revisionswerber 
(Antragsteller) auf Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen 
deutlichen Sichtvermerk anzubringen und auf der im Akt verbleibenden 
Ausfertigung der Eingabe zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung 
durch Vorlage des Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. Für jede 
Eingabe ist die Vorlage eines gesonderten Beleges erforderlich. 
Rechtsanwälte (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) können die 
Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des 
spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden 
Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und 
Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem 
unwiderruflich erteilt wird. 

 5. ...  5. ... 

 6. Für die Erhebung der Gebühr (Z 4 und 5) ist das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. 

 6. Für die Erhebung der Gebühr (Z 4 und 5) ist das Finanzamt Österreich 
zuständig. 

 7. ...  7. ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 79. (1) bis (17) …. § 79. (1) bis (17) …. 

 (18) § 24a Z 4 und 6, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 65 Artikel 65 

Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018 Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2018 

Verschwiegenheitspflicht Verschwiegenheitspflicht 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2) … 

(3) Gegenüber den Abgabenbehörden besteht eine Durchbrechung der 
Verschwiegenheitspflicht nach Abs. 1 nur im Zusammenhang mit eingeleiteten 
Strafverfahren wegen Finanzvergehen und aufgrund des Gemeinsamen 
Meldestandard Gesetzes – GMSG, BGBl. I Nr. 116/2015, sowie dann, wenn die 
Auskunft oder Offenlegung zur Feststellung der eigenen Abgabepflicht der 
Wertpapierfirma, des Wertpapierdienstleistungsunternehmens oder jener des 
depotführenden Kreditinstituts erforderlich ist. 

(3) Gegenüber den Finanzämtern und der Finanzstrafbehörde besteht eine 
Durchbrechung der Verschwiegenheitspflicht nach Abs. 1 nur im Zusammenhang 
mit eingeleiteten Strafverfahren wegen Finanzvergehen und aufgrund des 
Gemeinsamen Meldestandard Gesetzes – GMSG, BGBl. I Nr. 116/2015, sowie 
dann, wenn die Auskunft oder Offenlegung zur Feststellung der eigenen 
Abgabepflicht der Wertpapierfirma, des Wertpapierdienstleistungsunternehmens 
oder jener des depotführenden Kreditinstituts erforderlich ist. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 117. Dieses Bundesgesetz tritt mit 3. Jänner 2018 in Kraft. § 117. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 3. Jänner 2018 in Kraft. 

 (2) § 8 Abs. 3 in der Fassung des BGBl. I Nr. xx/2019, tritt mit 1. Jänner 
2020 in Kraft. 

Artikel 66 Artikel 66 

Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 

Berechtigungsumfang – Steuerberater Berechtigungsumfang – Steuerberater 

§ 2. (1) Den zur selbständigen Ausübung des Wirtschaftstreuhandberufes 
Steuerberater Berechtigten ist es vorbehalten, folgende Tätigkeiten auszuüben: 

§ 2. (1) Den zur selbständigen Ausübung des Wirtschaftstreuhandberufes 
Steuerberater Berechtigten ist es vorbehalten, folgende Tätigkeiten auszuüben: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. die Vertretung in Abgabe- und Abgabestrafverfahren für Bundes-, 
Landes- und Gemeindeabgaben und in Beihilfeangelegenheiten vor den 
Finanzbehörden, den übrigen Gebietskörperschaften und den 
Verwaltungsgerichten sowie bei allen Amtshandlungen, die von Organen 
der Abgabenbehörden im Rahmen der ihnen übertragenen 

 4. die Vertretung in Abgabe- und Abgabestrafverfahren für Bundes-, 
Landes- und Gemeindeabgaben und in Beihilfeangelegenheiten vor den 
Finanzbehörden, den übrigen Gebietskörperschaften und den 
Verwaltungsgerichten sowie bei allen Amtshandlungen, die von Organen 
des Amtes für Betrugsbekämpfung im Rahmen der ihnen übertragenen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
finanzpolizeilichen Aufgaben und Befugnisse (§ 12 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010) gesetzt werden, davon 
ausgenommen Maßnahmen der Abgabenbehörden im Dienste der 
Strafrechtspflege im Rahmen des Art. III des Sozialbetrugsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 152/2004, 

finanzpolizeilichen Aufgaben und Befugnisse (§ 3 Z 2 lit. e des 
Bundesgesetzes über die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung) 
gesetzt werden, davon ausgenommen Maßnahmen  im Dienste der 
Strafrechtspflege im Rahmen des Art. III des Sozialbetrugsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 152/2004, 

 5. und 6. ….  5. und 6. …. 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

§ 238. (1) und (2) … § 238. (1) und (2) … 

 (3) § 2 Abs. 1 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 67 Artikel 67 

Änderung des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes  Änderung des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes  

§ 8a. Die Erhebung der Beiträge nach § 8 obliegt dem Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel. 

§ 8a. Die Erhebung der Beiträge nach § 8 obliegt dem Finanzamt Österreich. 

§ 34a. (1) bis (4) … § 34a. (1) bis (4) … 

 (5) § 8a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 68 Artikel 68 

Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes  Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes  

Rechtswirkung der Entziehung Rechtswirkung der Entziehung 

§ 36. (1) Bei Entziehung der Anerkennung hat die Landesregierung, nach 
Anhörung der nach dem Sitz der Bauvereinigung zuständigen Finanzbehörde, der 
Bauvereinigung eine gemäß den Grundsätzen des Abs. 3 zu bemessende, 
zunächst vorläufige Geldleistung aufzuerlegen. 

§ 36. (1) Bei Entziehung der Anerkennung hat die Landesregierung, nach 
Anhörung des zuständigen Finanzamtes, der Bauvereinigung eine gemäß den 
Grundsätzen des Abs. 3 zu bemessende, zunächst vorläufige Geldleistung 
aufzuerlegen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Artikel 79 Artikel 79 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

(1) und (2) ... (1) und (2) ... 

 (3) § 36 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 69 Artikel 69 

Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 

§ 2b. Sofern keine anderen diesbezüglichen Vorschriften bestehen, ist für die 
Erhebung von Eingangs- und Ausgangsabgaben das Zollamt örtlich zuständig, 
das auf Antrag mit der Sache befasst wird oder von Amts wegen als erstes 
einschreitet. 

 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 4. (1) … § 4. (1) … 

(2) Im übrigen bedeutet im Zollrecht (2) Im übrigen bedeutet im Zollrecht 

 1. bis 12. …  1. bis 12. … 

 13. „Zollstelle“ ein Zollamt sowie die ihm zugeordneten 
Organisationseinheiten; 

 13. „Zollstelle“ das Zollamt Österreich sowie die ihm zugeordneten 
Organisationseinheiten; 

 14. bis 17. …  14. bis 17. … 

 18. „Zugelassener Warenort“ jede nicht zum Amtsplatz einer Zollstelle 
gehörige, von den Zollbehörden zugelassene Örtlichkeit, an der Waren 
gestellt, einem Zollverfahren oder der Wiederausfuhr, der Vernichtung 
oder Zerstörung sowie der Aufgabe zugunsten der Staatskasse zugeführt 
werden können; 

 18. „Zugelassener Warenort“ jede nicht zum Amtsplatz einer Zollstelle 
gehörige, vom Zollamt Österreich zugelassene Örtlichkeit, an der Waren 
gestellt, einem Zollverfahren oder der Wiederausfuhr, der Vernichtung 
oder Zerstörung sowie der Aufgabe zugunsten der Staatskasse zugeführt 
werden können; 

 19. …  19. … 

(3) … (3) … 

Aufgaben der Zollverwaltung Aufgaben der Zollverwaltung 

§ 6. (1) … § 6. (1) … 

(2)Die Organisation der Zollbehörden und Zollstellen sowie ihre sachlichen 
und örtlichen Zuständigkeiten bestimmen sich nach dem 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 9/2010, soweit in 
diesem Bundesgesetz oder in den Verbrauchsteuergesetzen nicht besondere 
Regelungen getroffen werden. Ergibt sich nach diesen Bestimmungen keine 
örtliche Zuständigkeit, so gilt § 2b. 

(2) Die Organisation der Zollbehörden sowie ihre Zuständigkeiten 
bestimmen sich nach der Bundesabgabenordnung, soweit in diesem Bundesgesetz 
oder in den Verbrauchsteuergesetzen nicht besondere Regelungen getroffen 
werden. 

(3) … (3) … 

§ 6a. Die Zollbehörden können die operationelle Abwicklung bei der § 6a. Die Zollbehörden können die operationelle Abwicklung bei der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bestätigung des Ausgangs im Sinn des § 7 Abs. 6 Z 1 Umsatzsteuergesetz 
bescheidmäßig ganz oder teilweise auf Antrag privaten Unternehmen übertragen, 
sofern diese die entsprechenden Voraussetzungen in Hinblick auf die technischen 
Anforderungen erfüllen. Die erforderlichen Voraussetzungen werden vom 
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung festgesetzt. Zuständig für die 
bescheidmäßige Übertragung ist das Zollamt, in dessen Bereich der Antragsteller 
seinen Sitz hat, in Ermangelung eines Sitzes im Anwendungsgebiet das Zollamt 
Innsbruck. 

Bestätigung des Ausgangs im Sinn des § 7 Abs. 6 Z 1 Umsatzsteuergesetz 
bescheidmäßig ganz oder teilweise auf Antrag privaten Unternehmen übertragen, 
sofern diese die entsprechenden Voraussetzungen in Hinblick auf die technischen 
Anforderungen erfüllen. Die erforderlichen Voraussetzungen werden vom 
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung festgesetzt. Zuständig für die 
bescheidmäßige Übertragung ist das Zollamt Österreich. 

Datenverarbeitung und Übermittlungspflichten Datenverarbeitung und Übermittlungspflichten 

§ 7. (1) Soweit es zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, 
dürfen die Zollbehörden, die für sie tätigen Organe und der Bundesminister für 
Finanzen personenbezogene Daten verarbeiten, die ihnen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit entweder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder freiwillig 
überlassen oder sonst bei Vollziehung des Zollrechts und der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben gewonnen werden. Diese Ermächtigung umfasst auch die Verarbeitung 
dieser Daten zur Unterstützung von damit zusammenhängenden behördeninternen 
Verwaltungsabläufen, insbesondere die Dokumentation von Amtshandlungen, die 
Aufsicht sowie die Führung statistischer Aufzeichnungen. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem sie 
erhoben wurden, ist zulässig, wenn dies zur Erfüllung anderer gesetzlichen 
Aufgaben der Zollverwaltung oder zur Aufdeckung und Ermittlung von 
Zuwiderhandlungen gegen abgabenrechtliche Vorschriften erforderlich ist. 

§ 7. (1) Soweit es zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, 
darf das Zollamt Österreich, die Zollorgane und der Bundesminister für Finanzen 
personenbezogene Daten verarbeiten, die ihnen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
entweder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder freiwillig überlassen oder 
sonst bei Vollziehung des Zollrechts und der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
gewonnen werden. Diese Ermächtigung umfasst auch die Verarbeitung dieser 
Daten zur Unterstützung von damit zusammenhängenden behördeninternen 
Verwaltungsabläufen, insbesondere die Dokumentation von Amtshandlungen, die 
Aufsicht sowie die Führung statistischer Aufzeichnungen. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem sie 
erhoben wurden, ist zulässig, wenn dies zur Erfüllung anderer gesetzlichen 
Aufgaben der Zollverwaltung oder zur Aufdeckung und Ermittlung von 
Zuwiderhandlungen gegen abgabenrechtliche Vorschriften erforderlich ist. 

(2) … (2) … 

(3) Zur Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen sind die Zollbehörden 
ermächtigt, personenbezogene Daten durch Beobachten (Observation) bestimmter 
Personen oder Warenbewegungen bereits während der Vorbereitung einer 
Zollzuwiderhandlung zu ermitteln, wenn dies nach der Lage des Einzelfalles 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Abs. 2) 
geboten ist, wenn ansonsten die Verhinderung der Zollzuwiderhandlung 
gefährdet oder wesentlich erschwert würde. Wenn ein gerichtlich strafbares 
Finanzvergehen nach den §§ 38 Abs. 1, 38a Abs. 1 und 39 Abs. 1 FinStrG 
verhindert werden soll, können sich die Zollbehörden, unter Mitwirkung des 
Bundesministeriums für Inneres, technischer Hilfsmittel zur Peilung von 
Beförderungsmitteln bedienen. 

(3) Zur Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen ist das Zollamt Österreich 
ermächtigt, personenbezogene Daten durch Beobachten (Observation) bestimmter 
Personen oder Warenbewegungen bereits während der Vorbereitung einer 
Zollzuwiderhandlung zu ermitteln, wenn dies nach der Lage des Einzelfalles 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Abs. 2) 
geboten ist, wenn ansonsten die Verhinderung der Zollzuwiderhandlung 
gefährdet oder wesentlich erschwert würde. Wenn ein gerichtlich strafbares 
Finanzvergehen nach den §§ 38a Abs. 1 und 39 Abs. 1 FinStrG verhindert 
werden soll, kann sich das Zollamt Österreich , unter Mitwirkung des 
Bundesministeriums für Inneres, technischer Hilfsmittel zur Peilung von 
Beförderungsmitteln bedienen. 

(4) Darüber hinaus ist zur Aufdeckung von Finanzvergehen nach den §§ 38 (4) Darüber hinaus ist zur Aufdeckung von Finanzvergehen nach den §§ 38a 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1, 38a Abs. 1 und 39 Abs. 1 FinStrG das Einholen von Auskünften ohne 
Hinweis auf einen amtlichen Charakter und die bestehenden abgabenrechtlichen 
Auskunftspflichten sowie die Observation zulässig, wenn sonst die Aufdeckung 
gefährdet oder erheblich erschwert werden würde. 

Abs. 1 und 39 Abs. 1 FinStrG das Einholen von Auskünften ohne Hinweis auf 
einen amtlichen Charakter und die bestehenden abgabenrechtlichen 
Auskunftspflichten sowie die Observation zulässig, wenn sonst die Aufdeckung 
gefährdet oder erheblich erschwert werden würde. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2) … 

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters befugt, aus den ihm über die 
Tätigkeit der Zollbehörden zur Verfügung stehenden Unterlagen auf Antrag 
Daten bekannt zu geben, wenn sie keine Rückschlüsse auf Betroffene zulassen, 
keine gesetzliche Verpflichtung zur Geheimhaltung entgegensteht und die 
Erfüllung der sonstigen Aufgaben des Bundesministeriums für Finanzen dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters befugt, aus den ihm über die 
Tätigkeit des Zollamtes Österreich zur Verfügung stehenden Unterlagen auf 
Antrag Daten bekannt zu geben, wenn sie keine Rückschlüsse auf Betroffene 
zulassen, keine gesetzliche Verpflichtung zur Geheimhaltung entgegensteht und 
die Erfüllung der sonstigen Aufgaben des Bundesministeriums für Finanzen 
dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Öffnungszeiten Öffnungszeiten 

§ 10. (1) Waren können vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 auf den Amtsplätzen 
der Zollstellen nur während der Öffnungszeiten der Zollstellen gestellt und 
abgefertigt werden. Die Öffnungszeiten sind von den Zollämtern zu bestimmen 
und durch Anschlag am Amtsplatz kundzumachen. 

§ 10. (1) Waren können vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 auf den Amtsplätzen 
der Zollstellen nur während der Öffnungszeiten der Zollstellen gestellt und 
abgefertigt werden. Die Öffnungszeiten sind vom Zollamt Österreich zu 
bestimmen und durch Anschlag am Amtsplatz kundzumachen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Amtsplatz und zugelassene Warenorte Amtsplatz und zugelassene Warenorte 

§ 11. (1) Jedes Zollamt hat nach Maßgabe der Bedürfnisse des 
Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtungen und sonstige 
Anlagen einer Zollstelle als Amtsplatz für die Prüfung gestellter Waren zu 
bestimmen. 

§ 11. (1) Das Zollamt Österreich hat nach Maßgabe der Bedürfnisse des 
Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtungen und sonstige 
Anlagen einer Zollstelle als Amtsplatz für die Prüfung gestellter Waren zu 
bestimmen. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

(7) Die Zollstellen bewilligen Wirtschaftsbeteiligten nach Maßgabe der 
zollrechtlichen Vorschriften dauerhaft die Gestellung und Abfertigung von Waren 
an zugelassenen Warenorten, wenn Anmeldungen oder Mitteilungen im 
Informatikverfahren abgegeben werden, die notwendigen Einrichtungen zur 
Durchführung von Informatikverfahren und von Zollkontrollen vorhanden sind. 

(7) Das Zollamt Österreich bewilligt Wirtschaftsbeteiligten nach Maßgabe 
der zollrechtlichen Vorschriften dauerhaft die Gestellung und Abfertigung von 
Waren an zugelassenen Warenorten, wenn Anmeldungen oder Mitteilungen im 
Informatikverfahren abgegeben werden, die notwendigen Einrichtungen zur 
Durchführung von Informatikverfahren und von Zollkontrollen vorhanden sind. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes an Geschäften 
der Zollverwaltung 

Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes an Geschäften 
der Zollverwaltung 

§ 15. (1) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind bei der 
Überwachung der Bundesgrenze, soweit diese auch Zollgrenze ist, befugt, 
hinsichtlich von Waren, die über die Zollgrenze verbracht worden sind oder 
verbracht werden sollen, allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht nach § 22 zu 
setzen; sie gelten dabei als Organe des zuständigen Zollamtes. 

§ 15. (1) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind bei der 
Überwachung der Bundesgrenze, soweit diese auch Zollgrenze ist, befugt, 
hinsichtlich von Waren, die über die Zollgrenze verbracht worden sind oder 
verbracht werden sollen, allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht nach § 22 zu 
setzen; sie gelten dabei als Organe des Zollamtes Österreich. 

(2) … (2) … 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres mit Verordnung jene Grenzübergänge bestimmen, an 
denen allgemein oder in bestimmten Bereichen oder zu bestimmten Zeiten die 
dort zur Vollziehung der Grenzkontrolle eingesetzten Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes als Organe des für den betreffenden Grenzübergang 
zuständigen Zollamtes allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht nach § 22 
vorzunehmen haben. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres mit Verordnung jene Grenzübergänge bestimmen, an 
denen allgemein oder in bestimmten Bereichen oder zu bestimmten Zeiten die 
dort zur Vollziehung der Grenzkontrolle eingesetzten Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes als Organe des Zollamtes Österreich allgemeine Maßnahmen 
der Zollaufsicht nach § 22 vorzunehmen haben. 

(4) … (4) … 

(5) Das Zollamt hat ungeachtet einer gemäß Abs. 3 ergangenen Verordnung, 
wonach Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes an einem Grenzübergang 
allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht vorzunehmen haben, solche Maßnahmen 
durch Zollorgane vorzunehmen, wenn dies aus besonderem Anlaß, insbesondere 
zur Verhütung von Zollzuwiderhandlungen, notwendig ist. Hievon ist die 
zuständige Grenzkontrollstelle vorher zu verständigen, sofern nicht Gefahr im 
Verzug sofortiges Einschreiten erforderlich macht. 

(5) Das Zollamt Österreich hat ungeachtet einer gemäß Abs. 3 ergangenen 
Verordnung, wonach Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes an einem 
Grenzübergang allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht vorzunehmen haben, 
solche Maßnahmen durch Zollorgane vorzunehmen, wenn dies aus besonderem 
Anlaß, insbesondere zur Verhütung von Zollzuwiderhandlungen, notwendig ist. 
Hievon ist die zuständige Grenzkontrollstelle vorher zu verständigen, sofern nicht 
Gefahr im Verzug sofortiges Einschreiten erforderlich macht. 

(6) Im Abs. 3 genannte entsprechend geschulte Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes können vom Zollamt mit Zustimmung ihrer Dienstbehörde 
die Ermächtigung erhalten, über den Abs. 3 hinaus Amtshandlungen des 
betreffenden Zollamtes als Organe dieses Zollamtes zu setzen und 
Entscheidungen, Mitteilungen von Abgabenbeträgen und bestimmte sonstige 
Erledigungen des betreffenden Zollamtes zu erlassen. Die Ermächtigung ist 
zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr 
vorliegen. 

(6) Im Abs. 3 genannte entsprechend geschulte Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes können vom Zollamt mit Zustimmung ihrer Dienstbehörde 
die Ermächtigung erhalten, über den Abs. 3 hinaus Amtshandlungen des 
Zollamtes Österreich als Organe des Zollamtes Österreich zu setzen und 
Entscheidungen, Mitteilungen von Abgabenbeträgen und bestimmte sonstige 
Erledigungen des Zollamtes Österreich zu erlassen. Die Ermächtigung ist 
zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr 
vorliegen. 

(7) Die nach den vorstehenden Absätzen als Organe eines Zollamtes 
einschreitenden Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben dabei die 
Befugnisse und Verpflichtungen von Zollorganen nach dem Zollrecht oder nach 

(7) Die nach den vorstehenden Absätzen als Organe des Zollamtes 
Österreich einschreitenden Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben 
dabei die Befugnisse und Verpflichtungen von Zollorganen nach dem Zollrecht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dem Finanzstrafgesetz. oder nach dem Finanzstrafgesetz. 

(8) … (8) … 

Grundsätzliche Bestimmung Grundsätzliche Bestimmung 

§ 16. (1) und (2) … § 16. (1) und (2) … 

(3)Zur Ausübung der Zollaufsicht und der amtlichen Aufsicht im Sinne der 
Verbrauchsteuergesetze sind von den Organen der Zollämter auch Kontrollen 
außerhalb des Amtsplatzes von Zollämtern durchzuführen. Die von Organen der 
Zollämter im Rahmen dieser Kontrollen gesetzten Amtshandlungen sind dem 
Zollamt zuzurechnen, in dessen Bereich sie vorgenommen wurden. 

(3) Zur Ausübung der Zollaufsicht und der amtlichen Aufsicht im Sinne der 
Verbrauchsteuergesetze sind von den Zollorganen auch Kontrollen außerhalb des 
Amtsplatzes durchzuführen. 

Zollaufsicht über das Gebiet in unmittelbarer Nähe der Zollgrenze Zollaufsicht über das Gebiet in unmittelbarer Nähe der Zollgrenze 

§ 19. (1) Die Errichtung von Baulichkeiten und Einfriedungen sowie die 
Anlegung von Verkehrswegen in unmittelbarer Nähe der Zollgrenze bedarf der 
Zustimmung des Zollamtes, in dessen Bereich die Baulichkeit, die Einfriedung 
oder der Verkehrsweg gelegen ist. Diese Zustimmung ist zu erteilen, wenn durch 
diese Baulichkeiten und Anlagen die Grenzüberwachung und die Verhinderung 
von Zollzuwiderhandlungen nicht erschwert werden. Ohne Zustimmung des 
Zollamtes hergestellte Anlagen sind unbeschadet der sonstigen Rechtsfolgen vom 
Eigentümer unverzüglich zu beseitigen. 

§ 19. (1) Die Errichtung von Baulichkeiten und Einfriedungen sowie die 
Anlegung von Verkehrswegen in unmittelbarer Nähe der Zollgrenze bedarf der 
Zustimmung des Zollamtes Österreich.Diese Zustimmung ist zu erteilen, wenn 
durch diese Baulichkeiten und Anlagen die Grenzüberwachung und die 
Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen nicht erschwert werden. Ohne 
Zustimmung des Zollamtes hergestellte Anlagen sind unbeschadet der sonstigen 
Rechtsfolgen vom Eigentümer unverzüglich zu beseitigen. 

(2) Die Entfernung von Anlagen, die sich in unmittelbarer Nähe der 
Zollgrenze befinden und ihrer Überwachung dienen, bedarf der Zustimmung des 
Zollamtes, in dessen Bereich die Anlagen gelegen sind. Die Zustimmung ist zu 
erteilen, wenn durch die Entfernung der Anlagen die Grenzüberwachung und die 
Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen nicht erschwert werden. 

(2) Die Entfernung von Anlagen, die sich in unmittelbarer Nähe der 
Zollgrenze befinden und der Überwachung dienen, bedarf der Zustimmung des 
Zollamtes Österreich. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn durch die Entfernung 
der Anlagen die Grenzüberwachung und die Verhinderung von 
Zollzuwiderhandlungen nicht erschwert werden. 

(3) … (3) … 

Zollstraßen Zollstraßen 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 

(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 
Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex zu erfüllen ist: 

(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 
Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex zu erfüllen ist: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 
eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind von dem für den örtlichen 

 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 
eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind vom Zollamt Österreich 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bereich zuständigen Zollamt kundzumachen und, wenn ihr Verlauf 
ansonsten unklar wäre, durch Tafeln zu kennzeichnen. 

kundzumachen und, wenn ihr Verlauf ansonsten unklar wäre, durch 
Tafeln zu kennzeichnen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Das Zollamt kann für Zeiten geringen Verkehrs die Verbringung von 
Waren über die Zollgrenze auf Zollstraßen im Sinn des Abs. 2 Nr. 3 untersagen 
oder dort nur den Grenzübertritt mit Waren zulassen, die aufgrund des Zollrechts 
durch andere Formen der Willensäußerung angemeldet werden können und 
keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, wenn den Bedürfnissen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs über nahegelegene andere Zollstraßen oder 
Nebenwege ausreichend Rechnung getragen ist. Solche Verordnungen sind durch 
Anschlag an der betreffenden Zollstraße und beim Gemeindeamt der 
Ortsgemeinde, in deren Gebiet sich die Zollstraße befindet, kundzumachen. 

(5) Das Zollamt Österreich kann für Zeiten geringen Verkehrs die 
Verbringung von Waren über die Zollgrenze auf Zollstraßen im Sinn des Abs. 2 
Nr. 3 untersagen oder dort nur den Grenzübertritt mit Waren zulassen, die 
aufgrund des Zollrechts durch andere Formen der Willensäußerung angemeldet 
werden können und keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, wenn den 
Bedürfnissen des grenzüberschreitenden Verkehrs über nahegelegene andere 
Zollstraßen oder Nebenwege ausreichend Rechnung getragen ist. Solche 
Verordnungen sind durch Anschlag an der betreffenden Zollstraße und beim 
Gemeindeamt der Ortsgemeinde, in deren Gebiet sich die Zollstraße befindet, 
kundzumachen. 

Nebenwegverkehr Nebenwegverkehr 

§ 21. (1) Außerhalb von Zollstraßen ist der Verkehr über die Zollgrenze 
(Nebenwegverkehr) zulässig für 

§ 21. (1) Außerhalb von Zollstraßen ist der Verkehr über die Zollgrenze 
(Nebenwegverkehr) zulässig für 

 a) Reisende, die nur Waren mit sich führen, die aufgrund des Zollrechts 
durch andere Formen der Willensäußerung angemeldet werden können 
und keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, unter Einhaltung 
der vom Zollamt mittels Verordnung bestimmten 
Überwachungsmaßnahmen; 

 a) Reisende, die nur Waren mit sich führen, die aufgrund des Zollrechts 
durch andere Formen der Willensäußerung angemeldet werden können 
und keinen Verboten und Beschränkungen unterliegen, unter Einhaltung 
der vom Zollamt Österreich mittels Verordnung bestimmten 
Überwachungsmaßnahmen; 

 b) bis d) …  b) bis d) … 

(2) Die Zollämter können auch in anderen als den im Abs. 1 angeführten 
Fällen einen Nebenwegverkehr zulassen; dabei haben sie die zur Einhaltung der 
Zollvorschriften notwendigen Überwachungsmaßnahmen und, wenn die 
Einbringung der Abgaben gefährdet wäre, auch die Leistung einer Sicherheit 
anzuordnen. 

(2) Das Zollamt Österreich kann auch in anderen als den im Abs. 1 
angeführten Fällen einen Nebenwegverkehr zulassen; dabei hat es die zur 
Einhaltung der Zollvorschriften notwendigen Überwachungsmaßnahmen und, 
wenn die Einbringung der Abgaben gefährdet wäre, auch die Leistung einer 
Sicherheit anzuordnen. 

(3) … (3) … 

Führung von Aufzeichnungen Führung von Aufzeichnungen 

§ 23. (1) Unbeschadet Art. 51 des Zollkodex treffen Personen, § 23. (1) Unbeschadet Art. 51 des Zollkodex treffen Personen, 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

 4. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit im Auftrag 
der Zollbehörden Waren, die der zollamtlichen Überwachung 

 4. die im Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit im Auftrag 
des Zollamtes Österreich Waren, die der zollamtlichen Überwachung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
unterliegen, zur Aufbewahrung, Bearbeitung oder Veräußerung 
übernehmen, 

unterliegen, zur Aufbewahrung, Bearbeitung oder Veräußerung 
übernehmen, 

besondere Aufzeichnungspflichten. besondere Aufzeichnungspflichten. 

(2) Die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen haben alle Belege über die 
Durchführung des Zollverfahrens, die von der Zollbehörde mit Mitteln der 
Datenverarbeitung übermittelten Daten und ihre die zollrechtlich bedeutsamen 
Vorgänge betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie 
Handelsrechnungen, Frachtrechnungen, Präferenznachweise, 
Lieferantenerklärungen) sowie die diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen 
nach einer zeitlichen und sachlichen Ordnung so zu bezeichnen und fünf Jahre 
aufzubewahren, daß deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne 
besonderen Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt 
werden kann. Werden Belege einem anderen weitergegeben, so ist dies in den 
Aufzeichnungen festzuhalten; von Belegen, die in das Ausland weitergegeben 
werden, sind Kopien aufzubewahren. Für die in Abs. 1 Z 4 genannten Personen 
gelten die vorstehenden Sätze im Hinblick auf die ihnen zur Verfügung stehenden 
zollrechtlichen, kaufmännischen und sonstigen Belege. 

(2) Die in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Personen haben alle Belege über die 
Durchführung des Zollverfahrens, die vom Zollamt Österreich mit Mitteln der 
Datenverarbeitung übermittelten Daten und ihre die zollrechtlich bedeutsamen 
Vorgänge betreffenden kaufmännischen und sonstigen Belege (wie 
Handelsrechnungen, Frachtrechnungen, Präferenznachweise, 
Lieferantenerklärungen) sowie die diesbezüglichen Bücher und Aufzeichnungen 
nach einer zeitlichen und sachlichen Ordnung so zu bezeichnen und fünf Jahre 
aufzubewahren, daß deren Vollständigkeit und Zusammengehörigkeit ohne 
besonderen Aufwand und ohne wesentliche zeitliche Verzögerung festgestellt 
werden kann. Werden Belege einem anderen weitergegeben, so ist dies in den 
Aufzeichnungen festzuhalten; von Belegen, die in das Ausland weitergegeben 
werden, sind Kopien aufzubewahren. Für die in Abs. 1 Z 4 genannten Personen 
gelten die vorstehenden Sätze im Hinblick auf die ihnen zur Verfügung stehenden 
zollrechtlichen, kaufmännischen und sonstigen Belege. 

(2a) und (3) … (2a) und (3) … 

(4) Sofern die Anmeldung mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben 
wird, haben die in Abs. 1 genannten Personen auf Anforderung der Zollbehörden 
die in Abs. 2 genannten Belege papiermäßig oder elektronisch zu übermitteln. 
Die Abs. 2 und 3 gelten im Falle einer Anmeldung, die mittels Datenverarbeitung 
abgegeben wird, sinngemäß. 

(4) Sofern die Anmeldung mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegeben 
wird, haben die in Abs. 1 genannten Personen auf Anforderung des Zollamtes 
Österreich die in Abs. 2 genannten Belege papiermäßig oder elektronisch zu 
übermitteln. Die Abs. 2 und 3 gelten im Falle einer Anmeldung, die mittels 
Datenverarbeitung abgegeben wird, sinngemäß. 

(5) … (5) … 

Nachschauen Nachschauen 

§ 24. (1) In Ausübung der Zollaufsicht sind die Zollbehörden befugt, bei den 
in § 23 Abs. 1 genannten Personen und bei anderen Personen, bei welchen nach 
dem Unionsrecht Kontrollen zulässig sind, Nachschauen (§§ 144 bis 146 BAO) 
vorzunehmen. Die Nachschau kann die Einsichtnahme in die betrieblichen oder 
sonstigen Aufzeichnungen und Belege über zollrechtlich bedeutsame Vorgänge, 
die Kontrolle von Waren und die Kontrolle und Untersuchung von im 
grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten Umschließungen und 
Beförderungsmitteln einschließen. Für die Kontrolle von Waren gelten die 
Bestimmungen des Unionsrechts. 

§ 24. (1) In Ausübung der Zollaufsicht ist das Zollamt Österreich befugt, bei 
den in § 23 Abs. 1 genannten Personen und bei anderen Personen, bei welchen 
nach dem Unionsrecht Kontrollen zulässig sind, Nachschauen (§§ 144 bis 146 
BAO) vorzunehmen. Die Nachschau kann die Einsichtnahme in die betrieblichen 
oder sonstigen Aufzeichnungen und Belege über zollrechtlich bedeutsame 
Vorgänge, die Kontrolle von Waren und die Kontrolle und Untersuchung von im 
grenzüberschreitenden Verkehr eingesetzten Umschließungen und 
Beförderungsmitteln einschließen. Für die Kontrolle von Waren gelten die 
Bestimmungen des Unionsrechts. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Zur Anordnung von Nachschauen nach Abs. 1 ist, soweit die Nachschau 
im Rahmen einer zollrechtlichen Bewilligung erfolgt, die Zollbehörde zuständig, 
die diese Bewilligung erteilt hat, im übrigen das Zollamt, in dessen Bereich der 
Betroffene einen Wohnsitz oder den Sitz, die Hauptverwaltung oder eine 
dauernde Niederlassung hat. 

 

(3) Kann der Ausführer oder Lieferant der betroffenen Waren den 
Zollbehörden bei einer Nachschau zur Prüfung von Präferenznachweisen oder 
Lieferantenerklärungen das Zutreffen der Erfordernisse für die Anwendung der 
Zollpräferenzmaßnahmen nicht nachweisen, so gilt der Präferenznachweis oder 
die Lieferantenerklärung als zu Unrecht erteilt oder ausgestellt. Dies ist mit 
Bescheid festzustellen. 

(3) Kann der Ausführer oder Lieferant der betroffenen Waren bei einer 
Nachschau zur Prüfung von Präferenznachweisen oder Lieferantenerklärungen 
das Zutreffen der Erfordernisse für die Anwendung der Zollpräferenzmaßnahmen 
nicht nachweisen, so gilt der Präferenznachweis oder die Lieferantenerklärung als 
zu Unrecht erteilt oder ausgestellt. Dies ist mit Bescheid festzustellen. 

Abgabenbehördliche Prüfungen Abgabenbehördliche Prüfungen 

§ 25. (1) Die Zollbehörden können abgabenbehördliche Prüfungen (§§ 147 
bis 151 der Bundesabgabenordnung) bei den in § 23 Abs. 1 genannten Personen 
und bei anderen Personen, bei welchen nach dem Gemeinschaftsrecht Prüfungen 
zulässig sind, auch dann durchführen, wenn diese Personen nicht abgabepflichtig 
sind. 

§ 25. (1) Das Zollamt Österreich kann abgabenbehördliche Prüfungen 
(§§ 147 bis 151 der Bundesabgabenordnung) bei den in § 23 Abs. 1 genannten 
Personen und bei anderen Personen, bei welchen nach dem Unionsrecht 
Prüfungen zulässig sind, auch dann durchführen, wenn diese Personen nicht 
abgabepflichtig sind. 

(2) Bei Prüfungen nach Abs. 1 kommen den Zollbehörden und deren 
Organen die in den Abgabenvorschriften enthaltenen Befugnisse zu 
abgabenbehördlichen Prüfungen sowie die in diesem Abschnitt geregelten 
besonderen Befugnisse zu. 

(2) Bei Prüfungen nach Abs. 1 kommen dem Zollamt Österreich und dessen 
Organen die in den Abgabenvorschriften enthaltenen Befugnisse zu 
abgabenbehördlichen Prüfungen sowie die in diesem Abschnitt geregelten 
besonderen Befugnisse zu. 

Beschlagnahme von Waren und Geschäftsunterlagen Beschlagnahme von Waren und Geschäftsunterlagen 

§ 26. (1) und (2) … § 26. (1) und (2) … 

(3) Die abgenommenen Waren sind ohne unnötigen Aufschub der Behörde, 
die für die weiteren Maßnahmen zuständig ist, abzuliefern. Ist die Ablieferung 
nicht möglich, so ist diese Behörde unverzüglich von der Beschlagnahme in 
Kenntnis zu setzen. Für Maßnahmen der Zollbehörden gelten die §§ 90 Abs. 1, 91 
und 92 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. 

(3) Die abgenommenen Waren sind ohne unnötigen Aufschub der Behörde, 
die für die weiteren Maßnahmen zuständig ist, abzuliefern. Ist die Ablieferung 
nicht möglich, so ist diese Behörde unverzüglich von der Beschlagnahme in 
Kenntnis zu setzen. Für Maßnahmen des Zollamtes Österreich gelten die §§ 90 
Abs. 1, 91 und 92 des Finanzstrafgesetzes sinngemäß. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Nämlichkeitszeichen, Zollverschluß Nämlichkeitszeichen, Zollverschluß 

§ 27. (1) und (2) … § 27. (1) und (2) … 

(3) An Packstücken, Laderäumen und Räumlichkeiten dürfen Verschlüsse (3) An Packstücken, Laderäumen und Räumlichkeiten dürfen Verschlüsse 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nur angebracht oder anerkannt werden, wenn damit gewährleistet ist, daß Waren 
weder eingebracht noch entnommen werden können, ohne den Verschluß zu 
verletzen oder sonst sichtbare Spuren am Verschluß oder an den Wandungen zu 
hinterlassen. 

nur angebracht oder anerkannt werden, wenn damit gewährleistet ist, daß Waren 
weder eingebracht noch entnommen werden können, ohne den Verschluß zu 
verletzen oder sonst sichtbare Spuren am Verschluß oder an den Wandungen zu 
hinterlassen. Der Beteiligte hat die Packstücke, Laderäume und Räumlichkeiten 
auf seine Kosten zollsicher herzurichten und die notwendigen Vorrichtungen zum 
Anlegen der Nämlichkeitsmittel anzubringen. 

(4) Soweit dies in völkerrechtlichen Vereinbarungen vorgesehen ist, kann für 
Beförderungsmittel, die im Verkehr über die Zollgrenze eingesetzt werden, das 
Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 allgemein durch Ausstellung eines 
Verschlußanerkenntnisses festgestellt werden. Für die Ausstellung ist das Zollamt 
zuständig, in dessen Bereich der Antragsteller seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 

(4) Soweit dies in völkerrechtlichen Vereinbarungen vorgesehen ist, kann für 
Beförderungsmittel, die im Verkehr über die Zollgrenze eingesetzt werden, das 
Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 allgemein durch Ausstellung eines 
Verschlußanerkenntnisses festgestellt werden.  

(5) Wenn der Verdacht besteht, daß mit einem verschlossenen 
Beförderungsmittel gerichtlich strafbare Handlungen grenzüberschreitend 
begangen werden und dessen Öffnung zur Durchführung der Amtshandlung 
erforderlich ist, sind außerhalb des Amtsplatzes einer Zollstelle auch Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, Verschlüsse zu öffnen, wenn wegen 
Gefahr im Verzug das Einschreiten eines Zollorgans nicht abgewartet werden 
kann. Nach dem Abschluss der Amtshandlung haben die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes dafür Sorge zu tragen, dass die zollamtliche Überwachung der 
beförderten Waren durch Zollorgane sichergestellt werden kann; hiezu haben sie 
das Zollamt zu verständigen, in dessen Bereich die Amtshandlung gesetzt wurde. 
Dieses hat den einschreitenden Organen des zuständigen Sicherheitsdienstes 
mitzuteilen, wie eine möglichst schnelle Übernahme der zollamtlichen 
Überwachung durch Zollorgane sichergestellt wird. 

(5) Wenn der Verdacht besteht, daß mit einem verschlossenen 
Beförderungsmittel gerichtlich strafbare Handlungen grenzüberschreitend 
begangen werden und dessen Öffnung zur Durchführung der Amtshandlung 
erforderlich ist, sind außerhalb des Amtsplatzes einer Zollstelle auch Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, Verschlüsse zu öffnen, wenn wegen 
Gefahr im Verzug das Einschreiten eines Zollorgans nicht abgewartet werden 
kann. Nach dem Abschluss der Amtshandlung haben die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes dafür Sorge zu tragen, dass die zollamtliche Überwachung der 
beförderten Waren durch Zollorgane sichergestellt werden kann; hierzu haben sie 
das Zollamt Österreich zu verständigen. Dieses hat den einschreitenden Organen 
des zuständigen Sicherheitsdienstes mitzuteilen, wie eine möglichst schnelle 
Übernahme der zollamtlichen Überwachung durch Zollorgane sichergestellt wird. 

Ausschluß von bestimmten Formen des Zollverfahrens Ausschluß von bestimmten Formen des Zollverfahrens 

§ 27a. (1) Sofern in den diesbezüglichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist, 
dass unter bestimmten Voraussetzungen Personen von bestimmten Formen des 
Zollverfahrens auszuschließen sind oder ausgeschlossen werden können, obliegt 
dieser Ausschluss dem Zollamt, in dessen Bereich der Betroffene seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat. 

§ 27a. (1) Sofern in den diesbezüglichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist, 
dass unter bestimmten Voraussetzungen Personen von bestimmten Formen des 
Zollverfahrens auszuschließen sind oder ausgeschlossen werden können, obliegt 
dieser Ausschluss dem Zollamt Österreich. 

(2) … (2) … 

Überwachung bei Begünstigungen Überwachung bei Begünstigungen 

§ 28. Wenn Begünstigungen oder Verfahrensvereinfachungen in Anspruch 
genommen werden, hat die Zollbehörde die Befugnis, 

§ 28. Wenn Begünstigungen oder Verfahrensvereinfachungen in Anspruch 
genommen werden, hat das Zollamt Österreich die Befugnis, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. dem Begünstigten die für eine einfache und kostensparende Ausübung 
der Zollaufsicht notwendigen Anordnungen zu erteilen über 

 1. dem Begünstigten die für eine einfache und kostensparende Ausübung 
der Zollaufsicht notwendigen Anordnungen zu erteilen über 

 a) …  a) … 

 b) die Führung von besonderen Aufzeichnungen über zollrechtlich 
bedeutsame Vorgänge oder Tatsachen sowie die Ablage 
diesbezüglicher Belege und deren Vorlage an die Zollbehörde, 

 b) die Führung von besonderen Aufzeichnungen über zollrechtlich 
bedeutsame Vorgänge oder Tatsachen sowie die Ablage 
diesbezüglicher Belege und deren Vorlage an das Zollamt Österreich , 

 c) …  c) … 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

Überwachung bei Verboten und Beschränkungen Überwachung bei Verboten und Beschränkungen 

§ 29. (1) Die Zollbehörden und die Zollorgane haben an der Vollziehung 
von Verboten und Beschränkungen des Besitzes, der Verbringung oder der 
Verwendung von Waren im Verkehr über die Grenzen des Anwendungsgebietes 
nach Maßgabe der nachstehenden Absätze mitzuwirken, selbst wenn ihnen dies in 
den die einzelnen Verbote oder Beschränkungen betreffenden Rechtsvorschriften 
nicht eigens aufgetragen und der Bundesminister für Finanzen nicht zur 
Vollziehung dieser Rechtsvorschriften zuständig ist. Die Zuständigkeit zur 
Vollziehung der Rechtsvorschriften betreffend diese Verbote und 
Beschränkungen wird hiedurch nicht berührt. Sofern diese Rechtsvorschriften 
eine Zuständigkeit mehrerer Sicherheitsbehörden vorsehen, insbesondere dann, 
wenn der Besitz, die Verbringung oder die Verwendung der Waren eine 
allgemeine Gefahr (§ 16 Sicherheitspolizeigesetz - SPG) darstellt, und soweit 
Zollorgane Maßnahmen nach den Abs. 2 bis 4 setzen, ist das Handeln der 
Zollorgane der Landespolizeidirektion jenes Bundeslandes zuzurechnen, in dem 
sie einschreiten. 

§ 29. (1) Das Zollamt Österreich und die Zollorgane haben an der 
Vollziehung von Verboten und Beschränkungen des Besitzes, der Verbringung 
oder der Verwendung von Waren im Verkehr über die Grenzen des 
Anwendungsgebietes nach Maßgabe der nachstehenden Absätze mitzuwirken, 
selbst wenn ihnen dies in den die einzelnen Verbote oder Beschränkungen 
betreffenden Rechtsvorschriften nicht eigens aufgetragen und der Bundesminister 
für Finanzen nicht zur Vollziehung dieser Rechtsvorschriften zuständig ist. Die 
Zuständigkeit zur Vollziehung der Rechtsvorschriften betreffend diese Verbote 
und Beschränkungen wird hiedurch nicht berührt. Sofern diese 
Rechtsvorschriften eine Zuständigkeit mehrerer Sicherheitsbehörden vorsehen, 
insbesondere dann, wenn der Besitz, die Verbringung oder die Verwendung der 
Waren eine allgemeine Gefahr (§ 16 Sicherheitspolizeigesetz - SPG) darstellt, 
und soweit Zollorgane Maßnahmen nach den Abs. 2 bis 4 setzen, ist das Handeln 
der Zollorgane der Landespolizeidirektion jenes Bundeslandes zuzurechnen, in 
dem sie einschreiten. 

(2) … (2) … 

(3) Im Fall des Absatzes 2 ist die jeweils zuständige Behörde unverzüglich 
zu verständigen. Die befassten Zollbehörden und Zollorgane sind befugt, die zur 
Beweissicherung und zur Aufklärung des Falles notwendigen und keinen 
Aufschub duldenden Maßnahmen zu setzen sowie bei Gefahr im Verzug die 
Ware zu beschlagnahmen. § 26 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. Weitergehende 
gesetzliche Regelungen über die Zuständigkeit der Zollbehörden bei der 
Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Verbote und Beschränkungen des 
Warenverkehrs bleiben unberührt. 

(3) Im Fall des Absatzes 2 ist die jeweils zuständige Behörde unverzüglich 
zu verständigen. Das Zollamt Österreich und die befassten Zollorgane sind 
befugt, die zur Beweissicherung und zur Aufklärung des Falles notwendigen und 
keinen Aufschub duldenden Maßnahmen zu setzen sowie bei Gefahr im Verzug 
die Ware zu beschlagnahmen. § 26 Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. Weitergehende 
gesetzliche Regelungen über die Zuständigkeit der Zollbehörden bei der 
Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Verbote und Beschränkungen des 
Warenverkehrs bleiben unberührt. 

(4)Die Zollämter haben ihre örtlichen und sachlichen Zuständigkeitsbereiche (4) Das Zollamt Österreich hat die Übertragung von Aufgaben zur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zur Vollziehung der Rechtsvorschriften über Verbote und Beschränkungen sowie 
die der ihnen zugeordneten Zollstellen kundzumachen. Die betroffenen Zollämter 
und Zollstellen haben die für die Durchführung der übertragenen Befugnisse 
erforderlichen Zulassungskriterien zu erfüllen und entsprechende 
Zulassungsverfahren einzuhalten. 

Vollziehung der Rechtsvorschriften über Verbote und Beschränkungen auf 
einzelne Zollstellen kundzumachen. Die betroffenen Zollstellen haben die für die 
Durchführung der übertragenen Befugnisse erforderlichen Zulassungskriterien zu 
erfüllen und entsprechende Zulassungsverfahren einzuhalten. 

Überwachung im Luftverkehr Überwachung im Luftverkehr 

§ 31. (1) Aus Drittstaaten eingeflogene oder zum Abflug nach Drittstaaten 
bestimmte Luftfahrzeuge dürfen im Anwendungsgebiet nur landen oder abfliegen 

§ 31. (1) Aus Drittstaaten eingeflogene oder zum Abflug nach Drittstaaten 
bestimmte Luftfahrzeuge dürfen im Anwendungsgebiet nur landen oder abfliegen 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

Die Einrichtung einer Zollstelle auf einem Flugplatz (Zollflugplatz) obliegt dem 
für den örtlichen Bereich zuständigen Zollamt nach Maßgabe der 
Verkehrsbedürfnisse sowie einer zweckmäßigen, einfachen und kostensparenden 
Vollziehung und ist entsprechend kundzumachen. 

Die Einrichtung einer Zollstelle auf einem Flugplatz (Zollflugplatz) obliegt dem 
Zollamt Österreich nach Maßgabe der Verkehrsbedürfnisse sowie einer 
zweckmäßigen, einfachen und kostensparenden Vollziehung und ist entsprechend 
kundzumachen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

(4) Der Halter eines Zollflugplatzes hat auf diesem unter Beachtung 
diesbezüglichen Gemeinschaftsrechts Sorge zu tragen, daß ein Bereich 
eingerichtet ist, in dem sich Personen vor der Anmeldung von Waren anläßlich 
der Ankunft aus Drittstaaten oder nach der Anmeldung von Waren anläßlich des 
Abflugs nach Drittstaaten oder zwischen der Ankunft und dem Abflug aufhalten 
und Waren während dieser Zeiten aufbewahrt werden können. Der Verkehr 
zwischen diesem Bereich und dem übrigen Anwendungsgebiet ist nur über die 
von der Zollstelle zugelassenen Zu- und Abgänge gestattet. Diese sind vom 
Flugplatzhalter unter Sperre oder Aufsicht zu halten, soweit sie nicht durch 
Behördenorgane überwacht werden. Personen dürfen sich in diesem Bereich nur 
aufhalten, wenn ihnen der Zutritt nach den für die Benützung des Zivilflugplatzes 
geltenden Rechtsvorschriften gestattet ist und sie sich als berechtigt ausweisen 
können. 

(4) Der Halter eines Zollflugplatzes hat auf diesem unter Beachtung 
diesbezüglichen Unionsrechts Sorge zu tragen, daß ein Bereich eingerichtet ist, in 
dem sich Personen vor der Anmeldung von Waren anläßlich der Ankunft aus 
Drittstaaten oder nach der Anmeldung von Waren anläßlich des Abflugs nach 
Drittstaaten oder zwischen der Ankunft und dem Abflug aufhalten und Waren 
während dieser Zeiten aufbewahrt werden können. Der Verkehr zwischen diesem 
Bereich und dem übrigen Anwendungsgebiet ist nur über die von der Zollstelle 
zugelassenen Zu- und Abgänge gestattet. Diese sind vom Flugplatzhalter unter 
Sperre oder Aufsicht zu halten, soweit sie nicht durch Behördenorgane überwacht 
werden. Personen dürfen sich in diesem Bereich nur aufhalten, wenn ihnen der 
Zutritt nach den für die Benützung des Zivilflugplatzes geltenden 
Rechtsvorschriften gestattet ist und sie sich als berechtigt ausweisen können. 

(5) … (5) … 

Überwachung im Schiffsverkehr Überwachung im Schiffsverkehr 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2)Der Schiffsführer hat die nächstgelegene Dienststelle der Zollverwaltung, 
der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei von Vorgängen im Sinn des 
Abs. 1 unverzüglich zu verständigen. 

(2) Der Schiffsführer hat die nächstgelegene Zollstelle bzw. die 
nächstgelegene Dienststelle der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei von 
Vorgängen im Sinn des Abs. 1 unverzüglich zu verständigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

(5) Nicht-Unionswaren, einschließlich solche aus dem Schiffsproviant, 
dürfen vor dem ersten Anlegen und nach dem letzten Ablegen im Zollgebiet an 
Reisende (Passagiere und Besatzungsmitglieder) abgegeben werden. Bei der 
Einreise sind diese Waren, sofern sie nicht verbraucht sind, vom Reisenden beim 
ersten Anlegen dem Zollamt zu gestellen, sofern im Zollrecht keine Ausnahme 
zugelassen ist. 

(5) Nicht-Unionswaren, einschließlich solche aus dem Schiffsproviant, 
dürfen vor dem ersten Anlegen und nach dem letzten Ablegen im Zollgebiet an 
Reisende (Passagiere und Besatzungsmitglieder) abgegeben werden. Bei der 
Einreise sind diese Waren, sofern sie nicht verbraucht sind, vom Reisenden beim 
ersten Anlegen dem Zollamt Österreich zu gestellen, sofern im Zollrecht keine 
Ausnahme zugelassen ist. 

(6) … (6) … 

Zu den Art. 22 bis 29 des Zollkodex 
Örtliche Zuständigkeit für Bewilligungserteilungen 

 

§ 39. (1) Für Bewilligungen und Zulassungen, sofern sie nicht durch 
Annahme der Anmeldung erteilt werden oder als erteilt gelten, ist das Zollamt 
zuständig, in dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder 
seinen Sitz hat. 

 

(2) Soweit sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Wohnsitz oder Sitz 
richtet, ist mangels eines solchen Wohnsitzes oder Sitzes im Anwendungsgebiet 
das Zollamt Innsbruck zuständig. In den Fällen des § 87 Abs. 3 ist jedoch das als 
erstes befasste Zollamt zuständig. 

 

(3) Wird der Antrag auf Erteilung eines Präferenznachweises erst nach 
Ausfuhr der Ware, auf die sich dieser Nachweis bezieht, gestellt, so kann das mit 
der Sache befasste Zollamt den Antrag an ein anderes dem Wohnsitz (Sitz) des 
Ausführers oder der Betriebsstätte, aus der die ausgeführte Ware stammt, 
nähergelegenes sachlich zuständiges Zollamt weiterleiten, sofern dies zur 
Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdienlich ist und nicht 
überwiegende Interessen des Antragstellers entgegenstehen. Der Antragsteller ist 
von der Weiterleitung zu verständigen. 

 

Zu Art. 33 des Zollkodex 
Verbindliche Auskünfte 

Zu Art. 33 des Zollkodex 
Verbindliche Auskünfte 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit 
Verordnung ganz oder teilweise einer in seinem Wirkungsbereich gelegenen 
Zollbehörde übertragen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit 
Verordnung ganz oder teilweise dem Zollamt Österreich übertragen. 

§ 43. (1) und (2) … § 43. (1) und (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Bei einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Feststellung der 
Einfuhrabgabenfreiheit gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b ist die Regelung des § 249 
Abs. 1 BAO nicht anzuwenden und die Beschwerde bei dem für die Feststellung 
der Einfuhrabgabenfreiheit zuständigen Zollamt einzubringen, das auch über die 
Beschwerde zu entscheiden hat. Wird die Beschwerde innerhalb der Frist des 
§ 245 BAO bei dem Zollamt, das die Entscheidung erlassen hat, eingebracht, gilt 
dies als rechtzeitige Einbringung; das Zollamt hat die bei ihr eingebrachte 
Beschwerde unverzüglich an das für die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
zuständige Zollamt weiterzuleiten. 

 

Zu Art. 94 des Zollkodex Zu Art. 94 des Zollkodex 

§ 58. Ein im Zollgebiet der Union ansässiger Dritter, der nicht ein in der 
Union nach den geltenden Unionsvorschriften akkreditiertes Kreditinstitut oder 
Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen ist, ist von den Zollbehörden als 
Bürge zuzulassen, wenn die jederzeitige Einbringung der verbürgten Beträge 
gewährleistet ist. 

§ 58. Ein im Zollgebiet der Union ansässiger Dritter, der nicht ein in der 
Union nach den geltenden Unionsvorschriften akkreditiertes Kreditinstitut oder 
Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen ist, ist vom Zollamt Österreich als 
Bürge zuzulassen, wenn die jederzeitige Einbringung der verbürgten Beträge 
gewährleistet ist. 

Zu Art. 104 bis 105 des Zollkodex Zu Art. 104 bis 105 des Zollkodex 

§ 61. (1) und (2) … § 61. (1) und (2) … 

(3) Sind für die Einhebung mehrerer Zollschuldigkeiten eines Zollschuldners 
verschiedene Zollstellen zuständig, so kann die buchmäßige Erfassung und 
Einhebung von Abgabenbeträgen auf Antrag des Zollschuldners gesamthaft und 
gegebenenfalls unter Zugrundelegung des höchsten in Betracht kommenden 
Zollsatzes durch eine Zollstelle erfolgen. 

 

§ 66. Unbeschadet des Art. 109 Abs. 2 des Zollkodex kann eine Zollschuld 
von einer dritten Person mit Bewilligung des Zollamtes übernommen werden. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die Einbringlichkeit der Abgaben nicht 
gefährdet ist. Für das Wirksamwerden der Übernahme genügt es, dass die 
Entscheidung dem Übernehmer bekannt gegeben wird; der Übernehmer tritt an 
Stelle des bisherigen Zollschuldners in das bestehende Zollschuldverhältnis ein 
(Schuldnerwechsel). Weiters kann bewilligt werden, dass eine dritte Person neben 
dem Zollschuldner ganz oder teilweise der Zollschuld beitritt und dadurch im 
entsprechenden Ausmaß Gesamtschuldner wird (Schuldbeitritt). 

§ 66. Unbeschadet des Art. 109 Abs. 2 des Zollkodex kann eine Zollschuld 
von einer dritten Person mit Bewilligung des Zollamtes Österreich übernommen 
werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die Einbringlichkeit der 
Abgaben nicht gefährdet ist. Für das Wirksamwerden der Übernahme genügt es, 
dass die Entscheidung dem Übernehmer bekannt gegeben wird; der Übernehmer 
tritt an Stelle des bisherigen Zollschuldners in das bestehende 
Zollschuldverhältnis ein (Schuldnerwechsel). Weiters kann bewilligt werden, 
dass eine dritte Person neben dem Zollschuldner ganz oder teilweise der 
Zollschuld beitritt und dadurch im entsprechenden Ausmaß Gesamtschuldner 
wird (Schuldbeitritt). 

Zu Art. 110 bis 111 des Zollkodex Zu Art. 110 bis 111 des Zollkodex 

§ 67. (1) und (2) … § 67. (1) und (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) Dem Zollschuldner ist der Gesamtrückstand an Einfuhr- und 
Ausfuhrabgaben, an Nebenansprüchen sowie an sonstigen Abgaben und dessen 
Zusammensetzung vom Zollamt, das für die Einhebung zuständig ist, zum 
1. Oktober eines jeden Jahres mitzuteilen (Rückstandsaufgliederung). 

(3) Dem Zollschuldner ist der Gesamtrückstand an Einfuhr- und 
Ausfuhrabgaben, an Nebenansprüchen sowie an sonstigen Abgaben und dessen 
Zusammensetzung vom Zollamt Österreich zum 1. Oktober eines jeden Jahres 
mitzuteilen (Rückstandsaufgliederung). 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

§ 72. (1) Zuständig für die Erstattung oder den Erlass ist die Zollbehörde, in 
deren Bereich die buchmäßige Erfassung des zu erstattenden oder zu erlassenden 
Betrages erfolgt ist. Sollen die Erstattung oder der Erlass im Zusammenhang mit 
nachträglichen buchmäßigen Erfassungen erfolgen, ist hiefür auch die 
Zollbehörde zuständig, die die nachträglichen buchmäßigen Erfassungen 
durchführt. 

 

(2) Sollen die Erstattung oder der Erlass gemäß Art. 116 Abs. 1 Buchstabe a 
des Zollkodex im Zusammenhang mit der Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 
gemäß § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b erfolgen, ist abweichend von Abs. 1 das für die 
Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zuständige Zollamt auch zuständig für 
die Erstattung oder den Erlass. 

 

Zu Art. 135 des Zollkodex Zu Art. 135 des Zollkodex 

§ 74. (1) bis (3) … § 74. (1) bis (3) … 

(4) Die Zollämter können mit von ihnen nach § 21 erlassenen Verordnungen 
oder Bescheiden eine von Abs. 1 abweichende Regelung festlegen. 

(4) Das Zollamt Österreich kann mit einer nach § 21 erlassenen 
Verordnungen oder Bescheiden eine von Abs. 1 abweichende Regelung festlegen. 

Zu Art. 243 bis 249 des Zollkodex Zu Art. 243 bis 249 des Zollkodex 

§ 80. (1) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung Teile des 
Anwendungsgebiets zu Freizonen erklären. 

§ 80. Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung Teile des 
Anwendungsgebiets zu Freizonen erklären. 

(2) Zuständig für alle Vorgänge im Zusammenhang mit der Freizone ist das 
Zollamt, in dessen Bereich die Freizone gelegen ist. Sofern die Bereiche mehrerer 
Zollämter betroffen sind, ist das Zollamt zuständig, in dessen Bereich sich der 
flächenmäßig größte Teil der Freizone befindet. 

 

Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit 

§ 87. (1) und (2) … § 87. (1) und (2) … 

(3) Für die Erlassung einer gesonderten Entscheidung gemäß Abs. 1 Nr. 1 ist 
das Zollamt zuständig, in dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen 
Wohnsitz oder Sitz hat. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Besondere Ermächtigung Besondere Ermächtigung 

§ 88. (1) Soweit im Zollrecht der Union für die Anwendung der 
außertariflichen Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbefreiungen eine besondere 
Ermächtigung oder Zulassung vorgesehen ist, ist diese auf Antrag jedem zu 
erteilen, der aus seinen persönlichen, amtlichen oder betrieblichen Umständen 
heraus in der Lage ist, die Voraussetzungen für die Abgabenbefreiung oder die 
Verwendungspflicht zu erfüllen. 

§ 88. Soweit im Zollrecht der Union für die Anwendung der außertariflichen 
Einfuhr- oder Ausfuhrabgabenbefreiungen eine besondere Ermächtigung oder 
Zulassung vorgesehen ist, ist diese auf Antrag jedem zu erteilen, der aus seinen 
persönlichen, amtlichen oder betrieblichen Umständen heraus in der Lage ist, die 
Voraussetzungen für die Abgabenbefreiung oder die Verwendungspflicht zu 
erfüllen. 

(2) Für die Ermächtigung oder Zulassung ist das Zollamt zuständig, in 
dessen Bereich der Antragsteller seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat. 

 

§ 97. (1) … § 97. (1) … 

(2) Sind für die im Hinblick auf Abs. 1 einfuhrabgabepflichtigen Treibstoffe 
neben dem Zoll auch andere Einfuhrabgaben zu entrichten, so kann das Zollamt 
zur Vereinfachung des Verfahrens einheitliche Bemessungsgrundlagen und alle 
Einfuhrabgaben umfassende Pauschalsätze anwenden, wenn der Anmelder keine 
Festsetzung der einzelnen Einfuhrabgaben verlangt. Die Verrechnung der 
einzelnen Einfuhrabgaben entsprechend den für sie anzuwendenden 
finanzgesetzlichen Ansätzen ist sicherzustellen. 

(2) Sind für die im Hinblick auf Abs. 1 einfuhrabgabepflichtigen Treibstoffe 
neben dem Zoll auch andere Einfuhrabgaben zu entrichten, so kann das Zollamt 
Österreich zur Vereinfachung des Verfahrens einheitliche Bemessungsgrundlagen 
und alle Einfuhrabgaben umfassende Pauschalsätze anwenden, wenn der 
Anmelder keine Festsetzung der einzelnen Einfuhrabgaben verlangt. Die 
Verrechnung der einzelnen Einfuhrabgaben entsprechend den für sie 
anzuwendenden finanzgesetzlichen Ansätzen ist sicherzustellen. 

Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

§ 98. (1) und (2) …  § 98. (1) und (2) …  

(3) Die Erhebung der Nebenansprüche obliegt jener Zollstelle, bei der das 
Verfahren anhängig ist. 

(3) Die Nebenansprüche sind nach den für die Einfuhr- und Ausfuhrabgaben 
geltenden Bestimmungen zu erheben. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Kostenersätze Kostenersätze 

§ 106. (1) … § 106. (1) … 

(2) Im Fall einer Auskunft gemäß Art. 33 des Zollkodex sind die Kosten mit 
Bescheid des Bundesministers für Finanzen festzusetzen und vom Zollamt Wien 
einzuheben. 

(2) Im Fall einer Auskunft gemäß Art. 33 des Zollkodex sind die Kosten mit 
Bescheid des Bundesministers für Finanzen festzusetzen und vom Zollamt 
Österreich einzuheben. 

(3) … (3) … 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

 § 110. Zuständige Behörde für die Leistung von Amtshilfe ist der 
Bundesminister für Finanzen. Darüber hinaus sind nachgeordnete Zollbehörden 

 § 110. Zuständige Behörde für die Leistung von Amtshilfe ist der 
Bundesminister für Finanzen. Darüber hinaus ist das Zollamt Österreich für die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
für die Leistung von Amtshilfe auf Ersuchen oder spontan zuständig Leistung von Amtshilfe auf Ersuchen oder spontan zuständig 

 1. gegenüber gleichrangigen Behörden von Nachbarstaaten mit aneinander 
angrenzenden örtlichen Zuständigkeitsbereichen, 

 1. gegenüber gleichrangigen Behörden von Nachbarstaaten, 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

In den Fällen der Z 2 und 3 ist dem Bundesminister für Finanzen unverzüglich 
Mitteilung zu machen. 

In den Fällen der Z 2 und 3 ist dem Bundesminister für Finanzen unverzüglich 
Mitteilung zu machen. 

Einschreiten auf fremdem Hoheitsgebiet Einschreiten auf fremdem Hoheitsgebiet 

§ 114. (1) … § 114. (1) … 

(2)Das Handeln von Zollorganen im Ausland, soweit es nicht im Rahmen 
eines Mandats der Europäischen Kommission erfolgt, ist dem Zollamt 
zuzurechnen, dem sie beigegeben, zugeteilt oder unterstellt sind. Das Handeln 
von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes ist jenem Zollamt zuzurechnen, 
von dessen Bereich aus die Grenze überschritten wurde. 

(2) Das Handeln von Zollorganen im Ausland, soweit es nicht im Rahmen 
eines Mandats der Europäischen Kommission erfolgt, oder von Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes im Ausland, ist dem Zollamt Österreich 
zuzurechnen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Besonderer Rechtsschutz Besonderer Rechtsschutz 

§ 116. (1) Auf Beschwerden von Personen, die behaupten, durch das 
Einschreiten der Zollorgane im Ausland in ihren Rechten verletzt worden zu sein, 
finden die §§ 85a bis 85f mit der Maßgabe Anwendung, dass örtlich zuständig 
das Zollamt ist, von dessen Bereich aus die Zollorgane die Grenze überschritten 
haben. 

§ 116. (1) Auf Beschwerden von Personen, die behaupten, durch das 
Einschreiten der Zollorgane im Ausland in ihren Rechten verletzt worden zu sein, 
finden die §§ 85a bis 85f Anwendung. 

(2) Die Zollämter erkennen außerdem über Beschwerden von Personen, die 
behaupten, durch die Tätigkeit von Organen ausländischer Zollverwaltungen im 
Bundesgebiet in ihren Rechten verletzt zu sein, sofern nicht nach 
völkerrechtlichen Vereinbarungen ein anderes Beschwerderecht besteht. 

(2) Das Zollamt Österreich erkennt außerdem über Beschwerden von 
Personen, die behaupten, durch die Tätigkeit von Organen ausländischer 
Zollverwaltungen im Bundesgebiet in ihren Rechten verletzt zu sein, sofern nicht 
nach völkerrechtlichen Vereinbarungen ein anderes Beschwerderecht besteht. 

(3) Ist das Einschreiten der Organe der ausländischen Zollverwaltungen, 
gegen das sich die Beschwerde richtet, sonst keiner Behörde zurechenbar, so 
findet im Umfang der Beschwerde eine Zurechnung zum Zollamt Wien statt. 
Gleiches gilt für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegenüber 
dem Bund. 

 

(4) … (4) … 

§ 118. (1) bis (3) … § 118. (1) bis (3) … 

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit (4) Der Bundesminister für Finanzen kann diese Zuständigkeit mit 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verordnung ganz oder teilweise den in seinem Wirkungsbereich gelegenen 
Zollbehörden übertragen. 

Verordnung ganz oder teilweise dem Zollamt Österreich übertragen. 

§ 119g. (1) Das Bundesministerium für Finanzen und die Zollämter sind 
ermächtigt, Daten in dem mit Beschluss 2009/917/JI über den Einsatz der 
Informationstechnologie im Zollbereich errichteten Zollinformationssystem und 
Aktennachweissystem zur Erreichung des Zwecks gemäß § 119a zu verarbeiten. 

§ 119g. (1) Das Bundesministerium für Finanzen und das Zollamt Österreich 
sind ermächtigt, Daten in dem mit Beschluss 2009/917/JI über den Einsatz der 
Informationstechnologie im Zollbereich errichteten Zollinformationssystem und 
Aktennachweissystem zur Erreichung des Zwecks gemäß § 119a zu verarbeiten. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

Einrichtung eines Aktennachweissystems für Zollzwecke Einrichtung eines Aktennachweissystems für Zollzwecke 

§ 119j. (1) Zweck des Aktennachweissystems für Zollzwecke ist es, den 
gemäß § 58 Abs. 1 lit. a und b FinStrG zuständigen Zollämtern und den gemäß 
§ 119g Abs. 3 ermächtigten Behörden, die Ermittlungen über eine oder mehrere 
Personen oder Unternehmen aufnehmen oder durchführen, sowie Europol und 
Eurojust zu ermöglichen, die zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten 
ausfindig zu machen, die mit Ermittlungen über diese Personen oder 
Unternehmen befasst sind oder waren, um durch Informationen über die Existenz 
von Ermittlungsakten den in § 119a genannten Zweck zu erreichen. 

§ 119j. (1) Zweck des Aktennachweissystems für Zollzwecke ist es, dem 
Zollamt Österreich als Finanzstrafbehörde und den gemäß § 119g Abs. 3 
ermächtigten Behörden, die Ermittlungen über eine oder mehrere Personen oder 
Unternehmen aufnehmen oder durchführen, sowie Europol und Eurojust zu 
ermöglichen, die zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten ausfindig zu 
machen, die mit Ermittlungen über diese Personen oder Unternehmen befasst sind 
oder waren, um durch Informationen über die Existenz von Ermittlungsakten den 
in § 119a genannten Zweck zu erreichen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Betrieb und Nutzung des Aktennachweissystems für Zollzwecke Betrieb und Nutzung des Aktennachweissystems für Zollzwecke 

§ 119k. (1) Das Aktennachweissystem umfasst folgende Kategorien von 
Daten: 

§ 119k. (1) Das Aktennachweissystem umfasst folgende Kategorien von 
Daten: 

 1. Personen oder Unternehmen, die Gegenstand einer Ermittlung der gem. 
§ 58 Abs. 1 lit. a und b FinStrG zuständigen Zollämter oder einer gemäß 
§ 119g Abs. 3 ermächtigten Behörde sind oder waren und 

 1. Personen oder Unternehmen, die Gegenstand einer Ermittlung des 
Zollamtes Österreich als Finanzstrafbehörde oder einer gemäß § 119g 
Abs. 3 ermächtigten Behörde sind oder waren und 

 a) bis c) …  a) bis c) … 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

Die in Z 1 bis 3 genannten Daten werden für jede Person oder jedes Unternehmen 
in einem gesonderten Datensatz eingegeben. Eine Verknüpfung der Datensätze ist 
nicht zulässig. 

Die in Z 1 bis 3 genannten Daten werden für jede Person oder jedes Unternehmen 
in einem gesonderten Datensatz eingegeben. Eine Verknüpfung der Datensätze ist 
nicht zulässig. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 119l. (1) Die gemäß § 58 Abs. 1 lit. a und b FinStrG zuständigen Zollämter 
und die gemäß § 119g Abs. 3 ermächtigten Behörden sind berechtigt, Daten in 
das Aktennachweissystem für Zollzwecke einzugeben und abzufragen. 

§ 119l. (1) Das Zollamt Österreich als Finanzstrafbehörde und die gemäß 
§ 119g Abs. 3 ermächtigten Behörden sind berechtigt, Daten in das 
Aktennachweissystem für Zollzwecke einzugeben und abzufragen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) … (2) … 

Datenschutz für personenbezogene Daten Datenschutz für personenbezogene Daten 

§ 119n. Daten zu Personen, die von ermächtigten Behörden anderer 
Mitgliedstaaten in das Zollinformationssystem eingegeben worden sind, dürfen 
nicht in nationalen Datenverarbeitungen vervielfältigt werden. Das 
Bundesministerium für Finanzen und die Zollämter sind berechtigt, soweit dies 
für konkrete Fälle oder Ermittlungen erforderlich ist, derartige Daten für das 
automatisationsunterstützte Risikomanagement oder die operative Analyse zu 
verwenden. Diese Daten sind nur so lange aufzubewahren, als dies für die 
Erreichung des Zwecks, für den sie verwendet wurden, erforderlich ist. Die 
Erforderlichkeit der Aufbewahrung wird einmal jährlich vom Bundesministerium 
für Finanzen überprüft. Die Speicherdauer darf zehn Jahre nicht überschreiten. 
Personenbezogene Daten, die für das Risikomanagement oder die operative 
Analyse nicht mehr benötigt werden, sind unverzüglich zu löschen oder zu 
anonymisieren. 

§ 119n. Daten zu Personen, die von ermächtigten Behörden anderer 
Mitgliedstaaten in das Zollinformationssystem eingegeben worden sind, dürfen 
nicht in nationalen Datenverarbeitungen vervielfältigt werden. Das 
Bundesministerium für Finanzen und das Zollamt Österreich sind berechtigt, 
soweit dies für konkrete Fälle oder Ermittlungen erforderlich ist, derartige Daten 
für das automatisationsunterstützte Risikomanagement oder die operative 
Analyse zu verwenden. Diese Daten sind nur so lange aufzubewahren, als dies für 
die Erreichung des Zwecks, für den sie verwendet wurden, erforderlich ist. Die 
Erforderlichkeit der Aufbewahrung wird einmal jährlich vom Bundesministerium 
für Finanzen überprüft. Die Speicherdauer darf zehn Jahre nicht überschreiten. 
Personenbezogene Daten, die für das Risikomanagement oder die operative 
Analyse nicht mehr benötigt werden, sind unverzüglich zu löschen oder zu 
anonymisieren. 

Zu den Art. 29, 30, 31 und 41a der VO (EG) 515/97 Zu den Art. 29, 30, 31 und 41a der VO (EG) 515/97 

§ 119p. Das Bundesministerium für Finanzen und die Zollämter sind 
ermächtigt, Daten in dem mit der Verordnung (EG) Nr. 515/97 über die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten und 
die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der Kommission im Hinblick auf die 
ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung, ABl. Nr. L 82 
vom 22.03.1997 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 123 vom 
15.05.1997 S. 25, zuletzt geändert durch die VO (EG) Nr. 766/2008, ABl. 
Nr. L 218 vom 13.08.2008 S. 48, errichteten Zollinformationssystem und 
Aktennachweissystem zur Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung von 
Handlungen, die der Zoll- oder Agrarregelung zuwiderlaufen, zu verarbeiten. 

§ 119p. Das Bundesministerium für Finanzen und das Zollamt Österreich 
sind ermächtigt, Daten in dem mit der Verordnung (EG) Nr. 515/97 über die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten und 
die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der Kommission im Hinblick auf die 
ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung, ABl. Nr. L 82 
vom 22.03.1997 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 123 vom 
15.05.1997 S. 25, zuletzt geändert durch die VO (EG) Nr. 766/2008, ABl. 
Nr. L 218 vom 13.08.2008 S. 48, errichteten Zollinformationssystem und 
Aktennachweissystem zur Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung von 
Handlungen, die der Zoll- oder Agrarregelung zuwiderlaufen, zu verarbeiten. 

Inkrafttreten, Übergangs- und Schlußbestimmungen Inkrafttreten, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 120. (1) bis (1v) … § 120. (1) bis (1v) … 

 „(1w) § 4 Z 13 und Z 18, § 6 Abs. 2, § 6a, § 7 Abs. 1 und 3, § 8 Abs. 3, § 10 
Abs. 1, § 11 Abs. 1 und 7, § 15 Abs. 1, 3, 5, 6 und 7, § 16 Abs. 3, § 19 Abs. 1 und 
2, § 20 Abs. 2 Z 3 und Abs. 5, § 21 Abs. 1 lit. a und Abs. 2, § 23 Abs. 1 Z 4, 
Abs. 2 und 4, § 24 Abs. 1 und 3, § 25 Abs. 1 und 2, § 26 Abs. 3, § 27 Abs. 3, 4 
und 5, § 27a Abs. 1, § 28, § 29 Abs. 1, 3 und 4, § 31 Abs. 1 und 4, § 32 Abs. 2 
und 5, § 40 Abs. 2, § 58, § 66, § 67 Abs. 3, § 74 Abs. 4, § 97 Abs. 2, § 98 Abs. 3, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 106 Abs. 2, § 110, § 114 Abs. 2, § 116 Abs. 1 und 2, § 118 Abs. 4, § 119g 
Abs. 1, § 119j Abs. 1, § 119k Abs. 1 Z 1, § 119l Abs. 1, § 119n und § 119p, 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit 
1. Jänner 2020 in Kraft. § 2b, § 24 Abs. 2, § 39 samt Überschrift, § 43 Abs. 3, 
§ 61 Abs. 3, § 72, § 80 Abs. 2, § 87 Abs. 3, § 88 Abs. 2 und § 116 Abs. 3 treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
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